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Kurdischer Gefangener im 
Iran hingerichtet 


In der ostkurdischen Stadt Mako 
im Iran wurde Fesih Yasemini 
am 6. Januar wegen des Vorwurfs 
der Mitgliedschaft in der PJAK 
(Partei rur ein freies Leben in 
Kurdistan) hingerichtet. Fesih 
Yasemini ist seit 2007 der Dritte, 
der im Iran wegen des Vorwurfs 
Verbindungen zur PJAK zu 
haben, hingerichtet wurde. Wei¬ 
tere 14 kurdische politische 
Gefangene im Iran sind akut von 
Hinrichtung bedroht. 



Fesih Yasemini, 

hingerichtet am 6. Januar im Iran 


Yasemini war im Dorf Hindwa- 
na bei der Stadt Xoy in der 
Region Qutura gemeldet, als er 
im November 2008 in der ost¬ 
kurdischen Stadt Mako zusam¬ 
men mit Rüstern Arkiya verhaf¬ 
tet wurde. Im Dezember 2008 
wurde er vom Revolutionsge¬ 
richt mit dem Vorwurf der Mit¬ 
gliedschaft in der PJAK zum 
Tode verurteilt. 

Yasemin ist der Dritte kurdische 
politische Gefangene im Iran, 
der seit 2007 unter dem Vorwurf 
Mitglied der PJAK zu sein, hin¬ 
gerichtet wurde. Vor ihm hat 
Ihsan Fetahiyan am Morgen des 
11. November im Sine-Strafvoll- 
zug durch Erhängen sein Leben 
verloren. Durch die starken 
Reaktionen von Kurd_innen auf 
diese Hinrichtung konnten die 
Todesurteile gegen Hebibullah 
Letifi und den Gefangenen des 
Sequiz Strafvollzugs, §erko 
Maarfi, gestoppt, jedoch nicht 
aufgehoben werden. 

Gegen den PJAK-Kämpfer Hik- 
met Demir wurde 2007 nach 
schwerer Folter die Todesstrafe 
vollzogen. Er war der erste 
PJAK-Gefangene, der im Iran 
hingerichtet wurde. 

In iranischen Gefängnissen sind 
mindestens 14 politische 
Kurd_innen von Hinrichtung 
bedroht. Die meisten davon sind 


mit dem Vorwurf der Mitglied¬ 
schaft oder Unterstützung der 
PKK oder PJAK inhaftiert. 

§ERKO MAARFi: Der 30-Jäh¬ 
rige wurde wegen Mitgliedschaft 
in der PJAK 2008 in Bane ver¬ 
haftet. Im Januar 2009 wurde er 
zum Tode verurteilt. Nach hefti¬ 
gen Reaktionen auf den Vollzug 
der Todesstrafe von Fetahiyan im 
November 2009 wurde seine 
Hinrichtung im November 2009 
gestoppt, aber nicht aufgehoben. 

HEBiBULLA LETIFi: Der 26- 

Jährige wurde 2007 in Sine mit 
dem Vorwurf der Unterstützung 
der PJAK verhaftet. Am 12. 
August 2008 wurde er zum Tode 
verurteilt. Im Oktober 2009 
wurde er, zeitgleich mit ihsan 
Fetahiyan, in eine Todeszelle ver¬ 
legt. Letifis Hinrichtung wurde 
ebenfalls im November 2009 
estoppt, jedoch nicht aufgeho- 
en. 

FERZAD KEMANGER: Der 

Lehrer F. Kemanger wurde im 
Juli 2006 zusammen mit seinen 
Freunden Ferhad Wekili und Eli 
Heyderiyan verhaftet. Im Febru¬ 
ar 2008 wurde er vom Revolu¬ 
tionsgericht zum Tode verurteilt. 
Momentan befindet sich der 33- 
Jährige im berüchtigten Gefäng¬ 
nis von Kerec nahe der Haupt¬ 
stadt Teheran. 

FERHAD WEKILi: Ebenso wie 
seine Freunde erlitt er schwere 
Folter und wurde monatelang in 
Einzelzellen gefangen gehalten. 
Gleichzeitig mit Kemanger und 
Heyderiyan wurde er zum Tode 
verurteilt und sitzt im Gefängnis 
Kerec. 

ELi HEYDERIYAN: Gemein¬ 
sam mit Ferzad Kemanger und 
Ferhad Wekili verhaftet, wurde 
auch gegen Eli Heyderiyan die 
Todesstrafe ausgesprochen. 

RUSTEM ARKIYA: Zusammen 
mit Fesih Yasemini wurde Arkiya 
im November 2008 in Mako 
verhaftet und im Dezember 

2008 wegen Mitgliedschaft in 
der PJAK zum Tode verurteilt. 

ZEYNEB CELALIYAN: Sie 
wurde 2008 in Kirmajan mit 
dem Vorwurf der Mitgliedschaft 
in der PJAK verhaftet. Im Januar 

2009 wurde gegen sie die Todes¬ 
strafe verhängt. 


FERHAT (JALI£: Er wurde 
während eines Gefechtes zwi¬ 
schen dem iranischen Militär 
und Guerillas der PJAK im 
Dezember 2008 zusammen mit 
Ramazan Ahmet verhaftet. Sie 
wurden beide zum Tode verur¬ 
teilt. 

RAMAZAN AHMET: Ahmet 
wurde zusammen mit Ferhat 
(Jah§ während eines Gefechtes 
zwischen iranischen Streitkräf¬ 
ten und der PJAK im Dezember 

2008 verhaftet. Im Januars 2009 
wurde gegen ihn ein Todesurteil 
ausgesprochen. 

ENWER ROSTEMI: Der 
Jugendliche wurde im Januar 

2009 in Kirmajan verhaftet und 
erlitt schwere Folter. Mit den 
Vorwürfen der Mitgliedschaft in 
der PJAK und der Teilnahme an 
Straßenprotesten wurde er im 
März 2009 um Tode verurteilt. 

§AKIR BAKi: Baki wurde in 
Meriwan verhaftet und im März 
2009 wegen des Vorwurfs der 
Mitgliedschaft in der PJAK zum 
Tode verurteilt. Zuerst wurde 
eine 30-jährige Haftstrafe gegen 
ihn verhängt. Nachdem er 
Widerspruch einlegte, wurde die 
Haft in eine Todesstrafe umge¬ 
wandelt. 

MEHEMED EMIN AGU§i: 

Er wurde wegen angeblicher 
staatfeindlichen Politik gegen 
den iranischen Staat verhaftet. 
Im November 2009 wurde 
gegen Agufi die Todesstrafe ver¬ 
hängt. Es ist nicht bekannt wel¬ 
cher Mitgliedschaft in Partei 
oder Vereinigung er beschuldigt 
wird. 

SEYD CEMAL MEHEMEDi: 

Der 38-Jährige wurde Ende 
2008 mit dem Vorwurf der 
Unterstützung der PJAK verhaf¬ 
tet. Mehemedi wurde zuerst zu 
6,5 Jahren Haft verurteilt. 2009 
wurde das Urteil in ein Todesur¬ 
teil umgewandelt. 

MISTEFA SELIM EYLUYI: Es 
ist nicht genau bekannt, wann 
Eyluyi verhaftet wurde. Er befin¬ 
det sich seit einigen Jahren in 
Haft sein. Wegen des Vorwurfs 
bei einer bewaffneten Aktion 
gegen den Staat beteiligt gewe¬ 
sen zu sein, wurde Eyluyi zum 
Tode verurteilt. 

(ANF, 6.1., ISKU) 


Meldungen 

Gericht droht DTP-Spitzenpo- 
litikern mit jahrzehntelanger 
Freiheitsstrafe 

Die ehemaligen Vorsitzenden 
der mittlerweile verbotenen 
kurdischen Partei für eine 
demokratische Gesellschaft 
DTP und Parlamentsabgeord¬ 
neten Ahmet Türk und Aysel 
Tugluk aus Diyarbakir sollen, 
wenn es nach der Anklage vor 
dem Verfassungsgericht geht, 
zusammen 109 Jahre ins 
Gefängnis. Beide ehemalige 
Spitzenpolitiker kamen mit 23 
Anklagen vor Gericht. Die 
Anklage bedroht Ahmet Türk 
mit 56 Jahren und Aysel Tugluk 
mit 53 Jahren Freiheitsstrafe. 
Die Betätigungsverbote gegen 
die beiden Spitzenpolitiker der 
inzwischen verbotenen kurdi¬ 
schen Partei sind nach dem 
Urteil ebenfalls bestätigt. 

Die strafrechtliche Immunität 
der kurdischen Spitzenpolitiker 
ist inzwischen durch das Verbot 
ihrer Abgeordnetenmandate 
aufgehoben. Die angeblichen 
„Verbrechen“ dieser kurdischen 
Politiker: Ahmet Türk und 
Aysel Tugluk sind wegen „Pro¬ 
paganda Tür eine illegale Terro¬ 
rorganisation und Loben krimi¬ 
neller Handlungen“ in 23 Fal¬ 
len angeklagt. 

(AK, 5.1, ISKU) 

JITEM-Verfahren geht vor 
Großes Strafgericht 
Das 3. Große Strafgericht Diy¬ 
arbakir entschied, dass das Ver¬ 
fahren gegen mehrere Mitarbei¬ 
ter der Gendarmerie und frühe¬ 
re Dorfschützer wegen einer 
Reihe ungeklärter Morde vor 
einem Großen Strafgericht mit 
Sondervollmacht weiter geführt 
werden müsse. Zuvor hatte die 
Armeeführung erklärt, dass es 
keine Einheit unter dem 
Namen JITEM gäbe. Da der 
Begriff jedoch von verschiede¬ 
nen Bürgern und auch einfa¬ 
chen Gendarmerieeinheiten 
benutzt worden sei, wurde 1994 
und 1997 angeordnet, den 
Begriff nicht zu benutzen. In 
einer Antwort teilte außerdem 
das Finanzministerium dem 
Gericht mit, dass bis 2001 kei¬ 
nerlei Buchung auf den Namen 
JITEM gefunden wurde und 
dass zur Überprüfung früherer 
Zeiträume ein Beleg nötig sei. 
Gegen eine Gendarmeriegliede¬ 
rung JITEM werden schwere 
Vorwürfe wegen Menschen¬ 
rechtsverletzungen in den 
1980er und 1990er Jahren 
erhoben. JITEM werden 
Morde, Entführungen und Fol¬ 
ter vorgeworfen. 

(Ch, 1.1., ISKU) 



Erneut Repressionswelle gegen die Partei für Frieden und Demokratie 

Proteste weiten sich aus 


Nicht einmal ein Monat ist seit 
der letzten Verhaftungswelle 
gegen die Partei für Frieden und 
Demokratie (BDP) vergangen 
und schon wieder fanden in drei 
Provinzen zeitgleiche Festnahme¬ 
operationen gegen Aktivistinnen 
der linken kurdischen BDP statt, 
bei der 22 Personen unter dem 
Vorwand des Antiterrorparagra¬ 
fen festgenommen worden sind. 
Weiterhin wurden am 5. Januar 
in Antalya 11 Personen festge¬ 
nommen, weil sie bei der Eröff¬ 
nung des BDP Büros am 
27.12.09 illegale Parolen gerufen 
haben sollen. 

ln Antep, Adiyaman, Mersin und 
Flatay wurden 22 Aktivistinnen 
von Antiterroreinheiten unter 
dem Vorwurf „an Aktivitäten der 
städtischen Strukturen des KCK 
teilzunehmen“ festgenommen. 
Sie werden zur Entscheidung 
über einen Haftbefehl zur Staats¬ 
anwaltschaft gebracht. Unter den 
Festgenommenen sind studenti¬ 
sche Aktivistinnen, Mitglieder 
des ehemaligen DTP-Parteirats, 
der ehemalige DTP-Vorsitzende 
von Antep und Mitglieder des 
BDP-Frauenrates. 

Zusätzlich zu dieser Operation 
wurden in Diyadin im Kreis Agrt 
bei einer Flausdurchsuchung der 
Kreisvorsitzende der BDP und 
zwei BDP-Kreisleitungsmitglie- 
der festgenommen. Hier ist noch 
nichts über den Grund der Fest¬ 
nahme bekannt. 

Sitzprotest der Demokratischen 
Freien Frauenbewegung 

Die Aktivistinnen der Demokra¬ 
tischen Freien Frauenbewegung 
(DÖKH) begannen einen Sitz- 
prötest gegen die zahlreichen 


Festnahmen von Kurdischen Poli¬ 
tikerinnen auf dem Taksimplatz 
in Istanbul mit einer Presseerklä¬ 
rung. Unter den Teilneh¬ 
merinnen befand sich auch die 
Bezirksbürgermeisterin der BDP. 
Im Anschluss sprachen Vertreter¬ 
innen anderer Organisationen, 
die diese Aktion unterstützten. 
Trotz Kälte und Regen hielt die 
Akademikerin Ayse Berktay eine 
Rede und sprach dem Kampf der 
kurdischen Frauen ihre Unter¬ 
stützung aus. Berktay sagte „Weil 
ich weiß, dass unser Dasein keine 
andere Bedeutung hat als eurer, 
bin ich hier. Ich bin hier, um 
gegen das Verstummen der Stim¬ 
men der kurdischen Politiker¬ 
innen, der gewählten Bürger¬ 
meisterinnen zu protestieren.“ 
Im Anschluss betonten die Akti¬ 
vistinnen Ekin Bodur von der 
SDP, Akife Aktas, Sprecherin der 
Istanbuler KESK und Yasemin 
Öz von Amargi, ebenfalls ihre 
Unterstützung ntr den Kampf der 
kurdischen Frauen. Die Unter¬ 
drückung, die die gewählten kur¬ 
dischen Politikerinnen wider¬ 
fährt, kann morgen jede_n tref¬ 
fen. Die demokratischen Kräfte 
wurden zum Handeln aufgeru¬ 
fen. 

Als die Aktion dem Ende zuging, 
verließ eine Gruppe Frauen 
gemeinsam mit der Sprecherin 
des Bezirks des BDP-Frauenrates 
Beritan Dogan den Taksimplatz. 
Zivilpolizisten zogen sie unter 
Schlägen aus der Gruppe und 
nahmen sie fest. Ohne den 
Grund ihrer Festnahme zu erfah¬ 
ren, wurde Dogan in die Antiter¬ 
rorabteilung der Sicherheitskräfte 
gebracht. Beritan Dogan wurde 


noch in der gleichen Nacht wie¬ 
der freigelassen. 

Reaktionen auf die Repression 

Als Reaktion auf die Repression¬ 
welle finden weiter Protestaktio¬ 
nen statt, an denen sich Tausende 
beteiligen. Eine Anwesende bei 
einer Kundgebung in Batman 
erklärte: „Glauben sie etwa, dass 
die uns durch Verhaftungen ver¬ 
schwinden lassen können? Auch 
wenn nur eine Person bliebe, wir 
setzen unseren Kampf fort. Seit 
30 Jahren wenden sie die ver¬ 
schiedensten Methoden an, um 
die Kurd_innen auszulöschen. Sie 
haben uns massakriert, in 
Gefängnisse geworfen, unsere 
Dörfer verbrannt. Was auch 
immer passierte, sie konnten die 
Kurd_innen nicht auslöschen. Im 
Gegenteil, die Repression hat die 
organisatorische Kraft noch 
gestärkt. Wir haben Nejdet Atalay 
zum Bürgermeister gewählt. Ah 
dem Willen der Bevölkerung gibt 
es keinen Zweifel. Jetzt haben sie 
den gewählten Bürgermeister ver¬ 
haftet. Dies ist das Spiel der AKP, 
der der Ausgang der Regional¬ 
wahlen nicht gelallt. Alle Bemü¬ 
hungen der AKP sind ins Leere 
gelaufen. Sie hat von Öffnung 
gesprochen, TRT 6 eröffnet, aber 
mit solchen Methoden kann man 
die Kurd_innen nicht betrügen. 
Wir sind nicht mehr wie früher 
leicht zu betrügen. Die Kurd- 
_innen sind aufgewacht, die kur¬ 
dische Frau ist aufgewacht und ist 
jetzt bewusst. Wenn sie glauben, 
dass es ihnen etwas bringt, wenn 
sie unsere gewählten Vertreter¬ 
innen verhaften, dann täuschen 
sic sich “ 

(ANF, DIHA, YH, 3./6.1 ., ISKU) 


Ilisu: Umweltminister kritisiert Kreditrückzug 


Der Umwelt- und Forstwirt¬ 
schaftsminister Veysel Eroglu, hat 
Deutschland, Österreich und die 
Schweiz als unzuverlässig bezeich¬ 
net, nachdem sie die Kredite für 
den Bau des Ilisu-Staudamms im 
Südosten der Türkei zurückgezo- 
en haben. Weiterhin hat er 
ehauptet, die Jahrtausende alten 
Bauten im Dorf Ilisu, die durch 
den Bau des Staudamms zerstört 
werden würden, seien nichts als 
Baracken. 

Eroglu hat auf einer Konferenz 
erklärt, der Ilisu-Staudamm 
würde auf jeden Fall gebaut und 
er würde die notwendigen Kredi¬ 
te beschaffen. 

Eroglu sprach davon, das Thema 
des Ilisu-Staudamms würde dau¬ 
ernd aufgeheizt werden. „Als ob 
wir die Menschen dort in andere 
Orte deportieren. Nein, sollen sie 
doch hingehen und es sich anse- 
hen. Momentan errichten wir das 
Dorf Ilisu neu. Es war ein Dorf 
voller Baracken und wir machen 
Villen mit Gärten daraus. Dafür 
haben wir Geld organisiert. Die 


Kredite waren sowieso etwas zu 
wenig. Ich möchte mein Bedau¬ 
ern aussprechen, dass drei Länder, 
die uns Kredite gegeben hätten 
sich als unzuverlässig erwiesen 
haben, ihr Wort nicht gehalten 
haben, mit uns gespielt haben.“ 
Eroglu macht Idar, die Bauarbei¬ 
ten würden noch vor Winterein¬ 
bruch beginnen. „Für das Projekt 
gab es 300-350 Millionen Dollar 
Exportkredite, die von einem aus¬ 
ländischen Konsortium gestellt 
wurden. Der Rest war sowieso da. 
Die Kredite waren sowieso von 
drei Banken gewährt. Wir werden 
weitermachen. Die Verhandlun¬ 
gen mit der Staatskasse gehen 
weiter.“ 

Für den Uisu-Staudamm, der 80 
Prozent von Hasankeyf überflu¬ 
ten würde, hatten deutsche, öster¬ 
reichische und Schweizer Kredit¬ 
unternehmen im Juli ihre Unter¬ 
stützung für das Projekt zurük- 
kgezogen. Als Grund nannten die 
Banken in einer Erklärung, dass 
die Bedingungen, wie der Schutz 
der Natur und der archäologi¬ 


schen Stätten nicht eingehalten 
worden sei. 

Als Bedingungen nannten die 
Kreditinstitute unter anderem, 
dass Dörfer und die Häuser, die 
überflutet werden, fotografisch 
dokumentiert werden müssen 
und, dass den Menschen, die 
durch das Staudammprojekt 
umgesiedelt werden müssen, 
gleichwertige Unterkünfte mit 
einer ausreichenden Lebens¬ 
grundlage angeboten werden 
müssen. 

Proteste in verschiedenen euro¬ 
päischen Städten 
Am 14. Januar wird es in ver¬ 
schiedenen Städten Kundgebun¬ 
gen vor den türkischen Konsula¬ 
ten geben. Notwendig ist dies, 
weil die türkische Regierung an 
dem Bau des Ilisu-Staudamms 
festzuhalten gedenkt. Kundge¬ 
bungen wird es unter anderem in 
Hamburg, München, Frankfurt, 
Düsseldorf, Berlin, Wien und 
Zürich geben. 

(ANF, 30.12., ISKU) 


Termine: 

Vom 10 bis 15. Januar sind die 
kurdischen Abgeordneten .Frau 
Sebahat Tuncel und Herr Özdal 
Ücer unter dem Motto Was sind 
die Bedingungen für eine gerech¬ 
te Lösung der Kurdenfrage in der 
Türkei? zu Diskussionsveranstal¬ 
tungen und Gesprächen in 
Norddeutschland 

Oldenburg: 10. Januar, 14.00 
Uhr, Noderstr. 6, 26802 Moor¬ 
merland 

mit: Sebahat Tuncel, Abgeordne¬ 
te der BDP aus der Türkei 
Feleknaz Uca Europaabgeordne¬ 
te a.D. 

Yilmaz Mutlu von FDP 
Moderation Yüksel Koc , Stell¬ 
vertretender Vorsitzender der 
YEK-KOM 

Bremen: 13. Januar, 19.00 Uhr, 
Konsul-Hackfeld-Haus, Bir- 
kenstr. 34 

mit: Sebahat Tuncel, Abgeordne¬ 
te (BDP) aus der Türkei 
Hans-C. von Sponeck, ehern. 
UN-Koordinator für Irak 
Yüksel Koc, Stellvertretender 
Vorsitzender der YEK-KOM 
Moderation: Rechtsanwalt Rai¬ 
ner B. Ahues 

Göttingen: 14. Januar, 18.00 
Uhr, Geiststraße 7 
mit: Özdal Ücer , Abgeordneter 
(BDP) aus der Türkei 
Dr. Rolf Gössner, Rechtsanwalt, 
Yüksel Koc, Stellvertretender 
Vorsitzender der YEK-KOM 
Moderation: Kemal Sido (Gesell¬ 
schaft für bedrohte Völker Inter¬ 
national) 

Hannover: 15. Januar, 19:00 
Uhr, Freizeitheim-Lister Turm, 
Walderseestr.. 100 
mit: Özdal Ücer , Abgeordneter 
(BDP) aus der Türkei 
Dr. Peter Strutynski, AG Frie¬ 
densforschung Uni Kassel 
Feleknaz Uca , Europaabgeord¬ 
nete a.D. 

Moderation: Murat Cakir, Euro¬ 
päischer Friedensrat Türkei 

Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
DIHA Diele 

N achrichtenagentur 
AK AKnews 

Ch Cumhuriyet 

YH Yüksekova Haber 
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Proteste gegen die 
anhaltende Repression 

Um gegen die Repression gegen und widerständigen Kurdinnen, Am 7.1. war es in Istanbul nach 
die linke kurdische BDP zu pro- sie wollen versklavte oder tote einem PolizeiangrifF auf eine Pro¬ 
testieren, kam es auch in den letz- Kurdinnen. Der Wille der Bevöl- testdemonstration gegen die Ver- 

ten Tagen zu Aktionen, an denen kerung wurde in Handschellen haftungen zu Straßenschlachten 
Tausende teilnahmen. Während gesteckt, die kollaborierenden gekommen. Die Polizei setzte Trä- 

es in den kurdischen Provinzen Medien verbreiteten dieses nengas und Wasserwerfer ein. Die 

wieder zu Festnahmen und beschämende Bild ... Die Geduld Aktivistinnen antworteten mit 
Angriffen auf Demonstrierende der Kurdinnen ist am Ende.“ Die Steinen und Molotowcocktails. 
kam, demonstrierten auch in Demonstration fand unter massi- In Yüksekova versammelten sich 
Istanbul Tausende für ein Ende ver Polizeipräsenz statt. am 9. Januar Mitglieder der 

der Angriffe auf kurdische Politi- ln Sancaktepe fand ebenfalls eine Jugendorganisation YDGM zu 
kerlnnen. Demonstration gegen die Repres- einer Pressekonferenz bei der kri- 

Am 10. Januar demonstrierten in sion statt, an der etwa tausend tisiert wurde, dass viele bei Haus- 
Istanbul fünftausend Menschen Menschen teilnahmen, in Zeytin- durchsuchungen festgenommene 
unter Parolen wie „Der Iran hängt burnu gab es eine Demonstration Jugendliche misshandelt wurden 
auf, die Türkei mordet und affe mit zweitausend Personen. und erpresst werden sollten, für 

schweigen“, oder „Handschellen Der BDP-Abgeordnete aus §ir- die Polizei zu arbeiten. Das YDG- 

können unseren Willen nicht ein- nak, Hasip Kaplan, erklärte auf Mitglied Yildmm Buldan erklär¬ 
sperren.“ Es wurden Fotos von der Demonstration: „In der söge- te, dass in Yüksekova die Über- 

dem durch eine Granate getöte- nannten KCK-Operation wurden griffe und Erpressungen zu einer 

ten Kind Ceylan Onköl und dem unsere Freundinnen ohne jegli- großen Anspannung in der Bevöl- 

in Diyarbakir von der Polizei che juristische Grundlage verhaf- kerung führen. Er betonte, dass 

erschossenen Studenten Aydin tet. Ich betone hier, wenn unsere die Mitglieder der YDG keine 

Erdem gezeigt. Auch wurden Freundinnen eine Straftat began- Sicherheit haben, nicht umge- 

Fahnen der PKK und Bilder von gen haben sollen, dann haben wir bracht zu werden, und dass für 

Abdullah Öcalan getragen. diese auch begangen. Wenn sie die Übergriffe und die kommen- 

Der stellvertretende Kreisvorsit- bei der KCK sind, dann sind wir den Auseinandersetzungen die 

zende der BDP, Berat Anh, sagte das auch.“ Die Demonstrantin- Sicherheitskräfte verantwortlich 

auf der Demonstration: „Die nen antworten mit Rufen: „Wir seien. (YH, HHTV, ANF, 

AKP-Regierung will keine freien sind auch KCK.“ DIHA 10.01., ISKU) 

35 Intellektuelle treten 
der BDP bei 

Im Anschluss an die Schließung Gründe für ihren Beitritt. Eren wurden. Sie möchte im Friedens- 

der DTP kam es in 10 Landkrei- Keskin sagte, sie finde den Beitritt prozess an der Seite der Kurdln- 

sen von Diyarbakir zu polizei- sehr wichtig, es sei der Preis der nen stehen, 

liehen Maßnahmen, im deren zu zahlen sei für all diejenigen, die Der Musiker Sanar Yurdatapan 

Rahmen Bürgermeisterinnen und im Krieg ihr Leben verloren erklärte, dass er sich nicht mit der 

zahlreiche kurdische Politikerin- haben, deren Dörfer verbrannt Absicht, Politik zu machen, son¬ 
nen festgenommen wurden. 35 wurden, die in Haft verschwun- dern aus einer demokratischen 

Intellektuelle protestieren gegen den oder Opfer von Vergewalti- Grundhaltung heraus entschie- 

die Schließung der DTP und die gung geworden sind. Das Wort den habe, Mitglied der BDP zu 

darauf folgenden Festnahmen Frieden ist in Istanbul nur ein werden: „Der Anlass, der mich 

und starteten als Reaktion die Wunsch, aber es ist ein Grundbe- hierher gebracht hat, ist der, der 

Kampagne „Werde Mitglied der dürfnis, sagte Keskin: „Wenn sie vor 45 Jahren die türkischen 

BDP ‘. Sie gingen gemeinsam nach Diyarbakir, Mardin, Bat- Arbeiterinnen Partei inne hatte, 

zum Istanbuler Parteigebäude man gehen, haben die Worte ,wir Sie war die Stimme der Arbeite- 

und traten der BDP bei. Nach wollen Frieden’ eine große Bedeu- rinnen.“ 

ihrem Beitritt gaben sie eine Pres- tung. In jedem Haushalt gibt es LBGTT-Mitglied Ebru Kiranci 

sekonferenz. Dabei waren Ayla mindestens einen Todesfall zu sagte, dass er vor 13 Jahren das 

Yildirim (Mitglied des Türkischen beklagen. Die Worte ,ich will erste Mal einer politischen Partei 

Friedensrats), Sair Cezmi Ersöz, Frieden sind so bedeutungsvoll, beigetreten sei. Ünd heute hat er 

die Menschenrechtsaktivistinnen dass Kurdinnen sagen, wir wollen entschieden, der BDP beizutre- 

Hürriyet Sener, Eren Keskin, immer Frieden. Wir bieten die- ten. „Vor 13 Jahren bin ich der 

Veysi Altay, der Musiker Sanar sem Friedensangebot unsere P1ADEP beigetreten, als der Vor- 

Yurdatapan, das Mitglied der Ver- Unterstützung an. Die Tänzerin sitzende des kurdischen Volkes 

einigung für Demokratie Yaman Zeynep Tanbay ergänzte, dass das Abdullah Öcalan festgenommen 

Yiliz, die Tänzerin Zeynep Tan- Fass dadurch zum Überlaufen wurde. Ich finde es jetzt notwen- 

bay und die Übersetzerin Ayse gebracht wurde, dass diejenigen, dig, Mitglied der BDP zu sein. 

Berktay. die den politischen Willen der Ich wünsche mir, dass die BDP 

Die Intellektuellen und Vertrete- Kurdinnen repräsentieren, wie in die Stimme aller Stimmen und 

rinnen von zivilgesellschaftlichen den Lagern der Nazis mit Hand- aller Völker sein wird.“ 

Organisationen erklärten die fesseln in einer Reihe aufgestellt (ANF, 7.1., ISKU) 


Meldungen 


Ungeklärter Tod einer 
Gerangenen in Urmiye 
Die kurdische Gefangene Zara 
Caferi im ostkurdischen 
Gefängnis in Urmiye hat auf 
bisher ungeklärte Weise ihr 
Leben verloren. 

Laut der Meldungen ist Zara 
Caferi, die vor 5 Monaten ver¬ 
haftet wurde, in ihrer Einzelzel¬ 
le auf ungeklärte Weise gestor¬ 
ben. Es gibt keine offizielle 
Erklärung der iranischen Ver¬ 
antwortlichen zum Tod der 
Gefangenen. Caferi wurde mit 
dem Vorwurf der Mitglied¬ 
schaft bei einer politischen kur¬ 
dischen Partei verhaftet. 

Das iranische Regjme hat in der 
letzten Zeit den Druck auf kur¬ 
dische und oppositionelle 
Gefangene erhöht. Seit Dezem¬ 
ber wurden in den Gefängnis¬ 
sen mindestens 2 kurdische, 
politische Gefangene hingerich¬ 
tet und viele in Isolationshaft 
verlegt. 

Momentan sollen 17 kurdische, 
politische Gefangene akut von 
Hinrichtung bedroht sein. 

(ANF, 11.1., ISKU) 

Baydemir vernommen 
Der Oberbürgermeister von 
Diyarbakir, Osman Baydemir 
ist im Rahmen der Repressions¬ 
welle gegen die BDP vernom¬ 
men worden. Nach einer mehr¬ 
stündigen Vernehmung durch 
den Staatsanwalt konnte Bayde¬ 
mir den Justizpalast, mit der 
Auflage, dass er das Land nicht 
verlassen dürfe, wieder verlas¬ 
sen. (ANF, 13.1., ISKU) 

81 Festnahmen in Bitlis, 

3 Personen im Krankenhaus 

Zusätzlich zu den bei Razzien in 
Bitlis festgenommenen elf Per¬ 
sonen wurden bei einem Poli¬ 
zeiangriff auf eine Protestkund¬ 
gebung gegen die Repression 
weitere 70 Aktivistinnen, dar¬ 
unter 11 Jugendliche, festge¬ 
nommen. 3 von ihnen mussten 
ins Krankenhaus gebracht wer¬ 
den. Der ehemalige Vorsitzende 
der DTP-Jugenaorganisation 
erlitt aufgrund des Angriffs 
einen Herzanfall. Unter den 
Festgenommenen ist eine große 
Zahl von Funktionärlnnen und 
Stadtratsmitgliedern der linken 
kurdischen BDP, darunter auch 
der BDP-Kreisvorsitzende. Sie 
befinden sich im Moment auf 
der Polizeidirektion. 

Zehn der bei den vorherigen 
Razzien Festgenommenen, er¬ 
hielten einen Haftbefehl wegen 
Mitgliedschaft in einer und Pro¬ 
paganda für eine verbotene 
Örganisation. Auch in Hakkari 




Frauen aus Izmir gründen 
Bündnis gegen Gewalt 


Organisierte und unabhängige 
Frauen aus Izmir haben ihre 
Stimmen gegen die Gewalt 
gegenüber Frauen vereint. Bei 
einer Feierlichkeit wurde am ver¬ 
gangenen Freitag die Gründungs¬ 
erklärung der „Izmir Frauenkoor¬ 
dination gegen Gewalt“ veröf¬ 
fentlicht. 

Die Frauen von Izmir haben nach 
einer Pressekonferenz anlässlich 
der verbalen Belästigung einer 
Frau durch die Polizei beschlos¬ 
sen, ihre Kräfte zu vereinen und 
am 13. September 2009 die Prin¬ 
zipien eines solches Zusammen¬ 
schlusses festgelegt. Gestern 
Abend um I 8.00 Uhr wurde nun 
die Gründungserklärung veröf¬ 
fentlicht. Die Veranstaltung 
begann mit einer Diashow, die 
Bilder von Aktionen der Fraue¬ 
norganisationen zeigten. Im 
Anschluss wurde die Gründungs¬ 
erklärung verlesen. 

„Die männliche Gewalt gegen 
Frauen, lesbische/schwule/ Di- 
/trans- und intersexuelle Men¬ 
schen, Kinder und manchmal 
auch gegen Männer macht jeden 
Ort dieser Welt zu einer Hölle. 
Immer noch werden wir Zuhau- 


Am 12. Januar 2010 haben sich 
13 talsperrenkritische Bewegun¬ 
gen aus der ganzen türkischen 
Republik in Istanbul einer Presse¬ 
konferenz zusammengefunden. 
Sie lehnten in einer gemeinsamen 
Stellungnahme die Talsperren 
und -Wasserkraftwerkprojekte der 
türkischen Regierung ab, weil 
diese zu gravierenden sozialen, 
kulturellen und ökologischen 
Kosten führen. 

Vor etwa zehn Jahren begannen 
die ersten Proteste gegen zerstöre¬ 
rische Talsperren, die in den letz¬ 
ten zwei-drei Jahren zugenom¬ 
men haben, auch weil Lizenzen 
für immer mehr kleinere und 
mittelgroße Wasserkraftwerkspro¬ 
jekte an JJnternehmen vergeben 
werden. Über 350.000 Menschen 
wurden bisher vertrieben, mei¬ 
stens endeten sie in der Armut. 
Hunderte historische Orte mit 
einer Vergangenheit von bis zu 
12.000 Jahren wurden überflutet. 
Viele Flussökosysteme wurden 
zerstört. Da die türkische Regie¬ 
rung noch 2000 weitere Projacte 
plant, stehen noch weitere große 
Zerstörungen an, wenn nicht 
Einhalt geboten wird. 
Bewegungen aus den kurdischen 
Provinzen, der östlichen Schwarz¬ 
meerregion und Ägais schließen 
sich zusammen, weil sie es nur 
emeinsam schaffen können, 
iese Zerstörungen in die Öffent¬ 
lichkeit zu bringen und eine Ver¬ 
änderung der Politik zu bewirken. 


se, auf der Straße, in der Schule, 
auf den Plätzen der Stadt, im Par¬ 
lament und allen anderen gesell¬ 
schaftlichen Organisationen von 
Sexismus und Gewalt unterdrü¬ 
ckt. Izmir, das von der Gesell¬ 
schaft als ,moderne’ und europäi¬ 
sche’ Stadt bezeichnet wird, 
nimmt bezüglich dieser Gewalt 
meistens eine .Hauptrolle’ ein.“ 

In der Deklaration ist eine Statis¬ 
tik von 2009 über Gewalt enthal¬ 
ten. „Die Zahlen zeigen den Irr¬ 
tum derer, die glauben, dass die 
Gewalt in der türkischen Mittel¬ 
meerregion unter dem Durch¬ 
schnitt der Türkei liegt. Denn laut 
der gleichen Daten, wurden 12 
Prozent der tödlichen Gewaltde¬ 
likte, 10 Prozent der Belästigun- 

f en/Vergewaltigungen una 19 
rozent der Körperverletzungen 
in der Mittelmeerregion verübt. 
Innerhalb dieser Region fanden 
fast alle Gewalttaten in oder nahe 
von Izmir Stadt oder in den 
Landkreisen Izmirs statt. 

Das Ziel der Deklaration wurde 
wie folgt benannt: „Die Koordi¬ 
nation soll nicht die momentane 
oder zukünftige Arbeit der ande¬ 
ren Organisationen übernehmen, 


Die talsperrenkritischen Bewe¬ 
gungen Haben auf der Pressekon¬ 
ferenz angekündigt, zukünftig 
verstärkt dagegen vorzugehen 
und die folgenden Vorschläge für 
eine neue partizipative uncf öko¬ 
logisch orientierte Wasserpolitik 
unterbreitet: 

1. Die Regierung der Türkei muss 
dringend ihre falsche Wasser-Poli¬ 
tik beenden und alle Staudamm- 
und Wasserkraftwerk-Projekte, 
die sich in Bau oder Planung 
befinden, stoppen. 

2. Gemeinsam mit der Gesell¬ 
schaft - eingeschlossen die von 
Staudämmen und Wasserkraft¬ 
werken betroffenen Menschen, 
lokale Behörden, Umweltschutz- 
und Menschrechtsorganisatio¬ 
nen, Expertinnen, Berufsverbän¬ 
den usw. - muss eine neue 
Diskussion mit dem Ziel der Ent¬ 
wicklung einer neuen Wasser- 
Politik beginnen. 

3. Unsere Intention zum Start 
eines Diskussionsprozesses ist es, 
die soziale und ökologische Nut¬ 
zung der Wasserressourcen für die 
Menschen sicherzustellen, basie¬ 
rend auf den Prinzipien der sozia¬ 
len Gleichheit und egalitären Par¬ 
tizipation. Als Schlussfolgerung 
fordern wir die Übertragung der 
Verantwortung für den Gebrauch 
der Wasserressourcen im Rahmen 
eines „demokratischen Wasser- 
Managements" an die lokalen 


sondern einen Zusatz bilden. 
Geplant für die Arbeit der Koor¬ 
dination ist eine Karte der Gewalt 
von Izmir anzufertigen, Daten zu 
sammeln, statistische Erhebungen 
durchzufuhren, mit Arbeiterin¬ 
nen in Bereichen, in denen sie 
einen Mangel wahrnehmen, 
weiterbildende Maßnahmen 
durchzuführen, den Informa¬ 
tionsfluss der Organisationen und 
Menschen zu gewährleisten und 
die Möglichkeiten dessen 
zusammenzuführen. Gleichzeitig 
ist unser Ziel, dass auf gesell¬ 
schaftliche Organisationen orga¬ 
nisierten Druck aufeebaut und 
die gesetzlichen Änderungen 
überwacht werden. Es ist funda¬ 
mental, dass Mittel für die Aufhe¬ 
bung der Unorganisiertheit zwi¬ 
schen unabhängigen Frauen und 
Frauenorganisationen gefunden 
werden und für die Entwicklung 
einer Politik bezüglich der kurz- 
und langfristigen Angelegenhei¬ 
ten die notwendige Theorie und 
eine passende Diskussionskultur 
entwickelt wird.“ 

Mit Musik und traditionellem 
Tanz wurde die Feierlichkeit 
beendet. (ANF, 9.1., ISKU) 


Behörden und lokale zivilgesell¬ 
schaftliche Organisationen. 

4. Es müssen kompetente Institu¬ 
tionen und Organisationen eta¬ 
bliert werden, die mit den not¬ 
wendigen finanziellen Mitteln 
ausgestattet sind, um zu den ver¬ 
schiedenen Aspekten der mit 
Wasser verbunden Ökosysteme 
Daten zu erheben und Forschun- 

f en zu betreiben; z. B. Schutz der 
unktion der Ökosysteme, Biodi- 
versität,. Siedlungen, Bewässe¬ 
rung, Öko-Tourismus, Gesund¬ 
heits-Tourismus. 

5. Im Licht der oben genannten 
Forderungen beabsichtigen wir 
die Gründung einer .Wasser- 
Arbeitsgruppe' , um den Diskus¬ 
sionsprozess zu einer neuen Was¬ 
serpolitik voranzutreiben. Jeder 
Bereich und jede Organisation 
der Gesellschaft müssen die Mög¬ 
lichkeit haben, auf gleichberech¬ 
tigter Basis an dieser Arbeitsgrup¬ 
pe mitzuwirken. Langfristig muss 
diese Kommission die Umsetzung 
der angestrebten neuen Wasser- 
Politik überwachen. 

Verein zum Schutz und Erhalt von 
Aksu; Allianoi Initiativ-Gruppe; Unter¬ 
stromregion - Ardanug-Artvin; Cilo 
Naturverein; Cizre Kulturerhalt Initi- 
atve; Initiative zur Rettung von Hasan- 
keyf; Schwarzmeer in Aufruf Plattform; 
Kayy-Der — Peri Einzugsgebiet; Mun- 
zur Erhalttmgsrat; Verein zum Erhalt 
vom Munzurtal und Wildleben; Platt¬ 
form zum Erhalt des Senoztals; Verein 
zum Schutz und Erhalt von Alive; 
Plattform zum Erhalt von Yuvarlakgayt 


erhielten 3 Personen mit ähn¬ 
lichen Vorwürfen heute einen 
Haftbefehl. 

(DIHA, 12.1., ISKU) 

Zehn der Festgenommenen 
in Van in Isolationshaft 

Zehn, der während der polizei¬ 
lichen Maßnahmen gegen die 
BDP am 28. Dezember in Van 
festgenommenen und ins Van 
F-Typ-Gefängnis überstellten 
Personen, wurden 10 Tage in 
Isolationshaft gehalten. Darun¬ 
ter sind Ferzende Abi (Vorsit¬ 
zende von MEYADER), Tefik 
Say (Vorsitzender des Vereins 
der freien Bürger des Stadtteils 
Hacibekir), Siddik Gül von der 
DTP Van, sowie Kerem CJ a gh> 
Ramazan Özlü, Selim C)ay, 
Cafer Ko^ak, Zihni Karakaya, 
Mustafa Ayaz und Kamuran 
Parlak'in. Die Nachricht der 
Gefangenen wurde über ihre 
Familien vermittelt. 

(ANF 7.1., ISKU) 

Angriff auf Roma in Manisa 

Nach einem Streit in einem 
Cafe soll eine Gruppe Roma 
dessen Scheiben eingeschlagen 
und Beschäftigte verprügelt 
haben. Danach sammelte sich 
eine ca. tausendköpfige Men¬ 
schenmenge und griff eine Sied¬ 
lung an, in der Roma leben. 
Wohnungen, Arbeitsstätten 
und Autos wurden mit Steinen 
beworfen und zum Teil in 
Brand gesetzt. Die Menge 
wurde durch die Gendarmerie 
aufgelöst. Die Roma sind zu 
Verwandten in eine Nachbar¬ 
provinz gezogen. Die Tageszei¬ 
tung Radikal fügt Aussagen von 
Roma hinzu, die angeben, dass 
Bulldozer der Stadtverwaltung 
bei den Angriffen auf ihre Häu¬ 
ser eingesetzt wurden. Während 
der Provinzgouverneur die 
Roma eine Erklärung unter¬ 
schreiben ließ, dass sie ihre 
Wohnungen freiwillig verlassen, 
erklären diese, dass sie sich von 
den Behörden allein gelassen 
fühlen. (CH, 7.1., ISKU) 
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Kolumne von Abdullah Öcalan in "il manifesto" 

Einen gerechten Frieden fiir die Kurden 


Ich grüße voller Respekt alle Leser 
una alle Freundinnen und Freun¬ 
de in Italien. Mein besonderer 
Dank gilt den Mitarbeitern von 
„il manifesto“, die mir die Mög¬ 
lichkeit geben, meine Ansichten 
auf diesem Wege zu veröffent¬ 
lichen. 

Italien besitzt für mich eine 
besondere Bedeutung. Nicht nur, 
weil mich der Weg auf der Suche 
nach einer demokratischen 
Lösung für die kurdische Frage 
1998 nach Rom geführt hat, son¬ 
dern auch wegen meiner Hoch¬ 
achtung vor der italienischen 
Geschichte und den Befreiungs¬ 
kämpfen, die dort geführt worden 
sind. In meinem jüngsten Buch 
mit dem Titel „Die Demokrati¬ 
sierung der Mittelöstlichen Kul¬ 
tur“ habe ich dem Thema einige 
Seiten gewidmet. Ich werde hof¬ 
fentlich Gelegenheit finden, diese 
künftig mit der Leserschaft zu tei¬ 
len, sdbst wegen der Isolations¬ 
haft vielleicht nicht immer die 
Möglichkeit zu einer direkten 
Kommunikation besteht. 

Über die internationale Ver¬ 
schwörung, durch die ich von 
Rom schließlich auf die Insel 
Imrali gelangt bin, möchte ich zu 
einem späteren Zeitpunkt schrei¬ 
ben. DaDei wird es nicht nur um 
die historische Bedeutung dieses 
Vorgangs für die Kurden gehen, 
sondern auch um die Macht¬ 
strukturen des globalen Systems 
und den Charakter der interna¬ 
tionalen Beziehungen. Ich denke, 
dass dies auch den fortschritt¬ 
lichen Teil der europäischen 
Öffentlichkeit interessieren könn¬ 
te. 

Ich selbst habe aus meiner drei¬ 
monatigen Odyssee, die mich 
über Athen, Moskau und Rom 
führte, historische Lehren gezo¬ 
gen. Der zentrale Begriff in mei¬ 
nen jüngsten Büchern ist die 
„kapitalistische Moderne“. Diese 
habe ich bei diesem Abenteuer 
zusammen mit ihren 1001 
Masken und Rüstungen aus 
nächster Nähe kennen gelernt. 
Wenn dies nicht gewesen wäre, 
hätte ich niemals die Konsequen¬ 
zen gezogen, die ich gezogen 
habe. Ich wäre vielleicht einem 
simplen, staatsfixierten Nationa¬ 
lismus verhaftet geblieben oder 
wäre als Teil einer klassischen lin¬ 
ken Bewegung geendet wie so 
viele vor mir. Als sozialwissen¬ 
schaftlich denkender Mensch 
möchte ich keine absoluten Fest¬ 
stellungen treffen, doch ich gehe 
davon aus, dass ich nie zu meinen 


jetzigen Analysen hätte kommen 
können. 

Ich möchte eine grundlegende 
Schlussfolgerung betonen. Die 
eigendiche Kraft der kapitalisti¬ 
schen Moderne liegt weder in 
ihrem Geld noch in ihren Waffen. 
Die Fähigkeit, alle Utopien ein¬ 
schließlich des Sozialismus, der 
jüngsten und stärksten Utopie, 
gleich einem Zauberer im eigenen 
Liberalismus zu ersticken, stellt 
ihre eigendiche Stärke dar. Solan¬ 
ge wir nicht erklären können, wie 
sie die gesamte Menschheit in den 
Sog des Liberalismus zieht, kann 
auch die selbstbewussteste Denk¬ 
schule nicht mehr sein als ein 
Lakei des Kapitalismus, geschwei¬ 
ge denn ihn bekämpfen. Gemein¬ 
sam mit dem kurdischen Volk 
kämpfe ich nicht nur um unsere 
Identität und unsere Existenz. 
Unser Kampf richtet sich ebenso 
gegen die erdrückende herrschen¬ 
de Ideologie der kapitalistischen 
Moderne und versucht, von 
Mesopotamien, der Wiege der 
Menschheit aus, einen Beitrag zur 
Schaffung einer Alternative zu lei¬ 
sten, die wir „demokratische 
Moderne“ nennen. 

Das Bemühen des türkischen 
Staates, im Zuge der globalen Ter¬ 
rorismusparanoia unseren demo¬ 
kratischen Kampf als „terrori¬ 
stisch“ zu brandmarken, ist für 
uns nicht mehr als das altbekann¬ 
te Propagandaspiel. Denn die 
Mentalität des türkischen Staates, 
dem kurdischen Volk bis heute 
die grundlegenden Menschen¬ 
rechte zu verweigern, ähnelt mehr 
als nur ein wenig der autoritären, 
gleichmachenden faschistischen 
Mentalität, die im 20. Jahrhun¬ 
dert in Deutschland und Italien 
Fuß gefasst hatte. 

Noch heute betreibt der türkische 
Staat gegen die Kurden einen 
politischen, ökonomischen und 
kulturellen Völkermord. Das kur¬ 
dische Volk leistet dagegen einen 
erbitterten und organisierten 
Widerstand. 

Gegen den chauvinistischen und 
faschistoiden Nationalismus, der 
mittlerweile überall, wo Kurden 
leben, eine Lynchkultur hervor¬ 
bringt, setze ich auch weiterhin 
die Suche nach einer friedlichen 
und demokratischen Lösung. 
Von 1993 bis heute habe ich in 
dieser Hinsicht eine Vielzahl von 
Vorschlägen unterbreitet und 
praktische Schritte unternom¬ 
men. Der trotz aller Angriffe auch 
im Krisenjahr 1999 gehaltene 
Waffenstillstand, der Rückzug der 


Guerilla vom Territorium der 
Türkei und die symbolischen 
Friedensdelegationen aus Europa 
und den Kandil-Bergen waren 
nur ein kleiner Teil dieser Frie¬ 
densbemühungen. Dass auch im 
Jahr 2009 die Waffen in ähnlicher 
Weise einseitig schwiegen und 
eine Guerilladelegation aus den 
Kandilbergen in die Türkei kam, 
mag als Beleg für die Kontinuität 
und Beharrlichkeit meiner Frie¬ 
densbemühungen dienen. 

Trotz alledem hat sich die Hal¬ 
tung des türkischen Staates leider 
nicht geändert. Immer noch wer¬ 
den unserer Friedensbemühun¬ 
gen gering geschätzt und als Zei¬ 
chen der Schwäche ausgelegt. 
Immer noch finden militärische 
Operationen und Angriffe auf die 
Bevölkerung statt. Immer noch 
rufen alle staatlichen Institutio¬ 
nen wie aus einem Mund: „Liqui¬ 
diert sie!“ Die hinterhältigsten 
Täuschungmanöver nutzt dabei 
die heutige AKP-Regierung, die 
den europäischen Staaten gegenü¬ 
ber so tut, als bemühe sie sich um 
eine Demokratisierung und die 
Lösung der kurdischen Frage. 
Dieselbe Regierung hat die Geset¬ 
ze geschaffen, die dazu führen, 
dass die türkischen Gefängnisse 
voll mit kurdischen Kindern sind 
und wie kürzlich in S lrn ak für 
fünf Kinder 305 Jahre Haft bean¬ 
tragt werden können. Dank der¬ 
selben Regierung konnte die Par¬ 
tei für eine Demokratische 
Gesellschaft (DTP) verboten wer¬ 
den. Dieselbe Regierung lässt die 
Kurden demütigen, indem sie die 
gewählten kurdischen Bürgermei¬ 
ster in Handschellen abführen 
lässt und damit Bilder produziert, 
die an den Abtransport in Kon¬ 
zentrationslager erinnern. 

Das kurdische Volk wird niemals 
aufhören, für seine grundlegen¬ 
den Rechte zu kämpfen. Es wird 
sich weiter organisieren, um seine 
Würde und ein Leben in Freiheit 
anzustreben. Diese Freiheit wird 
es erlangen, indem es mit demo¬ 
kratischen Mitteln kämpft, sich 
aber auch das Recht aur legitime 
Selbstverteidigung vorbehält. 
Daran habe ich nicht die gering¬ 
sten Zweifel. 

Am Ende dieses ersten Artikels 
am Beginn eines neuen Jahres 
wünsche ich dem italienischen 
Volk ein frohes Jahr 2010. Möge 
dieses Jahr zur Befreiung der 
unterdrückten Völker, Klassen 
und Geschlechter beitragen. 
Übersetzung: Internationale Initiative, 
zuerst erschienen am 9. Januar 2010 in "il 
manifesto" 


Meldungen 

PJAK bekennt sich zu Attentat 
auf Staatsanwalt im Iran 
Das Hauptquartier der „Einhei¬ 
ten aus Öst-Kurdistan“ (Hezen 
Rojhilata Kurdistane, HRK) 
erklärte zu dem Attentat auf 
den iranischen Staatsanwalt 
Weli Heci Qulizade in Xoy, dass 
er wegen seiner Praktiken den 
Kurden gegenüber bestraft wor¬ 
den ist. Auf der Basis der Selbst¬ 
verteidigung sei diese Aktion 
von Einheiten der PJAK durch¬ 
geführt worden, weil Weli Heci 
Qulizade an den Todesurteilen 
gegen Hasan Hikmet Demir 
und Fesih Yasemini beteiligt 
war. 

Mehrere angebliche Mitglieder 
des PJAK warten in iranischen 
Gefängnissen auf ihre Hinrich¬ 
tung, 2 Menschen wurden 
wegen ihres Engagements für 
die kurdische Sache in den ver¬ 
gangenen Jahren vom irani¬ 
schen Regime ermordet. Zu 
dem sind die Gefangenen in 
den iranischen Gefängnissen 
willkürlicher Folter und Repres¬ 
sion ausgesetzt. Dagegen sei die 
PJAK aktiv geworden und for¬ 
derte für die Gefangenen im 
Iran eine menschliche Behand¬ 
lung. (ANF, 20.1., ISKU) 

Weitere Todesurteile verhängt 
Die Anwältin von Sirin Elem 
Hulu, die vor zwei Jahren fest- 

f enommen wurde, gab be- 
annt, dass ihre Mandantin mit 
dem Vorwurf der Mitglied¬ 
schaft in der PJAK zum Tode 
verurteilt wurde. 

Die aus der ostkurdischen Stadt 
Mako kommende 28-jährige 
§irin Elem Hulu befindet sich 
momentan in dem durch Folter 
berüchtigten Evin Gefängnis in 
Teheran. 

Das Gericht Urmia hat am 
16.1. den 25-jährigen Muham- 
med Emin Abdullah, der erst zu 
20 Jahren verurteilt wurde, nun 
zum Tode verurteilt. Der aus 
Bokan stammende Abdullah 
wurde wegen des Vorwurfes 
„Krieg gegen Allah und Scha¬ 
den der nationale Sicherheit“ 
zum Tode verurteilt. 

Auch die Strafe des ebenfalls aus 
Bokan stammenden Qadir 
Muhammed Zade ist von 32 
Jahren in die Todesstrafe umge¬ 
wandelt worden 

(ANF, 16/21.1., ISKU) 


Protest gegen Haftbedingun- 

f n auf Imrali 

ie bei den letzten Anwaltskon¬ 
sultationen von Abdullah Öca¬ 
lan am 15.1. bekannt wurde, 
werden Abdullah Öcalan und 
die anderen fünf Insassen des 
Imrali F-Typ Gefängnisses gegen 




Diyarbakir wird drei Tage lang Stadt der Frauen 


Am 9. und 10.1. fand die 5. Kon¬ 
ferenz der Demokratischen Freien 
Frauenbewegung (DOKH) in 
Diyarbakir unter dem Motto 
„Lasst uns auf Freiheit bestehen! 
Lasst uns den Geschlechter¬ 
kampf radikalisieren! Lasst uns 
noch mehr organisieren!“ statt. 

ln der Abschlusserklärung der 
Konferenz wird gesagt, dass hier 
das Zentrum der Kämpfe im 
Mittleren Osten sei und es eine 
Entwicklung gebe, in der die 

f lobale Politik kollaborierende 
iräfte schaffe, die dem imperia¬ 
listischen System entgegenste¬ 
hende Kräfte entweder zähme, 
sie unwirksam mache oder mar- 
inalisiere. Die Erklärung weist 
arauf hin, dass dabei „die Tür¬ 
kei eine wichtige Rolle spielt“. 
Durch die AKP soll diese Politik 
grundlegend verankert werden, 
zunächst ökonomisch, dann im 
politischen und sozialen Leben, 
den Nationalismus tiefer veran¬ 
kern. Direkt nach den Kommu¬ 
nalwahlen vom 29. März 2009 
wurde das aus den kurdischen 
Kämpfen für Freiheit und 
Demokratie entstehende radikal 
demokratische System angegrif¬ 
fen. Diese Angriffe haben zum 
Ziel, die kurdische nationale 
Einheit, die demokratischen 
Kräfte zu beseitigen und eigene 
kollaborierende Kräfte zu schaf¬ 
fen.“ 

Auf der Konferenz wurden die 
im Namen der sogenannten 
„Demokratischen Öffnung“ 


geschehene Verschlechterung 
der Haftbedingungen von 
Abdullah Öcalan und die Ope¬ 
rationen gegen die DTP, als 
„politischer Völkermord“ 
bezeichnet. Das Verbot der 
DTP, die Verhaftungen des Vize¬ 
präsidenten der DTP, der Bür¬ 
germeister, der kurdischen Frau¬ 
enaktivistinnen und der Kinder 
sowie die verhängten hohen 
Flaftstrafen, kritisiert. Kampag¬ 
nen sollen entwickelt werden, 
die sich den Verhafteten anzu¬ 
nehmen und deren Freilassung 
erreichen sollen. 

Auf der Konferenz habe es einen 
Rückblick auf das Jahr 2009 
egeben. Die Initiative zur 
chaffung eines demokratischen 
Frauensystems sei jedoch man¬ 
gelhaft geblieben. Die Kampag¬ 
ne „Unsere Ehre ist unsere Frei¬ 
heit“ wurde in der Konferenz 
ausgewertet. Sie hat deutlich 
gemacht, das Verständnis von 
Ehre gesamtgesellschaftlich zu 
verändern, ih Zukunft wird 
diese Kampagne sowie die 
Diskussionen darum intensi¬ 
viert. 

ln der Abschlusserklärung wird 
auf die Pläne für das kommende 
Jahr hingewiesen. 2010 wird der 
8 . März, der internationale 
Arbeiterinnen- und Frauen-Tag 
100 Jahre alt. „Auf unserer Kon¬ 
ferenz fiel die Entscheidung, 
dass wir das Jahrhundertjubi¬ 
läum vom 8. März pompös 
begehen werden und zum Anlass 
nehmen, die Frauenkämpfe zu 


verstärken. Wir haben entschie¬ 
den, Diyarbakir drei Tage lang 
zu einer Stadt der Frauen wer¬ 
den zu lassen.“ 

Folgende weitere Entscheidun¬ 
gen wurden auf der Konferenz 
etroffen: „Unsere Konferenz 
at als Ziel festgelegt, als organi¬ 
satorischen Schritt ein konfode- 
rales Frauensystem zu etablieren. 
Im Rahmen dessen werden die 
kommunalen Frauenparlamente 
ausgeweitet und überall in 
jedem Zentrum bewusst die 
kommunale Organisierung vor¬ 
angebracht. Ein Teil der DÖKH 
wird sich mit der „Mutterspra¬ 
che als Lebensnotwendigkeit“ 
und der „Rückkehr zur mutter¬ 
sprachlichen Bildung“ beschäfti¬ 
gen. Es wurde eine Kommission 
gegründet, um für die demokra¬ 
tische und friedliche Lösung der 
kurdischen Frage eine Deklara¬ 
tion vorzubereiten. Türkischen 
Frauen wird die Rückkehr der 
Frauen in die Friedensbewegung 
vorgeschlagen. Eine Politik der 
Frauenökonomie wird weiter 
aufgebaut. Um diese zu ent¬ 
wickeln, wird die Bewegung der 
Frauenkooperativen weiterent¬ 
wickelt werden. Es wird gegen 
die Todesstrafen, die von der ira¬ 
nischen Regierung gegen kurdi¬ 
sche politische Gefangene ausge¬ 
sprochen wurden, gekämpft und 
eine Kampagne in Anerkennung 
für Zeynep Celaliyan „Gegen 
Todesurteife - für die Freiheit 
der Gefangenen“ durchgeführt.“ 
(ANF, 12.1., ISKU) 


Tekel: Hungerstreik für Arbeitsplätze 


Seit Dienstag Nachmittag sind 
rund 100 Arbeiter des staat¬ 
lichen türkischen Tabakmono¬ 
pols Tekel in Ankara in einen 
Hungerstreik getreten. Weitere 
wollen sich in den nächsten 
Tagen anschließen. Dies ist eine 
weitere Zuspitzung des seit 35 
Tagen laufenden Arbeitskampfes 
gegen die Entlassung von 12000 
Beschäftigten von Tekel auf¬ 
grund vorangegangener Privati¬ 
sierungsmaßnahmen. Sollte die 
Regierung sich nach einem drei¬ 
tägigen Hungerstreik weiterhin 
nicht verhandlungsbereit zeigen, 


wollen die Arbeiter ein Todesfas¬ 
ten beginnen, in dem sie auch 
auf Getränkeaufnahme verzich¬ 
ten. Ärzte betreuen die Hunger¬ 
streikenden in der Gewerk¬ 
schaftszentrale des Dachverban¬ 
des Türk-Is. Bereits jetzt ist der 
Gesundheitszustand vieler 
Arbeiter, die vor der Gewerk¬ 
schaftszentrale protestieren, 
nach mehrtägigen Sitzstreiks bei 
nasskaltem Wetter schlecht. 
1500 wurden krank, Dutzende 
mussten mit Atem- oder Herz¬ 
beschwerden in die Notaufnah¬ 
me der Krankenhäuser gebracht 


werden. Doch weiterhin blo¬ 
ckiert der Türk-Is-Vorsitzende 
Mustafa Kumlu, ein Vertrauter 
des Staatspräsidenten, eine von 
der Lebensmittelarbeitergewerk¬ 
schaft Tek-Gida-Is und den lin¬ 
ken Gewerkschaftsdachverbände 
DISK und KESK geforderte 
Ausweitung des Streiks auf ande¬ 
re Branchen bis hin zu einem 
Generalstreik. Aus Protest gegen 
Kumlus Blockadehaltung hatten 
Tekel-Arbeiter am Sonntag das 
Gewerkschaftshaus besetzt und 
den Rücktritt des Vorsitzenden 
gefordert. (jW, 21.1., ISKU) 


Syrien: „Selbstmord“ an kurdischem Soldaten 


Wieder hat ein junger kurdi¬ 
scher Mann während seines 
Militärdienstes bei der syrischen 
Armee sein Leben auf ungeklär¬ 
te Weise verloren. Während Isa 
Xelef der zweite kurdische Sol¬ 
dat ist, der 2010 in Syrien unter 
zweifelhaften Umständen ge¬ 
storben ist, sind 2009 minde¬ 
stens 20 Kurden während ihres 
Militärdienstes unter ungeklär¬ 
ten Umständen ums Leben 
gekommen. 

Isa, aus der südwestkurdischen 
Stadt Kobani, hatte seit 4 Mona¬ 
ten in der Stadt Deraa seinen 
Militärdienst geleistet. 


Er hatte in dem letzten Telefo¬ 
nat mit seiner Familie vor sei¬ 
nem Tod berichtet, dass er von 
einem Kommandanten ständig 
schlecht behandelt und geschla¬ 
gen worden sei. 

Wie auch bei anderen Todesfäl¬ 
len haben die Verantwortlichen 
des Militärs den Tod von Isa 
Xelef als Selbstmord dargestellt. 

ln Syrien sind die ungeklärten 
Todesfälle von kurdischen Sol¬ 
daten seit Anfang 2009 erheb¬ 
lich gestiegen. Laut offizieller 
Darstellung waren es immer 
Verkehrsunfälle, Stromschläge 


und Selbstmorde. Doch diese 
Erklärungen reichten den Fami¬ 
lien der Opfer nicht aus. Trotz¬ 
dem gab es bis heute keine ernst¬ 
hafte Befragung zu den Toden. 
Selbst wenn es solche Untersu¬ 
chungen gegeben hätte, so 
wären diese nicht veröffentlicht 
worden. 

Laut der Erklärungen des Men¬ 
schenrechtskomitees MAD und 
KCK-Rojava, haben seit 2004 
mindestens 35 kurdische Solda¬ 
ten in Syrien ihr Leben auf 
ungeklärte Weise verloren. 

(ANF, 14.1., ISKU) 


die Haftbedingungen protestie¬ 
ren. Öcalan gab bekannt, dass er 
zusammen mit §ehmuz Poyraz, 
Cumali Karasu, Bayram Kay- 
maz, Hasbi Aydemir und Hakki 
Alkan gegen die Haftbedingun¬ 
gen auf Imrali protestieren wird. 
Abdullah Öcalan sagte u. a. dazu 
zu seinen Anwälten: „Ich kann 
die Freunde auf den Belüftungs¬ 
gängen nicht sehen. Obwohl wir 
aas Recht dazu haben uns zehn 
Stunden in der Woche zu sehen, 
können wir nur eine Stunde 
zusammen sein. Wir haben uns 
bisher vier Mal gesehen; das letz¬ 
te Treffen haben sie auf 50 
Minuten reduziert. Nicht einmal 
die Aussagen und Vorschriften 
des Staates werden eingehalten. 
Wenn die Vorschriften nicht ein¬ 
gehalten werden, wieso treffen 
wir uns dann noch? Wir haben 
dies mit den Freunden bewertet 
und haben den Beschluss gefasst, 
dass wir uns nicht treffen wer¬ 
den, bis die Haftbedingungen 
verbessert werden.“ 

Die Insel Imrali ist ein rechts¬ 
freier Raum, ein juristisches Nie¬ 
mandsland, es ist einer der Orte, 
an denen Menschenrechte syste¬ 
matisch ausgehebelt werden. 

(ANF, 15.L, ISKU) 

Auseinandersetzungen in Hak- 
kari halten seit Tagen an 
Am Montag kam es erneut zu 
heftigen Straßenschlachten in 
mehreren Stadtvierteln von 
Hakkari. Polizisten griffen 
jugendliche Aktivistinnen mit 
Gasgranaten und Wasserwer¬ 
fern an. Diese erwiderten mit 
Steinen und riefen Parolen für 
Abdullah Öcalan und die PKK. 
Schon in den letzten Tagen war 
es immer wieder zu Zusammen¬ 
stößen zwischen Jugendlichen 
und der Polizei gekommen. Die 
Polizei setzte hierbei auch Pla¬ 
stikpatronen ein. 

In der Nähe eines Gymnasiums 
in Hakkari wurde ein 13 bis 14- 
jähriger Jugendlicher von Zivil¬ 
polizisten schwer misshandelt. 
Die drei Personen traten auf 
den schon leblosen Körper wei¬ 
ter ein. Dann richteten sie ihn 
erneut auf und misshandelten 
ihn weiter durch Schläge. 

(ANF, yg, 18.1., ISKU) 
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Warnung aus Kurdistan 
an die AKP 


Gegen die Operationen gegen die 
linke kurdische BDP, bei der auch 
etliche Bürgermeisterinnen ver¬ 
haftet wurden und die Tag für Tag 
neue Gefangene produzieren, 
protestierten viele tausend Men¬ 
schen in verschiedenen kurdi¬ 
schen Städten, ln Diyarbakir, 
Nusaybin, Bingöl, Dogubayazit 
und (^aldiran fanden Demonstra¬ 
tionen und Kundgebungen statt, 
außerdem wurde ein Hunger¬ 
streik begonnen. In einer gemein¬ 
samen Erklärung von 330 zivilge¬ 
sellschaftlichen Organisationen 
(STK) wurde die „Verleugnungs¬ 
und Vernichtungspolitik“, mit 
der die Regierungspartei AKP die 
kurdische Frage zu lösen versu¬ 
che, verurteilt und erklärt, dass 
auch diese Partei, wie ihre Vor¬ 
gängerinnen an dieser Form des 
„Fösungsansatzes“ zu Grunde 
gehen werde. In Yüksekova und 
Dogubeyazit kam es nach Polizei¬ 
angriffen auf Demonstrantlnnen 
zu schweren Straßenschlachten. 

DiYARBAKIR 

Tausende nahmen trotz eisiger 
Temperaturen an einer Kundge¬ 
bung in Diyarbakir gegen die Ver¬ 
haftungswelle von BDP-Aktivist- 
Innen teil, darunter Delegierte 


von zivilgesellschaftlichen Orga¬ 
nisationen aus 21 Kreisen, u.a. 
Diyarbakir, Batman, Van, Der- 
sim, §irnak, Siirt, Elazig, Mardin. 
Viele trugen symbolisch Ketten 
und erinnerten u.a. an das Der- 
sim-Massaker, bei dem 1938 
mindestens 70.000 Menschen 
ermordet worden waren. Sie rie¬ 
fen: „Was hat sich geändert?“ und 
in Anspielung aur die von Erdo- 
gan verkündete „Demokratische 
Öffnung“: „Wir wollen keine 
Öffnung in Ketten“, „Unser Wille 
kann nicht in Ketten geschlagen 
werden“. Außerdem wurde die 
Freilassung des Menschrechtsakti¬ 
visten und Vorsitzenden des IHD 
Diyarbakir, Muharrem Erbey, 
gefordert. Es nahmen auch Arbei¬ 
terinnen der im Moment im 
Streik gegen neoliberale Privati¬ 
sierungspolitik kämpfenden 
Lebensmittelgewerkschafterlnnen 
von TEKEL teil und solidarisier¬ 
ten sich mit Parolen wie „Schulter 
an Schulter gegen den 
Faschismus.“ 

DOGUBAYAZIT 
Auch in Dogubeyazit kam es zu 
einer Demonstration mit großer 
Teilnahme. Viele Läden waren 
aus Solidarität mit den Verhafte¬ 


ten geschlossen. Als die Polizei 
gegen die Demonstrantlnnen 
vorging, entbrannten Straßen¬ 
schlachten. Unter anderem wurde 
das E-Typ-Gefängnis mit Steinen 
angegriffen. Die Polizei ging mit 
Tränengas und Wasserwerfern 
vor. 

QALDIRAN/BINGÖL 
In Caldiran begann am Samstag 
ein zweitägiger Hungerstreik, um 
gegen die Verhaftungswelle und 
die Verschlechterung der Flaftbe- 
dingungen von Abdullah Öcalan 
zu protestieren. Auch in Bingöl 
nehmen viele Menschen an dem 
zweitägigen Protesthungerstreik 
teil und es kam zu Kundgebun¬ 
gen und Protesten mit großer 
Beteiligung. 

NUSAYBiN 

Auch in Nusaybin gingen viele 
Menschen gegen die Repression 
auf die Straßen. Es nahmen auch 
mehrere BDP-Bürgermeisterln- 
nen an der Demonstration teil. 
Von den Anwohnerinnen wurden 
die Demonstrantlnnen mit Jubel 
begrüßt. Sie riefen Parolen wie 
„Sucht nicht auf den Bergen, die 
Apoistlnnen sind hier.“ 

(ANF, 23.1., ISKU) 


Meldungen 

Adana: 3155 Minderjährige 
innerhalb eines Jahres festge¬ 
nommen 

Der Menschenrechtsverein IHD 
in Adana gab bekannt, dass 2009 
alleine in Adana 3150 Minder¬ 
jährige zwischen 13 und 18 Jah¬ 
ren festgenommen, und davon 
299 verhaftet wurden. 

Auf einer Pressekonferenz vor 
dem Büro des Menschenrechts¬ 
vereins IHD in Adana wurde der 
Bericht über die Verstöße gegen 
Kinderrechte des Jahres 2009 
veröffentlicht, ln dem Bericht 
wird betont, dass Kinder am 
stärksten von gesellschaftlichen 
Problemen beeinträchtigt wür¬ 
den und dass eine Umgebung, 
die von Gewalt geprägt ist sowie 
die ökonomische Situation, die 
physische und psychische Ent¬ 
wicklung der Kinder behindere. 
Laut des Berichts wurden im 
Jahre 2009 in Adana 3155 Min¬ 
derjährige zwischen 13 und 18 
Jahren festgenommen und davon 
299 verhaftet. Es gab 2306 Vor¬ 
fälle an denen Kinder beteiligt 
waren, 62 Verstöße gegen Kin¬ 
derrechte wurden beim IHD 
gemeldet, so der Bericht. Gegen¬ 
über Kindern, die an verschiede¬ 
nen Aktionen teilgenommen 
hatten und dabei festgenommen 
wurden. (ANF, 26.1., ISKU) 

Mindestens 60 Festnahmen 
bei zeitgleichen Operationen 

ln Batman, Muf, Igdir, Diyarba¬ 
kir, Van und Istanbul sind zeit¬ 
gleich 60 Personen festgenom¬ 
men worden. Zahlreichen Haus¬ 
durchsuchungen, die von der 
Staatsanwaltschaft Batman ver¬ 
anlasst worden sind, wurden 
durchgeftihrt. Unter den Festge¬ 
nommenen befindet sich auch 
der Bürgermeister von Igdir. 

Der Vorwurf lautet „Mitglied¬ 
schaft in einer verbotenen Orga¬ 
nisation“, „Unterstützung einer 
verbotenen Organisation“ und 
„Aktionen im ländlichen 
Gebiet“. (ANF 21.1., ISKU) 

Militärgericht verurteilt 
Überlebende 

Im Verfahren gegen acht Solda¬ 
ten, die sich bei einem PKK- 
Angriff auf einen Militärposten 
in Daglica (Hakkari) 2007 erge¬ 
ben hatten, wurde die Urteilsbe- 

t ründung veröffentlicht. Ein Sol- 
at war wegen "Anstiftung zur 
Befehlsverweigerung" zu 

zweieinhalb Jahren Haft, die 
übrigen Soldaten wegen "Pflicht¬ 
vernachlässigung" zu einem Jahr 
drei Monaten Fiaft verurteilt. Bei 
dem Angriff wurden zwölf Solda¬ 
ten getötet und 17 verletzt. In der 
30seitigen Urteilsbegründung 
heißt es: "Wie hoffnungslos die 


Letzter Aufruf an Akbank und Garantibank, 
vom Ilisu-Projekt zurückzutreten 


Am Dienstag wurde von der Initi¬ 
ative zur Rettung Hasankeyfs in 
Batman eine Pressekonferenz or¬ 
ganisiert, an welcher der Bürger¬ 
meister von Diyarbakir, Osman 
Baydemir, und weitere 20 Regio¬ 
nalbürgermeister teilnahmen. Die 
zwei in das Ilisu-Projekt involvier¬ 
ten Banken Akbank und Garanti¬ 
bank wurden ermahnt, ihren 
geplanten Kredit aufzuheben: 

Dies ist der letzte Aufruf an die 
Akbank und die Garantibank, 
von dem Ilisu-Projekt zurückzu¬ 
treten! 

Soweit wir in Erfahrung gebracht 
haben, planen die beiden türki¬ 
schen Banken Akbank und Gar¬ 
antibank in diesen Tagen einen 
Vertrag mit der türkischen Regie¬ 
rung und dem Ilisu-Konsortium 
zur Finanzierung des Ilisu-Stau- 
damms und hydroelektrischen 
Kraftwerksprojekts zu unterzeich¬ 
nen. Wenn solch eine Entschei¬ 
dung getroffen wurde, wird die 
Zerstörung eines großen Teils 


unseres kulturellen Erbes, die 
Schädigung eines großen Natur¬ 
gebietes und die erzwungene 
Umsiedlung von mehreren zehn¬ 
tausend Menschen in erster Linie 
ein klarer Widerspruch zu der 
Unterstützung dieser zwei Ban¬ 
ken für die Projekte zur Entwick¬ 
lung kultureller Aktivitäten und 
zum Erhalt der Natur in der Ver¬ 
gangenheit sein. 

Im Juli 2009 strichen die Regie¬ 
rungen der BRD, Österreichs 
undaer Schweiz ihre Exportkre¬ 
ditgarantie für das Ilisu-Projekt, 
weil die Türkei nicht die Bedin¬ 
gungen erfüllt hatte, welche von 
den drei europäischen Regierun¬ 
en gefordert werden. Auf der 
teile zogen auch drei europäische 
Banken ihr Engagement zurück. 
Aber die türkische Regierung fuhr 
damit fort, nach Finanzierung für 
das Projekt zu suchen und der 
türkische Finanzminister fuhr 
sogar nach China. Ende Dezem¬ 
ber 2009 kündigte der Minister 


für Umwelt und Waldwirtschaft, 
Veysel Eroglu, an, dass es mit drei 
türkischen Banken Verhandlun¬ 
gen über die Finanzierung gibt 
und die Unterzeichnung eines 
Vertrages für Januar erwartet 
wird. 

Nach dieser Aussage sendeten wir 
Briefe an 12 türkische Banken, in 
welchen wir unsere Sorgen bezüg¬ 
lich des Ilisu-Projekts ausdrück¬ 
ten. Wo nun zwei der involvierten 
türkischen Banken bekannt sind, 
schrieben wir zusätzlich an die 
Akbank und die Garantibank, 
damit sie ihre geplanten Kredite 
für das Ilisu-Projekt ernsthaft 
überdenken. Aber bis heute 
erhielten wir nicht eine Antwort, 
von keiner Bank. 

Wir warnen hier die Akbank und 
die Garantibank, welche in offi¬ 
ziellen Äußerungen stets ihren 
Respekt für die Natur, die Men¬ 
schen und das Gesetz erwähnen 
(Fortsetzung aufSeite 2) 




Gespräch mit dem BDP-Sprecher Hüseyin Sahin 

»Wir fordern die Abschaffung 
der Putschverfassung« 


Ihre Partei für Frieden und Demo¬ 
kratie BDP wurde im Mai 2008 
gegründet, als ein Verbotsverfahren 

f egen die DTP lief. Welche Ziele 
aben Siel 

Die BDP tritt für eine demokra¬ 
tische und gerechte Lösung des 
türkisch-kurdischen Konfliktes 
ein. Unser Ziel ist, eine demo¬ 
kratische Gesellschaft aufzubau¬ 
en und den Kurden und allen 
anderen unterdrückten Völkern 
eine Stimme zu verleihen. Wir 
wollen alle Menschen in diesem 
Land vertreten: Kurden, Türken, 
Aleviten, Sunniten, Arbeiter, Ge¬ 
werkschafter, Studenten, Künst¬ 
ler. 

Wie schätzen Sie die von der AKP- 
Regierung betriebene »Politik der 
Öffnung« in der Kurdenfrage ein? 
Das ist Keine »Regierung der Öff¬ 
nung«, sondern der Verschlossen¬ 
heit. Auf der einen Seite betrieb 
die Regierung zwar eine gewisse 
Öffnung, als sie zunächst null 
Toleranz gegenüber Folter einfor¬ 
derte. Auf der anderen Seite gibt 
es weiterhin Repressionen gegen 
kurdische Intellektuelle, Parla¬ 
mentarier, Oberbürgermeister, 
Künstler und sogar Kinder. Das 
DTP-Verbot und die damit ver¬ 
bundenen Verhaftungen haben 

f ezeigt, daß die AKP-Regierung 
leuchelei betreibt. Dazu kom¬ 
men noch die militärischen Akti¬ 
vitäten der Armee in den soge¬ 
nannten Kampfzonen — diese 
sind sogar intensiver als zu Beginn 
der 90er Jahre. Können Sie sich 
einen Demokratisierungsprozess 
vorstellen, bei dem Demonstra¬ 
tionen niedergeknüppelt und 
jugendlichen Demonstranten die 
Knochen gebrochen werden? 
Diese sogenannte Öffnung hat 
zum Ziel, Kurden und diejenigen 
Türken, die gegen Krieg sind, zu 
täuschen. Die AKP identifiziert 
sich mit dem Reichsverständnis 
der Osmanen, das sich über den 
Islam definierte. 


Sie versucht, das kurdische Volk 
mittels eines Islam mit liberalem 
Antlitz in eine Falle zu locken, um 
die kurdische politische Bewe¬ 
gung aufzulösen oder zu margina- 
Esieren. Gegenüber Europa ver¬ 
sucht die Türkei, ein seriöses Bild 
abzugeben. Jedoch versteckt sich 
hinter der Krawatte Erdogans ein 
Fundamentalistenbart und eine 
blutige und unterdrückerische 
Politik. 

Aber die Regierung von Recep Tay- 
yip Erdogan hat doch Offenheit 
gegenüber den kulturellen Rechten 
der Kurden erklärt? 

Zwar gibt es den staatlichen 
Fernsehsender TRT6, der in kur¬ 
discher Sprache sendet. Doch 
was TRT6 macht, ist, in kurdi¬ 
scher Sprache die kurdenfeindli¬ 
che Regierungspolitik zu ver¬ 
markten! Die Kurden vertrauen 
den Schritten der Regierung 
nicht, solange dahinter keine in 
der Verfassung verankerten 
Garantien stehen. Ein dreißig¬ 
jähriger Krieg und Zehntausende 
Tote lassen sich nicht mit einem 
TV-Sender abspeisen. Selbst 
objektiv positive Elemente der 
Pohtik der Öffnung werden vom 
kurdischen Volk und von allen 
demokratischen Kräften zurück¬ 
haltend bewertet, da man dem 
Gesamtkonzept nicht traut. Die 
BDP lehnt diese Scheinöffnung 
als heuchlerisch und falsch ab. 

Wie beurteilen Sie die Spannun¬ 
gen zwischen der AKP und der 
Armee? 

Es gibt keine prinzipiellen Diffe¬ 
renzen zwischen beiden Seiten. 
Es gibt zwar einen Widerspruch 
zwischen der Armee und der 
Regierung dahingehend, daß die 
Regierung versucht, die gehei¬ 
men Strukturen der Armee zu 
zerschlagen. Dabei geht es um 
die Kontrolle über den Staatsap¬ 
parat. Es gibt aber keine Diffe¬ 
renzen bezüglich der Kurdenfra¬ 


ge. Keine der beiden Seiten redet 
über die 17000 ermordeten Kur¬ 
den, über die 3500 vernichteten 
Dörfer, die zigtausend Verhaf¬ 
tungen sowie die Vertreibungen, 
die von der Armee organisiert 
wurden. 

Was erwarten Sie von der Europä¬ 
ischen Union? 

Wir sehen in der EU keine Ret¬ 
terin. Wir verlassen uns auf unse¬ 
re eigenen Kräfte und die Eigen¬ 
dynamik unserer Bewegung, was 
wir jedoch von den Europäern 
erwarten, ist die Anerkennung 
unserer Rechte wenigstens im 
Rahmen der Menschen- und 
Bürgerrechte. Bisher waren die 
europäischen Länder uns gegen¬ 
über leider heuchlerisch - insbe¬ 
sondere die BRD mit ihren Waf¬ 
fenlieferungen für Ankara. 

Welche konkreten politischen For¬ 
derungen stellt Ihre Partei heute? 
Unser erstes Anliegen ist die 
Abschaffung der Putschverfas¬ 
sung aus dem Jahr 1982. Wir 
wollen eine neue Verfassung, die 
politische und demokratische 
Rechte für alle garantiert. Es ist 
nicht ausreichend, innerhalb der 
bestehenden Verfassung den 
einen oder anderen Paragraphen 
zu ändern, denn dann bleibt 
immer noch genug Spielraum, 
um Parteien zu verbieten. Zwei¬ 
tens müssen wir dem Staat deut¬ 
lich zeigen, daß die kurdische 
Bewegung eine Führung hat, die 
nicht ignoriert werden darf. 
Drittens verlangen wir die Ein¬ 
führung der kurdischen Sprache 
im Schulwesen und die Gleich¬ 
berechtigung dieser Sprache in 
den kulturellen und wissen¬ 
schaftlichen Bereichen. 

Hüseyin Sahin ist Landessprecher 
der linken prokurdischen Parteifiir 
Frieden und Demokratie BDP' in 
Istanbid 

(jW, 28.1., ISKU) 


Letzter Aufruf (Fortsetzung) 


und dies als ihre unverzichtbaren 
Prinzipien beschreiben, davor, 
Teil des Ilisu-Projektes zu sein, 
einem der zerstörerischsten Pro¬ 
jekte in unsrem Land. 

Wir weisen jegliche finanzielle 
Unterstützung zurück, egal woher 
sie kommt, weil sie zu riesigen 
sozialen, kulturellen und ökologi¬ 
schen Verlusten führen wird. 
Zuerst wird das Ilisu-Projekt die 
12-tausend Jahre alte antike Stadt 
Hasankeyfs am Fluss Tigris flu¬ 
ten. Mindestens 85.000 Men¬ 
schen wären direkt von diesem 
Projekt betroffen und werden ihre 
Existenzgrundlage verlieren. Das 
Ergebnis wäre für sie Verarmung. 


Das Tigris-Tal, sehr reich im 
Sinne der biologischen Vielfalt, 
mit Hunderten von Vogelarten 
und endemischen Arten wie der 
Softshell-Schildkröte, würde ver¬ 
nichtet werden. Weil in dem 
betroffenen Gebiet von 313 qkm 
keine umfassenden Forschungen 
betrieben wurden, gibt es weitere 
unbekannte bedeutsame Werte, 
die zerstört würden, falls der Ilisu- 
Staudamm gebaut würde. 

Wenn die Akbank und die Ga¬ 
rantibank durch einen Kredit ein 
Teil des Vertrages des Ilisu-Projek¬ 
tes sein werden, obwohl diese 
negativen Auswirkungen bekannt 
sind, werden sie mit einem konti¬ 


nuierlichen Protest auf nationaler 
und internationaler Ebene kon¬ 
frontiert werden. In diesem Rah¬ 
men werden alle sensiblen Men¬ 
schen und Organisationen ihre 
Bankkonten löschen und jegliche 
kommerzielle Beziehungen mit 
diesen beiden Banken beenden. 

Zum letzten Mal rufen wir die 
Akbank und die Garantibank, die 
für sich beanspruchen in ihren 
Geschäften holte Standards zu 
erfüllen, auf, jegliche finanzielle 
Unterstützung für das Ilisu-Pro¬ 
jekt zu unterlassen. 

Initiative zur Rettung 
von Hasankeyf, 26.1.2010 


Bedingungen auch sein sollten, 
müssen Soldaten den geltenden 
Gesetzen zufolge ihre Angst 
überwinden und weiterkämpfen 
und dürfen nicht die Waffen 
niederlegen und sich ergeben". 

(CH, 21.1., ISKU) 

Anklage gegen Kriegs¬ 
dienstverweigerer 
Die Staatsanwaltschaft Ankara 
hat Anklage gegen 19 Teilnehmer 
an einer Aktion erhoben, die 
Anfang Januar für das Recht auf 
Wehrdienstverweigerung eintra¬ 
ten. Für die 19 jungen Leute 
wurden nach dem Straftatbe¬ 
stand "Wehrkraftzersetzung" 
Haftstrafen zwischen sechs und 
zehn Jahren gefordert. 

(CH, 21.1., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
CH Cumhuriyet 

jW junge Welt 


Termine: 

Politische Organisierung und 
Menschenrechtsarbeit in Nord¬ 
kurdistan/Türkei 
Veranstaltung zur Repression 
nach dem Verbot der DTP und 
über Perspektiven politischen 
Handelns 

7. Februar 2010, 19:00 Uhr 
Festsaal Kreuzberg, Skalitzer 
Str. 130, U-Bhf Kottbusser Tor, 
Berlin 

Auf der Veranstaltung referieren: 

- Ilknur Tanif, Rechtsanwältin 
und Menschenrechtlerin aus §ir- 
nak; Vorsitzende der Frauen¬ 
rechtsorganisation §irnak Kadin 
Dernegi 

- Jake Hess, Menschenrechtsakti¬ 
vist und freier Wissenschaftler. 
Jake Hess lebt, arbeitet und enga¬ 
giert sich seit zwei Jahren in Diy- 
arbakir und arbeitete oftmals mit 
Muharrem Erbey und dem IHD 
zusammen. 

- Antonia von der Behrens, 
Rechtsanwältin, unter anderem 
aktiv im Demokratischen Türk¬ 
eiforum und im Republikani¬ 
schen Anwälteverein (RAV). 

- Nick Brauns, Türkei/Kurdistan- 
Historiker, Publizist und Journa¬ 
list bei der Tageszeitung junge 
Welt, Bedin 

N U ^ e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Stahltwiete 10 
22761 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 
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Die BDP muss eine bunte, all¬ 
umfassende Türkei-Partei werden 


Am 27.01.10 fand eine Anwalts- 
konsidtation mit Abdidlah Oca- 
lans statt. Ocalan sprach die BDP 
(Bari§ ve Demokrasi Partisi - Par¬ 
tei für Frieden und Demokratie), 
die demokratische Initiative der 
AKP-Renerung, den dahinter 
steckenden Vernichtungsplan 
sowie den Besuch des Anti-Folter- 
Komitees des Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte 
(CPT) an. 

Die Partei für Frieden und 
Demokratie, BDP, hielt am 1. 
Februar 2010 ihren ersten Kon¬ 
gress ab. Die BDP versteht sich 
als die Nachfolgepartei der ver¬ 
botenen Partei für eine demo¬ 
kratische Gesellschaft, DTP 
Ocalan erklärte seine Vorschläge 
für den Kongress: 

„Verschiedene demokratische 
Kreise können selbstständig wei¬ 
ter arbeiten, aber ich halte es für 
wichtig, wenn sich diese der 
BDP anschließen. Wenn sie 
Zusammenkommen, könnten sie 
um die 10 % bei den Wahlen 
erzielen. Die vorherigen Parteien 
waren in dieser Frage etwas eng¬ 
sichtig. Sie hatten eine Ausle¬ 
gung, die nur Kurdinnen orga¬ 
nisiert. Die BDP muss das über¬ 
winden. Unser Vorhaben muss 
gut erklärt werden. In diesem 
Zusammenhang kann eine Bro¬ 
schüre angefertigt werden, die 
die Rahmenpo fitik der BDP 
beschreibt. Ich werde versuchen, 
das Meinige dazuzugeben. Letz¬ 
tens habe ich eine Kolumne von 
Ahmet Insel gelesen, er schrieb 
davon, dass Kurdinnen und 
Türken zusammen Politik 
machen sollen. Das muss [von 
der BDP] angestrebt werden. 
Ich habe letztens [...] auch 
gesagt, das man sich verbünden 
müsse. Alleine erreicht man 
nichts. Diese Notwendigkeit 
muss ersichtlich werden. Ich 
spreche von einer Plattform, auf 
der sich die Kurdinnen treffen 
und zusammen kommen, wenn 
ich von einer Konföderation des 
demokratischen Mittleren 
Ostens spreche. 

Die BDP könnte nach dem 
Kongress am 1. Februar das 
Dachparteiprojekt fortführen. 
Das ist wichtig. Vorher wurden 
einige Parteien verboten, die 
BDP darf nicht die nächste sein. 
Ich habe gewarnt und meine 
Vorschläge ausgesprochen, ich 
wiederhole sie: T)ie BDP sollte 


die Probleme im Parlament und 
auf rechtlicher Grundlage lösen. 
Die vorherigen Parteien wurden 
mit der Begründung, dass sie das 
„Sprachrohr der PKK“ sind, ver¬ 
boten. [...] Die BDP darf kein 
Sprachrohr der PKK sein, die 
PKK kann für sich selber spre¬ 
chen. 

Die BDP kann eine Vermittler¬ 
rolle übernehmen, wenn ein 
Dialog entsteht und eine Ver¬ 
mittlung gebraucht wird. Die 
BDP ist auch nicht dafür 
zuständig Organisationen als 
terroristisch einzustufen. An die¬ 
sem Punkt darf nicht viel gere¬ 
det werden. Die BDP soll ganz 
offen sagen, dass es nicht ihre 
Sache ist, die PKK als terrori¬ 
stisch einzustufen. Letztendlich 
kann die BDP auch kein Ver¬ 
hältnis zur PKK haben, das wäre 
auch nicht logisch. Die vorheri¬ 
gen Parteien wurden auch des¬ 
wegen verboten. Diese Verbote 
müssen überwunden werden. 
Die BDP ist keine kurdische 
Partei, die sich auf nationalisti¬ 
scher Ebene organisiert. 

Das sind Dinge, die sie selber 
wissen müssen. Ich hatte die 
Akademien für demokratische 
Politik vorgeschlagen, damit sie 
wissen, was sie zu tun haben. 
Die BDP darf nicht die DTK 
[Demokratischer Volkskongress] 
sein. Die BDP muss, wie 
erwähnt, die ganze Türkei 
umfassen können. Die DTK 
organisiert alle Kurdinnen und 
ist legal. Sie stellt die Organisie¬ 
rung der Kurdinnen in allen 
Bereichen dar. Die kurdische 
Gesellschaft muss demokrati¬ 
siert werden. Ich habe das schon 
vorher erwähnt. Die DTK ist 
das Mittel der Kurdinnen, um 
sich ohne einen Staat zu organi¬ 
sieren. Ich möchte diese zivilen 
Gesellschaftsorganisationen 
nochmals ansprechen: Ich spre¬ 
che von keiner zivilen Gesell¬ 
schaft, die sich auf den Staat 
stützt. Das ist auch keine richti¬ 
ge zivile Gesellschaft. 

Die letzten Verhaftungen wer¬ 
den unter den Decknamen KCK 
und DTK gemacht. Aber die 
KCK haben mit der DTK nichts 
zutun. Eine Beziehung kann 
auch nicht möglich sein. Die 
KCK sind überwiegend außer¬ 
halb der Türkei organisiert. [...] 
Ich bin der Meinung, dass auf 
ideologischer Basis der Nationa¬ 
lismus die „Religion“ des Ver¬ 


hältnisses Nation-Staat ist. Das 
ist in meinen Verteidigungs¬ 
schriften ausführlich nachlesbar. 
Die Kurdinnen sollten kein Volk 
sein, das sich auf Staatsebene 
organisiert. 

ln dieser Hinsicht gibt es Unter¬ 
schiede zwischen Kurdinnen 
und Türkinnen. Die Türkinnen 
sind eher ein Volk, das sich auf 
der Basis eines Staates organi¬ 
siert hat. Die Kurdinnen kön¬ 
nen ihre Organisierung auf 
demokratischer Basis vollziehen. 
Ich habe vorher schon den 
Begriff demokratisches Volk, 
ohne einen Staat benutzt.“ 
Ocalan sprach über sein Ver¬ 
ständnis von Sozialismus und 
wiederholte seine Realsozialis¬ 
muskritik. Ferner sprach Ocalan 

f rob seine Alternativen an: „Das 
erhältnis von Nation und Staat 
ist der Grund für den Fortbe¬ 
stand des Kapitalismus. Der 
Kapitalismus kann sich ohne 
dieses Verhältnis nicht weiter am 
Leben halten. Als Alternative 
dafür habe ich den Begriff 
„demokratische Moderne“ ein¬ 
geführt. Das Verhältnis von 
Nation und Staat ist das Ende 
der Freiheit und der Demokra¬ 
tie. Die Anarchisten haben ver¬ 
sucht, den Staat auszudiskutie¬ 
ren. Bakunin, Kropotkin und 
andere haben den Staat kritisiert 
aber wussten nicht, was sie 
anstelle des Staates legen sollen. 
Ich habe vorher auch schon über 
Marx und Lenin gesprochen. 
Diese dachten, dass sie anstelle 
eines kapitalistischen Staats, den 
sozialistischen bringen können. 
So sollte der Sozialismus errich¬ 
tet werden. Ein Staat kann nicht 
sozialistisch sein. Wir wurden 
Zeugen dieses Sozialismus. 
Unter dem Strich hat dieses Ver¬ 
ständnis vom Sozialismus dem 
Kapitalismus gedient. Das Ein¬ 
zige, was das Verhältnis Nation- 
Staat hervorbringen kann, ist 
der Kapitalismus. Die Lage Chi¬ 
nas ist ersichtlich.“ 

Ocalan sprach auch die demo¬ 
kratische Initiative des Staates 
bzw. der Erdogan-Regierung an. 
Ocalan beschrieb diese als 
"Trugschluss" und erklärte, dass 
der Vernichtungsplan ganz klar 
ersichtlich ist: „[Der türkische 
Außenminister] Davutoglu will 
unseren Lösungsversuch der 
demokratischen Konföderation 
des Mittleren Ostens vernichten 
mittels des Projektes '“Null Pro- 
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Meldungen 

Schutz von Frauen vor Gewalt 
durch Tarifvertrag 

Die Gewerkschaft Tüm Bel Sen 
hat den Schutz von Frauen vor 
familiärer Gewalt zum Gegen¬ 
stand von Tarifverträgen 
gemacht. Vierzig Kommunal¬ 
verwaltungen stimmten in 
Tarifverträgen zu, dass Frauen, 
die Gewalt durch Ehemänner, 
die bei der Kommune beschäf¬ 
tigt sind, erlitten haben, die 
Pialfte des Lohns direkt ausge¬ 
zahlt bekommen. Die Gewerk¬ 
schaft weist darauf hin, dass 
Bürgermeisterinnen weit offe¬ 
ner Tür den Schutz von Frauen 
durch Tarifverträge sind und 
zudem in einigen Kommunen 
darüber hinaus spezielle Frau¬ 
enparagrafen in Tarifverträgen 
verankert sind. So gibt es Kom¬ 
munen, die ihre weiblichen 
Beschäftigten am 8. März, dem 
internationalen Frauentag frei- 
steilen oder auch welche, die in 
der Beschäftigungspolitik eine 
50-prozentige Frauenquote ver¬ 
ankert haben. 

(Bianet/IP, 20.l.,ISKU) 

Acht Jahre Haft für Jugendli¬ 
che wegen Demonstration 

Das Große Strafgericht Diyar- 
bakir verurteilte die 15-jährige 
Berivan S. zu acht Jahren Haft, 
nachdem diese am 9. Oktober 
in Batman bei einer Demon¬ 
stration festgenommen worden 
war. Sie wurde wegen „Mit¬ 
gliedschaft in einer terroristi¬ 
schen Vereinigung“ und „Verü¬ 
bung einer Straftat“ im Namen 
dieser Organisation zu 7,5 Jah¬ 
ren und wegen „Propaganda für 
eine Terrororganisation“ zu 
einem Jahr Haft verurteilt. Beri¬ 
van bestritt die Beteiligung an 
der Demonstration und erklär¬ 
te, dass sie nur zufällig in die 
Menge geraten sei. Ihr Geständ¬ 
nis, sie nabe Steine auf Polizi¬ 
sten geworfen, habe sie aus 
Angst vor weiterer Prügel durch 
die Polizei gemacht. 

(Cumhuriyet/IP, 28.1., ISKU) 

Tekel-Kampf geht weiter 

Sechs türkische Gewerkschafts¬ 
dachverbände haben am 
Dienstag in Ankara beschlossen, 
für Donnerstag zu einem lan¬ 
desweiten Solidaritätsstreik mit 
den 12 000 von Entlassungen 
bedrohten Arbeitern des staat¬ 
lichen türkischen Tabakkon¬ 
zerns Tekel aufzurufen. Am 50. 
Tag ihres Protestes kündigten 
1500 in der Fußgängerzone von 
Ankara campierende Tekel- 
Arbeiter zudem einen Hunger¬ 
streik an. Damit reagierten sie 
auf einen am Montag von der 
Regierung vorgelegten »Sozial- 





Erster Parteikongress der BDP 


Am Montag hielt die „Partei für 
Frieden und Demokratie“ 
(BDP) in Ankara einen Außer¬ 
ordentlichen Kongress ab. Es 
war das erste Treffen dieser Art, 
nachdem die BDP zum Auf¬ 
fangbecken für Mitglieder, 
Abgeordnete und Bürgermeister 
der im Dezember verbotenen 
„Partei für eine demokratische 
Gesellschaft“ (DTP) geworden 
war. 

„Egal ob der Name DTP oder 
BDP ist, wir werden den organi¬ 
sierten Kampf für die Freiheit 


der Kurdinnen fortsetzen“, 
erklärte BDP-Vorsitzende 
Demir Celik am Montag. 

Wie das Massenblatt Hürriyet 
anmerkte, wurde zu Beginn der 
Versammlung nicht wie sonst 
bei Parteikongressen in der Tür¬ 
kei üblich die Nationalhymne 
gespielt. Stattdessen wurden die 
Namen verhafteter BDP-Bür- 
germeisterlnnen und von 
„Sicherheitskräften“ getöteter 
Zivilistinnen verlesen. Einige 
Teilnehmerinnen schwenkten 
Bilder des inhaftierten PKK¬ 


Führers Abdullah Öcalan und 
PKK-Symbole. 

Die Delegierten wählten einen 
neuen Vorstand mit einer Dop¬ 
pelspitze aus zwei Parlamentsab- 

f eordneten, dem Juristen Sela- 
attin Demirtas und der Journa¬ 
listin Gülten Kisanak. Kisanak 
zeigte sich zuversichtlich, dass 
die BDP die islamisch-konserva¬ 
tive AKP-Regierung in den kur¬ 
dischen Gebieten verdrängen 
und so zur landesweiten Nieder¬ 
lage der AKP beitragen werde. 

(jW3.2„ ISKU) 


Proteste in Diyarbakir gegen Verbrechen an Frauen 


Frauenorganisationen in Diyar¬ 
bakir sammelten sich im Land¬ 
kreis (Jinar, um gegen Verbre¬ 
chen an Frauen und gegen die 
Selbstmorde der Zwillinge 
Fiediye und Kadriye Demirel zu 
protestieren, ln einer Erklärung 
dazu heißt es: „Im Namen der 
Ehre wird gemordet oder zum 
Selbstmord gezwungen.“ 
Unterstützt wurde die Aktion 
vom Frauenrat von Qinar, Selis 
aus Diyarbakir, Epidem, dem 
städtischen Frauenrat Diyarba¬ 
kir und dem Bürgermeister von 
Qinar, Ahmet Cengiz. Die Frau¬ 
en liefen vom BDP-Kreisgebäu- 
de bis ins Stadtzentrum. 
Während der Demonstration 
wurden Parolen gerufen wie 
„Ein Ende der Frauenmorde“, 
„Die Pfände, die nach den Frau¬ 
en greifen, sollen brechen“, 
„Hoch lebe die Frauensolida¬ 
rität“ und „Für ein Leben der 
Frau in Freiheit“. 

Die aus dem Dorf Incirtepe im 
Kreis Qinar stammenden Zwil¬ 
linge Hediye und Kadriye 
Demirel sind letzte Woche in 
Diyarbakir aus der Wohnung 
ihres Bruders aus dem 7. Stock 


in den Tod gesprungen. Sie 
wählten den Tod, weil sie mit 
dem Sohn eines Onkels verhei¬ 
ratet werden sollten. Eine Ver¬ 
treterin einer Frauenorganisa¬ 
tion erklärte hierzu: „Die Mutter 
der Zwillinge, eine Schwester 
und eine Tochter des Onkels, 
ertranken 1997 im Göksü Stau¬ 
see beim Wolle waschen. Der 
Vater heiratete später erneut. 
Wir protestieren gegen die 
Gründe für den Selbstmord der 
Zwillinge, gegen die Unter¬ 
drückung und die Gewalt gegen 
Frauen.“ 

„Die Einstellung, die uns in den 
Tod treibt, verurteilen“ 

Die Sprecherin des städtischen 
Frauenrates Diyarbakir, Zarife 
Özbekli, sagte in ihrer Rede: 
„Wenn wir doch eine Verände¬ 
rung im sozialen Bereich erleben 
durch die Kämpfe der Frauen, so 
ist der Grund dafür, dass die 
Selbstmorde und die Morde an 
Frauen weiter andauern, eine 
tief verwurzelte Einstellung, die 
sich nicht ändert. Weil keine 
wirkungsvollen und ausreichen¬ 
den Maßnahmen ergriffen wer¬ 


den, kommt es weiterhin zu 
Opfern von Verbrechen und 
Selbstmorden. 

Zweifellos steht die Tragik der 
Tode in Verbindung mit dem 
sich nicht demokratisierenden 
und nicht die Freiheit der Ein¬ 
zelnen anstrebenden System, 
dem zurückgebliebenen Lebens¬ 
standard, der niedrigen Bildung, 
den schwerwiegenden ökonomi¬ 
schen Problemen und dem 
soziokulturellen Hintergrund. 
Die Frauen, die alle auf unter¬ 
schiedliche Weise in diesen 
Abgrund geworfen werden, sind 
Teil dieses Blutbades. 

Wir Frauen müssen endlich 
nicht mehr uns selber, sondern 
die Einstellung, die uns in diese 
Situation treibt, verurteilen. Um 
dem Leben kein Ende zu setz¬ 
ten, sondern neue Leben zu 
erschaffen und um in uns selber 
die Stärke für eine Lösung zu 
finden, müssen wir solidarisch 
Seite an Seite stehen, und wir 
müssen sagen, dass die Gewalt 
egen Frauen, die Morde und 
elbstmorde aufhören sollen.“ 

(ANF, 28.1., ISKU) 


Türkei verweigert Kurden Namensänderung 
wegen fehlender Buchstaben 


Der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte hat die 
Klagen von acht Kurden abge¬ 
wiesen, die vergeblich eine 
Änderung ihrer Namen bean¬ 
tragt hatten. Das geht aus 
einem am Dienstag in Straß¬ 
burg veröffentlichten Urteil 
hervor. Einer der Kläger wollte 


seinen türkischen Vornamen 
Kemal durch "Dilxwaz" erset¬ 
zen, was auf Kurdisch "ersehnt" 
bedeutet, andere wollten die 
kurdischen Namen Xosewist 
(erhaben) oder Berxwedan 
(Widerstand) annehmen. 

Die türkischen Behörden lehn¬ 
ten dies mit dem Hinweis ab, 


die gewählten Namen enthiel¬ 
ten Buchstaben, die im türki¬ 
schen Alphabet fehlten. Dieses 
umfasst 29 Zeichen. Die Buch¬ 
staben "q, w und x" gibt es 
nicht. Die Straßburger Richter 
billigten dieses Argument. 

(AFP, 2.2., ISKU) 


-►Die BDP muss eine bunte, allumfassende Türkei-Partei werden 


bleme mit den Nachbarstaaten“. 
Man will uns im Dienst der 
kapitalistischen Moderne halten. 
Es ist ganz klar, dass die AKP 
eine Vernichtungspolitik an¬ 
strebt. Die Initiative ist ein Trug¬ 
schluss. Man sagt ja auch nicht 
mehr „demokratische Initiati¬ 
ve“, nun heißt es „nationales 
Einheitsprojekt“. 

Die Reise [des türkischen Mini¬ 
sterpräsidenten] Tayyip Erdogan 


in jedes Land des Mittleren 
Ostens, die „Nullproblemepoli¬ 
tik“ des Außenministers - das 
alles steht in meiner Roadmap 
sehr detailliert. Hätten sie diese 
bewertet, würden sie sehen, was 
für die demokratische Lösung 
nötig ist. [...] 

Zuletzt sprach Öcalan die CPT- 
Delegation an. Öcalan erklärte: 
„Ich habe mit der CPT-Delega- 
tion gesprochen, sie waren zu 


sechst. Ich habe mit ihnen über 
meine Haftbedingungen, die 
Wiederaufnahme des Prozesses, 
dessen Bedeutung und meinen 
Prozess vor dem EGMR gespro¬ 
chen. 

[...] 

Ich möchte das Volk und die 
Freunde im Gefängnis grüßen 
und wünsche ihnen Erfolg im 
Widerstand." 

(ANF, 28.1., ISKU) 


plan«, der lediglich eine zehn- 
monatige Kurzarbeitsphase mit 
massiven Lohnkürzungen und 
Verzicht auf jegliche Abfindung 
vorsieht. (jW, 3.2., ISKU} 

Frauenrestaurant in Hakkari 
eröffnet 

In Hakkari haben drei Frauen 
ein Restaurant mit dem kurdi¬ 
schen Namen „Mala Dayika 
Colemerg“ (Das Haus der Mut¬ 
ter von Hakkari) eröffnet. Sie 
bieten jeden Tag sieben traditio¬ 
nelle Gerichte an. Sie wollen 
neben der finanziellen Unab¬ 
hängigkeit auch die Kultur der 
Region erhalten. Deshalb wähl¬ 
ten sie auch den kurdischen 
Namen. (DIHA, 3.2., ISKU) 

Aleppo: PYD-Aktivistin ver¬ 
haftet 

Munira Henan Hemo (geb. 
1967), verheiratet und Mutter 
von sechs Kindern, wurde am 
15. Januar 2010 durch Mitglie¬ 
der des Direktorats für politi¬ 
sche Sicherheit in Aleppo ver¬ 
haftet. Die Aktivistin der Partei 
der Demokratischen Union 
(PYD) war im Rahmen der Vor¬ 
bereitungen für eine Feier 
anlässlich des fünften Jahresta¬ 
ges der Gründung der Fraue¬ 
norganisation der PYD, Yeki- 
tiya Star, verhaftet worden. 

(kw, 1.2., ISKU) 

El-Moso wegen PKK-Mitglied- 
schaft angeklagt 
Mihemed Selahedin el-Moso 
muss am 9. Februar 2010 vor 
dem Militäreinzelrichter in al- 
Qamischli erscheinen. El-Moso 
war am 23. August 2009 durch 
Mitglieder der Staatssicherheit 
in al-Hasaka verhaftet worden. 
Am 16. September 2009 wurde 
er dem Ersten Staatsanwalt in 
Damaskus und am 20. Dezem¬ 
ber 2009 der militärischen 
Staatsanwaltschaft in Aleppo 
vorgeführt. Von dieser wurde er 
wegen Mitgliedschaft in einer 
verbotenen Partei — der PKK — 
gemäß Artikel 307 und 308 
Strafgesetzbuch angeklagt. 
Mihemed Selahedin H-Moso 
befindet sich derzeit im Zen¬ 
tralgefängnis von Aleppo. 

(kw, 26.1., ISKU) 

Quelle: 

Firat 

N achrichtenagentur 
kurdwatch.org 
junge Welt 
Isanbul Post 
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Interview mit Cemil Bayik und Bozan Tekin 

2010 wird ein schweres Jahr 


Cemil Bayik und Bozan Tekin, 
Exekutivratsmitglieder der KCK 
(Koma Civaken Kurdistan — 
Gemeinschaft der Gesellschaften aus 
Kurdistan), im Interview mit der 
Nachrichtenagentur Firat (ANF). 
Wir veröffentlichen einige Auszüge 
aus den Antworten. 

„Die AKP-Regierung hatte große 
Hoffnungen auf die Lösung der 
kurdischen Frage geweckt und 
ging so ins Jahr 2009. Doch hat 
sie aas ganze Jahr über nicht vom 
politischen, psychologischen und 
physischen Druck abgelassen und 
sie hat gegen Ende des Jahres die 
Gesellschaft enttäuscht. Das spie¬ 
gelte sich in Umfrageergebnissen, 
in denen die AKP in den letzten 
neun Monaten seclis Punkte ver¬ 
loren hat.“ 

„Die wahren Opfer, die Kurden, 
waren nicht nur enttäuscht. Ihre 
Partei wurde verboten, Tausende 
ihrer Kader wurden verhaftet und 
sie schwebten in Lebensgefahr 
wegen Lynchversuchen wie in den 
90er Jahren. Auf der anderen 
Seite wurden die Haftbedingun¬ 
gen der Führungspersönlichkeit 
des kurdischen Yblkes, Abdullah 
Öcalan, der als Ansprechpartner 
für eine Lösung gilt, verschärft. 
Die Regierung nat alles mobili¬ 
siert, um die kurdische Freiheits¬ 
bewegung zu terrorisieren und zu 
kriminalisieren. Die DTP [Partei 
für eine demokratische Gesell¬ 
schaft] wurde auch verboten.“ 
„Nachdem die Gesellschaft so 
beunruhigt worden war, versuch¬ 
ten .unbekannte Täter’ vor allem 
Kurden, aber auch Angehörige 
anderer Minderheiten in der Tür¬ 
kei zu lynchen. Diese Aktivitäten, 
die die Türkei schnell in ein 

f esellschaftliches Chaos treiben 
önnen, führten in einigen Krei¬ 
sen zur Besorgnis. Mit diesen Sor¬ 
gen bei Intalektuellen, Soziali¬ 
sten, Liberalen und sogar Kreisen 
aus der AKP sind wir ins Jahr 
2010 gegangen.“ 

Was wird in den nächsten Tagen 
passieren, in denen Sorge und 
Hoffnung sich abwechseln? 

„Die Haltung der USA, eines der 
bestimmendsten Faktoren im 
Mittleren Osten, ist maßgeblich 
für die Türkei. Doch haben die 
USA eine Reihe von Problemen 
im Mittleren Osten, vor allem in 
Irak, Afghanistan und Pakistan. 
Dort wollen sie zu Ergebnissen 
kommen, dafür aber auf keinen 
Fall einen Krieg in Kurdistan 
riskieren. Deswegen soll die Tür¬ 
kei die kurdische Frage lösen. Die 


USA werden ihr dafür jegliche 
Hilfe leisten. Doch lautet ihre 
Lösung: ,Die Kurden anerken¬ 
nen, dann lösen sie sich vielleicht 
von der PKK, und dann kann die 
PKK einkassiert werden. Auch 
wenn sie nicht übernommen wer¬ 
den kann, dann mischt sie nicht 
mehr in der Politik mit. Eine 
PKK, die keine politische Kraft 
mehr hat, kann militärisch ver¬ 
nichtet werden.’“ 

„Doch gehen die Ansichten der 
Türkei und der USA an diesem 
Punkt auseinander. Die Türkei 
denkt, dass sie mit Hilfe der USA 
und der EU keine Lösung mit der 
PKK entwickeln muss. Mit 
Lügen will sie PKK und Kurden 
ausschalten. Das kapitalistische 
System und die Türkei wollen 
dieses Jahr eine Lösung. Des¬ 
wegen wird das ein schweres Jahr. 
Wenn die AKP es dieses Jahr 
nicht schafft, die PKK zu bezwin¬ 
gen, dann können AKP-Politiker 
sogar vor Gericht landen. Die 
AKP weiß, dass sie sonst nicht 
weiter an der Regierung bleiben 
wird. Sie wird verlieren; die mei¬ 
sten ihrer Leute werden vor 
Gericht ihrer Ämter enthoben 
werden. Wenn sie die PKK nicht 
schafft, wird man Rechenschaft 
von ihr fordern. Deshalb will sie 
die PKK mit aller Kraft vernich¬ 
ten.“ 

„Um eine demokratisch-politi¬ 
sche Lösung entwickeln zu kön¬ 
nen, muss dte AKP komplett aus 
Kurdistan vertrieben werden. 
Dann hat der türkische Staat kei¬ 
nen politischen Handlanger 
mehr, dessen er sich in Kurdistan 
bedienen kann. Die AKP ist seine 
letzte Hoffnung. Das ist auch 
einer der Gründe, warum sie 
nicht verboten wurde. Die Mis¬ 
sion der AKP ist die Vernichtung 
der PKK. Das aber wird den Staat 
zu einer Lösung zwingen. Die 
AKP kann als letzte Hürde davor 
betrachtet werden. Solange Hoff¬ 
nungen auf die AKP bestehen, 
wird der Staat keinen Schritt 
machen. Wenn wir die AKP aus 
Kurdistan werfen, wie ihre Vor¬ 
gänger, dann können wir etwas 
erreichen.“ 

„Innenminister Be§ir Atalay kün¬ 
digte in den letzten Tagen wichti¬ 
ge Schritte an, ’... die den Terror 
an den Wurzeln packen’. Das 
heisst also: nichts anderes als 
zuvor. Das sagt die AKP-Regie¬ 
rung schon seit Langem. Das 
bedeutet, dass die Angriffe auf die 
kurdische Freiheitsbewegung 
nicht aufs Militärische beschränkt 
bleiben, sondern auch politische, 


soziale, psychologische und wirt¬ 
schaftliche Dimensionen haben. 
Dieses Jahr wird das nicht 
anders.“ 

Bozan Tekin erwartet nach den 
Maßnahmen gegen die kurdi¬ 
schen Politiker eine umfangreiche 
Militäroperation: „Die Türkei hat 
eigentlich mit dem Verbot der 
DTP über diese Ansicht die 
Todesstrafe verhängt. Das ist eine 
politische Todesstrafe. Das ist das, 
was wir politischen Genozid nen¬ 
nen. Später wurden alle auf dieser 
Linie verboten und das dauert bis 
heute an. Nach diesen politischen 
Angriffen wird eine umfangreiche 
Militäroperation folgen, m den 
Medya-Verteidigungsgebieten, 
aber auch im Norden. Die 
Angriffe in den genannten Gebie¬ 
ten nahen ja sowieso an. Das Sig¬ 
nal für eine grenzüberschreitende 
Operation wartet auch schon.“ 
„Wir werden gegen jeden Angriff 
Widerstand leisten, als Volk und 
als Guerilla. Das Jahr 2010 wird 
hart werden. Wir haben ein Recht 
auf Vergeltung für jeden Angriff. 
Die Guerilla wird sich natürlich 
verteidigen, wenn der türkische 
Staat seine Vernichtungsangriffe 
durchführt. Wenn diese Angriffe 
nicht aufhören, dann werden 
unsere Guerilla und unser Volk 
ihr Recht auf Vergeltung nutzen.“ 
„Eine der wichtigsten Forderun¬ 
gen der PKK ist eine Verfassungs¬ 
änderung zur Absicherung der 
Rechte von Minderheiten. Dieser 
Punkt kam ab und zu auf die 
Tagesordnung der Türkei, ln den 
ersten Tagen von 2010 ist wieder 
davon gesprochen worden. Doch 
ist das nur wegen der Wahlen. 
Dieses Jahr wird mit Wahlvorbe¬ 
reitungen vergehen. Sie wollen 
vor allem die Kurden aufhalten. 
Unter dem Vorwand, im Parla¬ 
ment genügend Abgeordnete für 
gravierende Verfassungsänderun¬ 
gen zu brauchen, wollen sie 
gewählt werden. Und unsere 
Bewegung und unser Volk sollen 
in die Warteschlange gesteckt 
werden. Nur deswegen kam die 
Verfassungsänderung auf die 
Tagesordnung. Wir denken, das 
wird auch ein großer Betrug wer¬ 
den.“ 

„ln den nächsten Wochen und 
Monaten werden wir auf dem 
demokratisch-politischen Kampf 
bestehen. Alle auf der Linie 
.demokratische Republik oder 
Nation' müssen Zusammenarbei¬ 
ten. Alle müssen unter ein Dach, 
das ihre Eigenheiten respektiert; 
egal ob Sozialist, radikaler Demo¬ 
krat, Fortsetzung auf Seite 2 


Meldungen 

Verhaftungswelle geht weiter 
Während von den Verhaftungs¬ 
wellen gegen die kurdische 
Bewegung im letzten Jahr nach 
Berichten des Menschenrechts¬ 
vereins IHD noch über 1500 
Menschen in Haft sind, provo¬ 
ziert der türkische Staat nun 
direkt vor dem Jahrestag der 
Verschleppung von Abdullah 
Öcalan, dem 15. Februar, mit 
weiteren Festnahmen. Unter 
den 39 Festgenommenen vom 
Dienstag befinden sich viele 
Jugendliche. Auch wurde eine 
Vielzahl von Hausdurchsu¬ 
chungen durchgeführt. In Diy- 
arbakir erteilte die General¬ 
staatsanwaltschaft sogar eine 
einwöchige Generalvollmacht 
für die Polizei, die nun nach 
Gutdünken Körper-, Fahrzeug- 
und Hausdurchsuchungen 
durchführen kann. In Vorberei¬ 
tung auf den 15. Februar befin¬ 
det sich Diyarbakir im Ausnah¬ 
mezustand, strategische Positio¬ 
nen wurden von Panzerfahrzeu¬ 
gen besetzt und die Polizei führt 
breit angelegte Durchsuchun¬ 
gen durch. (ANF, 10.2., ISKU) 

5 Vi Jahre halt für 15-Jährigen 
Der 15-Jährige wurde bei einer 
Demonstration festgenommen 
und anschließend wieder freige¬ 
lassen. Nun wurde er vor dem 
Schwurgericht in Diyarbakir zu 
einer Haftstrafe von 10 Jahren 
und einem Monat wegen „Mit¬ 
gliedschaft in einer verbotenen 
Organisation und Begehen von 
Straftaten im Namen einer sol¬ 
chen“, „Verstoß gegen das Ver¬ 
sammlungsgesetz und „Propa¬ 
ganda für eine verbotene Orga¬ 
nisation“ verurteilt. Er hatte 
erklärt, dass er auf dem Weg zur 
Arbeit gewesen sei und die Poli¬ 
zei begonnen habe, mit Gasgra¬ 
naten zu schießen. Deshalb 
habe er sich sein T-Shirt über 
die Nase gezogen. 

Die Anklage wirft dem Jungen 
vor, er sei dem Aufruf der PKK 
gefolgt und habe sich an einer 
illegalen Demonstration betei¬ 
ligt, die von der Polizei aufge¬ 
löst worden war. Er habe sein 
Gesicht vermummt und sei vor 
der Polizei geflohen. 

Das Gericht verurteilte den 
Jungen zu 10 Jahren und einem 
Monat, verminderte die Strafe 
jedoch auf 5 Vi Jahre, da er zum 
„Tatzeitpunkt“ 14 Jahre alt war. 

(ANF, 10.2., ISKU) 

Bewaffneter Angriff auf 
BDP-Zentrale 

ln den Abendstanden des 5. 
Februar griffen Unbekannte 
den Hauptsitz der linken pro- 




Ilisu: EU Parlament fordert Baustopp 

Am Mittwoch hat das Europa- Scheidung einen neuerlichen der Schweiz "Ilisu" weiterhin 

ische Parlament mit einer Reso- Dämpfer, ln der vom EU-Parla- genau beobachtet. Das Projekt 

lution die Türkei "eindringlich" ment veröffentlichten Presseer- wird ein wichtiger Gradmesser 

aufgefordert, alle Arbeiten an klärung heißt es dazu: der Beitrittsverhandlungen mit 

dem umstrittenen llisu-Stau- “Die Abgeordneten sind besorgt der Türkei und das ist gut so", 

dämm einzustellen. Gleichzeitig über die Umsiedlung von Tau- betont Ulrich Eichelmann, Lei¬ 
fordert das Parlament die EU- senden von Menschen aufgrund ter der Stop Ilisu Kampagne. 

Kommission auf, eine Studie der Errichtung der Staudämme Derzeit ruhen vor Ort alle 

über die Folgen der Staudämme in Südanatolien und die Bedro- Arbeiten. Die Türkei sucht nach 

in Südostanatolien zu erarbeiten, hung des kulturellen und ökolo- wie vor nach neuen Finanziers. 

Bis zum Vorliegen dieser Studie gischen Erbes in der Region, ins- Die türkischen Banken Akbank 

- so das Parlament - sollen alle besondere der archäologischen und Garanti Bank haben trotz 

Arbeiten an dem Projekt ruhen. Stätten Hasankeyf und Allianoi. großem politischem Druck noch 

Damit wird der internationale Das EP fordert Ankara "ein- keine zusätzlichen Gelder garan- 

Druck auf Ankara immer größer, dringlich auf, die Arbeit an dem tiert. Ankara hat die Wiederauf- 

llisu endlich zu beenden. Der Ilisu-Staudamm-Projekt einzu- nähme der Bauarbeiten für das 

Position der türkischen Regie- stellen", bis die EU-Kommission Frühjahr angekündigt. Dabei 

rung, allen voran von Umwelt- eine Studie zu den Konsequen- sollen die Kulturdenkmäler nun 

minister Veysel Eroglu, wonach zen des Südost-Anatolien-Pro- nicht mehr in einen Archäolo- 

das llisu-Projekt alle Auflagen jekts (GAP) vorgelegt hat.” giepark umgesiedelt, sondern 

erfülle und .der Ausstieg 'Diese Aussage der EU ist ein zum Teil "unter Wasser konser- 

Deutschlands, Österreichs und starkes Zeichen an Ankara, dass viert" werden, so Umweltmini- 

der Schweiz rein politisch moti- Europa auch nach dem Ausstieg ster Eroglu kürzlich, 

viert sei, erhält mit dieser Ent- Deutschlands, Österreichs und (ECA, 11.2., ISKU) 

Soldaten töten Minibusfahrer 

Der 23-jährige Hecer Uslu, der digung eröffnet. Ohne dass das Sohn den Militärdienst gerade 

mit seinem Minibus in der Pro- Auto uns schon erreicht hätte, abgeschlossen hatte, 

vinz Sirnak zu dem Dorf Ortabag stoppte es, weil der Fahrer Hecer Am Ort des Geschehens fanden 

im Kreis Uludere (an der Straße verletzt worden war. Danach hol- sich der Kreisvorsitzende der 

zwischen §irnak und Hakkari) ten sie ihn aus dem Auto.“ BDP von §irnak Sekvan Aytu 

unterwegs war, starb aufgrund Die Soldaten verhinderten nach und BDP-Stadtratsmitglieder ein. 

von Schüssen durch die müitäri- Augenzeug_innenberichten eine Sie untersuchten die Ereignisse, 

sehe Jandarma. Der BDP-Kreis- medizinische Versorgung des indem sie mit den Augen¬ 
vorsitzende von §irnak, Sekvan schwer Verletzten, der daraufhin zeug_innen sprachen und den 

Aytu, erklärte, dass der Minibus verstarb. Die Soldaten versuchten, Tatort begingen. Aytu erklärte, 

von 51 Schüssen getroffen wor- die Situation zunächst als Folge dass der Bus von 51 Kugeln 

den war. Nach Augenzeugenbe- eines Kampfes darzustellen, getroffen worden sei und dass sich 

richten war der Bus ohne War- Ramazan Arka, der zu diesem am Straßenrand eine große Zahl 

nung oder einem Zeichen zum Zeitpunkt am Tatort war, erklärte: von Patronenhülsen befunden 

Anhalten angegriffen wurde. „Es wurden Erklärungen abgege- habe, was darauf hindeute, dass 

Der am Tatort diensttuende Cou- ben, dass am Ort des Geschehens aus kurzer Entfernung das Feuer 

sin des Getöteten, Osman Uslu, zwei Soldaten am Bein verletzt eröffnet worden war. Er erklärte 

erklärte: „Die zu diesem Zeit- worden seien. Das sind alles weiter: „Der Staat hat einen Krieg 

punkt diensthabenden Soldaten Lügen. Es sind Versuche, das gegen die Kurd_innen begonnen, 

schickten uns mit einigen Dorf- Geschehene zu verschleiern. Als (...) Der .Demokratische Auf¬ 
schützern aus, um Holz zu sam- ich an den Ort des Geschehens brach’ der AKP-Regierung 

mein. Wir stiegen mit den Solda- kam, gab es keine verletzten Sol- bedeutete, dass die Bürgermeis¬ 
ten bis zur Straße herunter. Der daten. Keiner hat davon gespro- ter_innen verhaftet wurden und 

Kommandant der Gruppe war chen. Erst danach wurde so eine die Ermordung von unschuldigen 

der Oberleutnant Özcan Akde- Aussage verbreitet. Das Auto war Zivilpersonen. Das Ziel ist das 

mir. (...) Die Soldaten reihten von vier Seiten von Kugeln kurdische Volk. Ob du Dorf¬ 
sich am Straßenrand auf. Das durchlöchert worden.“ Schützer bist, Ladenbesitzer_in, 

Auto kam angefahren. Der Ober- Der Vater des Getöteten, Salih Dorfbewohnerin, Kind oder 

leutnant befahl den Soldaten sich Uslu, erklärte, dass sein Sohn Mutter macht keinen Unter- 

hinzulegen und sie eröffneten das schon vorher, weil er an DTP- schied. Wir werden dieses Ereig- 

Feuer. Es wurde kein Haltebefehl Konvoys teilgenommen hatte, nis nicht vergessen. Der Leid die- 

an das Fahrzeug o.ä. gegeben. Der von Soldaten bedroht worden ser Familie ist unser aller Leid.“ 

Kugelhagel wurde onne Ankün- war. Er erklärte auch, dass sein (ANF, 8.2., ISKU) 

2010 wird ein schweres Jahr (Fortsetzung) 

Liberaler, Intellektueller oder ben. Es wird erwartet, dass sie in ten untereinander aufzulösen und 

demokratischer Islamist: Alle den nächsten Tagen wieder nicht in den Hintergrund anderer 

müssen sich unter einem Dach aktuell wird. Die AKP will im Mächte zu treten. Ich möchte 

verbünden. Von verschiedenen Rahmen ihres Kurdenplans die betonen, dass wir die kurdische 

demokratischen Kreisen kommt kurdische Einheit verhindern, Nationalkonferenz aufblühen las- 

dieser Wunsch, auch wenn er doch sie kann es nicht. Jetzt ver- sen werden.“ 

noch schwach ist. Wir wollen das sucht sie, die kurdischen Organi- Viele andere KCK-Funktionsträ- 

unter dem Dach der BDP ins sationen gegeneinander aufzu- ger bekunden ähnliche Botschaf- 

Leben rufen, wenn es funktio- bringen. Die Konferenz wird ten wie Tekin, Volk und Guerilla 

niert, wenn nicht, dann auf einer wahrscheinlich wieder mit Hin- würden gegen die politischen und 

anderen Plattform.“ dernissen konfrontiert sein, militärischen Angriffe Wider- 

„Eines der wichtigsten Themen, Dagegen müssen wir, während stand leisten. Die Journalistin 

die in der Türkei und in der kur- der Mittlere Osten neu gestaltet Nuray Mert ist der Meinung, dass 

dischen Politik diskutiert werden, wird, eine nationale Konferenz Widerstand gegen die falsche 

ist die kurdische Nationalkonfe- abhalten, die das Ziel hat, dem Politik der AKP unumgänglich 

renz. Die sollte letztes Jahr statt- kurdischen Volk eine gemeinsame sei, und sie hält eine kurdische 

finden, doch wurde sie wegen der Strategie und einen gemeinsamen Intifada im Jahre 2010 für reali- 

Türkei auf März 2010 verscho- Willen zu geben, die Feindschaf- stisch. (ANF, 5.2., ISKU) 


kurdischen BDP in Ankara mit 
einer Pumpgun an. Der Co- 
Vorsitzende der BDP Selahattin 
Demirtaf erklärte, dass der Staat 
durch seine Erklärungen die 
BDP zum Angriffziel gemacht 
habe. (ANF, 5.2., ISKU) 

Roj TV: „Staaten blockieren 
unsere Sendungen“ 

Der in Dänemark angesiedelte 
kurdische TV-Sender Roj TV 
meldet, der Iran und die Türkei 
blockieren seine Sendungen, 
ln der Erklärung der Roj TV- 
Direktion hieß es, dass „einige 
Staaten gegen das kurdische 
Volk ein Bündnis geschlossen 
haben und sie mit Drohungen 
und Druck zum Ziel kommen 
wollen.“ Roj TV berichte „die 
Wahrheit über die Kurdenpoli¬ 
tik der Staaten.“ Daher werde 
der Sender zum Angriffsziel die¬ 
ser beiden Staaten. Iran und die 
Türkei führten „groß angelegte 
militärische Operationen in 
Kurdistan.“ 

Der Sender forderte die däni¬ 
sche Regierung, die Europäi¬ 
sche Union, das Europäische 
Parlament, Medien, Gewerk¬ 
schaften und Journalisten zur 
Solidarität mit den Kurden auf. 

(AKn, 10.2., ISKU) 

Solidaritätsstreiks für 
Tekel-Beschäftigte 

Mehrere Gewerkschaftsbünde, 
darunter auch mit Türk Is der 
größte des Landes, haben am 
vierten Februar einen Solidari¬ 
tätsstreik mit den Tekel 
Beschäftigten durchgeführt. 
Während der Streik in Izmir 
den Nahverkehr lahmlegte, war 
die Beteiligung in Ankara und 
Istanbul weniger spürbar. 
Gleichwohl fanden in beiden 
Städten gut besuchte Kundge¬ 
bungen statt. Auf der anderen 
Seite erklärte Ministeroräsident 
Erdogan sowohl die Protestak¬ 
tionen der Tekel-Beschäftigten 
als auch die Solidaritätsstreiks 
für illegal und kündigte an, sie 
nur noch bis Monatsende dul¬ 
den zu wollen. 

(CH, 5.2., ISKU) 
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Zehntausende protestieren 
zum 15. Februar 


Am 15.2. jährte sich zum 11. 
Mal die Verschlepp ung Abdul¬ 
lah Öcalans in die Türkei. In 
zahlreichen Städten kam es zu 
Protestaktionen, Straßen¬ 
schlachten und militanten 
Angriffen. 

Für viele Kurdinnen ist dieser 
Tag ein Symbol für ihre Unter¬ 
drückung. Abdullah Öcalan 
steht als Symbol für den kurdi¬ 
schen Freiheitskampf und wird 
als Repräsentant der Bevölke¬ 
rung verstanden. Sein basisde¬ 
mokratisches Konzept, seine 
konsequente Unterstützung der 
Frauenbewegung und sein anti¬ 
feudalistischer Ansatz brachten 
ihm in der Bevölkerung großes 
Ansehen. Seine schlechte 
Behandlung in Haft gilt als 
Gradmesser der Unterdrückung 
der Bevölkerung. Auch aus die¬ 
sem Grund ist der 15. Februar 
ein wichtiger Tag für die kurdi¬ 
sche Freiheitsbewegung. Der 
Staat provozierte schon im Vor¬ 
feld mit hunderten Festnahmen 
in den letzten Tagen. Proteste 
fanden u.a. in Diyarbakir, Sh- 
nak, Batman, Dersim, Mardin, 
Mersin, Hakkari, Adana, Erzin- 
can, Adiyaman, Mu§, Kars, 
Hatay, Ergani, Silvan, Lice, Bis¬ 
mil, Cinar, Viranjehir, Karakof- 
an, Karliova, Cizre, Gevaf, 
Saray, (Jukurca, Varto, Dogu- 
beyazit und Istanbul statt. Die 
BDP-Büros waren mit schwar¬ 
zen Fahnen ausgestattet und vie¬ 
lerorts streikten die Ladenbesit¬ 
zerinnen und die Schülerinnen 
boykottierten die Schule. In 
Urfa und anderen Städten wur¬ 
den Protesthungerstreiks begon¬ 
nen. 

Vorläufige Bilanz 
Die vorläufige Bilanz des 15. 
Februar sind vier Schwerverletz¬ 
te, 25 Verletzte, 21 Personen, 
davon 17 Kinder in Haft und 
110 Festnahmen. 

Diyarbakir: Straßenschlachten 
in vielen Stadtteilen nach 
Polizeiangriff 

Mehrere tausend Menschen ver¬ 
sammelten sich in Diyarbakir 
Baglar, um zum 15. Februar zu 
protestieren. An den Protesten 
nahmen auch der BDP-Vorsit- 
zende aus Batman Bengi Yildiz, 
und die mit Politikverbot beleg¬ 
ten kurdischen Politikerinnen 
Aysel Tugluk, Ali Aydin und 
andere teil. 

Mehrere hundert vermummte 
Jugendliche nahmen ebenfalls 


an den Protesten teil und trugen 
Plakate mit der Forderung nach 
Freilassung von Abdullah Öca¬ 
lan. Die Menschenmenge wurde 
von einer großen Zahl Polizisten 
von der Seite mit Tränengasgra¬ 
naten und Wasserwerfern ange¬ 
griffen. Die Auseinandersetzun- 
en breiteten sichüber das ganze 
tadtgebiet aus. Es wurden 35 
Personen, darunter Jugendliche 
festgenommen und drei Autos 
durch Tränengasgranaten be¬ 
schädigt. 

Auch in den Kreisstädten der 
Provinz Diyarbakir, in Ergani, 
Silvan, Lice, Diele, (Jinar und 
Bismil versammelten sich die 
Menschen unter Parolen wie „Es 
lebe Kurdistan, es lebe Apo“ 
oder „Die PKK ist das Volk und 
das Volk ist hier.“ In Bismil ver¬ 
sammelten sich mehrere tausend 
Menschen zu einer Demonstra¬ 
tion. In Lice blieben die Läden 
geschlossen und die Schülerin¬ 
nen boykottierten die Schule. 
Aus vielen Häusern wurden 
schwarze Fahnen gezeigt. Auch 
in Diele öffneten außer Apothe¬ 
ken und Bäckereien keine 
Geschäfte. 

§irnak: Große Demonstration 
und Straßenschlachten in Cizre 
Auch in Sirnak Stadt versam¬ 
melten sich viele tausend Men¬ 
schen vor dem BDP-Kreisbüro 
und führten eine Demonstra¬ 
tion ins Stadtzentrum durch. Sie 
forderten .die Freilassung von 
Abdullah Öcalan. 

In Cizre in der Provinz §irnak 
versammelten tausende Men¬ 
schen, darunter auch BDP-Bür- 
germeisterlnnen. Der Bürger¬ 
meister von Cizre betonte, dass 
der türkische Staat geglaubt 
habe, mit der Verhaftung von 
Herrn Öcalan die kurdische 
Frage gelöst zu haben. Die kur¬ 
dische Bevölkerung habe dieses 
Vorhaben jedoch scheitern las¬ 
sen. Er forderte, dass die Strafe 
für Öcalan in einen Hausarrest 
umzuwandeln sei. Viele De¬ 
monstrantlnnen trugen Bilder 
von Öcalan und Fahnen der 
PKK. Die Polizei griff die 
Demonstration mit Pfefferspray 
und Tränengasgranaten an. Die 
Jugendlichen antworteten mit 
Steinen. 

Batman- Heftige 
Straßenschlachten 

Hier versammelten sich mehrere 
tausend Menschen vor dem 
Bahar Kultur und Kunstzen¬ 


trum (BKSM). Die Menschen 
wollten zum BDP-Büro demon¬ 
strieren, wurden jedoch von der 
Polizei mit Panzern, Tränengas, 
Wasserwerfern und Knüppeln 
angegriffen. Die Jugendlichen 
zerstreuten sich daraufhin und 
errichteten an vielen Punkten 
Barrikaden, die sie mit Steinen 
verteidigten. Während die 
Kämpfe andauerten, hatten in 
vielen Stadtvierteln Jugendliche 
Feuer entzündet und setzen ihre 
Aktionen fort. 

Istanbul - Polizeiangriff auf 
Sitzstreik, Straßenschlachten in 
verschiedenen Stadtteilen - 
Polizeischüsse 

Am Taksim Platz in Istanbul ver¬ 
sammelten sich mehrere hun¬ 
dert Menschen, um eine 
Demonstration zum 15. Februar 
durchzuführen. Die Polizei löste 
die Versammlung mit Gasgrana¬ 
ten und Knüppeln auf und 
nahm eine große Zahl Teilneh¬ 
merinnen fest. Zuvor hatten die 
Demonstrantlnnen mit einem 
Sitzstreik gegen das Verbot der 
Demonstration protestiert. Es 
fanden regelrechte Hetzjagden 
der Polizei auf vermeintliche 
Demonstrantlnnen statt. 

Aber auch in vielen anderen 
Stadtteilen Istanbuls fanden 
Protestaktionen statt. Am hef¬ 
tigsten waren diese im Stadt¬ 
viertel Basakfehir. Die Jugend¬ 
lichen riefen Parolen wie „Nie¬ 
der mit dem Faschismus“, „Biji 
Serok Apo“, „Die Jugend wird 
in die Berge gehen.“ Die Polizei 
griff sie mit Panzern und Trä¬ 
nengas an. Die Jugendlichen 
antworteten mit Steinen, 
Molotowcocktails und Feuer¬ 
werkskörpern. Die Polizei 
beschädigte auch mehrere Woh¬ 
nungen, in dem sie willkürlich 
mit dem Wasserwerfer in Fen¬ 
ster schoss. 

Im Stadtteil Sancaktepe eröffne- 
te die Polizei das Teuer auf 
Demonstrantlnnen und verletz¬ 
te einen Ladenbesitzer am Bein. 
Im Stadtteil Sultangazi führte 
die „Apoistische Jugendinitiati¬ 
ve“ eine Demonstration durch, 
die von der Polizei mit Tränen¬ 
gas und Wasserwerfern angegrif¬ 
fen wurde. Die darauffolgende 
Straßenschlacht dauerte lang an 
und breitete sich aus. Es wurden 
mindestens 14 Demonstrantln¬ 
nen festgenommen. Vielerorts 
gingen die Auseinandersetzun¬ 
gen bis in die Nachtstunden 
weiter. (ANF, 16.2., ISKU) 


Meldungen 


Folteropfer nach Veröffentli¬ 
chung vom Militär bedroht 

Im Dorf Orak im Kreis Bismil 
in der Provinz Diyarbakir wurde 
der vergangene Woche festge¬ 
nommene und gefolterte Ubey- 
dullah Karaer'in (26) von Solda¬ 
ten mit den Worten „Warum 
hast du uns der Presse überlas¬ 
sen?“ bedroht. Die Soldaten von 
der Jandarma Station Kamuflu 
durchsuchten seine Wohnung 
und bedrohten seine Familien¬ 
mitglieder. Über den Grund der 
Durchsuchung wurde keine 
Auskunft gegeben. Schon 2004 
hatte das Militär hier bei einer 
Dorfrazzia vier Personen 
erschossen. 

Am gleichen Tag wurde ein 
schwerer Polizeiübergriff auf 
einen 13-jährigen Jungen in 
Batman bekannt. Er hatte wäh¬ 
rend der Proteste zum 15. Fe¬ 
bruar in einem Park gespielt, 
und wurde mit mehreren 
Gleichaltrigen von der Polizei 
zusammengeschlagen. Die Ärzte 
im Krankenhaus von Batman 
stellten an seinem ganzen Kör- 
er Schlagverletzungen fest, 
päter kam die Polizei ins Kran¬ 
kenhaus und nahm ihn fest 

(ANF, 16.2., ISKU) 

Gericht: Kein Versäumnis 
der Polizei beim Attentat 
auf Hrant Dink 

Bei ihren Ermittlungen gegen 
19 Polizeibeamte, darunter den 
früheren Direktor des polizei¬ 
lichen Nachrichtendienstes 
Istanbul und den früheren Pro¬ 
vinzpolizeichef von Trabzon, 
kamen Inspektoren des Innen¬ 
ministeriums zu dem Schluss, 
dass keine Pflichtverletzungen 
der Beamten vorliegen. Nedim 
Sener, Autor eines Buchs über 
den Mord an Hrant Dink und 
wegen dieses Buchs mit einem 
Strafantrag von 30 Jahren Haft 
angeklagt, kritisiert den Bericht, 
da er unrichtige Dokumente 
beinhalte und weder die vor 
dem Mord noch bei den Ermitt¬ 
lungen danach aufgetretenen 
Versäumnisse umfasst. 

(CH, 8.2., ISKU) 

Militäroperation in Dersim 

Die seit Montag andauernden 
Militäroperationen der türki¬ 
schen Armee gegen die HPG- 
Guerilla im Landkreis Mazgirt 
in Dersim werden mit Unter¬ 
stützung durch Panzerfahrzeuge 
und Helikopter fortgesetzt. 

Seit einigen Tagen finden in den 
ländlichen Gebieten des Land¬ 
kreis Mazgirt Operationen des 
5. Brigadekommandos gegen 
die Guerilla statt. Während 




Mord nach 16 Jahren 


Vor 16 Jahren wurde im Land¬ 
kreis Mazidag in der Provinz 
Mardin Davut Karci Opfer eines 
Mordes sogenannter unbekann¬ 
ter Täter. Damals wurde behaup¬ 
tet, er sei von der PKK ermordet 
worden. Im Zuge der Befragung 
von Dorfschützern aus dem Dorf 
Bilge zu dem Massaker an 44 
Menschen ist nun der Mörder 
von Karip ermittelt worden, 
ln der Befragung durch die 
Staatanwaltschaft bezüglich des 
Massakers wurde die Waffe des 
Dorfschützers Burhan (Jelebi als 
die Waffe identifiziert, mit der 
Davut Karci am 5. August 1994 
nahe des Dorfs Derecik in Mazi¬ 
dag erschossen wurde. (Jelebi 
wurde daraufhin in Untersu¬ 
chungshaft genommen. 
Nachdem im letzten Jahr 44 
Menschen im Dorf Bilge ermor¬ 
det wurden, sind die Kalaschni¬ 
kows aller Dorfschützer im 
Landkreis Mazidag beschlag¬ 
nahmt worden. Durch ballisti¬ 
sche Untersuchungen konnte 


festgestellt werden, dass mit der 
Waffe des Dorfschützers Burhan 
Celebi vor 16 Jahren Davut 
Kar^i ermordet wurde. Damals 
wurde behauptet, Karcp sei von 
Mitgliedern der PKK ermordet 
worden. 

ln einer Untersuchung des Kri¬ 
minalpolizeilichen Labors in 
Diyarbakir war ermittelt worden, 
dass drei der acht Schüsse auf 
Kar^i von einer Kalaschnikow 
mit der Seriennummer 68 K 
0496 stammten. Daraufhin hatte 
die Oberstaatsanwaltschaft in 
einem Brief an die Mazidagi- 
Landkreis-Gendarmerie gefragt, 
wer der Halter dieser Waffe sei. 
ln der schriftlichen Antwort hieß 
es, es könne nicht festgestellt 
werden, wem die Waffe gehöre. 

Acht Schüsse aus 
drei verschiedenen Waffen 
Das Dorf Derecik wurde 1994 
von Einheiten des Staates 
geräumt. Davut Kar^i, der zu 
diesem Zeitpunkt mit seinen 


Koma Berxwedan neu gegründet 


Nach der 1. europäischen TEV- 
CJAND Konferenz in Köln vom 
9.-10. Februar wurde in der 
Abschlusserklärung die Entschei¬ 
dung bekannt gegeben, dass sich 
Koma Berxwedan neu organisie¬ 
ren wird. 

ln der Erklärung heißt es bezüg¬ 
lich der Diskussionen der TEv- 
CAND, dass es falsch sei, wenn 
durch die musikalische Tätigkeit 
die eigenen Grenzen gesetzt wer¬ 
den würden. Musikalische 
Werke seien an sich ohne Eigen¬ 
schaften, es sei viel nachgeahmt 
worden, die kurdische Musik sei 
im Namen der Modernisierung 
zerstört worden, der Widerstand 
des kurdischen Volkes, die Ener¬ 
gie, das Leid, die Freuden wür¬ 
den sich darin nicht spiegeln.“ 
Weiterhin heißt es in der Erklä¬ 
rung der TEV-gAND: „Es 
wurde diskutiert,, dass in Videos 
die Bilder von Öcalan und der 


Guerilla teils notwendigerweise, 
teils überflüssig verwendet wer¬ 
den, die Lebensweise der kapita¬ 
listischen Moderne enthalten 
sei. Als Beispiel solle die Tradi¬ 
tion von Koma Berxwedan gel¬ 
ten, die sich über Widerständig- 
keit, Produktivität, Betriebsam¬ 
keit und Großzügigkeit als 
Grundlage definieren und deren 
Neuorganisierung beschlossen 
wurde. 

Auch wurde in der Erklärung 
kritisiert, dass die Künstlerinnen 
den militärischen, ökonomi¬ 
schen, politischen und kulturel¬ 
len Druck auf das kurdische Volk 
nicht so stark wie vielleicht 
gewollt zur Sprache bringen und 
dass sie sich in einer Distanz zum 
Volk, zu den Aktionen und 
Organisationen befinden. 

Die Erklärung enthält auch eine 
Reihe Vorschläge zur Lösung der 
genannten Probleme: „Um diese 


Situation zu verändern, muss 
durch künstlerisches Arbeiten 
das von Öcalan vorausgesehene 
demokratische, kommunal 
gesellschaftliche Paradigma ver¬ 
bessert werden, die politischen 
und moralischen Grundsätze 
auch auf die künstlerischen und 
kulturellen Arbeiten angewandt 
werden und dafür der Bildungs¬ 
arbeit besonderes Gewicht verlie¬ 
hen werden. Die jugendlichen 
Künstlerinnen beschlossen, dass 
überregionale, wie auch regiona¬ 
le Schulungen für das gesamte 
Künstlerinnenkollektiv stattfin¬ 
den sollen.“ 

Am Ende der Erklärung wurde 
ein weiteres Mal betont, dass 
Künstlerinnen und Intellektuelle 
„das Gewissen der Gesellschaft 
seien und sich dieser Verantwor¬ 
tung bewusst die notwendigen 
Methoden entwickeln müssten.“ 
(ANF, 16.2., 1SKU) 


Gericht stoppt Staudammbau an 
türkischer Schwarzmeerküste 


Wie Hürriyet Daily News am 2.2. 
berichtete, hat ein Gericht in der 
türkischen Schwarzmeerprovinz 
Rize den Bau eines Staudamms 
mit der Begründung gestoppt, 
dass keine Gesamtplanung für das 
Einzugsgebiet des Flusses vorliegt. 
Diese sei Voraussetzung für die 
Genehmigung eines Staudam¬ 
mes. 

Betroffene hatten gegen den Bau 
eines Staudamms am Abu-Cag- 
layan Fluss im Pajalar Tal geklagt, 
einem unter Naturschutz stehen¬ 
den Gebiet. Ihre Anwälte legten 
auch Beschwerde gegen eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung 
ein, die zu dem Schluss gekom¬ 


men war, dass keine Einwände 
gegen den Bau bestünden. 

Das Urteil ist zwar noch nicht 
veröffentlicht, nach Aussage des 
Anwalts Münir Yazici bezieht sich 
das Gericht aber auf Artikel 56 
der Verfassung. Dieser legt das 
Recht eines jeden, in einer gesun¬ 
den Umwelt zu leben, fest und 
erklärt den Schutz und die Ver¬ 
besserung der Umwelt zur Pflicht 
des Staates und der Staatsbürger. 
Das Urteil dürfte weitreichende 
Auswirkungen auf die Pläne der 
türkischen Regierung haben, wei¬ 
tere 1.400 - 2.000 Dämme im 
Land zu bauen, darunter die 
Dämme im Munzur-Tal und den 


aufgeklärt 

neun Kindern dort lebte, floh 
mit seiner Familie in den Land¬ 
kreis Kiziltepe in der Provinz 
Mardin. Als Karpi am 5. August 
1994 mit seiner Frau und seinem 
Cousin Ibrahim Karci zu den 
verlassenen Feldern des Dorfes 
ging, wurden sie von einer Grup¬ 
pe Bewaffneter gestoppt und 
nach ihren Ausweisen gefragt. 
Davut Karpi wurde daraufhin 
mitgenommen und hinter einen 
Hügel geführt. Seine Frau und 
sein Cousin schilderten, dass sie 
nach einiger Zeit Schüsse von 
dort hörten und in diese Rich¬ 
tung gingen. Sie sahen, dass 
Davut Karci ermordet, die Pflan¬ 
zen um ihn herum verbrannt 
worden waren und dass eine 
Gruppe von drei Personen sich 
von dem Tatort entfernte, ln der 
Autopsie der Leiche von Davut 
Karpi wurde festgestellt, dass er 
von acht Schüssen aus drei 
unterschiedlichen Waffen getötet 
worden war. 

(ANF, 17.2., ISKU) 


Uisu-Staudamm. "Auch beim 
Uisu-Staudamm haben wir immer 
wieder bemängelt, dass die Aus¬ 
wirkungen in Zusammenhang 
mit anderen geplanten Dämmen 
am Tigris nie untersucht wur¬ 
den", kommentiert Heike Dril- 
lisch von GegenStrömung, der 
Ilisu-Kampagne in Deutschland, 
die Auflassung des Gerichts. 
"Damit fanden wir weder bei den 
deutschen Behörden, die Her¬ 
mesbürgschaften für das Projekt 
bewilligten, noch bei den Projekt¬ 
betreibern Gehör. Nun bestätigt 
ein türkisches Gericht die Bedeu¬ 
tung dieses Anliegens." 

(GS, 18.2., ISKU) 


Helikopter die militärischen 
Einheiten führen, kontrollieren 
Panzerfahrzeuge die Uberlands¬ 
traßen. 

Im Rahmen der Operation wur¬ 
den gebirgige Gebiete auch 
bombardiert. Es wurde gemel¬ 
det, dass bis jetzt während der 
Operation keine offenen Ge¬ 
fechte stattgefunden hätten. 

(ANF, 17.2., ISKU) 

Internationales Presseinstitut 
kritisiert Verurteilung von 
kurdischem Journalisten 

Das Internationale Presseinstitut 
(1P1) hat die Verurteilung des 
kurdischen Zeitungsredakteurs 
Ozan Kilinc zu 21 Jahren Haft 
in der Türkei heftig kritisiert. 
Die Behörden in derTürkei und 
anderswo würden "zu häufig 
Anti-Terrorgesetze anwenden', 
um die "Pressefreiheit einzu¬ 
schränken", erklärte IPl-Direk- 
tor David Dadge am Montag in 
einer Aussendung. Kilinc wurde 
am vergangenen Mittwoch 
wegen der Veröffentlichung von 
Überschriften, Artikeln oder 
Fotos verurteilt, die als Propa¬ 
ganda zugunsten kurdischer 
Rebellen eingestuft wurde. 

Erst zwei Wochen nachdem der 
Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte (EGMR) die 
Türkei zu einer Zahlung von 
rund 40.000 Euro an 20 türki¬ 
sche Journalisten wegen der Ver¬ 
letzung ihrer Rechte verpflichtet 
habe, sei Kilinc nun wegen der 
Verbreitung von "Propaganda 
einer Terrororganisation" verur¬ 
teilt worden. 'T)as ist inakzepta¬ 
bel", kritisierte Dadge weiter. 

In dem Verfahren ging es um 
zwölf Ausgaben der kurdisch¬ 
sprachigen Zeitung "Azadiya 
Welat". Die Zeitung sei häufig 
das Ziel der türkischen Behör¬ 
den, da sie als "Sprachrohr" der 
verbotenen Arbeiterpartei Kur¬ 
distans gelte. Seit 2006 habe 
"Azadiya Welat" bereits sechs 
Herausgeber gehabt. Diese mus¬ 
sten laut 1P1 entweder das Land 
verlassen um einer Verhaftung 
zu entgehen oder wurden einge¬ 
sperrt. (DS, 15.2., ISKU) 
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ROJ-TV kann“zunächst“ 

senden 

Laut Beschluss des Bundesver- Seit Jahren übte die Türkei mas- Genau diese nahezu identischen 

waltungsgerichts in Leipzig vom siven Druck auf die dänische Beschuldigungen, die die türki- 

24. Februar 2010 kann ROJ-TV Regierung aus mit dem Ziel, sehen Behörden gegenüber 

„zunächst“ seine Arbeit fortfüh- dass die ROJ-TV im Jahre 2004 Dänemark angeführt hatten, 

ren. Gleichzeitig hat das Gericht erteilte Sendelizenz entzogen waren dem Bundesinnenminis- 

den Fall zur Klärung der Frage, wird. Die Prüfungen der däni- ter willkommener Anlass, gegen 

ob Deutschland einen EU-weit scher Behörden haben jedoch den kurdischen Sender vorzuge- 

verbreiteten Sender nach euro- keinerlei Anhaltspunkte dafür hen. 

päischem Recht überhaupt kon- ergeben, den kurdischen Fern- AZADI begrüßt die Entschei- 

trollieren und verbieten darf, sehsender zu verbieten. düng des Bundesverwaltungsge- 

dem Europäischen Gerichtshof Anders in Deutschland: Am 7. richts, zeigt sie doch nur wieder 

in Luxemburg vorgelegt. Mai 2008 fanden Hausdurchsu- einmal, dass die Unterdrü- 

Zuvor schon hat das Bundesver- chungen in den Räumen der für ckungsmaßnahmen gegen kurdi- 

waltungsgericht am 14. Mai ROJ-TV produzierenden Firma sehe Ihstitutionen — hier der kur- 

2009 die Aufhebung des vom VIKO in Wuppertal sowie in dischen Medien — einzig politisch 

Bundesinnenministerium ange- den Wohnungen der Mitarbei- begründet sind. Seit nahezu 17 

ordneten Sofortvollzugs von terlnnen statt. VIKO wurde Jahren versuchen alle Bundesre- 

Vereinsverboten beschlossen. geschlossen und das Vermögen gierungen, die kurdische Bewe- 

Am 13. Juni 2008 hatte der beschlagnahmt. Das Innenmi- gung bewegungslos und mundtot 

damalige Bundesinnenminister nisterium begründete die zu machen. Statt politischer Aus- 

Wolfgang Schäuble (CDU) die Repression und die Verbote mit einandersetzung und Dialogbe- 

Betätigung der in Dänemark der Behauptung, der Sender sei reitschaft, stehen Konfrontation, 

ansässigen Aktiengesellschaften das „Sprachrohr“ der PKK, er Abgrenzung und Ignoranz auf 

„ROJ TV A/S“ und „Mesopota- trage zur „Aufrechterhaltung des der Agenda der politisch Verant- 

mia Broadcast A/S METV“ im organisatorischen Zusammen- wörtlichen in Deutschland. Das 

„Geltungsbereich des [deut- halts der Organisation“ bei und muss aufhören! 

sehen] Vereinsgesetzes“ verbie- richte sich „gegen den Gedan- (BVerwG 6 A 6.08 und 7.08) 

ten lassen. ken der Völkerverständigung.“ (Azadi e. V, 25.2., ISKU) 

»Wasser als Waffe und Ware« 

Der Wasserbauingenieur Ercan War nicht immer wieder die Rede Ilisu-Damm. Warum besteht die 

Ayboga ist Sprecher der Initiative von chinesischen Firmen, die ein- Regierung so auf den Bald 

zur Rettung der Stadt Elasankeyf springen könnten.? Stauseen und Wasserkraftwerke 

und Aktivist der europäischen Mit dieser Drohung versuchte die sind der einfachste Weg, um 

Kampagne gegen den Ihsu-Stau- türkische Regierung, die europäi- Strom zu produzieren und Flä- 

damm sehen Staaten zu erpressen. Tat- chen zu bewässern. Dann braucht 

sächlich hat der türkische Finanz- der Staat nicht die wirklich erneu- 
Im Jtdi hatten Deutschland, Oster- minister im September China erbaren Energien zu fördern und 
reich und die Schweiz Exportrisiko- besucht, und es gab auch weiter- eine sozial-ökologische Landwirt- 

J arantien über 450Millionen Euro gehende Gespräche. Doch nach- schaft zu entwickeln. Bei Stau- 

tir den Ilisu-Staudamm am Ober- dem wir als Betroffene die chine- dammprojekten in den kurdi- 

lauf des Tigris zurückgezogen, weil sische Botschaft in Ankara ange- sehen Provinzen sind aber neben 

die türkische Regierung Auflagen schrieben hatten, versicherte sie der Energiegewinnung und der 

im Bereich Umsiedlungen, im Dezember, daß keine chinesi- regionalen Entwicklung mindes- 

Umweltschutz und Kultur nicht sehen Firmen beteiligt sind. tens genauso die strategisch-poli- 

erfiillt hat. Jetzt hat diese Regierung tischen Aspekte entscheidend. 

angekündigt, im April mit dem Wie ist jetzt die Situation vor Ortl Es geht um die totale Kontrolle 

Bau des Damms, der zur Überflu- Die neuen Häuser für die des Wassers von Euphrat und 

tung von 199 Dörfern und der Umsiedler von zwei Dörfern am Tigris, das in den Irak und Syrien 

12000Jahre alten Stadt Hasankeyf Baustellenort sind fast fertig, und fließt. Angesichts der politischen 
führen wird, zu beginnen. Wie die Bewohner sollen im Sommer Instabilität und des Kampfes um 

glaubwürdig ist das? umziehen, ln Hasankeyf selbst Ressourcen soll es langfristig um 

Das müssen wir abwarten. ln den sind keine Aktivitäten zu sehen, den Einsatz von Wasser als Waffe 

vergangenen vier Jahren hat die Umweltminister Eroglu hat gehen. Eng damit verbunden ist 

türkische Regierung den Baube- Anfang Februar angekündigt, im die 

ginn immer wieder angekündigt März die ersten Bäume für Neu- Betrachtung des Wassers als Ware, 

und im August 2006 bereits offt- Hasankeyf direkt am geplanten In der Türkei sollen neben den 

zieh den Grundstein gelegt. Die Stausee zu pflanzen. Doch einen schon bestehenden 1400 Stau- 

bislang beteiligten europäischen Tag später gab es ein Gerichtsur- dämmen und Wasserkraftwerken 

Unternehmen wie Züblin und teil, wonach die Enteignung die- mindestens 2000 weitere gebaut 

Andritz haben erklärt, daß sie ses Landes nicht rechtens war. werden. Damit wären alle Flüsse 
jetzt nicht dabei sind. Offenbar mehrmals aufgestaut, und die 

versorgen türkische Banken ein- Auch bekannte Künstler wie der Feuchtgebiete und Seen würden 

heimische Unternehmen mit Kre- Sänger Tarkan und Literaturnobel- ausgetrocknet. Fast alle wichtigen 

diten, und die Regierung kommt preisträger Orhan Pamuk unter- Ökosysteme sind somit ernsthaft 

für deren Absicherung auf. stützen die Kampagne gegen den Fortsetzung auf Seite2 


weiter 


Meldungen 


Seit Tagen Straßenschlachten 
in Hakkari 

Die Situation, die am 15. Febru¬ 
ar, dem Jahrestag der Ausliefe¬ 
rung von Abdullah Öcalan 
explodierte, hält in Hakkari mit 
heftigen Auseinandersetzungen 
zwischen jugendlichen Demon- 
strantlnnen und der Polizei 
ungebrochen an. 

Die Demonstrantlnnen errich¬ 
ten auf der Landstraße Hakkari- 
Wan Barikaden und zogen sich 
mit Eintreffen der Polizei in Pan¬ 
zerfahrzeugen auf die Berge 
zurück, von wo aus sie Parolen 
riefen. Die Polizei schoss unter 
anderem scharf in die Luft. Viele 
in den Stadtvierteln wurden 
durch den Tränengasnebel beein¬ 
trächtigt. Demonstrantlnnen 
wurden von Panzerwagen durch 
die Gassen des Stadtviertels 
Medrese gejagt und verteidigten 
sich mit Steinwürfen. 

(ANF, 21.2., ISKU) 

Mehr als 12 Jahre Gefängnis für 
Steine werfende Minderjährige 
Zwei Minderjährige, die in 
Amed (Diyarbakir) Steine auf die 
Polizei geworfen haben sollen, 
wurden zu Gefängnisstrafen von 
insgesamt 12 Jahren und 22 
Monaten verurteilt. 

Im September 2009 kam es im 
Landkreis Bejebab (Beytüffebab) 
in der Provinz §irnex (§irnak) bei 
einer Beerdigungsfeier für zwei 
gefallene Guerillas zu Ausein¬ 
andersetzung mit der Polizei. 
Dabei wurden die 17-jährigen N. 
C. und Y. B. festgenommen. Vor 
dem 2. Strafgericht in Amed 
wurden sie nun verurteilt. 

Ihnen wurde vorgeworfen „gegen 
die Versammlungs- und De¬ 
monstrationsgesetze verstoßen zu 
haben“, „Mitglied einer Organi¬ 
sation zu sein und „Propaganda 
für eine Organisation gemacht zu 
haben“. Die Urteile lauten für 
N.C. und Y.B. jeweils sechs Jahre 
und 11 Monate Gefängnisstrafe. 

(ANF, 19.2., ISKU) 

18 Festnahmen in Cjclc 
ln (Jele (türk. (Jukurca) in der 
Provinz Colemerg (Hakkari) 
wurden in den Morgenstunden 
bei zahlreichen Hausdurchsu¬ 
chungen 18 Personen festgenom¬ 
men. Die Bewohnerinnen der 
Kleinstadt schlossen alle Läden 
aus Protest gegen die Festnah¬ 
men. 

Unter den Festgenommenen 
befindet sich der mittlerweile 
wieder freigelassene BDP-Bür- 

f ermeister, weitere 17 Personen. 

Jnter ihnen befinden sich der 
Kreisvorsitzende der BDP und 
etliche Stadtratsmitglieder und 




Journalist soll 525 Jahre in Haft 

Vedat Kurjun, der zwischen wir nicht einen Schuss mehr Fotos., von HPG-Mitgliedern 

Februar 2007 und Juni 2008 abgeben“. Am 6 . März 2007 oder Öcalan in manchen Ausga- 

Chefredakteur der Zeitung Aza- titäte die Zeitung mit „landes- ben wurde als ausreichend iur 

diya Welat (kurd. Freie Fleimat) weiter Aufruf“, am 7. März 2007 eine Strafe gesehen, 

ewesen ist, wurde vor dem 5. mit „Die Regierung versteckt Staatanwalt Yar hatte für Kur$un 

trafgericht von Amed (Diyarba- ihre Schuld“. in der Anklageschrift für den 

kir) beschuldigt, „Organisation- Von den, in der Anklageschrift Vorwurf der „Organisationspro- 

propaganda“ gemacht zu haben aufgeführten 103 Ausgaben wer- paganda“ in 103 Fällen zwischen 

und „Mitglied einer Organisa- den mindestens 70 als Grundlage ein Jahr plus drei Monaten bis 

tion“ gewesen zu sein. Bei der für die Schuld gesehen. So wur- fünf Jahre pro Fall gefordert. Für 

Hauptverhandlung waren Kur- den zum Beispiel die Nennung den Vorwurf der „Organisations- 

sun, der wegen eines anderen der Begriffe „Kurdistan“, „Gue- mitgliedschaft“ wurde zwischen 

Verfahrens seit acht Monaten in rilla“, „Anführer der Kurden sechs Jahren plus drei Monaten 

Untersuchungshaft sitzt, sowie Öcalan“, „verehrter Öcalan“ in bis 10 Jahre gefordert. Sollte das 

sein Verteidiger Servet Özen Nachrichten und Reportagen als Gericht Kur§un gemäß der For- 

anwesend. Der Staatsanwalt Beweis für die Schuld gewertet, derung verurteilen, so drohen 

Yakup Yar hat dem Gericht eine ebenso wie Nachrichten betref- ihm zwischen 135 Jahren und 

27-seitige Anklageschrift vorge- fend der Ansichten Öcalans, 525 Jahren Gefängnis, 

legt, welche die Prozessakten Erklärungen von führenden Vedat Kur$un äußerte in seiner 

sowie Protokolle der 32 Verhöre PKK-Mitgliedern, Berichten Verteidigungsrede, dass die 

enthält. Auf dieser Grundlage bezüglich der FJaftbedingungen betreffenden Veröffentlichungen 

fordert die Staatsanwaltschaft für von Abdullah Öcalan auf der Nachrichten informativer Natur 

Vedat Kur$un eine ,Rekord’-Stra- Gefängnisinsel Imrali oder gewesen seien und an die Mel- 

fe. Berichterstattung von Versamm- düngen der Nachrichtenagentu- 

Staatsanwalt Yar beschuldigt lungen. Traueranzeigen für gefal- ren gebunden gewesen seien. 

Kur§un, er hätte während seiner lene Guerillas der HPG werden Daher forderte er für sich einen 

etwa einjährigen Tätigkeit in fast als „Organisationspropaganda“ Freispruch, 

allen Ausgaben „Organisations- eingestuft. Auffallend waren auch Gerade als Servet Özen mit der 

Propaganda“ betrieben. Über- Fehler in den Übersetzungen Verteidigung von Kur$un begin- 

schriften, Inhalte und Fotogra- vom Kurdischen ins Türkische nen wollte, wurde vom Gericht 

fien mancher Nachrichten in mancher Ausgaben. So wurde eine Pause gefordert, ln der kur- 

103 Ausgaben der Zeitung wer- beispielweise in der Ausgabe des zen Pause der Hauptverhandlung 

den als „Propaganda“ gewertet. 22. März 2008 bei der Überset- hat das Gericht beschlossen, dass 

Diese werden in der Anklage- zung der Nachricht bezüglich der Kurjun weiterhin in Untersu- 

schrift einzeln aufgezählt. So bei- Newrozfeiern in Kiziltepe anstatt chungshaft bleiben soll und die 

spielsweise die Überschrift der „demokratisches freies Kurdi- Verteidigung an einem bislang 

Ausgabe des 8 . Februar 2007 stan“ „unabhängiges demokrati- unbestimmten Datum fortgesetzt 

genannt, die besagt „Wenn sie sches Kurdistan“ übersetzt, werden solle, 

uns ein Zeichen geben, werden Schon die Verwendung von (ANF, 19.2., ISKU) 

15-jährige Aktivistin zu sieben Jahren und 
neun Monaten verurteilt 

Die 15-jährige Beriwan S. aus gegen das DTP-Verbot am 9. sie mir Gewalt angetan? Meine 

Elih (Batman), wurde vom Oktober 2009 teilgenommen Beine sind immer noch übersät 

Schwurgerichtshof wegen ange- und wurde dort mit der Beschul- mit blauen Flecken. Damit sie 

blicher Steinwürfe auf einer digung Steine geworfen zu haben niemand sieht, haben sie ein 

Demonstration zu sieben Jahren festgenommen und verhaftet. Mittel darüber gestrichen. Ich 

und neun Monaten Haft verur- Weiter schreibt sie: „Hier ist es so verstehe nicht, warum sie mich so 

teilt. Wie der Menschenrechtsver- furchtbar, dass ich es, so lange ich behandelt haben. Ich bin erst 15 

ein 1HD berichtet, wurde ihr es auch erzähle, nicht verständlich und mir wurde Unrecht getan, 

nach ihrer Festnahme das Gesicht machen kann. Ich habe große Niemandem hier wird gerecht 

vermummt und von der Polizei Angst davor, hier immer zu blei- behandelt.“ 

fotografiert. Anschließend wurde ben. Ich möchte raus und mit Der IHD betonte, dass bis zum 

sie gefoltert. Sie schreibt: „Nach- meinen Freundinnen spielen. ...“ Alter von 18 Jahren nach türki- 

dem sie mich festgenommen hat- Sie betont in ihrem Brief, keine schem Recht jeder als Kind zählt 

ten, schlugen sie mich sehr. Ich Straftat begangen zu haben: „Ich und entsprechend geschützt wer- 

kann nicht verstehen, warum sie verstehe nicht, warum sie mir so den muss. Stattdessen werden die 

mich so behandelten. Ich werde eine Strafe geben, obwohl ich Kinder mit hohen Haftstrafen 

hier sehr traurig, mein Herz keine Straftat begangen habe. Ich belegt und es wird versucht, sie 

brennt. Ich habe hier kein Recht verstehe nicht, was die Polisten physisch und psychisch zu zerstö- 

bekommen. So einen Ort wir hier von mir wollten. Was habe ich ren. IHD-Sprecher K 05 dazu: 

[im Gefängnis Anm. d.Üs] hätte ihnen getan? Ich wollte lernen, „Ich rufe von hier jeden auf, 

ich mir in meinen schlimmsten zur Schule gehen. Warum haben kommt und lasst uns etwas für die 

Träumen nicht ausmalen können die Polizisten mein Gesicht ver- Kinder tun. Sie sind unsere N ü 5 e 

Wie werde ich meine Kindheit in mummt und Fotos gemacht?“ Zukunft. Wenn wir schweigen, erscheint wöchentlich und kann in 

diesen vier Wänden verbringen?“ Weiter erklärte Beriwan, dass sie vernichten wir unsere Zukunft.“ gewünschter Stückzahl gegen 

Sie hatte an einer Demonstration gefoltert wurde: „Warum haben (DIHA, 21.2., ISKU) Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 

»Wasser als Waffe und Ware« (Fortsetzung) Hamburg 

v Tel.: 040 - 421 02 845 

bedroht. Die Zahl der bisher Januar 2010 zum ersten Mal in das Ilisu-Projekt wieder ein- E-mail: isku@nadir.org 

400000 Menschen, die den Stau- zusammen und stellten einen steigen, wenn die Umsiedlung bestellt werden, 

seen weichen mußten, würde sich Aufruf zu einer neuen demokra- und der Rohbau abgeschlossen Spenden auf unser Konto: 

verdoppeln. tisch-ökologischen Wasserpolitik sind. Es wird daher am 14. März Postbank Köln, BLZ 37010050 

vor. Europäische Bau- und — dem Internationalen Tag der Konto-Nr.: 3968-506 

Wie geht der Widerstand gegen die Hydrounternehmen sind an Flüsse — in zehn Städten der Tür- Weitere Informationen und einen 

Stauaammprojekte weiter: Dutzenden weiteren zerstören- kei und auch in Deutschland täglichen Pressespiegel findet Ihr 

Die staudammkritischen Bewe- sehen Dammprojekten beteiligt — Protestaktionen geben. im Internet unter: 

gungen der Türkei kamen am 12. und es besteht die Gefahr, daß sie (jW, 23.2., ISKU) www.isku.org 


Funktionärlnnen. Sie befinden 
sich noch in Haft. 

(ANF, 21.2., ISKU) 

Türkei: Solidarität 
für Tekel-Arbeiter 

Ankara. Etwa 20000 Gewerk¬ 
schafter aus der ganzen Türkei 
kamen am Wochenende nach 
Ankara, um die seit 68 Tagen 
gegen ihre Entlassung kämpfen¬ 
den Arbeiter des staatlichen 
Tabakmonopols Tekel zu unter¬ 
stützten. Die Gewerkschafter 
demonstrierten durch die Fuß¬ 
gängerzone zur Zeltstadt der 
Streikenden. »Die Tekel-Arbeiter 
sind nicht allein« und »Die 
Arbeiterklasse wird kämpfen«, 
hieß es auf Transparenten. 
Anschließend verbrachten Tau¬ 
sende Gewerkschafter die Nacht 
gemeinsam mit den Tekel-Arbei- 
tern im Streikcamp. 

Unterdessen hat die islamisch¬ 
konservative AKP-Regierungs- 
partei landesweit ihre Abgeord¬ 
neten zu den Tekel-Standorten 

f eschickt, um die Arbeiter mit 
'ersprechungen und Drohungen 


lohnstatus zu bewegen. 

(jW, 22.2.ISKU) 

Syrien: Zwei Personen wegen 
Verwendung der kurdischen 
Sprache verhaftet 
Mitglieder der syrischen Staatssi¬ 
cherheit haben am 18. Februar 
2010 in ‘Amuda Alan Ehmed 
Hisen (geb. 1984) und Munteser 
Ehmed Xelef (geb. 1977, staaten¬ 
loser Kurde [Aaschnabi]), verhaf¬ 
tet. Hisen, Inhaber eines Blu¬ 
menladens, hatte bei Xelef, der in 
einem Computerladen arbeitet, 
einen kurdischsprachigen 

Schriftzug für einen Hochzeits¬ 
strauß in Auftrag gegeben. Da 
der Schriftzug nicht handschrift¬ 
lich, sondern mit dem Computer 
gefertigt wurde, wurden die 
genannten Personen verhaftet 
und zur Staatssicherheit in al 
Qamischli überstellt. Seitdem ist 
ihr Schicksal ungewiss. 

(KW, 25.2., ISKU) 
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Norman Paech: “Die PKK muss 
mit am Verhandlungstisch sitzen’ 


Der zweite Tag der „Internationa¬ 
len Konferenz der Verhandlungen 
und Lösungswege“, die vom Kon¬ 
gress für eine demokratische 
Gesellschaft (DTK) organisiert 
wurde, begann im Sümerpark in 
Amed mit einer Sitzung unter 
dem Titel „Wider der Unlösbar¬ 
keit der kurdischen Frage: Ver¬ 
ständnis der kurdischen Frage“. 
Moderiert wurde von Prof. Biifra 
Ersanli von der Marmara Univer¬ 
sität. Referentlnnen waren der 
Journalist Cengiz (Jandar, der 
ehemaliger Abgeordneter der 
deutschen Partei L)ie Linke Nor¬ 
man Peach, das Mitglied des Tür¬ 
kischen Menschenrechtsvereins 
Diyarbakir, Sezgin Tanrikulu 
sowie Rahesh Rai vom kurdi¬ 
schen Menschenrechtsprojekt 
(KHRP). 

Paech: Alle Kurdinnen werden 
des Terrors beschuldigt 

Norman Paech, ehemaliger Abge¬ 
ordneter der deutschen Linkspar¬ 
tei und außenpolitischer Spre¬ 
cher, äußerte, dass beim der kur¬ 
dischen Frage ein Verständnis von 
Nationalismus und Separatismus 
vorhanden wäre und dass sich 
dieses Verständnis von der Türkei 
auf die anderen Länder übertrage. 
Bei dem Beitrittsprozess der Tür¬ 
kei in die Europäische Union 
müsse, so Paech, die kurdische 
Frage eine zentrale Rolle in der 
Diskussion spielen. Solange die 
kurdische Frage nicht gelöst sei, 
wäre ein Beitritt der Türkei in die 
EU unmöglich. 

Paech machte darauf aufmerk¬ 
sam, dass nicht nur die PKK, son¬ 
dern alle Kurdinnen in der Türkei 
pauschal des „Terrorismus“ 
beschuldigt werden würden. Die 
PKK wird in der Türkei als eine 
separatistische Organisation gese¬ 
hen und dies sei laut Paech nicht 
richtig. Er erinnerte daran, dass in 
dieser Region bis zu 130.000 
militärische Einheiten, stationiert 
seien und „diese bei Übergriffen 
auf die Bevölkerung oder bei 
Räumungen von Dörfern nicht 
als .terroristisch’ gesehen würden, 
sondern als ,legitim’.“ 

„Auch wenn es euch nicht gefällt, 
die PKK muss mit am Verhand¬ 
lungstisch sitzen“ 

„Wir wissen, dass die PKK kei¬ 
nen eigenen Staat schaffen will.“ 
Mit diesen Worten erklärt 
Paech, dass dies auch den übri¬ 
gen Ländern erklärt werden 
müsse. „Hier gibt es keine Spal¬ 
tung, sondern die Forderung 


nach Selbstbestimmung und 
Identität.“ Paech sagte, dass die 
Forderung der Kurdinnen in der 
Türkei nach Selbstbestimmung 
als Separatismus gesehen würde 
und dies eine Angst sei, die von 
der Teilung des Osmanischen 
Reiches ubriggeblieben sei. 
Doch sei es, so Paech, notwen¬ 
dig, dass die Kurdinnen ihre 
Forderung zur Sprache bräch¬ 
ten, ebenso wie eine friedliche 
und politische Annäherung 
Bedingung für die Lösung ist. 
Für eine Lösung müssten alle 
Kräfte Zusammenkommen: „Die 
Türkei hat die politischen Kräfte 
aus dem Weg geräumt. Sie wur¬ 
den verhaftet, um sie vom 
Verhandlungstisch fernzuhalten. 
Die DTP wurde verboten, die 
Mitglieder der BDP verhaftet.“ 
Weiterhin spricht er davon, dass 
für eine neue Verfassung in der 
Türkei die Europäische Union 
Verantwortung übernehmen 
müsse. „Ob ihr die PKK nun 
mögt oder nicht, sie muss mit 
am Verhandlungstisch sitzen“ 

„Die kurdische Frage kann 
überhaupt nur mit der Freilas¬ 
sung Öcalans gelöst werden“ 
Die PKK müsse von der „Terror¬ 
liste“ genommen werden, so 
Paech. „Warum gibt es immer 
noch keine besondere EU- 
Berichterstattung bezüglich der 
kurdischen Frage? Es gibt 
Berichterstatter Tür Palästina, 
aber nicht für die Lage hier.“ 
Paech betonte auch, dass alle 
Beteiligten Zusammenkommen 
müssen und dass dafür alle poli¬ 
tischen Gefangenen freigelassen 
werden müssten. Die kurdische 
Frage kann einzig.und allein mit 
der Freilassung Öcalans gelöst 
werden. 

Der Journalist Cengiz (Jandar 
äußerte, dass Gelegenheiten zur 
Lösung der kurdischen Frage ab 
jetzt wertgeschätzt werden müss¬ 
ten. „Wenn die Versprechen Ata- 
türks, die er 1921 in Izmir wäh¬ 
rend einer Rede den Kurdinnen 
gemacht hatte, gehalten worden 
wären, wenn die Ereignisse von 
Lausanne nicht stattgefunden 
hätten, dann würde es heute 
vielleicht keine .kurdische Frage’ 
geben.“ Bis heute seien alle 
Gelegenheiten zur Lösung der 
kurdischen Frage versäumt wor¬ 
den, so CJ an 3at- Durch das 
Schrumpfen des Osmanischen 
Reiches bis hin zur heutigen 
Republik Türkei haben Begriffe 
wie .Teilung’ zu Paranoia 


geführt. „Was immer auch öst¬ 
lich des Flusses Euphrat bespro¬ 
chen wird, wird im Westen nicht 
besprochen. Wie zwei Aquarien. 
Wir sind an den Punkt einer 
gefühlsmäßigen Abkoppelung 
gelangt. Die Verständnisse sind 
unterschiedlich. Dies verselbst¬ 
ständigt sich allgemein und 
besonders in einer so paradoxen 
Art wie noch nie.“ 

„Das passendste 
Model ist Südafrika“ 

Cengiz Candar hatte am ersten 
Tag der Konferenz anhand von 
Beispielen dargestellt, wie jedes 
Volk die eigene Freiheit zum 
Thema macht. „Die kurdische 
Frage werden wir aber nicht mit 
den selben Werkzeugen lösen 
können. Die Konflikte in Irland 
ähneln denen der Türkei nicht 
im Geringsten. England wendet 
die Forderungen, der kurdischen 
Frage Herr zu werden, praktisch 
an. Aber dort gibt es den Stand¬ 
punkt von Tony Blair. Um die 
kurdische Frage zu lösen, muss 
auch hier ein Präsident gefunden 
werden, der den Standpunkt 
Tony Blairs vertritt. Denkt euch 
an Stelle von Abdullah Öcalan 
Murat Karayilan, und denkt 
euch, dass Tayip Erdogan dies 
akzeptiert. Aber dies ist nicht 
möglich.“ Candar sieht Südafri¬ 
ka als das Model an, das am ehe¬ 
sten vergleichbar wäre. Es müsse 
eine sichere Atmosphäre für den 
Verhandlungsprozess geschaffen 
werden: „ln einer unsicheren 
Umgebung kann das Problem 
nicht gelöst werden. Es müssen 
Tatsachen zur Schaffung einer 
sicheren Atmosphäre ausge¬ 
macht werden, ln Südafrika 
wurde von den Bedürfnissen 
einer Mehrheit und den Ängsten 
einer Minderheit gesprochen. In 
der der Türkei brauchen wir 
genau das Gegenteil. Es muss 
eine Formel gefunden werden, 
die die Ängste der Mehrheit und 
die Bedürfnisse der Minderheit 
vereint. Die Kurdinnen spre¬ 
chen zum Staat und zum Osten 
des Euphrats. Sie haben die Tat¬ 
sache der Gewalt in der Türkei 
verinnerlicht.“ 

Rajesh Rai vom kurdischen 
Menschenrechtsprojekt äußerte 
bezüglich der Politik der „Öff¬ 
nung ‘ der AKP, dass der Wille 
und die Bemühungen des Staa¬ 
tes zu einer Lösung durch die 
Operationen gegen die BDP 
unglaubwürdig geworden sind. 

(ANF, 28.2., ISKU) 


Meldungen 

Razzia bei Roj TV 
Die belgische Polizei führte am 
Morgen des 4.3. gegen 5:00 
Uhr Razzien gegen kurdische 
Einrichtungen und Wohnun¬ 
gen durch. Neben der Nach¬ 
richtenagentur Firat (ANF), hat 
die Polizei Belgiens auf Anwei¬ 
sung der belgischen Staatsan¬ 
waltschaft auch das ROJ-TV- 
Studio in Denderleeuw und 
weiteren 24 Einrichtungen 
durchsucht. 

Bei den Razzien auf die ROJ 
NV und STERK PRODUC- 
TIONS Studios, die für ROJ 
TV Programme ausstrahlen, 
haben 300 Polizisten teilge¬ 
nommen. Bisher wurden bei 
den Razzien 10 Personen, dar¬ 
unter die ROJ-NV-Leiterin 
Gülsen Emsiz, die Journalisten 
Burhan Erdem, Devrim Akca- 
dag, Murat Yaklav und einige 
Gäste festgenommen. Einige 
der Festgenommenen wurden 
zur Polizeibehörde in Brüssel 
gebracht, die Restlichen sind 
wegen der Durchsuchungen 
noch im Studio. 
ROJ-TV-Mitarbeiter stehen vor 
dem Studio, da sie wegen der 
Durchsuchungen das Gebäude 
nicht betreten dürfen. Sie 
erklärten, dass ca. 300 Polizi¬ 
sten die Durchsuchungen 
durchführen. Ein Mitarbeiter, 
der Zeuge der Razzia wurde, 
sagte, dass während der Durch¬ 
suchung Computer und andere 
technische Geräte, die zur Aus¬ 
strahlung gebraucht werden, 
zerstört wurden. 

Die Staatsanwaltschaft Belgiens 
will heute um 17:00 Uhr eine 
Erklärung zu den Durchsu¬ 
chungen abgeben. 
ROJ-TV-Mitarbeiter verurtei¬ 
len diese antidemokratischen 
Razzien sowie die Zerstörung 
der technischen Geräte und for¬ 
derten eine sofortige Beendi¬ 
gung der Durchsuchungen. 

(ANF, 4.3., ISKU) 

Angriff auf kurdische Bewe¬ 
gung in Italien und Frankreich: 
88 Festnahmen 

Auf Befehl der Staatsanwalt¬ 
schaft von Venedig wurden bei 
in Venedig, Treviso, Pisa, Gros¬ 
sem, Modena, Udine, Pordeno- 
ne und Milano durchgeführten 
Hausdurchsuchungen und Raz¬ 
zien, an denen hunderte Polizi¬ 
sten teilnahmen, mindestens 76 
Personen festgenommen. Vier 
von ihnen erhielten einen Haft¬ 
befehl. Einige der Festgenom¬ 
menen sangen bei ihrer Festnah¬ 
me kurdische Widerstandslie¬ 
der. Ihnen wird Unterstützung 
und Ausbildung für die PKK 
vorgeworfen. 




Umfangreiches Programm 
zum 8. März in Mersin 


Anlässlich des internationalen 
Frauenkampftages, der sich in 
diesem Jahr am 8. März zum 
lOOsten Mal jährt, hat die Demo¬ 
kratische Freie Frauenbewegung 
(DÖKFF) in Mersin ein umfas¬ 
sendes Programm organisiert. 

Zur Bekanntgabe des Pro¬ 
gramms, und um alle Frauen zur 
Teilnahme einzuladen, haben 
führende Mitglieder der DÖKFf 
und der Landkreisorganisation 
Akdeniz der Partei für Frieden 
und Demokratie (BDP) eine Ver¬ 
sammlung einberufen. 

An dieser Versammlung nahmen 
hunderte Frauen, unter ihnen 
Landkreispolitikerinnen der BDP 
Akdeniz und des Gemeinderates, 
sowie die DÖKFF Aktivistin 
Farah Diba teil. 

Farah Diba von der DÖKFF stell¬ 
te in kurdischer Sprache das Pro¬ 
ramm der Feierlichkeiten um 
en 8. März vor und lud alle 
Frauen dazu ein, an den Veran¬ 
staltungen teilzunehmen. Sie 
erinnerte daran, dass der interna¬ 
tionale Frauenkampftag am 8. 
März 2010 zum 100. Mal gefeiert 
werden würde. 

Daher hätte dieser Tag eine 
besondere Bedeutung, so Diba: 
„Wir glauben, dass die Frauen 


von Kurdistan und der gesamten 
Türkei am 8. März dem seit Jah¬ 
ren andauernden Krieg eine Ant¬ 
wort, eine Lösung entgegensetzen 
werden. Und in diesem Jahr wird 
der 8. März ein Jubiläum der Frei¬ 
heit, der Gleichheit und der 
Gerechtigkeit aller Frauen auf der 
Welt sein.“ 

Als die Mutter eines Kriegsopfers 
während der Versammlung das 
Lied “Xeribim” sang, in dem 
Öcalan und das Gefängnis auf 
Imrali thematisiert werden, ent¬ 
stand eine sehr emotionale Stim¬ 
mung in dem Versammlungs¬ 
raum. Viele der Frauen konnten 
ihre Tränen nicht mehr halten. 
Als das Lied zu Ende war, wurden 
unter großem Applaus Parolen 
gerufen wie „Biji Serok Ajto“ und 
„Freiheit für alle Frauen“. Auch 
die Kinder beteiligten sich daran 
und formten mit ihren kleinen 
FFänden das Siegeszeichen. 

Das Programm der DÖKFF für 
den 8. März in Mersin sieht fol¬ 
gendermaßen aus: 

1. März: Um 12:30 wird sich vor 
der Postzentrale in Mersin getrof¬ 
fen um den Frauen in den 
Gefängnissen gemeinsam Post¬ 
karten zu senden. Im Anschluss 


daran wird eine Pressekonferenz 
statthnden. 

2. März: Um 14:00 findet im 
Gebäude der BDP-Landkreisver- 
waltung von Akdeniz eine Veran¬ 
staltung mit einer Anwältin statt, 
die zu dem Thema „Frauen und 
Frauenrechte“ sprechen wird. 

3. März: Um 10:00 wird sich vor 
dem Gebäude der BDP-Land- 
kreisverwaltung getroffen, um 
von dort aus gemeinsam Familien 
von Opfern des Krieges zu besu¬ 
chen. 

4. März: Im Konferenzraum der 
Akdeniz Gemeindeverwaltung 
werden ab 14:00 Filme zur 
Bedeutung und zum FFinter- 
grund des internationalen Frau¬ 
enkampftages gezeigt. 

5. März: An die schwer arbeiten¬ 
den Frauen aus Mersin, zum Bei¬ 
spiel die des Textilsektors, werden 
Nelken verteilt. 

6 . März: Um 13:00 beginnt eine 
Demonstration vom Metropolge¬ 
bäude zum Ta$ Gebäude. 

7. März: Zwischen 11:00 und 

16:00 Uhr wird vor dem Gebäu¬ 
de der BDP-Landkreisverwaltung 
eine Kundgebung stattfinden. 
Dort werden Künstlerinnen des 
MKM und Dengbej Cane auftre- 
ten. (ANF, 28., ISKU) 


Auch in Frankreich wurden 
mindesten 12 Mitglieder von 
kurdischen Kulturvereinen von 
Antiterroreinheiten festgenom¬ 
men. Diese durchsuchtenmeh- 
rere Wohnungen und Vereine, 
verwüsteten einige davon und 
beschlagnahmten Computer 
und Bücher. 

(ANF, 26.2., ISKU) 

Israel liefert FFeron an Türkei 

Israel hat zwei der sechs von der 
Türkei bestellten unbemannten 
Drohnen des Typs FFeron in die 
Türkei geliefert. 

Das System soll nach Tests in 
der Türkei im laufenden Monat 
aktiviert werden. Weltweit wer¬ 
den unbemannte Luftfahrtzeuge 
bei längeren und gefährlichen 
Einsätzen bevorzugt, da sie 
effektiver als bemannte Luft¬ 
fahrtzeuge sind. Die weiteren 
FFeron Drohnen sollen indessen 
im Juli geliefert werden. 

(trt-world, 3.3., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
ND Neues Deutschland 


Termine: 

Gegen die unmenschliche Poli¬ 
tik der syrischen Regierung in 
Syrisch Kurdistan 

Anlässlich des 6. Jahrestags des 
Massakers an kurdischen Zivili¬ 
sten im Fußballstadion von 
Kamishli am 12.3.2004 und des 
darauf folgenden Volksaufstan¬ 
des in Syrisch Kurdistan rufen 
wir, die unterzeichnenden kur¬ 
dischen Organisationen in der 
Bundesrepublik Deutschland, 
zu einem Protestzug am 
11.3.2010 in Berlin auf. 

Wir rufen alle Kurdinnen und 
Kurden, alle Menschenrechtsor¬ 
ganisationen und demokratisch 
denkenden Menschen und 
Institutionen auf, sich am 
11.3.2010 ab 12:00 Uhr an der 
friedlichen Demonstration in 
Berlin vor der syrischen Bot¬ 
schaft, Rauchstrasse 25, zu 
beteiligen. 

Kurdische Yekitipartei in Syrien 
Organisation in Deutschland 
Kurdische Azadi Partei 
Organisation in Deutschland 
Kurdische Links Partei 
Organisation in Deutschland 
Navend 

N U £ e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Stahltwiete 10 
22761 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 


Militär bestätigt Putschplan 


Nach der jüngsten Serie von 
FFaftbefehlen gegen Offiziere der 
türkischen Armee wegen des 
Verdachts auf Teilnahme an 
Putschvorbereitungen hat das 
öffentliche Ansehen der Militärs 
einen weiteren Schlag erlitten. 
Der Generalstab in Ankara 
räumte am Montag ein, dass ein 
bisher von den Generalen als 
böswillige Fälschung abgetaner 
Putschplan eines Offiziers mögli¬ 
cherweise doch echt ist. 

Während immer mehr ehemalige 
oder noch im Dienst befindliche 
Offiziere wegen angeblicher 
Putschvorbereitungen in Unter¬ 
suchungshaft kommen, musste 
der Generalstab am Montag¬ 
abend einräumen, dass zumin¬ 
dest einer der angeblichen 
Putschpläne wohl eine echte 
Unterschrift trägt. Nach zivilen 
Gutachtern kam nun auch eine 
Expertise der dem Militär unter¬ 
stellten Gendarmerie zu der 
Ansicht, die Unterschrift des 
Obersten Dursun Cicek unter 
dem »Aktionsplan zur Bekämp¬ 
fung der Reaktion« sei echt oder 
könnte echt sein. Die Erklärung 
des Generalstabs ist an dieser 
Stelle etwas gewunden; es heisst, 
dass »einige Beweise« dafür 
erlangt wurden, »dass sie echt 
sein könnte«. 

Dass sich der Generalstab mit 
dem Eingeständnis der Echtheit 
schwertut, ist begreiflich. Der 
Plan sah verschiedene illegale 
Aktionen vor, mit denen das 


Vertrauen in die gemäßigt-isla¬ 
mische Regierung von Recep 
Tayyip Erdogan erschüttert wer¬ 
den sollte. Dies wird wie andere 
Pläne, die in den vergangenen 
beiden Jahren bekannt wurden, 
als Versuch gesehen, einen Mili¬ 
tärputsch vorzubereiten. Dazu 

P ehört auch der zuletzt enthüllte 
lan »Vorschlaghammer« von 
2003, der unter anderem Bom¬ 
benanschläge auf Moscheen in 
Istanbul während der FFauptge- 
betszeit am Freitagmittag vor¬ 
sah. 

Das halbe Eingeständnis der 
Echtheit des Planes ist nicht nur 
ein Problem für das Militär ins¬ 
gesamt, sondern auch ein schwe¬ 
rer persönlicher Schlag für den 
Generalstabschef liker Basbug. 
Am 16. Juni vergangenen Jahres 
hatte die Zeitung »Taraf« einen 
Bericht über den Aktionsplan 
veröffentlicht. Basbug stellte 
angeblich eine Untersuchung an 
und dementierte dann die Exi¬ 
stenz eines solchen Projekts. 
Einige Monate später veröffent¬ 
lichte »Taraf« das Dokument mit 
der Unterschrift sowie detaillier¬ 
te Informationen über eine Säu¬ 
berungsaktion des Generalstab¬ 
schefs, mit der alle Unterlagen 
über den Plan vernichtet werden 
sollten. Die Zeitung listete auf, 
welches Personal bei der Aktion 
eingesetzt war, zusammen mit 
den Nummern der Computer, 
die angeblich »gereinigt« wur¬ 
den. Mit dem Eingeständnis der 


Echtheit des Dokuments steht 
nun der Generalstabschef selbst 
in der Schusslinie. Außerdem hat 
das Ansehen des Militärs in der 
Öffentlichkeit einen weiteren 
Rückschlag erlitten. 

Der Mifitärstaatsanwalt des 
Generalstabs hat nun auch das 
eingestellte Verfahren gegen 
Oberst Cicek wieder aufgenom¬ 
men und Untersuchungshaft 
beantragt. Ein Militärgericht 
lehnte den Antrag allerdings ab, 
weil weder die Gefahr der Flucht 
noch der Manipulation von 
Beweisen bestehe. Cicek wird 
vom Militärstaatsanwalt unter 
anderem vorgeworfen, mit der 
Unterschrift seine Kompetenzen 
überschritten zu haben. 

Doch es dürfte dem Militär 
kaum gelingen, den Putschplan 
als illegale Aktion eines einzelnen 
Obersten hinzustellen. Die Vor¬ 
fälle um den Aktionsplan und 
den Generalstabschef werden 
auch die Diskussion um eine 
zivile Gerichtsbarkeit für das 
Militär neu beleben. Das Verfas¬ 
sungsgericht hatte vor Kurzem 
entschieden, dass sich Generale 
nur vor Militärgerichten verant¬ 
worten müssen. Doch die Regie¬ 
rung plant, eine Justizreform mit 
Hilfe eines Referendums durch¬ 
zusetzen. Die zivile Gerichtsbar¬ 
keit für Militärs in politisch bri¬ 
santen Fällen ist einer der Punk¬ 
te, die wohl in das Paket aufge¬ 
nommen werden. 

(ND, 3.3., ISKU) 
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Proteste wegen europäischen Angriff 
auf Roj TV und andere Institutionen 


In vielen kurdischen Städten 
wie auch in Europa wurde 
wegen der Durchsuchung und 
Zerstörung von Büros und Sen¬ 
deanlagen von Roj TV in Bel¬ 
gien, den Razzien gegen die 
Europavertretung der Partei für 
Frieden und Demokratie BDP 
und des Kurdischen National¬ 
kongressen KNK, protestiert, 
ln einigen Orten kam es nach 
Polizeiangriffen zu heftigen 
Straßenschlachten mit mehre¬ 
ren schwer verletzten Aktivi¬ 
stinnen. 

ln Diyarbakir, Siirt, Viranjehir, 
Ceylanpinar und §irnak nah¬ 
men jeweils mehrere hundert 
Personen an Demonstrationen 
gegen die Repression teil. 

Straßenschlachten und Verletz¬ 
te in Hakkari und Yüksekova 

ln Hakkari wurde ebenfalls eine 
Demonstration organisiert, an 
der viele hundert Menschen 
teilnahmen. Die Polizei griff die 
Demonstration mit Wasserwer¬ 
fern und Gasgranaten an und es 
kam zu heftigen Auseinander¬ 


setzungen, die sich im Laufe des 
Tages auf das ganze Stadtgebiet 
ausbreiteten. 

Bei einer der nach den Ausein¬ 
andersetzungen folgenden 
Hausdurchsuchungen wurde 
u. a. ein siebenjähriges Kind 
wegen Teilnahme an einer Pro¬ 
testaktion festgenommen. 

In Yüksekova Kam es ebenfalls 
zu heftigen Auseinandersetzun¬ 
gen nach einem Polizeiangriff 
auf die Demonstration. Ein 
Aktivist wurde durch eine Poli¬ 
zeikugel schwer verletzt, ein 
weiterer wurde durch ein Pan¬ 
zerfahrzeug, das ihn angefahren 
hatte, schwer verletzt wurde. 3 
Menschen, darunter ein Kind 
erlitten Vergiftungen, nachdem 
eine Tränengasgranate durchs 
Fenster in ihre Wohnung 
eschossen worden war. Alle 
iese Personen befinden sich 
noch im Krankenhaus. Seit 
dem 6.3. sind alle Geschäfte in 
Yüksekova aus Protest gegen die 
Repression geschlossen. Mit 
neuen Auseinandersetzungen 
wird gerechnet. 


Aktionen in Europa 

Auch in vielen europäischen 
Städten gingen trotz Kurzfristig¬ 
keit der Mohilisierung Tausende 
Kurd_innen zusammen mit 
Internationalist_innen aus euro¬ 
päischen Ländern auf die Straße. 
In Deutschland gab es Demons¬ 
trationen unter Teilnahme von 
mehreren hundert Menschen in 
Hamburg, Berlin, Frankfurt, 
Hannover, Nürnberg und Han¬ 
nover. 

In Brüssel demonstrierten meh¬ 
rere tausend Menschen gegen 
diesen Angriff auf die kurdische 
Be weg ung. 

ln Toulouse liefen ca. 1000 
Demonstrantlnnen aus Protest 
zum belgischen Konsulat. In 
Venedig versammelten sich Stu¬ 
dierende zusammen mit Metall¬ 
arbeiterinnen von der Gewerk¬ 
schaft FIOM vor einem Fern¬ 
sehsender. Auch in etlichen 
anderen italienischen Städten 
kam es zu Protesten. Auch in 
London, Bern und Bordeaux 
kam es zu Demonstrationen. 

In Hannover griff die Polizei 
eine Demonstration von ca. 600 
Personen an. Dabei wurden 
mehrere Personen verletzt und 
festgenommen. Aus Protest 
dagegen und um die Freilassung 
zu fordern, besetzten daraufhin 
ca. 25 Personen das Polizeirevier 
und führten eine Sitzblockade 
durch. Als Journalistinnen die 
Situation im Polizeirevier doku¬ 
mentieren wollten, griff die Poli¬ 
zei mit Fäusten und Knüppeln 
an. (ANF, 7.3., ISKU) 

In Belgien bleiben sechs Kur¬ 
den nach Razzien in Haft 

Nach Razzien in Belgien bleiben 
sechs Kurden wegen Terro¬ 
rismus-Verdachts vorerst in 
Haft, darunter die ehemaligen 
türkischen Parlamentsabgeord¬ 
neten Zubeyir Aydar und Remzi 
Kartal. Justiz-Ratskammern in 
Brüssel und in Charleroi hätten 
die Vorwürfe der "Teilnahme an 
Aktivitäten einer terroristischen 
Gruppe" bestätigt, sagte eine 
Sprecherin der Generafstaatsan- 
waltschaft am Dienstag in Brüs¬ 
sel. Den Verdächtigen werden 
Rekrutierungen für die kurdi¬ 
sche Rebellengruppe PKK vor¬ 
geworfen. Zwei weitere Verdäch¬ 
tige sollten nach dem Willen der 
Brüsseler Ratskammer freigelas¬ 
sen werden, die Generalstaatsan¬ 
waltschaft habe aber Berufung 
eingelegt. 

(AFP, 9.3., ISKU) 


Meldungen 

Europaweiter Protest gegen 
Akbank und Garantibank: 

Kein Kredit für Ilisu-Stau- 
damm! 

Anlässlich des Internationalen 
Tags der Flüsse am kommen¬ 
den Montag, den 15.3.2010, 
werden Umweltaktivistinnen 
mit Mahnwachen und Kundge¬ 
bungen in neun europäischen 
Städten die beiden türkischen 
Banken Akbank und Garanti¬ 
bank auffordern, keinen Kredit 
für den Ilisu-Staudamm zu 
eben. Die beiden Banken 
aben angekündigt, nach dem 
Rückzug der deutschen, öster¬ 
reichischen und Schweizer 
Regierungen und europäischer 
Privatbanken aus dem Projekt 
zusätzliche Kredite bereit zu 
stellen. Vor allem in Wien und 
Strasbourg werden die Aktivi¬ 
stinnen zudem die österreichi¬ 
sche Strabag ermahnen, sich 
nicht an den Staudammprojek¬ 
ten Konaktepe 1 und II in der 
Provinz Dersim (Tunceli) zu 
beteiligen. 

Die Umweltschützerinnen rea¬ 
gieren damit auf Ankündigun¬ 
gen der türkischen Regierung, 
im Frühjahr den Ilisu-Stau¬ 
damm am Tigris mit einheim¬ 
ischer Finanzierung weiter 
bauen zu wollen und auch am 
Munzur-Fluss in Dersim zahl¬ 
reiche Dämme zu planen. 

Proteste am Montag 15.3.2010 
in: 

Frankfurt/M., 14-15.30 Uhr, 
vor Akbank, Taunustor 2 
Essen, 14—16 Uhr, vor Akbank, 
Huyssenallee 3 

Hannover, 15—16 Uhr, vor 
Akbank, Goethestr. 6c 
Berlin, 11.30-13.30 Uhr, Kott¬ 
buser Tor 

Amsterdam, 10.30-11.30 Uhr, 
vor Akbank, Amstelplein 1 
Amsterdam, 12—13 Uhr, vor 
Garantibank, Keizersgracht 569 
-575 

London, 13-14.30 Uhr GMT, 
vor Akbank, 29 Marylebone 
Road 

Wien, 14-16 Uhr, vor Strabag, 
Donau-City-Straße 9 (Ul Kai¬ 
sermühlen 

Zürich, 12—14 Uhr, Innenstadt 
Strasbourg, (14.3.!), 14-16 
Uhr, Place Kleber 
Weitere Informationen: 

Ercan Ayboga, 
e.ayboga@gmx.net 

4500 türkische Soldaten nach 
Lice verlegt 

In der letzten Woche wurden 
4500 türkische Soldaten nach 
Lice in die Provinz Diyarbakir 
verlegt. In einigen Stützpunk- 


Aufruf der Roj-TV-Mitarbeiterlnnen 

Inzwischen haben Roj-TV-Mitarbeiterlnnen einen öffentlichen 
Aufruf an alle Medien-Institutionen gemacht. Roj TV, das zur Soli¬ 
darität aufruft, erklärte: 

Die Razzien auf die Roj -TV-Studios in Denderleew, sind Razzien 
auf die Pressefreiheit. 

Es sind Razzien auf die Sendungen in der eigenen Sprache jener 
ethnischen und religiösen Gruppen, die in Kurdistan Bzw. mit den 
Kurden leben. 

Die belgischen Behörden haben mit falschen Informationen, die 
von türkischen Behörden gegeben wurden, auch im Jahre 1996 an 
dem gleichen Ort auf die MED-TV-Studios Razzien durchgeführt. 
Doch waren die Behauptungen nicht richtig und MED TV wurde 
freigesprochen. 

Jetzt möchte mit der gleichen Mentalität der gleiche Weg nochmals 
gegangen werden. Das kurdische Volk, die kurdischen Institutio¬ 
nen, die kurdischen Journalisten, Schriftsteller und Politiker sollen 
zu Opfern in dreckigen Spielen gemacht werden. 

Diese Razzien auf das kurdische Fernsehen, das wegen dem großen 
Druck des türkischen, iranischen und syrischen Staats ihr Pro¬ 
gramm im Ausland ausstrahlen muss, sind Unterstützungen des 
Reaktionismus, Rassismus und des Krieges. 

Die Razzien der Polizei mit Sturmmasken auf die Roj -TV-Studios 
und die Festnahmen der Mitarbeiter sind aus Sicht der belgischen 
und europäischen Demokratie und der Justiz eine Schande. 

Wir als Roj -TV-Mitarbeiter und kurdische Journalisten rufen die 
belgischen Behörden dazu auf, diese antidemokratischen Initiativen 
sofort zu beenden. Sie sollten kein Handlanger des türkischen, ira¬ 
nischen und syrischen Staaten sein, die verfeindet mit der kurdi¬ 
schen Presse sind. 

Wir rufen die internationalen Presseeinrichtungen, angefangen in 
Europa bis zu den Journalistenlnnen und Medienmitarbeiterinnen 
der Welt sowie die Öffentlichkeit auf, gegen diese ungerechten 
Praktiken Haltung zu beziehen und sich mit Roj TV zu solidarisie¬ 
ren. (ANF 4.3., ISKU) 





Demonstrationen und Proteste zum Weltfrauenkampftag J cn , m . Dörfern wurden Spezia- 

r ° leinneiten mit Hubschraubern 

1 abgesetzt. (ANF, 7.3., ISKU) 

Frauen kommen zusammen Angriffe der türkischen Armee 

aur Gebiete in Südkurdistan 


Der Weltfrauentag 8. März und Kulturzentrum eine frau¬ 
wurde mit Aktionen in verschie- enthematische Filmvorführung 
densten Provinzen gefeiert. Auf und ein Konzert. 
Kundgebungen in Istanbul, 

Mersin, Diyarbakir, §irnak, (Jukurca 

Hakkari, izmir und Adana In der Provinz Hakkari in 

demonstrierten Frauen die (Jukurca wurde anlässlich des 8. 

Wichtigkeit von gemeinsamem März ein Festessen organisiert, 

Widerstand. an dem auf dem Rathausplatz 

Hunderte Frauen teilnahmen. 
Istanbul Der Demonstrationszug der in 

„Wir wollen die ganze Welt und traditioneller Kleidung gekleide- 

nicht einen Teil davon“ ten Frauen ging in Richtung 

Aus Anlass zum 8. März sam- Zentrum und verwandelte den 

melten sich 3000 Kundgebungs- Zentrumsplatz in ein farbenfro- 

teilnehmerlnnen verschiedenster he und musikalisches Vergnü- 

linker Organisationen auf der gen. 
asiatischen Seite von Istanbul in 
Kadiköy. Transparente mit der Adana 

Aufschrift „Es ist die Ehre des Hunderte Frauen nahmen an 
hundertsten 8. März, dass die der von der Frauenplattform 
Organisatorinnen den Wider- Adana organisierten Demonstra- 
stand von New York bis TEKEL tion teil. Sie trugen Transparente 
führen, der Widerstand wird mit der Aufschrift „Wir werden 
wachsen!“, „Wir wollen die der Macht der Männer und dem 
anze Welt und nicht einen Teil Kapitalismus nicht gehorchen“, 

avon“, „Die sozialistische „Zum hundertsten 8. März 

Befreiung ist der gemeinsame erschaffen wir durch gemeinsa- 

Widerstand von Frauen und men Kampf eine freie Welt“, 
Männern“, „Faßt unsere Arbeit, „Der hundertste 8. März wird 
unsere Körper und unsere Iden- die Sonne befreien“, 
tität nicht an“, „Die unsichtbare Die Durchsuchungen, die sie 
Arbeit soll sichtbar werden“ vor der Kundgebung über sich 
sowie viele andere. ergehen lassen mussten, kom- 

Es wurden Bilder von gefallenen mentierten sie mit "Edi bes e" 

Frauen getragen. Die im Namen [es reicht!] und zeigten Fotos 
des Vorbereitungskomitees spre- von gefallenen PKK-Guerilla 
chende Özlem Doruköz erinner- Kämpferinnen, 
te an alle im Widerstand gefallen 
Frauen. Akdeniz 

„Wir sind die Ehre von nieman- 
Izmir den“ 

Tausende Frauen versammelten Auf der von der Demokrati- 

sich nach der Einladung der sehen Freien Frauenbewegung 
Frauenplattform auf dem ([lan- (DÖKH) organisierten Kundge- 
kaya und Cumhuriyet Platz. Vor bung nahmen Tausende Frauen 
dem BDP-Gebäude in (Jankaya teil. Es wurden Transparente 

versammelten sich Mitglieder hochgehalten mit der Aufschrift 
der BDP gemeinsam mit Frauen „Wir sind die Ehre von nieman- 
von EMEP und der SDP. den, unsere Ehre ist unsere Frei- 

In traditioneller Kleidung brach- heit, Em ne namusa kesekine, 
ten die kurdischen Frauen mit namusame azadiya me ye", 
türkischen und kurdischen Paro- „Gestern Halabja, heute Hand- 
len ihren Wunsch nach Frieden schellen“ und „Ein Ende dem 
zum Ausdruck. Die Frauen rie- politischen Völkermord, soforti- 
fen „Wir sind Frauen, wir sind ge Freilassung der Gefangenen“ 
Mütter, der Frieden ist an unse- und Parolen gerufen wie "Biji 
rer Seite“. serok Apo", jtn jiyan azadi" 

und "Die Jugend nach Botan, 
Diyarbakir für die Freiheit der Bürgerln- 

In Diyarbakir im Bezirk Sur nen“. 

feierten Frauen und Kinder mit In der Provinz Mu? in Bulamk 

einer Demonstration den 8. wurde der 8. März mit Musik 

März. Transparente mit kurdi- und Halay gefeiert. 

sehen Aufschriften "Hoch lebe 

der 8. März" wurden hochgehal- Mardin 

ten und kurdische Parolen geru- In Mardin wurde zum ersten 
fen. Mal der 8. März mit einer 

Kundgebung gefeiert. Tausende 
Silopi von Frauen nahmen teil zusam- 

Rosen für Frauen men mit der BDP-§irnak-Abge- 

In der Provinz §irnak in Silopi ordneten Sevahir Bayindir und 
überreichten Vertreterinnen von BDP-Bürgermeisterlnnen der 
[der Leherinnengewerkschaft] Provinz Mardin. 

Egitim Sen una von KESK Um zum Kundgebungsort zu 
[Dachverband von Gewerk- gelangen, mussten die Frauen 
schäften des öffentlichen Dien- eine Polizeikontrolle passieren, 
stes in der Türkei] den Frauen Es war verboten, jegliche Trans- 
anlässlich des 8. März Rosen, parente zum Kunagebungsort 
Später gab es im Laie? Kunst mitzunehmen. Sevahir Bayindir 


Seit Tagen nimmt die türkische 
kritisierte in ihrer Rede die Armee Gebiete in Südkurdistan 

Repression gegen Roj TV und unter Artellerie-Beschuss. So 

sagte, dass niemand die weltwei- griff sie seit dem 8. März 

te Vereinigung der Kurdinnen ununterbrochen von ihren Stel- 

zum Schweigen bringen kann. lungen Elemun und Yekmale 

die Gebiete Bogaza Xabur und 
Van Bogaza Hestiye mit Mörsern 

Bereits in den frühen Morgen- und Granaten an. 

stunden sammelten sich die Am 7. und 8. März griff die tür- 

Frauen, viele von ihnen in tradi- kische Armee im Gebiet Zap 

tioneller Kleidung, vor der die Dörfer Sipe, Mergani?, 

Kommunalverwaltung. Die Serne, Erbi?, Ere und Pa?e mit 

Polizei sperrte den Kundge- Mörsern und Granaten an, die 

bungsort in großem Stil ab und sich im Medya Verteidigungsge- 

alle Frauen mussten Kontrollen biet befinden, 

über sich ergehen lassen. Den- (HPG, 10.3., ISKU) 

noch feierten tausende Frauen 

mit viel Musik den 8. März. Es ln Kandil wurde der 8. März 

gab Transparente mit der Auf- mit großer Freude gefeiert 

schrift „Wir Frauen werden im Am Fuße der Kandilberge 

gemeinsamen Kampf der Welt wurde der 8. März, der Welt 

Widerstand leisten“ „Die Befrei- Arbeiterinnen und Frauentag 

ung der Frau ist der Garant für mit großer Freude gefeiert, 
den gesellschaftlichen Frieden“ An den Feiern, die die Frauen 

und „Freie Frauen, Freies der PCJDK (Partei für eine 

Leben“, „Ein Ende den Frauen- demokratische Lösung Kurdi- 

morden“. stan) organisierten, nahmen 

hunderte Trauen aus Südkurdi- 
Auf dem in ein Farbenmeer stan aus den Provinzen Ranya, 

getauchten Platz mit Fahnen der Kaladize, Diyana, Rewanduz 

DÖKH und gelben, roten und und den Dörfern aus Kandil 

grünen Farben hielten die Bost- teil. 

ani^i Bürgermeisterin Nezzahat Die Frauen der PCJDK verlasen 

Ergünes und die BDP Igdir auf der Feier eine Erklärung, ln 

Abgeordnete Pervin Buldan eine der Erklärung wurde auf die 

Rede „Ich grüße euch, die Beri- 100-jährige Geschichte des 

tane, Ruhane, Zilane, Viyane, Widerstandes eingegangen. Der 

euch Freiheitsliebende.“ Kampf der Frauen in Kurdistan 

in den letzten 30 Jahren ist den 
Erzurum Frauen weltweit ein Beispiel für 

Auch in Erzurum wurde ein den Kampf für die eigene 

Festessen organisiert an dem Befreiung. (ANF, 10.3., ISKU) 

auch das BDP-Mitglied Zahir 

Santa? und das DÖKH-Mit- BDP macht Unterstützung für 

glied Berjin Demirkaya teilnah- Verfassungsänderung von 

men. Immer wieder wurden Sperrklausel abhängig. 

Parolen gerufen wie „Roj TV Der Vorsitzende der BDP 

kann nicht verboten werden“, Demirtas hat erklärt, dass seine 

„Die Repression wird uns nicht Partei nur an einer Verfassungs- 

zu Fall bringen“. änderung mitwirken werde, 

wenn die zehnprozentige Sperr- 
Turgutlu klausel für den Einzug ins Parla- 

Vor dem BDP Gebäude versam- ment geändert und eine gerech- 
melten sich 200 Frauen und rie- tere Form der Parteienflnanzie- 
fen Parolen wie "Jin jiyan azadi", rung gefunden werde. 

"Wir sind die Ehre von Nieman- (Ch, 3.3., ISKU) 

den, unsere Ehre ist unsere Frei- Quellen: 
heit“ und „Unsere Sonnen 
könnt ihr nicht verdunkeln". An ANF Firat 
der Kundgebung nahm auch Nachrichtenagentur 

BDP Mitglied Selika Gürbüz Ch Cumhuriyet 
teil, die in ihrer Rede sagte „Roj 
TV ist Auge und Ohr der Kur¬ 
dinnen“. N ü 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
Frankfurt gewünschter Stückzahl gegen Übersen- 

In Frankfurt demonstrierten am düng des Portos bei der 
6 . März vom Hauptbahnhof bis Informationsstelle Kurdistan 
zur Alten Oper 2000 Frauen aus Stahltwiete 10 
mehreren Städten unter dem 22761 Hamburg 
Motto: Im 100. Jahr werden wir Tel.: 040 - 421 02 845 
Frauen mit unseren gemeinsa- E-mail: isku@nadir.org 
men Kampf eine freie Welt bestellt werden, 
erschaffen. An der Alten Oper Spenden auf unser Konto: 
gab es eine zweistündige Postbank Köln, BLZ 37010050 
Abschlusskundgebung mit Konto-Nr.: 3968-506 
Musik und Redebeiträgen. Auch Weitere Informationen und einen täg- 
hier wurde gegen die Angriffe liehen Pressespiegel findet Ihr im Inter- 
auf kurdische Institutionen pro- net unter: 
testiert. (ANF, 7.3., ISKU) www.isku.org 
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Keine Informationen über den 
Verbleib von Zeynep Celaliyan 

Zeynep Celaliyan, eine Frauen- einen seiner Mandanten im 2009 aus dem Gefängnis 
recntlerin, die für die Rechte der Dizilbad-Gefängnis, das mit schreibt sie „Ich wurde inner¬ 
kurdischen Frauen kämpft und dem Gefängnis-Kirmafan zu- halb eines 7-Minuten-Prozesses 
im Iran zur Todesstrafe verurteilt sammenhängt, besuchte. Die zum Tode verurteilt.“ Sie bat alle 
wurde, wurde vor einem Monat Sorge ihrer Familie, des Anwalts Menschenrechte-Verteidigende 
aus dem Kirmafan-Gefängnis an und Menschenrechtlern ist groß, und Frauen um hülfe. Das Ceni 
einen unbekannten Ort Frauenfriedensbüro begann im 

G ebracht. Ihr Anwalt und ihre Zeynep Celaliyan wurde Mitte Herbst 2009 mit einer Unter- 
amilie wurden darüber nicht 2008 in Kirmafan als angebli- schriftenkampagne für die Auf¬ 
informiert. ches PJAK-Mitglied verhaftet, hebung der Todesstrafe und der 

Sie wurde in einem 7-Minuten- Freilassung von Celaliyan. Die 
Das Informationskomitee der Prozess ohne anwaltliche Vertre- Kampagne fand auf internatio- 
zur Todesstrafe Verurteilten tung am 14.1.2009 vom Revo- naler Ebene von Frauenorgani- 
erklärten ebenfalls, dass sie keine lutionsgericht zum Tode verur- sationen und -gruppen Unter- 
Informationen über den Ver- teilt. Das Hohe Gericht hat Stützung. Die Unterschriften- 
bleib von Zeynep Celaliyan hät- Anfang dieses Jahres das Urteil kampagne ist zu finden unter: 
ten. Xelil Behramiyan, der bestätigt. In einem Brief von www.gopetition.com/petitions/s 
Anwalt von Celaliyan hat über Celaliyan an Menschenrechtsor- ave-zeynab-jalalian/sign.html 
die Verlegung erfahren, als er ganisationen im November (ANF, 17.3., ISKU) 


von Halabja: 
Bundesregierung leugnet deutsche Beihilfe 

Heute vor 22 Jahren bombar- Doch von einer deutschen Mit- fraktionsabgeordnete Ulla Jelp- 
dierte die irakische Luftwaffe die Verantwortung will die Bundes- ke. Doch während die kurdische 
irakisch-kurdische Stadt Halabja regierung nichts wissen. „Die Menschenrechtsorganisation 
mit Giftgas. 5000 Zivilisten star- ausschließliche Verantwortung Kurdocide (CHAK) weiterhin 
ben qualvoll, mehr als 10.000 für die Vorfälle von Halabja liegt beharrlich für Entschädigungs¬ 
erlitten schwerste Verletzungen, bei der irakischen Regierung. Zahlungen eintritt, lässt die Kur- 
Dies war der traurige Höhe- Eine wie auch immer geartete dische Regierung die Opfer im 
punkt der nach einer Koran-Sure Mitverantwortung der Bundes- Stich:.„Die Frage nach der Betei- 
»Anfal« (Beute) benannten iraki- regierung besteht nicht“, heißt ligung deutscher Firmen oder 
sehen Militäroffensive gegen es, obwonl die irakische Giftgas- der Entschädigung der Opfer 
kurdische Autonomiebestrebun- produktion vor allem durch waren bislang bei den bilateralen 

f en im Jahr 1988 bei denen nach rund 60 deutsche Firmen Gesprächen zwischen Mitglie- 
urdischen Angaben 90 % aller ermöglicht wurde, die etwa 70 dern der Bundesregierung und 
kurdischen Dörfer im Irak zer- Prozent der Produktionsanlagen der Regionalregierung Kurdi- 
stört und bis zu 180.000 Men- lieferten. „Illegale Lieferungen stan-Irak kein Thema , erklärt 
sehen ermordet oder verschleppt deutscher Firmen in den Irak die Bundesregierung, die vor 
wurden, ln mindestens 42 Fähen sind ... gerichtlich geahndet einem Jahr ein Konsulat in der 
kam Giftgas zum Einsatz. worden und werden erforderli- kurdischen Hauptstadt Erbil 

chenfalls weiterhin zur Anzeige eröffnete. Offenbar sind den auf- 
Viele Überlebenden „leiden gebracht“, verspricht die grund ihrer Korruption berüch- 
noch heute unter physischen Bundesregierung. Demzufolge tigten kurdischen Regierungs¬ 
und psychischen Spätfolgen die- wurde gegen 22 Beschuldigte aus parteien KDP und PÜK neue 
ser von irakischen Regierungs- zehn deutschen Unternehmen profitträchtige Geschäfte mit der 
truppen durchgeführten Verbre- ermittelt. Am Ende wurden deutschen Wirtschaft wichtiger 
chen‘, antwortet die Bundesre- gerade einmal drei Händler des als Gerechtigkeit für die Opfer 
gierung jetzt auf eine Kleine Todes zu Bewährungsstrafen ver- von Halabja. 

Anfrage der Abgeordneten der urteilt. Obwohl die Bundesregie- 

Linksfraktion Ulla Jelpke zu rung seit 1984 durch die USA Kurdistan-Solidaritätskomitee 
„Entschädigung der Opfer des und den Bundesnachrichten- Berlin, 17.3. 

Giftgas-Massakers von Halabja dienst über die Rolle deutscher 
1988“ (BT-Drs. 17/837) „Ein Firmen beim Bau der irakischen 

Großteil der von den Giftgasan- Giftgaslabore informiert war, Kommission zur Anerkennung 
griffen von Halabja unmittelbar wurden Ermittlungen in mehre- von Halabja als Genozid ein 
betroffenen Personen hat dauer- ren Fällen so lange verschleppt, Die Zentralregierung des Irak in 
hafte Gesundheitsschäden erlit- bis sie wegen Verjährung einge- Bagdad hat entschieden, einen 
ten, wie Hautkrankheiten., und stellt werden mussten. Ausschuss für die weltweite 

Nervenlähmungen.“ Viele Über- Anerkennung des Giftgas-Mas- 

lebende lebten in wirtschaftlich Die Bundesregierung solle die sakers im kurdischen Kleinstädt- 
schwierigen Verhältnissen und Überlebenden bei Tntschädi- chen Halabja 1988 als Genozid 
leiden unter unzureichenden gungsforderungen gegen die einzurichten, wie Staatsminister 
psychologischen, sozialen und beteiligten deutschen Firmen Ali Mohammed mitteilte, 
medizinischen Versorgung. unterstützen, fordert die Links- (AKnews, 18.3., ISKU) 



Meldungen 

Newroz: 14 Personen wegen 
„hoher Wahrscheinlichkeit eine 
Straftat zu begehen“ verhaftet 
Im Raum §trnak wurden 
gestern im Rahmen von zeit¬ 
gleich durchgeführten Haus¬ 
durchsuchungen 20 Personen 
festgenommen und von denen 
14 inhaftiert wurden. Als 
Begründung gilt: „Zu Newroz 
sei die Wahrscheinlichkeit, dass 
Straftaten begangen werden 
hoch“. Die 20 Personen wurden 
zum Gericht in §irnak gebracht 
und im Anschluss mit Haftbe¬ 
fehl ins Gefängnis überstellt. 
Cemal B., Nasrettin A., Casim 
G., Ramazan T., Basri A., Ali S., 
Abdullah K., Abdurahman D., 
Kommunalratsmitglied §ahide 
R, Yusuf K. und 4 weitere Perso¬ 
nen wurden mit der Begrün¬ 
dung „Mitglied in einer terrori¬ 
stischen Vereinigung“ zu sein, 
inhaftiert. (ANF, 17.3., ISKU) 

Erste Newroz-Feiern 
Zehntausende Menschen betei¬ 
ligten sich am Mittwoch in der 
Stadt Yüksekova in der Provinz 
Hakkari am kurdischen Neu¬ 
jahrsfest Newroz. Viele zeigten 
Poster des auf der Gefängnisin¬ 
sel Imrali gefangenen Politikers 
Abdullah öcalan. ln den kom¬ 
menden Tagen bis zum eigent¬ 
lichen Newroztag am 21.März 
sind in allen kurdischen Städten 
der Türkei, aber auch in Istan¬ 
bul Newroz-Feierlichkeiten 
geplant. 

(jW, 18.3., ISKU) 

Newroz-Feier und -Demonstra¬ 
tion am 20. März in Düsseldorf 
Am 20. März wird in Düssel¬ 
dorf die Newroz-Feier und 
-Demonstration stattfinden. 
Newroz 2010 steht unter dem 
Motto: Für eine politische 
Lösung der kurdischen Frage. 
Für die Freiheit von Abdullah 
Öcalan und die Unversehrtheit 
seines Lebens. Gegen die Krimi¬ 
nalisierung der Kurden, ihrer 
Aktivitäten und Institutionen. 
Gegen das Schweigen der Welt¬ 
öffentlichkeit und insbesondere 
der EU 

Der 1. Demonstrationszug star¬ 
tet ab 10.00 Uhr vom Reeser 
Platz. Der 2. Demonstrations¬ 
zug ab 10.00 Uhr vom Landtag 
Die Abschlusskundgebung fin¬ 
det auf dem Kirmesplatz in 
Düsseldorf/Oberkassel von 
12.00 bis 20.00 Uhr statt. 

BDP eröffnet Vertretungen in 
Washington 

Die US-Regierung hat die Ein¬ 
richtung einer Vertretung der 
türkisch-kurdischen Partei für 
Frieden und Demokratie (BDP) 
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Die Staatsanwaltschaft spricht Gefäng¬ 
niswärter der sexuellen Übergriffe frei 


Die Beschwerden wegen sexuel¬ 
ler Übergriffe von 8 inhaftierten 
Frauen im Diyarbakir-E-Typ- 
Gefängnis gegen die Gefängnis¬ 
wärter blieben ergebnislos, weil 
„den Beschuldigten ihre als 
sexuelle Übergriffe zu bewerten¬ 
de Handlungen nicht nachge¬ 
wiesen werden konnten.“ 

Eine der von sexuellen Übergrif¬ 
fen Betroffene ist die ehemalige 
stellvertretende Vorsitzende der 
kürzlich verbotenen DTP 
Irmak. 

Die Beschwerde wurde an den 
Menschenrechtsverein IHD in 


Diyarbakir weitergeleitet. Die 8 
Frauen sind laut Selma Irmak 
sexuellen Übergriffen wie auch 
Beleidigungen ausgesetzt gewe¬ 
sen. 

Die Untersuchung von der 
Staatsanwaltschaft Siverek kam 
zu der Entscheidung, dem Vor¬ 
fall nicht weiter nachzugehen. 
Die gefangenen Frauen legten 
daraufhin im Gericht für schwe¬ 
re Straftaten in Siverek Wider¬ 
spruch ein. Sie fordern die Auf¬ 
hebung der Entscheidung der 
Staatsanwaltschaft. Das Gericht 


von Siverek jedoch entschied 
„abgesehen davon, dass die 
Behauptungen der Antragsstelle¬ 
rinnen gegenstandslos sind, 
konnten keine der Ffandlungen, 
die als sexuelle Übergriffe und 
Beleidigung gewertet wurden, 
nachgewiesen werden und eine 
Strafverfolgung liegt nicht im 
öffentlichen Interesse.“ 

Die Frauen wollen nun mit dem 
IHD die Wiederaufnahme des 
Verfahrens fordern. 

(ANF, 18.3., ISKU) 


Solidarität mit Tekel-Arbeiterlnnen: 

24 Schülerinnen von der Schule geworfen 


In (Jekmeköy in Istanbul wur¬ 
den 24 Oberstufenschülerinnen, 
die Aktionen für die TEKEL- 
Arbeiterlnnen gemacht haben, 
mit der Begründung „Boykott 
vom Unterricht“, „Parolen 
rufen“ und „sich gegen Lehrer 
aufbegehren“ von der Schule 
geworfen. 

200 Schülerinnen von Mehmet- 
Ük Gymnasium versammelten 
sich am 25.2. zwischen den zwei 
Schulgebäuden mit dem Ziel, 
die andauernden Aktionen der 
TEKEL-Arbeiterlnnen in Anka¬ 
ra zu unterstützen und riefen 
„Die Arbeiterinnen von 
TEKEL sind nicht allein“. Etwas 
später hielten einige der Schüle- 

§enoba Kerem 

Von Soldaten des in §irnak Bal- 
veren stationierten Bataillons ist 
der ehemalige Vorsitzende der 
DTP-Jugenabewegung-§irnak 
und Aktivist der linken Jugend¬ 
bewegung YDG, §enoba Kerem 
Gün, zusammen mit Freunden 
ins Kreuzfeuer genommen wor¬ 
den. Gün wurde getötet, zwei 
weitere verletzt. 

Die Soldaten feuerten zunächst 
Leuchtspur und dann hunderte 
Schüsse aus dem ffinterhalt auf 
Gün ab. Die Soldaten wussten 
nach Augenzeugenberichten, 
dass die Gruppe unbewaffnet 
war und sie gaben auch keine 
Warnung oder Haltebefehl vor 
Eröffnen des Feuers. Die Solda¬ 
ten sperrten den Tatort ab und 
verboten das Verlassen und 
Betreten des Tatortes. Die Solda¬ 
ten, die diesen hinrichtungsähn¬ 
lichen Hinterhalt ausführten, 
sind in der Region als Mitglieder 
der Todesschwadron Hancer 
Timi bekannt, die u. a. auch mit 
der Ermordung von zwei DTP- 
Mitgliedern in §trnak in Ulude- 
re in Verbindung gebracht wird. 
Die Ermordung des 27-Jährigen 
wurde von Menschenrechtakti- 


rlnnen Reden. Die Schulleitung 
hatte im Voraus die Aktion 
untersagt. Während der Aktion 
forderten sie nochmals die Schü¬ 
lerinnen auf, die Aktion zu 
beenden. Während die Mehrheit 
der Schülerinnen in ihren 
Unterricht zurückkehrte, führ¬ 
ten 24 Schülerinnen die Aktion 
fort. Im Anschluss an die zwei¬ 
stündige Aktion sprach die 
Schulleitung eine Verwarnung 
aus. 

Das Bezirksdirektorat „Nationa¬ 
le Bildung“ Cekmeköy ent¬ 
schied am 16.3., dass den 24 
Schülerinnen gemäß des § 13/C 
der Schulordnung ein Abgangs¬ 
zeugnis ausgestellt werden soll. 


vistlnnen und BDP-Abgeordne- 
ten scharf verurteilt. Die BDP- 
Abgeordnete Emine Ayna cha¬ 
rakterisierte den Mord als staat¬ 
lichen Terrorismus gegen die 
kurdische Bevölkerung. 

Ein Freund und Verwandter des 
Ermordeten, Azad Gün, erklär¬ 
te, dass der Getötete §enoba 
Kerem Gün schon zwei Tage 
zuvor von Soldaten der gleichen 
Einheit festgenommen und mit 
dem Tode bedroht worden sei. 
Der Gouverneur von §irnak 
behauptete, der Getötete sei im 
Rahmen von Zigarettenschmug¬ 
el in einem Gefecht mit den 
oldaten gefallen. Die Frage, 
warum dann die sechs Überle¬ 
benden nicht festgenommen 
worden seien, war er nicht bereit 
zu kommentieren. 

Auch die Aussagen von Augen¬ 
zeuginnen und Verwandten stra¬ 
fen ihn Lügen. 

Der Bruder des Getöteten, Salih 
Gün, der ebenfalls am Ort des 
Angriffs gewesen war, erklärte, 
dass die Soldaten wussten, dass 
sie unbewaffnet gewesen waren 
und auch kein Befehl zum Ste¬ 
hen bleiben gegeben worden 
war: „Wir waren 7 Personen. 


Eine der Betroffenen erklär- 
te:„Wir haben im Schulhof eine 
Aktion gemacht. Dafür sind wir 
unberechtigterweise von der 
Schule geworfen worden. Sie 
wollten eine Unterschrift von 
uns haben, um uns diese 
Abgangszeugnisse zu geben. Das 
werden wir garantiert nicht 
akzeptieren. Wir gehen weiter¬ 
hin zur Schule. Wir werden aber 
nicht zu Prüfungen oder zum 
Unterricht gelassen. Wir haben 
erfahren, dass sie die Zeugnisse 
zu uns nach Hause geschickt 
haben. Wir werden alle unsere 
Rechte nutzen. Wir sind auf¬ 
grund einer politischen Aktion 
von der Schule geworfen wor¬ 
den.“ (ANF, 17.3., ISKU) 


Bevor die Soldaten das Feuer 
eröffneten, wurde eine Leucht¬ 
kugel abgeschossen. Danach 
schossen sie. Infolge der Schüsse 
blieb mein großer Bruder liegen. 
Danach versuchten wir, ihn auf 
unseren Rücken ins Kranken¬ 
haus zu bringen. Der Kranken¬ 
wagen, den wir gerufen hatten, 
kam nicht." Der Krankenwagen 
wurde am Armeekontrollpunkt 
aufgehalten. 

An der Beerdigung von Kerem 
Gün nahmen viele BDP-Bürger- 
meisterlnnen und Stadtratsmit¬ 
glieder der BDP teil. 

Schon am 8. Februar war der 
22-jährige Kurde Hecer Usluun- 
ter ähnlichen Umständen, eben¬ 
falls mit dem Vorwurf des ange¬ 
blichen Schmuggels, zwischen 
§irnak und Halckari von Solda¬ 
ten getötet worden, als diese sei¬ 
nen Minibus mit Kugeln durch¬ 
siebten. Auch er war vorher von 
Soldaten mit dem Tod bedroht 
worden, weil er aktiv an DTP- 
Demonstrationen und Autokon- 
vois teilgenommen hatte. 

(ANF, YÜKSEKOVAHABER, 
ÖP, 13.3., ISKU) 


Gün auf offener Straße getötet 


in Washington genehmigt. Die 
BDP ist die Nachfolgepartei der 
im Dezember in derTürkei ver¬ 
botenen Partei für eine demo¬ 
kratische Gesellschaft (DTP). 
Für die Leitung der neuen US- 
Vertretung wurde von der BDP 
der ehemalige Abgeordnete der 
Demokratischen Volkspartei 
(DEFFAP), Nazmi Gur, beauf¬ 
tragt. Ende April soll im Beisein 
des BDP-Vorsitzenden Selahat- 
tin Demirtaj die neue Vertre¬ 
tung in Washington offiziell 
eröffnet werden. 

Nach der Eröffnung der Vertre¬ 
tungen in Brüssel und Amerika 
hat die BDP beschlossen, bald 
auch in der französischen 
Hauptstadt Paris eine Vertre¬ 
tung zu eröffnen. 

(AKnews, 16.3., ISKU) 

Bei Auseinandersetzung zwi¬ 
schen Guerilla und Armee wur¬ 
den 5 Soldaten getötet 

Trotzdem, dass sich die HPG- 
Guerilla weiter in Verteidi¬ 
gungsposition befindet und sie 
keine Angriffe von ihrer Seite 
aus durchführen, laufen von 
Seiten der türkischen Armee 
durchgehend Angriffe, beson¬ 
ders auf die Medya-Verteidi¬ 
gungsgebiete. So kam es am 14. 
März zu einem 2-stündigen 
Gefecht, nachdem das Militär in 
Hakkari, an der Grenze zu Süd¬ 
kurdistan/Irak eine Operation 
begonnen hatte. Bei der folgen¬ 
den Auseinandersetzung wur¬ 
den 5 Soldaten getötet. Die tür¬ 
kische Armee musste sich nach 
dem Gefecht aus dem Gebiet 
zurückziehen. Der schwere 
Beschuss mit Artillerie und die 
Bombardierungen durch 

Kampfhubschrauber des Gebie¬ 
tes halten an. 

(HPG, 15.3., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
jW junge Welt 


Termin: 


Die Freie Frauenbewegung, der 
demokratische Konfödera- 
lismus und die Frauenräte Basi¬ 
sorganisierung in Kurdistan 
und hier 

Seminar für Frauen 
27.03.2010 in Hamburg 
http://seminar270310.blog- 
spot.com/ 

N u £ e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Stahltwiete 10 


22761 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 
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Newroz 2010: „Ein neuer 
Prozess hat begonnen“ 


Der Exekutivrat der Gemein¬ 
schaft der Gesellschaften Kurdi¬ 
stans, KCK, erklärte, dass mit 
dem Neujahrsfest Newroz ein 
neuer Prozess begonnen habe. 
„Der neue Prozess ist kein Inte¬ 
rimsprozess - entweder wird 
eine demokratische Lösung oder 
ein würdevoller Widerstand ent¬ 
stehen.“ Die KCK warnte auch 
den syrischen Staat wegen seiner 
Angriffe auf die Newrozfeier- 
liclikeiten in Raqqa. 

Der KCK-Exekutivrat erklärte 
gegenüber der Nachrichtenagen¬ 
tur Firat (ANF), dass die 
Newrozfeierlichkeiten das 
Niveau eines Referendums hät¬ 
ten und eine wichtige Botschaft 
vermittelten: „Das kurdische 
Volk hat im In- und Ausland mit 
dem Newrozfest 2010 mit gro¬ 
ßer Euphorie und Massenbetei¬ 
ligung, die stärker als in den 
Vorjahren war, eine wichtige 
Botschaft über seinen politi¬ 
schen Willen abgegeben. Diese 
Botschaft unseres Volkes ist eine 
Antwort für die Staaten, die 
über Kurdistan herrschen. Das 
Volk aus Kurdistan hat Newroz 
mit der Parole „freier Vorsitzen¬ 
der, freie Identität, demokrati¬ 
sche Autonomie“ gefüllt. Auch 
die politischen Vertreter gaben 
wichtige Erklärungen ab. Den 
internationalen Machten, allen 
voran die USA, die die Freiheits¬ 
bewegung aus Kurdistan und 
ihren Vorsitzenden als Terrori¬ 
sten abstempeln, wurde die Rea¬ 
lität der Freiheitsbewegung Kur¬ 
distans offen dargelegt und die 
nötige Antwort gegeben. 

Wir gratulieren unserem patrio¬ 
tischen Volk und denjenigen, 
die an den Vorbereitungen der 
Feierlichkeiten beteiligt waren, 
dafür, dass die Feierlichkeiten 
nach der Perspektive unserer 
Bewegung mit großer Reife und 
demoKratischem Aktionsgeist 
durchgeführt wurden und sich 
noch mehr Menschen angespro¬ 
chen fühlten, sich an den dies¬ 
jährigen Newrozfeierlichkeiten 
zu beteiligen. 

Die Angriffe in Syrien waren 
eine Provokation. Newroz 2010 
verlief im Allgemeinen ohne 
Vorfälle, trotzdem führte Syrien 
in der Stadt Raqqa einen Angriff 
auf unser Volk, das Newroz 
feiern wollte, durch. Dieser 
Angriff ähnelt dem Massaker 
von Qamislo vom 12. März 


2004. Wir verurteilen diesen 
Angriff auf unser Volk, das sein 
natürliches Recht des nationalen 
Feiertages nutzte. Es ist klar, dass 
der Angriff von bestimmten 
Kreisen geplant und durchge¬ 
führt wurde. Die Angreifer sol¬ 
len wissen, dass das kurdische 
Volk im Mittleren Osten nicht 
mehr schutzlos ist. Angriffe mit 
Panzern und modernsten 
Kriegswaffen auf zivile, schutz¬ 
lose Menschen durchzuführen 
bedeutet keine Größe, sondern 
zeigt die Armseligkeit, die Men¬ 
talität der Massaker und den 
Flass gegenüber den Menschen. 
Nach akutellen Informationen 
wurden drei unserer Patrioten 
getötet und ca. 50 weitere ver¬ 
letzt. 

Wir rufen den syrischen Staat zu 
Folgendem auf: Wenn der 
Angriff in Raqqa nicht auf eure 
Initiative entstanden ist, dann 
solltet ihr diese Sache sofort 
erforschen und die Zuständigen 
bestrafen. Wenn der syrische 
Staat aber dieselbe FFaltung wie 
bei dem Massaker in Qamislo 
zeigt und die Täter unbestraft 
lässt, wird er selbst für die Kon¬ 
sequenzen verantwortlich sein. 
Wenn der syrische Staat keine 
Feindschaft, sondern Freund¬ 
schaft mit unserem Volk pflegen 
will, dann muss er das Massaker 
aufdecken. Wir als Freiheitsbe¬ 
wegung erklären gegenüber dem 
syrischen System in aller Öffent¬ 
lichkeit Friedens- und Freund¬ 
schaftsabsichten. Ein solches 
Massaker ist als Antwort für uns 
nicht akzeptabel. 

Die verstorbenen Partrioten sind 
Gefallene der Freiheitsbewe¬ 
gung. Wir wünschen den Fami¬ 
lien und den Freunden der 
Betroffenen unser herzlichstes 
Beileid. Unser Volk, besonders 
das aus dem kleinen Süden, 
muss diese Gefallenen in Schutz 
nehmen. Das kurdische Volk hat 
in zehn verschiedenen Orten 
Syriens eine wichtige Botschaft 
mit den Feierlichkeiten abgege¬ 
ben. 

Das diesjährige Newroz war wie 
ein Referendum. Die Antwort 
auf die Frage „Wer ist der 
Ansprechpartner“ wurde wie aus 
einem Munde gegeben. Die 
Newrozfeierlichkeiten in Amed 
mit ungefähr einer Million 
Menschen und in den Metropo¬ 
len mit mehreren Tausend war 


eine Antwort auf die AKP- 
Regierung. Der Vorsitzende Apo 
ist die Führungspersönlichkeit 
des Volkes. 

Das kurdische Volk zeigte seinen 
Willen zu friedlichen Methoden 
auf demokratischer Basis, um 
die kurdische Frage zu lösen. Es 
verlangt vom türkischen Staat 
Schritte, um eine Lösung zu 
erreichen. 

Newroz 2010 hat die Friedens¬ 
und Demokratiedeklaration, die 
unsere Bewegung vorlegte, 
bestätigt. Auch den Spielen der 
AKP, den falschen fnitiativen 
und Spaltungen wurde kein 
Raum gegeben. Das Wichtigste 
jedoch ist, dass das Volk zeigte: 
„Entweder ein würdevoller frie¬ 
den oder ein würdevoller Wider¬ 
stand“. Unser Volk hat damit 
den türkischen Staat zum Frie¬ 
den aufgerufen. 

Wir geben bekannt, dass wir 
hinter allen Erklärungen der 
legalen politischen Vertreterin¬ 
nen stehen, die sie in der ganzen 
Welt veröffentlichten, und wer¬ 
den mit großer Verantwortung 
den Widerstand weiter entwi¬ 
ckeln. 

Mit diesem Newroz wurde eine 
neue Phase eingeleitet. Der neue 
Prozess ist kein Interimsprozess. 
Es ist ganz deutlich, dass er ent¬ 
weder - so wie es das Volk aus¬ 
sprach — einen würdevollen Frie¬ 
den oder würdevolle Widerstand 
bedeutet. Der Fortschritt in 
Richtung Freiheit und Demo¬ 
kratie ist unabdingbar. Der 
Marsch der Freiheitshewegung, 
der von Millionen vertreten 
wird, wird historisch sein und 
den Erfolg erringen.” 

(ANF, 22.3., ISKU) 


Türkisches Militär bombardier¬ 
te Dörfer zu Newroz 
Das türkische Militär hat an 
Newroz Dörfer in Südkurdistan 
bombardiert. Am 20. und am 
21. März fanden Angriffe mit 
schwerer Artillerie auf Dörfer in 
den Gebieten Zap und Flaftanin 
statt. 

Die militärischen Bewegungen 
in den Grenzregionen der Land¬ 
kreise Yüksekova, (jlukurca und 
§emdinli in der Provinz Flakkari 
dauern ebenso weiter an. 

(ANF, 22.3., ISKU) 


Meldungen 

Kurdische Politikerinnen 
in Belgien freigelassen 
Am Donnerstag hat ein Gericht 
in Brüssel die Haftbefehle gegen 
sieben der im Rahmen einer 
,Antiterror-Operation“ verhafte¬ 
ten Politikerinnen aufgehoben. 
Zu Redaktionsschluss wurde die 
Freilassung der Angeklagten, 
unter denen sich auch der Kon- 
gra-Gel-Vorsitzende Zübeyir 
Aydar sowie Remzi Kartal befin¬ 
den, für die nächsten Stunden 
angekündigt. (ISKU, 25.3.) 

Südafrika: Kampagne zu 

Newroz und zur Freilassung 
Öcalans 

ln der südafrikanischen Stadt 
Cape Town hat am 21. März, 
dem Newrozfest, die Kampagne 
„Eine Million Unterschriften für 
die Freilassung von Abdullah 
Öcalan“ begonnen. Im Laufe des 
gut besuchten Festes haben 
schon viele unterschrieben. 

Der 21. März ist in Südafrika der 
Tag der Menschenrechte. Sowohl 
Südafrikanerinnen als auch das 
kurdische Volk haben an diesem 
Tag die „Freiheit für Abdullah 
Ocalan“ gefordert. 

Essa Moosa, Vorsitzender der 
Aktionsgruppe für Menschen¬ 
rechte, die die Kampagne ins 
Leben gerufen hat, betonte die 
Wichtigkeit sowohl von Newroz, 
als auch vom Freiheitskampf des 
kurdischen Vorsitzenden Ocalan 
und erklärte: „Was Nelson Man¬ 
dela für den Befreiungskampf in 
Südafrika ist, ist Öcalan für den 
Kampf des kurdischen Volkes.“ 
Essa Moosa äußerte, dass das 
Apartheidsystem in Südafrika 
nicht vor der Befreiung Mande¬ 
las abgeschafft werden konnte 
und dass die Lösung mit der Frei¬ 
lassung Mandelas begonnen 
hatte. Bevor Öcalan freigelassen 
wird, könne auch das kurdische 
Volk nicht befreit werden, so 
Moosa. Um den Freiheitskampf 
des kurdischen Volkes zu unter¬ 
stützen, hätten sie die Kampagne 
für die Freilassung von Abdullah 
Öcalan begonnen. Nach seiner 
Rede gab Essa Moosa den offi¬ 
ziellen Startschuss für den 
Beginn der Kampagne „Eine 
Million Unterschriften für Öca¬ 
lan“. Viele der Anwesenden des 
Festivals gaben gleich ihre Unter¬ 
schrift ab. Auf dem Fest haben 
Kurdinnen mit Südafrikanerin¬ 
nen die traditionellen kurdischen 
Halaytänze getanzt und so 
gemeinsam diesen bedeutsamen 
Tag gefeiert. 

Zur Unterstützung der Kampag¬ 
ne und für weitere Informatio¬ 
nen kann die Webseite 
"http://khrag.org/" besucht wer¬ 
den. (ANF, 22.3., ISKU) 




Iran: Ein Brief aus dem Gefängnis 

§irin Elemmuhoyi zum Tod verurteilt 

Die 28-jährige §irin Elemmu- sie zurückkamen, ging es weiter Mit inneren Verletzungen ließen 

hoyi aus der ostkurdischen Stadt mit Schlägen, Folter, Bewusstlo- sie mich kopfüber hängen. 

Mako ist aufgrund angeblicher sigkeit, kaltem Wasser usw.“ Danach brachten sie mir Eis. 

PJAK Mitgliedschaft seit 2 Jah- Elemmuhoyi schreibt, dass von Von der Nacht bis zum Morgen 

ren inhaftiert - eine junge Frau, staatlicher Seite versucht wurde, hörten wir Schreie, Gewimmer 

die als Gefangene den zuneh- ihren Widerstand zu brechen: und Weinen. Diese Laute haben 

menden Grausamkeiten des „Als sie mitbekamen, dass ich mich sehr aufgewühlt. Später 

Islam und der zerfallenden persi- den Hungerstreik durchzog, ver- erkannte ich, dass die Schreie 

sehen Macht ausgesetzt ist. Seit 2 suchten sie mich mit Serum und von Kassette gespielt wurden, 

Jahren erlebt sie jegliche Art von Schläuchen durch meine Nase in um uns noch mehr zum Leiden 

Folter. Sie wartet auf die Voll- meinen Magen davon abzubrin- zu bringen. Oder sie tropften in 

Streckung des Todesurteils und gen. Ich widersetzte mich und der Verhörzelle stundenlang kal- 

darauf, dass ein Aufschrei durch zog die Schläuche mit Blut und tes Wasser auf meinen Kopf, 

die Welt geht. unter großen Schmerzen heraus. Danach in der Nacht warfen sie 

Im April 2008 wurde §irin Eiern- Die Schmerzen sind noch nach 2 mich in eine Zelle.“ 

muhoyi mit der Begründung Jahren zu spüren und machen Elemmuhoyi wurde einmal wie- 

PJAK Mitglied zu sein, in der ira- mir zu schaffen. Während der der mit verbundenen Augen ins 

nischen Flauptstadt Teheran zum Verhöre trat mich einer der Ver- Verhör genommen. Während des 

Tode verurteilt. Elemmuhoyi ist antwortlichen mit großer Wucht Verhörs drückte ein Folterer 

inhaftiert im Teheraner Gefäng- in den Bauch, was schwerwie- Zigaretten an ihren Händen aus. 

nis Evin und der Folter ausge- gende Blutungen auslöste. An Ein anderes Mal schlägt ein Fol- 

setzt. Elemmuhoyi beschreibt die einem anderen Tag verhörte terer ihre nackten Füße, bis sie 

Folter, die sie erlebt hat, in einem mich die einzige Person, die ich blau werden und so, dass ihre 

Brief. zu Gesicht bekam. Meine Augen Fußnägel ausfielen. Das Ziel war, 

Die iranische Regierung elimi- waren ansonsten immer verbun- ihre Wurde zu zerstören, ihr die 

niert weiterhin Regierungsgeg- den. Er stellte mir teilnahmslos Menschlichkeit zu rauben. Dafür 

ner_innen mit der Todesstrafe. Fragen. Wenn ich eine Frage wurde jede islamisch legitimierte 

Während die iranische Regierung nicht beantwortete, schlug er Methode genutzt, 

gegen die westlichen Regierung- mich. Er holte eine Waffe hervor In den letzten Tagen der Folter 

en lautstark vorgeht, versucht sie und hielt sie mir an den Kopf: wurde sie ständig ins Kranken- 

es bei den Kurd_innen in aller ,Wenn ich dich etwas frage, ant- haus gebracht. Die ihr wie ein 

Stille. Immer wieder werden die Worte. Ich weiß, dass du Mitglied Teufelskreis erscheinenden Tage 

Menschenrechte mit Füßen der PJAK bist. Du bist eine Ter- beschreibt sie in ihrem Brief wie 

getreten und vor den Augen der roristin. Schau mein Mädchen, folgt: „Am Ende konnte ich Tag 

westlichen Regierungen warten es macht für uns keinen Unter- und Nacht nicht mehr voneinan- 

heute in den iranischen Gefäng- schied, ob du redest oder nicht, der unterscheiden. Ich erinnere 

nissen zahlreiche Kurd_innen auf Wir sind froh darüber, dass uns mich nicht mehr, wie lange ich 

ihre Hinrichtung. §irin Elemmu- ein PJAK Mitglied in die Hände im Krankenzimmer war. Als 

hoyi ist eine derjenigen, die der gefallen ist’, sagte er.“ meine Verletzungen etwas ver- 

semimmsten Form von Repres- __ heilt waren, brachten sie mich in 

sion, Unterdrückung und Folter Ärzte, die der Folter beiwohnten die Abteilung 209. Da fingen 

ausgesetzt sind und auf ihre Hin- Angeblich um sie zu behandeln wieder die Verhöre an. Die 

richtung warten. Mit dem, was kamen während der Folter auch Abteilung 209 hat ihre eigenen 

sie in ihren Briefen beschreibt, Ärzte dazu. Elemmuhoyi Verhörmethoden. Nach eigenem 

mit dem Unvorstellbaren, was sie beschreibt die Schamlosigkeit der Gutdünken fahren sie eine Zuk- 

als Kurdin und Frau erlebt, löst Ärzte in der Welt der Folter wie kerbrot und Peitsche Politik, 

sie Entsetzen aus. folgt: „Einmal kam ein Arzt, um Anfangs kommt ein knallharter 

ln dem am 18. Januar 2010 ver- meine Wunden zu verbinden Folterer, es folgen Folter und 

fassten Brief, der im Frauentrakt und sich meinen Zustand anzu- Drohungen, sie machen und 

des Evin Gefängnisses geschrie- sehen. Aufgrund der Folter war sagen was sie wollen und dann 

ben wurde, heißt es, dass Eiern- ich nur halb bei Bewusstsein, gehen sie. Dann kommt ein Fol- 

muhoyi 2008 von einigen uni- Der Arzt wollte mich ins Kran- terer mit pfirsichzarter Stimme 

formierten Polizisten und eini- kenhaus bringen lassen. Der Fol- und bittet, endlich aulzuhören 

gen Zivilpolizisten verhaftet und terer fragte , Warum sollte sie ins sich zu wehren. Er bietet Zigaret- 

aem Zentrum der Revolutions- Krankenhaus gebracht werden? ten an und beginnt mit den Fra- 

garde übergeben wurde, wo sie 25 Kann sie nicht hier behandelt gen. So fängt der Teufelskreis von 

Tage lang blieb. Sie führte einen werden?’ Der Arzt sagte ,nicht neuem an.“ 

22-tägigen Hungerstreik und um zu behandeln. Ich werde sie Es hat . sich noch keine nennens- 

schrieb: „In dieser Zeit war ich zum Sprechen bringen, dass sie werte Öffentlichkeit gebildet, um 

unterschiedlichsten Arten von spricht wie ein Wasserfall.’ Am die Urteilsvollstreckung von §irin 

seelischer, psychologischer und darauf folgenden Tag wurde ich Elemmuhoyi zu verhindern. Im 

körperlicher Folter ausgesetzt, mit verbundenen Augen und Iran habe einige Fraueninitiativen 

Die Verantwortlichen waren Handschellen ins Krankenhaus eine Unterschriftenkampagne 

Männer und banden mich mit gebracht. Der Arzt legte mich auf begonnen. Darüber hinaus gibt es 

Handschellen an Stühlen fest, ein Bett und gab mir eine Sprit- bisher keine Reaktion gegen diese N U £ e 

Mein ganzer Körper, meine Fuß- ze. Ich war nicht mehr ich selbst, von Menschlichkeit weit entfern- erscheint wöchentlich und kann in 

sohlen, mein Gesicht, mein Kopf Egal was sie fragten, ich antwor- te Politik. §irin Elemmuhoyi, die gewünschter Stückzahl gegen 

wurden mit Elektroschocks, tete. Ich gab jede gewünschte mit der ebenso mit dem Vorwurf Übersendung des Portos bei der 

Knüppeln, Tritten und Schlägen Antwort. Sie nahmen alles mit der PJAK Mitgliedschaft in einem Informationsstelle Kurdistan 

malträtiert.“ Elemmuhoyi konn- Kamera auf. Als ich wieder zu siebenminütigen Prozess zum Stahltwiete 10 

te zu diesem Zeitpunkt noch mir kam, fragte ich, wo ich bin. Tode verurteilten Zeynep Celali- 22761 Hamburg 

kein persisch und konnte daher Ich erkannte, dass ich in einem yan, deren Aufenthaltsort zurzeit Tel.: 040 - 421 02 845 

auch nicht auf Fragen antworten: Krankenhausbett lag.“ nicht bekannt ist, verwandt ist, ist E-mail: isku@nadir.org 

„Ich konnte weder Persisch ver- Elemmuhoyi schreibt, dass sie mit dem Tode bedroht. bestellt werden, 

stehen noch sprechen. Weil ich nach dem Krankenhaus zurück Trotz der Aufforderungen von Spenden auf unser Konto: 

auf die Fragen nicht antwortete, in die Zelle gebracht wurde, und Amnesty International, die Postbank Köln, BLZ 37010050 

schlugen sie mich, bis ich die Folter weiterging „Als ob die Todesurteile gegen die kurdischen Konto-Nr.: 3968-506 

bewusstlos wurde. Als der Verhöre nicht gereicht hätten. So Gefangenen auszusetzen, fährt Weitere Informationen und einen 

Gebetsruf kam, gingen sie beten, viel Folter. Und sie wollten, dass das iranische Regime fort, die täglichen Pressespiegel findet Ihr 

Sie gaben mir Bedenkzeit bis ich mehr leide. Sie schlugen Todesurteile zu Vollstreckern im Internet unter: 

zum Ende des Gebets. Nachdem meine Füße, bis sie dick waren. (YÖP, 24.3., ISKU) www.isku.org 


Heran Drohnen im Test 

In Batman haben die Tests der 
von Israel erworbenen unbe¬ 
mannten Drohnen vom Typ 
Heran begonnen. 

Die von dem Heran aus übertra¬ 
genen Satellitenbilder können 
zeitgleich im Operationszentrum 
in Ankara verfolgt werden. Das 
System wird vom Personal der 
türkischen Streitkräfte genutzt. 

(trt-world, 2433., ISKU) 

Karacadag: Hungerstreik 
gegen Landenteignung 

Die Bewohnerinnen des Dorfes 
Karacadag wehren sich gegen die 
Enteignung ihrer Äcker und tre¬ 
ten nun in den Hungerstreik. 
Auch 139 Kinder und Jugendli¬ 
che, die in dem Dorf zur Schule 
gehen, unterstützen ihre Fami¬ 
lien mit einem einwöchigen 
Schulboykott. 

Im Rahmen des GAP-Aktions- 
plans soll ein 187 Hektar großen 
Gebiet in eine „Region der orga¬ 
nisierten Viehzucht“ umgewan¬ 
delt werden. Die Fläche, die im 
Zuge dieses Projektes enteignet 
werden soll, war Gemeindeeigen¬ 
tum des Dorfes Övündüler am 
Rande des Bergs Karacadag. Die 
Dorfbewohnerinnen und ihre 
Familien treten nun aus Protest 
in den Hungerstreik. 

Laut der an dem Ort Ansässigen 
wurden die gemeinschaftlich 
genutzten Äcker durch eine fal¬ 
sche Unterschrift als unfruchtba¬ 
res Land gekennzeichnet und so 
in Staatseigentum umgewandelt. 
Um zu verhindern, dass das Land 
in eine Region der organisierten 
Viehzucht umgewandelt wird, 
haben sie Anzeige erstattet. 

(ÄkF, 24.3., ISKU) 
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Türkische Frühjahrsoffensive 

Türkische Armee verlegt 
Tausende Soldaten 


Die türkische Armee steht 
offenbar kurz vor einer großan¬ 
gelegten Frühjahrsoffensive 
gegen Guerillakämpfer der 
Arbeiterpartei. Nachdem in 
den letzten Wochen bereits 
Tausende Soldaten in die Ope¬ 
rationsgebiete in die kurdi¬ 
schen Landesteile verlegt wur¬ 
den, brachten zivile Busse am 
Dienstag eine große Zahl von 
Soldaten über die Grenze in 
den Nordirak. Auch Panzer 
wurden in das Nachbarland 
verlegt. Zwar unterhält die tür¬ 
kische Armee seit den 90erjah- 
ren in Grenznähe noch auf ira¬ 
kischem Territorium eine Reihe 
von Stützpunkten. Doch ohne 
grünes Licht der kurdischen 
Regionalregierung und der US- 
Besatzungstruppen ist eine Ver¬ 
legung einer größeren Zahl von 


Soldaten und Militärfahrzeu¬ 
gen nicht denkbar. 

Bereits in den letzten Tagen 
wurden Militäroperationen in 
Dersim sowie den türkisch-ira¬ 
nisch-irakischen Grenzprovin¬ 
zen Hakkari und Sirnak durch- 

f eführt. Dabei kamen Kampf- 
ubschrauber zum Einsatz. 
Außerdem beteiligten sich mit 
dem Staat kollaborierende kur¬ 
dische Dorfschützermilizen an 
den Einsätzen. 

Mit Artillerie werden seit 
Tagen die Zagros-Berge im 
Nordirak beschossen, in denen 
Guerillastellungen vermutet 
werden. Nahe der Kleinstadt 
Cukurca in unmittelbarer Nähe 
zur irakischen Grenze wurden 
am Dienstag drei Soldaten 


getötet. Während CNN-Türk 
von einer ferngezündeten 
Bombe der PKK sprach, mel¬ 
dete die kurdische Nachrichte¬ 
nagentur Firat, die Soldaten 
seien auf eine von der Armee 
selbst verlegte Mine getreten. 
»Wenn der türkische Staat an 
seinem militärischen Vorgehen 
und seinem Druck auf politi¬ 
sche Akteure festhält, dann 
kann es keinen andauernden 
Frieden geben«, warnte PKK- 
Führungsfunktionär Murat 
Karayilan. »Wir werden diesen 
Angriffen nicht aus dem Weg 

f ehen, das Frühjahr kann daher 
ompliziert und unruhig wer¬ 
den.« Bis zum l4.April will die 
PKK entscheiden, ob ihr vor 
einem Jahr verkündeter einsei¬ 
tiger Waffenstillstand verlän¬ 
gert wird. (jW, 1.4., ISKU) 


Meldungen 

Iran: Todesurteile gegen drei 
Personen einer Familie 
Vom Gericht in Mahabad wur¬ 
den drei Personen, die der glei¬ 
chen Familie angehören, zum 
Tode verurteilt. Es handelt sich 
um eine Mutter, ihre Tochter 
und ihren Sohn aus der ostkur¬ 
dischen Stadt Urmiye. 

Der iranische Staat hat in den 
letzen Jahren den Vollzug von 
Todesurteilen unter der 
Begründung des Schutzes des 
islamischen Regimes intensi¬ 
viert. Die Menschenrechtsorga¬ 
nisation Ostkurdistans meldete, 
dass es sich bei den Verurteilten 
um Caziye Dervij Zade, ihre 
Tocher Dervij Zade (19) und 
ihren Sohn Fetullah Dervij 
Zade (21) handelt und dass drei 
weitere Personen der gleichen 
Familie ebenfalls im Gefängnis 
von Mahabad inhaftiert sind. 
Die Todesurteile und die Voll¬ 
streckungen im Iran insbeson¬ 
dere gegen Kurdinnen nehmen 
zu. Seit Beginn dieses Jahres 
haben mindestens drei politi¬ 
sche Gefangene in Haft auf 
zweifelhafte Weise ihr Leben 
verloren. 

Momentan sind in iranischen 
Gefängnissen 20 politische 
Gefangene kurdischer Abstam¬ 
mung, die akut von Todesstrafe 
bedrohte sind. Zwei davon sind 
Frauen. 

Menschenrechtsorganisationen 
melden, dass 2009 388 Men¬ 
schen hingerichtet wurden, 42 
mehr als 2008. 

(ANF, 30.3., ISKU) 

Al-Qamischli: Vier Schüler von 
der Militärpolizei gefoltert 
Mitglieder der Militärpolizei 
haben am 12. März 2010 im 
Dorf Xezna (Bezirk al-Qami- 
schli) vier Schüler verhaftet. Sie 
wurden am gleichen Tag zur 
Militärpolizei in al-Qamischli 
gebracht, wo sie geschlagen und 
mit Tritten traktiert wurden. 
Mitglieder der Militärpolizei 
waren am 12. März, noch bevor 
Bewohner des Dorfes anlässlich 
des Jahrestages der Unruhen 
vom März 2004 den damaligen 
Opfern mit einer Schweigemi¬ 
nute gedenken konnten, nach 
Xezna gekommen. Sie schossen 
in die Luft und forderten von 
den Bewohnern, ihnen die vier 
Schüler zu übergeben. Ihnen 
wurde vorgeworfen, sie hätten 
die Post in Xezna in Brand 
stecken wollen. 

Ein Schüler wurde am 21. März 
2010 aus der Haft entlassen. 
Die anderen drei hingegen 
befinden sich seit dem 22. März 
2010 bei der Militärpolizei in 
Damaskus. Die drei Schüler 


EU und USA sollen den 
Freiheitskampf respektieren! 


Wir veröffentlichen das Inter¬ 
views mit dem KCK-Exekutivs- 
ratvorsitzenden Murat Karayilan 
stark gekürzt. Ausführlicher ist 
auf der Internetseite der ISKU zu 
finden. Das Interview wurde von 
Rojhat Laser geführt. 

Sie sprechen sehr oft von den 
Frühlingsmonaten und der 
Möglichkeit eines Krieges. Ist 
eine Entfachung des Krieges 
möglich? 

Wie schon erwähnt, wartet die 
kurdische Frage auf eine 
Lösung. Entweder wird der 
Staat dieses Problem lösen oder 
nicht. Wir als kurdische Seite 
sagen nun „Edi Bes e - Es 
reicht“. Wir zwingen die 
Lösung der kurdischen Frage 
auf jeder Ebene auf. Die Ver- 
leugnungs- und Vernichtungs¬ 
politik des Staates ist aufgede¬ 
ckt und hat keine Zukunft. 
Diese Politik ist am Ende ihres 
Weges angelangt. 

Die AKP-Regierung plant die 
geostrategische Lage der Türkei 
zu vermarkten, um so von 
Außenmächten wie Amerika 
und NATO Unterstützung zu 
bekommen. So will sie die Kur¬ 
dische Freiheitsbewegung ver¬ 


nichten. Sie zwingt den inter¬ 
nationalen Mächten die Ver¬ 
nichtung unserer Bewegung 
auf; im Gegenzug dessen wird 
sie Soldaten nach Afghanistan 
schicken und an dem Embargo, 
das gegen den Iran gerichtet 
werden soll, teilnehmen. Die 
internationalen Mächte wollen 
für den eigenen Profit die kur¬ 
dische Freiheitsbewegung und 
das kurdische Volk vernichten. 
So wird der Prozess weiterhin 
andauern. So besteht die Mög¬ 
lichkeit, dass die Türkei, 
gestützt auf die internationalen 
Mächte, ihre militärische 
Macht [in den Grenzgebieten] 
verstärkt. Sowieso werden 
intensive Aufklärungsflüge 
durchgeführt und vor allem im 
Gebiet Botan-Zagros die mili¬ 
tärischen Kräfte verstärkt, ln 
den letzten Tagen wurden 
intensiv Soldaten in die Gebiete 
Oramar und Semzinan gesen¬ 
det. Die Wahrscheinlichkeit ist 
sehr hoch, dass in der Region 
etwas geschehen wird. 

Da, wo die Lösungslosigkeit 
herrscht, werden Auseinander¬ 
setzungen sein. Wenn jetzt trotz 
allen Aufrufen von uns und der 
Botschaft des Volkes keine 


Lösungsperspektive auf die 
Tagesordnung gesetzt wird, 
dann wird das bedeuten, dass 
die Gewalt sich entwickeln 
wird. Wir versuchen uns, auf 

f le Möglichkeit vorzubereiten. 

ir haben schon öfters 
erwähnt, dass unsere Bewegung 
bereit für den Frieden ist. 

Umzingeln, Druck und Ein¬ 
engen; können Sie dies konkret 
erläutern? 

Umzingeln und Einengen sind 
die Ziele des türkischen Staates 
und dessen Spezialkriegsabtei¬ 
lung. Aber ob sich das auch ver¬ 
wirklicht, ist eine andere Frage. 
Man kann nicht behaupten, 
dass der türkische Staat mit der 
Unterstützung von regionalen 
und internationalen Mächten 
wie den USA und der EU uns 
eingeengt hat. Wenn das 
jemand behauptet, dann lügt er. 
Wir wurden auch nicht umzin¬ 
gelt. Das Ziel ist vorhanden, ja, 
aber wir können ganz normal 
handeln. 

Die letzten Angriffe in Europa 
sollten zur angeblichen 
Umzinglung dienen. Das wird 
aber auch nichts bringen, das ist 
klar. Der Aufschwung der kur- 




Kurdische Medien im Fadenkreuz 

Trotz Ankündigungen der tür- mehrere dem Verbot zugrunde den zwingen »ihre Sprachmu- 
kischen Regierung, der kur- liegende kurdischsprachige ster zu übernehmen. Aber wir 
dischsprachigen Bevölkerung Sätze falsch ins Türkische über- lassen uns nicht vorschreiben, 
der Türkei mehr Rechte zu setzt worden. Im Februar war wie wir zu sprechen haben.« 
gewähren, sind kurdischspra- der bisherige Chefredakteur der 

chige Künstler und Medien Zeitung, Ozan Kilinc, zu 21 Weil sie ein kurdisches Lied 
weiterhin staatlicher Verfolgung Jahren Haft verurteilt worden, gesungen hat, wurde vergange- 
ausgesetzt. Unter dem Vorwurf Seinem seit Januar 2009 in ne Woche die bekannte Sänge- 
der Propaganda für eine illegale Untersuchungshaft sitzenden rin Rojda von einem Gericht in 
Organisation wurde zu Vorgänger Veaat Kursun droht Diyarbakir zu einer Haftstrafe 
Wochenbeginn die einzige kur- unterdessen in 32 einzelnen von einem Jahr und acht Mona- 
dischsprachige Tageszeitung der Verfahren eine Gesamtstrafe ten verurteilt. Mit ihrem im 
Türkei, Azadiya Welat (Freiheit von 525 Jahren, unter anderem vergangenen Jahr auf einem 
für das Land), von einem Istan- wegen der Verwendung der Kufturfestival in Diyarbakir 
buler Gericht mit einem ein- Worte »Kurdistan« und »Gue- gesungenen Lied »Heval Kamu- 
monatigen Erscheinungsverbot rilla« sowie der Veröffentli- ran« (Genosse Kamuran) soll 
belegt. Der Zeitung wird vorge- chung von Traueranzeigen für sie »Propaganda für eine terrori- 
worfen, den inhaftierten Vorsit- gefallene PKK-Kämpfer. Das stische Organisation« gemacht 
zenden der Arbeiterpartei Kur- Urteil soll am 6. Mai fallen, haben. Die Staatsanwaltschaft 
distans PKK, Abdullah Öcalan, »Wir sind nur ein Sprachrohr hatte die Sängerin auch dafür 
als »Führer des kurdischen Vol- des kurdischen Volkes«, weist verantwortlich gemacht, daß 
kes« bezeichnet zu haben. Wie Uyansiz die Vorwürfe zurück, während ihres Liedes PKK-Fah- 
der Chefredakteur der Zeitung, die Zeitung sei ein PKK-Organ. nen im Publikum geschwenkt 
Eser Uyansiz, mitteilte, waren Die Regierung wolle die Kur- wurden. (jW, 30.3., ISKU) 


EU und USA sollen den Freiheitskampf respektieren! 

dischen Freiheitsbewegung Region dankbar sind. Reicht Wie bekannt, hat die USA eine 

wird wegen der Verhaftungen dies aus? neue Regierung. Alle Aussagen, 

einiger Kurdischer Politiker Vor allem nehmen wir unsere die der neue Präsident Obama 

oder Kader nicht gestoppt. Die- Kraft aus unserer Ideologie. Die während der Wahlen gemacht 

ses Volk hat das Niveau immer Ideologie Apos, die auch das hatte, basierten generell 

wieder neue Kader und Politi- Volk hinter sich hat. Es ist betrachtet auf Menschenrech- 

ker zu entwickeln. keine herkömmliche Kraft, ten, Dialog und Frieden. Nach- 

Wir sind in einer Phase, in der Wenn dem noch die geografi- dem er gewählt wurde, kam er 

wir im Mittleren Osten und im sehe Lage Kurdistans dazu sogar in die Türkei und sprach 

Land selber am stärksten kommt, kann uns keine Kraft mit dem DTP-Vizevorsitzen- 

geworden sind. Deswegen kann so einfach besiegen. den Ahmet Türk. Danach 

ich die von Ihnen genannten Der türkische Staat wollte uns sprach er mit Barzani. Das 

Behauptungen wie folgt erklä- in Südkurdistan einzwängen, konnte als positives Signal für 

ren: Ja, sie wollen das mit uns als wir 1999 unsere Einheiten die Kurden gelten. Aber je mehr 

machen. Aber wir arbeiten zurückzogen. Was haben wir er politisch agierte wurde 

dagegen. Wir haben eine dagegen gemacht? Wir haben erkennbar, dass seine wahre 

Diplomatie, Politik, eine mili- das Vorhaben des Staates Politik etwas anderes ist. Die 

tärische Kraft, Wirtschaft, erkannt und unsere Maßnah- Obama-Regierung lenkt die 

unsere Projekte und Taktiken, men getroffen. Schritt für Staaten der Region im Sinne 

Wir haben viele Erfahrungen in Schritt haben wir uns im gan- des eigenen Profits und ver- 

den letzten 30 Jahren sammeln zen Norden ausgeweitet und sucht gegen den Iran zu agie- 

können. Von mir aus können sind bis zum Schwarzen Meer ren. Sie schieben die Kurden 

10 türkische Staaten kommen, gekommen. Danach sind wir auf den zweiten Platz, 

trotzdem werden sie uns nicht bis in den Westen und Süden Im Irak werden die Kurden 

umzingeln können. Das ist [der Türkei] gekommen. nicht mehr als Kraft gedeutet. 

Fakt. Was aber passiert? Wahr- Welche Kraft oder welches Er [Obama] sieht keine Lösung 

scheinlich wollen sie im Süden Militär kann eine 26-jährige der kurdischen Frage in den 

wieder einen Umzinglungsver- Erfahrung, die sich in allen Tei- anderen Teilen vor, sondern 

such durchführen. Ob das len Kurdistans verbreitet hat, will, das die Kurden sich mit 

erfolgreich sein wird, ist eine vertreiben? Eine stabile ideolo- ihrem Schicksal zufriedenge¬ 
andere Sache. Syrien und der gische Haltung, intensive Orga- ben. Er nahm eine Haltung an, 

Iran haben die gleichen Ziele. nisierung und militärische die den legitimen kurdischen 

Mit der Unterstützung unseres Erfahrung, strategische Positio- Freiheitskampf für den eigenen 

Volkes hat unsere Bewegung die nierung, basierend auf dem Profit unterdrückt. Es Kann 

Kraft, die Hindernisse, die ihr Volk und der geografischen nicht sein, dass die USA nicht 

in den Weg gestellt werden, zu Lage - dies kann große Überra- wissen, dass die PKK die kurdi- 

überwinden. Aus diesem Grün- schungen bringen. Diese Bewe- sehe Frage auf friedlichen 

de engt uns nicht wirklich gung ist voller Überraschungen. Wegen lösen will. Trotzdem 

etwas ein. Doch sollten wir wird die PKK als separatistisch 

nicht die nötigen Maßnahmen Die Operationen in Brüssel und terroristisch diffamiert, 

treffen, dann ist das Vernich- wurden als „NATO-Opera- Ich möchte noch hinzufügen: 

tungskonzept, das der türkische tion“ bezeichnet. Worauf Diese Haltung der USA und 

Staat gemeinsam mit seinen basiert diese Feststellung? Europas versperrt den Weg zu 

Unterstützern anfertigt, sehr Dies ist eine richtige Feststei- einer Lösung der kurdischen 

gefährlich. Im Bezug auf die lung. Auf Beschluss der NATO Frage. Diese Haltung unter- 

Z,ukunft ist eine Gefahr für alle unter Federführung der USA stützt in der Türkei diejenigen, 

Kurden vorhanden. Wir haben wurden die Einrichtungen in die sich auf der Seite der Gewalt 

die Aufgabe, diese Gefahren Brüssel attackiert. Das ist eine bewegen. Sie versperrt Mög- 

auszuhebeln. Politik, die auf eigenem Profit lichkeit einer politischen 

beruht und auf Wunsch des tür- Lösung. 

Sie sagen, dass sie auf Ihre kischen Staates geschah. Tat¬ 
eigene Kraft vertrauen, sich auf sächlich aber hat die USA für (ANF, 25.3., ISKU) 

das Volk berufen und der den eigenen Profit das kurdi¬ 

sche Volk verkauft. 


hatten am 11. März 2010 Ker¬ 
zen entzündet, um an die Opfer 
der Unruhen von März 2004 zu 
erinnern. Seit 2005 rufen kurdi¬ 
sche Parteien in Syrien zu dieser 
Aktion auf. 

Drei Monate nach der Verhaf¬ 
tung von vier Mitgliedern der 
Kurdischen Einheitspartei in 
Syrien (Yekiti) haben sie noch 
immer keinen Kontakt zur 
Außenwelt. Die Vier befinden 
sich im al Faiha’ Gefängnis des 
Direktorats für politische 
Sicherheit in Damaskus. Weder 
Anwälte noch Familienangehö¬ 
rige durften die Gefangenen 
bislang besuchen. 

(KurdWatch, 30.3., ISKU) 

Aktionskünstler planen Demo 
für Kurdenfrage 
Der Verein der Aktionskünstler 
in der Türkei (BISG) wird am 
2. April in Istanbul eine 
Demonstration für eine friedli¬ 
che Lösung der Kurdenfrage 
durchführen. Zum Abschluss 
wird ein Konzert der Gruppe 
Kardef Türküler stattfinden. 
„Für den Frieden und die 
Gerechtigkeit in der Gesell¬ 
schaft, zur Bekämpfung von 
Rassismus und Diskriminie¬ 
rung, damit Kinder im Spiel¬ 
alter nicht verhaftet werden, 
werden wir als Künstler gemein¬ 
sam mit Arbeitern, Studenten, 
Frauen und jungen Menschen 
Hand in Hand gemeinsam lau¬ 
fen und Volkslieder singen“, 
hieß es in der Erklärung des 
Vereins. „Egal wie viele Spra¬ 
chen, Kulturen, Stimmen es 
gibt: Hauptsache, alle mögen 
sich für den Frieden vereinen.“ 
(AKneivs, 26.3., ISKU) 

Flüchtlingscamp Maxmur vom 
Internet angeschnitten 
Im Flüchthngscamp Maxmur 
wurde, besonders nach den 
Wahlen des irakischen Parla¬ 
ments, die Internetverbindung 
häufig gesperrt. In der Woche 
vor Newroz war es nicht mög¬ 
lich, Zugang ins Internet zu 
bekommen. Auch jetzt kommt 
es häufig zu Unterbrechungen 
der Verbindung. 

(ANF, 30.3., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
YÖP Yeni Özgür Politika 
jW junge Welt 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Stahltwiete 10 
22761 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 
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Mitarbeiter von Azadiya Welat 
erhängt aufgefunden 


Der Mitarbeiter der Zeitung 
Azadiya Welat Metin Alataf 
(34) wurde an einem Orangen¬ 
baum erhängt aufgefunden. 

Das letzte Mal wurde er gegen 
14.00 Uhr beim Verteilen der 
Zeitung im Stadtteil Hadirli 
esehen. Später hat man ihn 
ort an einem Orangenbaum 
erhängt aufgefunden. 


Die Leiche von Ahmedi Tahir, 
der vor drei Monaten in der ost¬ 
kurdischen Stadt Piranfehir ver¬ 
haftet und schwer gefoltert 
wurde, ist seiner Familie ausge¬ 
händigt worden. 

Nach Meldungen der ostkurdi¬ 
schen Menschenrechtsorganisa¬ 
tion RMMK wurde eine Person 
namens Ahmedi Tahir in seiner 
Wohnung in Piranfehir bei einer 
Razzia von Angehörigen des 


Nachdem die Leiche von Alataf 
in das gerichtsmedizinische 
Institut von Adana gebracht 
worden war, haben sich viele 
Angehörige, Freundinnen und 
Mitglieder der BDP vor dem 
Gebäude versammelt. 

Vor drei Monaten schon war 
Alataf vor dem BDP-Bezirksge- 


Nachrichtendienstes festgenom¬ 
men. 

Tahir wurde beschuldigt, Kon¬ 
takte zu einer regimefeindlichen 
kurdischen Partei unterhalten zu 
haben und in seiner Wohnung 
Waffen aufbewahrt zu haben. 

Obwohl das genaue Datum sei¬ 
ner Festnahme nicht in Erfah¬ 
rung gebracht werden konnte, 

f eht der RMMK davon aus, dass 
ähir seit 3 Monaten befragt 


bäude von drei Personen, die 
aus einem Zivilauto ausgestie¬ 
gen waren, zusammengeschla¬ 
gen worden. Alataf hatte 
erklärt, ständig verfolgt zu wer¬ 
den. Er erstattete bei der 
Staatsanwaltschaft von Adana 
Strafanzeige, doch es kam zu 
keinem Ergebnis. 

(ANF, 2.4., ISKU) 


und dabei schwer gefoltert wor¬ 
den sei. 

Die Leiche, die nun seiner Fami¬ 
lie übergeben wurde, zeige Spu¬ 
ren von Schlägen und Folterun¬ 
gen. 

ln den letzten vier Monaten 
haben in iranischen Gefängnis¬ 
sen vier politische Gefangene 
kurdischer Herkunft auf zweifel¬ 
hafte Art ihr Leben verloren. 

(ANF, 6.4., ISKU) 


Meldungen 

Noch mehr Widerstand gegen 
Ilisu-Staudamm 

Der Ilisu-Staudamm sollte 
Ankaras Vorzeigeprojekt wer¬ 
den. Jetzt mehrt sich auch die 
Gegnerschaft im eigenen Land. 
Wissenschaftler der Istanbuler 
Bosporus-Universität haben die 
türkische Regierung aufgefor¬ 
dert, auf den Bau des umstritte¬ 
nen Ilisu-Staudamms zu ver¬ 
zichten. Die Natur im Tigristal 
und historische Stätten von 
Weltrang dürften nicht überflu¬ 
tet werden. 

Dies erklärten 111 Wissen¬ 
schaftler in einem Brief, über 
den die Tageszeitung «Radikal» 
am Freitag Derichtete. Die tür¬ 
kische Regierung hält am Bau 
des Damms ..fest, obwohl 
Deutschland, Österreich und 
die Schweiz Bürgschaften für 
das Projekt gekündigt haben. 
Ankara hat erklärt, neue Geld¬ 
geber gefunden zu haben. 

(BZ, 2.4., ISKU) 

Kinder im Gefängnis von Paz- 
anti im Hungerstreik 

Um auf die verheerende Situa¬ 
tion im Gefängnis Pozantt in 
Adana aufmerksam zu machen, 
gingen die gefangenen Kinder 
in den Hungerstreik. Mit dieser 
Aktion wollen sie erreichen, 
dass die täglichen Misshandlun¬ 
gen durch das Gefängnisperso¬ 
nal beendet werden. Sie protes¬ 
tieren, weil sie nicht die Mög¬ 
lichkeit haben einen Arzt zu 
sehen und ihnen Tageszeitun¬ 
gen wie Azadiya Welat und 
Günlük vorenthalten werden. 
Sie werden den Hungerstreik so 
lange fortsetzen, bis sich ihre 
Haftsituation verbessert hat. 

(DIHA, 4.4., ISKU) 

Tausende Kurden demonstrier¬ 
ten in Belgien 

ln Brüssel naben mehr als 5000 
Kurden gegen Razzien gegen 
die PKK in Belgien protestiert. 
Die aus mehreren europäischen 
Ländern angereisten Demons¬ 
tranten zogen mit kurdischen 
Fahnen und Bildern von Abdul¬ 
lah Öcalan durch die belgische 
Hauptstadt. 

Die Proteste richteten sich ins¬ 
besondere gegen die Razzia 
beim kurdischen Fernsehsender 
ROJ TV, der seinen Sitz im 
Norden von Belgien hat. Bei 
dem Großeinsatz Anfang März 
waren 15 Kurden festgenom¬ 
men worden, darunter auch 
mehrere Journalisten. 

Acht der Festgenommenen 
wurden später von der belgi¬ 
schen Justiz wegen Beteiligung 
an den Aktivitäten einer terrori¬ 
stischen Gruppe angeklagt. Sie 


Pressekundgebung des Sozialistischen Feministischen Kollektiv: 

Jeden Tag werden drei Frauen ermordet 


Das Sozialistische Feministi¬ 
sche Kollektiv erklärte, dass 
innerhalb von sieben Jahren die 
Zahl der Morde an Frauen um 
1400 Prozent zugenommen 
hat. Jeden Tag werden drei 
Frauen ermordet. 

Als Protest gegen Frauenmorde 
und gegen die Gewalt gegen 
Frauen nielt das Sozialistische 
Feministische Kollektiv (SFK) 
am zentralen Taksim-Platz in 
Istanbul eine Pressekundge¬ 
bung abgehalten. 

Auf den Transparenten der 
Teilnehmerinnen war zu lesen: 
„Den Aufruf sollen alle hören, 
Schluss mit der männlichen 
Gewalt“, „Die Liebe der Män¬ 
ner bringt jeden Tag drei Frau¬ 
en um“, „Frauenmorde sind 
Politik“, „der gebrochene Arm 
darf nicht zu Hause bleiben“, 
ln eine Erklärung äußerte Ay§e 
Toksöz, der Konservativismus, 
der Sexismus und die Frauen¬ 
feindlichkeit, die unter der 
AKP-Regierung zugenommen 
haben, dazu geführt hätten, 


dass innerhalb sieben Jahren 
die Morde an Frauen um 1400 
Prozent gestiegen seien. 

Toksöz wies darauf hin, dass 
jeden Tag drei Frauen ermordet 
werden. „Um ermordet zu wer¬ 
den genügt es, eine Frau zu 
sein. Doch es wird von den 
Frauenmorden nicht gespro¬ 
chen geschweige denn sich 
empört. Nur die Frauen hören 
diese Stimmen. Nur die Frauen 
kämpfen dagegen. 

Der Polizei, die sich entspre¬ 
chend der patriarchalen Ideolo¬ 
gie verhält, wenn sie Frauen, 
die Gewalt erfuhren, wieder 
nach Hause schickt, 
der Gesetzgebung, die auf der 
Seite der Männer steht, 
den staatlichen Institutionen, 
die Frauen, welche von Gewalt 
betroffen sind nicht schützen 
können, 

den Medien, die Frauen-Morde 
als legal darstellen und in einer 
sexistischen Art und Weise 
berichten, 


den Gerichten, die Begründun¬ 
gen für Morde an Frauen auch 
noch belohnen, 

den Gemeinden, die keine 
Zufluchtsstätten für Frauen 
eröffnen, 

euch allen möchten wir sagen, 
dass ihr mitverantwortlich seid 
für die Morde an Frauen.“ 

Während der Erklärung ver¬ 
schaffte sich eine Gruppe von 
Frauen Zutritt in das Nobelho¬ 
tel Taksim Hill und breitete 
dort ein Transparent aus mit 
der Aufschrift „Wir kämpfen 

f egen Frauenmorde“. Nach der 
ressekundgebung führten die 
Frauen eine kurze Spontande¬ 
monstration bis zur Mis Sokak 
durch. Dabei wurden Parolen 
gerufen wie: „Der Mann 
schlägt, der Staat schützt“, 
„Wir sind die Ehre von nie¬ 
mandem“, „Wir sind keine 
Schande, wir sind kein Fleisch, 
wir sind keine Ware, wir sind 
Frauen.“ Danach endete die 
Versammlung. 

(ANF, 4.4, ISKU) 


Iran: Ahmedi Tahir zu Tode gefoltert 




Machtkampf in der Türkei 

Neue Runde im Justizkrieg 


Die Verhaftung des ehemaligen 
Vorsitzenden des Nationalen 
Sicherheitsrates der Türkei, 
General Sukru Sariisik, wegen 
angeblicher Verwicklungen in 
Putschpläne war am Dienstag 
abend der vorläufige Höhepunkt 
einer neuen Runde im Macht¬ 
kampf zwischen der islamisch¬ 
konservativen AKP-Regierung 
und den alten laizistischen Eli¬ 
ten. Zuvor waren am Montag 
rund 70 Soldaten und Offiziere 
festgenommen worden. Den 
Armeeangehörigen, darunter 
vier Generälen, wird vorgewor¬ 
fen, mit einem Putschplan 
namens Vorschlaghammer im 
Jahr 2003 den Sturz der AKP- 
Regierung von Ministerpräsi¬ 
dent Recep Tayyip Erdogan 

f eplant zu haben. Bereits im 
ebruar und März waren des¬ 
wegen Dutzende hochrangige 
Militärs inhaftiert worden, wäh¬ 
rend die Armeeführung die der 
Presse zugespielten 5000seitigen 
Putschpläne als Szenarien Tür 
»Kriegsspiele« abtat. 

Am längeren Hebel 
Die im Tebruar verhafteten Sol¬ 
daten sind inzwischen zum 
Spielball verschiedener regie- 
rungs- und oppositionsnaher 
Fraktionen der Justiz geworden. 
Nachdem vergangene Woche 
ein Richter 19 der verhafteten 
Soldaten, darunter den mut¬ 
maßlichen Kopf der Putschisten, 
General Cetin Dogan, aus Man¬ 
gel an »harten Verdachtsmo¬ 
menten« in die Freiheit entlassen 
hatte, ordnete ein anderes 
Gericht am Wochenende deren 
erneute Inhaftierung an, da der 
für die Haftentlassung zuständi¬ 
ge Richter verantwortungslos 
gehandelt habe. Im Gegenzug 


befahl der Leiter der Istanbuler 
Staatsanwaltschaft, Aykut Cen- 
giz Engin, die Ablösung der zwei 
für die neue Festnahmewelle 
vom Montag zuständigen Staats¬ 
anwälte, da diese nicht die 
Befugnis gehabt hätten, die 
Offiziere verhaften zu lassen. 
Von ihrer Kaltstellung erfuhren 
die Staatsanwälte erst aus dem 
Fernsehen. Rückendeckung für 
sein von der regierungsnahen 
Tageszeitung Zaman als »Ein¬ 
griff in die Justiz« kritisiertes 
Vorgehen erhielt Engin von der 
obersten Justizaufsichtsbehörde 
HSYK. Dagegen bezeichnete 
Justizminister Sadullah Ergin die 
Affäre als weiteren Beweis für 
die Notwendigkeit einer Justiz¬ 
reform. Mit einem Verfassungs¬ 
reformpaket will die Regierung 
nun das von den Laizisten gehal¬ 
tene Verfassungsgericht und die 
Justizaufsicht unter ihre Kon¬ 
trolle bringen. 

Willkürtruppe 

Warum der einstmals allmächti¬ 
ge Generalstab die Verhaftungen 
hochrangiger Militärs tatenlos 
hinnimmt, hatte Soner Cagap- 
tay, der Türkeidirektor des neo¬ 
konservativen US-Thinktanks 
Washington Institute for Near 
East Poncy, bereits im Februar in 
einem Artikel der Zeitschrift 
Foreign Policy analysiert. »Alle 
Schläge gegen das Militär sind 
nun erlaubt, auch solche unter 
der Gürtellinie. Die treibende 
Kraft hinter diesem dramati¬ 
schen Wandel ist die Fethullah- 
Gülen-Bewegung, eine ultra¬ 
konservative politische Gruppie¬ 
rung, die die regierende Gerech- 
tigkeits- und Entwicklungspar¬ 
tei deckt«, warnte Cagaptay vor 
der Kontrolle der islamischen 


Massenbewegung des in den 
USA lebenden Predigers Gülen 
über die Polizei, den Inlandsge¬ 
heimdienst sowie Teile der Justiz 
und Presse der Türkei. »Für eini¬ 
ge mag es so erscheinen, daß die 
neugewonnene Freiheit, das 
Militär zu kritisieren, ein Beweis 
dafür ist, daß die Türkei eine 
liberalere Demokratie wird. 
Doch in Wahrheit wurde in der 
Türkei eine >unantastbare< Orga¬ 
nisation durch eine andere, noch 
gefährlichere, ersetzt.« Kritik an 
der Gülen-Bewegung sei heute 
ebenso ein Tabu, wie zuvor Kri¬ 
tik am Militär, beklagt Cagaptay 
die Einschüchterung jeglicher 
laizistischer Opposition durch 
die Polizei. 

Tatsächlich wurde unter der 
AKP die von Gülen-Anhängern 
durchsetzte Polizei zu einer mit 
Sondervollmachten und schwe¬ 
ren Waffen ausgestatteten Bür- 
erkriegstruppe hochgerüstet, 
eren Willkür nicht nur 
Gewerkschafter und kurdische 
Bürgermeister, sondern selbst 
hochrangige Militärs ausgeliefert 
sind. Im Namen der EU-Anpas- 
sung hat in der Türkei in den 
letzten acht Jahren ein Wandel 
von der kemalistischen Militär¬ 
diktatur zum neoliberalen Poli¬ 
zeistaat stattgefunden. Ange¬ 
sichts der Rückendeckung durch 
EU und US-Administration für 
die AKP-Regierung ist die 
Armeeführung so auf eine 
Machtteilung mit der neuen 
islamischen Führung angewie¬ 
sen, während ein Militärputsch 
heute so unwahrscheinlich wie 
nie zuvor in der türkischen 
Geschichte erscheint. 

(jW, 8.4., ISKU) 


Jugendstrafrecht statt Antiterrorgesetz 


Der Gesetzentwurf, mit dem 
Jugendliche unter 18 Jahren 
dem Geltungsbereich des Anti¬ 
terrorgesetzes entzogen werden 
sollen, ist von der Justizkommis¬ 
sion des Parlaments verabschie¬ 


det worden. Zur Zuständigkeit 
von Großen Strafgerichten mit 
Sondervollmacht, vor denen 
Terrorismusdelikte verhandelt 
werden, wurde unter die Aus¬ 
nahmen "Kinder und Jugendli¬ 


che unter 18 Jahren" aufgenom¬ 
men. Damit fällt die Zuständig¬ 
keit entweder Jugendgerichten 
oder den Amts- oder den Gro¬ 
ßen Strafgerichten zu. 

(Ch, 26.3., ISKU) 


Schüler von Lynchmob angegriffen 


Im Landkreis Tire in der Provinz 
Izmir hat das Gerücht, Schüle¬ 
rinnen des Albay Ibrahim Kara- 
oglanoglu Gymnasiums hätten 
eine Falt ne verbrannt, zu Lynch¬ 
mobs geführt. Nachdem der 
Vorwurf über Facebook weiter¬ 
getragen wurde, hat sich in der 
Nacht vor der Gruppenunter¬ 
kunft der Schülerinnen eine 
Gruppe Faschistinnen versam¬ 
melt und versucht in das Gebäu¬ 
de einzudringen. Die Polizei hat 
die Gruppe gewaltsam aufgelöst. 
Laut der Gerüchte entstand in 
den Nachmittagsstunden ein 
Streit zwischen drei kurdischen 


Schülerinnen, die, wie 200 
andere auch im Wohnheim des 
§ehit Albay Ibrahim Karaoglan- 
oglu Gymnasiums unterge¬ 
bracht sind und drei Einwoh¬ 
nern aus Tire, die keine Schüler 
waren. Die Auseinandersetzung 
sei immer mehr eskaliert, hieß 
es. ln den Abendstunden ist dar¬ 
aufhin das Gerücht entstanden, 
dass „kurdische Schülerinnen 
eine Fahne verbrannt hätten“. 
Per Facebook und Mund zu 
Mund Propaganda wurde dies 
verbreitet, und artete in einen 
Lynchmob aus. 


Etwa um 22.30 Uhr hat sich 
eine 50-60 starke Gruppe 
Faschistinnen mit türkischen 
Fahnen ausgerüstet versammelt, 
Parolen gerufen und versucht in 
das Gebäude einzudringen. Die 
Polizei hat dies durch den Ein¬ 
satz von Tränengas verhindern 
können. 

Die Verantwortlichen des 
Wohnheims erklärten, dass die 
Vorwürfe gegenstandslos seien. 
Die Faschistinnen wurden aus¬ 
einandergetrieben. Keiner von 
ihnen wurde festgenommen. 

(ANF, 6.4, ISKU) 


werden unter anderem verdäch¬ 
tigt, junge Kurden als Kämpfer 
für die PKK angeworben zu 
haben. (AFP, 3.4, ISKU) 

Wahlpropaganda auf Kurdisch 

Die Verfassungskommission des 
Parlaments hat eine Änderung 
des Wahlgesetzes verabschiedet, 
die Wahlpropaganda in Spra¬ 
chen, die von der türkischen 
Bürgern im Alltagsleben gespro¬ 
chen werden, verabschiedet. 

(Diinya, 26.3., ISKU) 

Prozess gegen 17 Personen aus 
Maxmur und Kandil 

Gegen 17 der 34 Friedensbot¬ 
schafter, die freiwillig, mit dem 
Ziel einer friedliche Lösung für 
die kurdische Frage in die Tür¬ 
kei gekommen waren, wird nun 
ein Verfahren wegen „PKK-Pro- 
paganda“ eröffnet. Mit 17 Wei¬ 
teren waren sie von den Kandil- 
Bergen und dem Maxmur- 
Flüchtlingscamp im Herbst ver- 

f angenen Jahres als sogenannt 
riedensgruppe in die Türkei 
eingereist. 

Laut der Anklageschrift der 
Staatsanwaltschaft von Diyarba- 
kir wird den 17 Personen vorge¬ 
worfen, am 30. November 2009 
während einer Presseerklärung 
vom Menschenrechtsverein 
(1HD) von Diyarbakir PKK- 
Propaganda gemacht zu haben, 
ln der Anklageschrift wurde für 
die 17 Angeklagten aufgrund 
von PKK-Propaganda entspre¬ 
chend des Artikels 7/2. des 
Antiterrorgesetzes zwischen 
einem Jahr und sechs Monaten 
bis zu 7,5 Jahren Haft gefordert. 
Es wurde auch gefordert, dass 
während der Haftzeit alle gesell¬ 
schaftlichen Rechte einschließ¬ 
lich des aktiven und des passi¬ 
ven Wahlrechts eingeschränkt 
werden. (ANF, 4.4, ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
jW junge Welt 

BZ Basler Zeitung 

Ch Cumhuriyet 

Termin: 

Newroz in Kurdistan 
Bericht der Delegation, die die 
Region Yüksekova in Nordkur¬ 
distan zu Newroz bereiste. 
9.4.10 | 19:30 | Zielona Gora, 
Grünberger Str. 73, Berlin 

N U ^ e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Stahltwiete 10 
22761 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 




Nr. 460 
16. April 2010 


Informationsstelle Kurdistan e.V. 

isku@nadir.org 

www.isku.org 


wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Nu^e 


Massenproteste in vielen 
kurdischen Städten 


Am 14. April jährte sich sowohl 
die Ausrufung des Waffenstill¬ 
standes durch die kurdische 
Guerilla, als auch der Beginn der 
Repressionswelle gegen die kur¬ 
dische Bewegung. Faktisch hielt 
die Guerilla schon lange vor den 
Regionalwahlen am 29.03.2009 
einen faktischen Waffenstill¬ 
stand. Der große Wahlsieg der 
linken kurdischen DTP in den 
Regionalwahlen erweckte die 
Hoffnung auf die Möglichkeit 
eines baldigen gerechten Frie¬ 
dens. Die türkische Regierung 
setzte jedoch, neben einigen kos¬ 
metischen Reformen, das ganze 
Jahr über auf Provokationen, 
Massenfestnahmen, bei denen 
auch Bürgermeisterinnen nicht 
ausgespart wurden, das DTP- 
Verbot, extralegale Hinrichtun¬ 
gen, Repression durch Polizei 
und militärische Operationen. 
Im Moment droht eine Groß¬ 
operation des türkischen Mili¬ 
tärs, die einen möglichen Ein¬ 
marsch der zehntausend an der 


Grenze zusammengezogenen 
Soldaten nach Südkurdistan. 
Aufgrund dieser Situation und 
der Angriffe auf den ehemaligen 
DTP-Govorsitzenden Ahmet 
Türk, war der gestrige Tag, wie 
auch die vergangenen, in vielen 
kurdischen Städten von Massen¬ 
protesten, Straßenschlachten 
und Polizeigewalt geprägt. In 
vielen Städten, darunter Cizre, 
Beytüffebap, Silopi, Ba$kale, 
Yüksekova, Semdinli blieben die 
Rollläden der Geschäfte heute 
aus Protest geschlossen. Aus ver¬ 
schiedenen Regionen wird auch 
von ersten militärischen Ausein¬ 
andersetzungen zwischen Gue¬ 
rilla und Soldaten berichtet. 

CIZRE — In Cizre in der Provinz 
Strnak fand eine Demonstration 
für die Freilassung der kurdi¬ 
schen Politikerinnen und gegen 
die anhaltende Repression statt. 
Nach einem Polizeiangriff auf 
die Demonstration eskalierte die 
Lage. Die Polizei setzte massiv 


Tränengasgranaten, Wasserwer¬ 
fer und Plastikgeschosse ein, 
und die Jugendlichen errichte¬ 
ten Barrikaden und antworteten 
mit Steinen. Sie griffen einen 
Kontrollpunkt und eine Poli¬ 
zeieinrichtung mit Molotow- 
cocktails an. Die Polizei schoss 
Gasgranaten willkürlich in Häu¬ 
ser und verletzte so die Bewoh¬ 
nerinnen. 

AMED - Auch hier wurde 
gegen die andauernden Opera¬ 
tionen und die Verhaftungen 
protestiert. Es nahmen Zehntau¬ 
sende Menschen an dem 
Demonstrationszug teil. 

VAN — An der Demonstration 
zum 14.04. nahmen mehr als 
30.000 Menschen teil. Nach 
einem fünfminütigen Sitzstreik 
griff die Polizei eine Gruppe 
Demonstrantlnnen mit Tränen¬ 
gas und Wasserwerfern an. Auf 
Intervention der BDPlerlnnen 


Meldungen 

Die Journalistin und Dreh¬ 
buchautorin des Films „Min 
Dit“ Evrim Alatas ist am 12. 
April mit 34 Jahren an Krebs 
gestorben 

Die Kurdin Evrin Alatas begann 
ihre journalistische Arbeit 1994 
als Korrespondentin der Tages¬ 
zeitung Yeni Politika, sie arbei¬ 
tete als Reporterin und Redak¬ 
teurin für verschiedene Tages¬ 
zeitungen, darunter Demokrasi 
und Özgür Bakis. Als Kolumni¬ 
stin schrieb sie für türkische 
Tageszeitungen wie Evrensel, 
Birgün und der Wochenendbei¬ 
lage von Radikal sowie in der 
Tageszeitung Taraf. Am 
Dienstag fand eine Zeremonie 
für Alatas vorm Haus der Jour¬ 
nalisten im Sümerpark in Diy- 
arbakir statt. 

(TZ, 14.4., ISKU) 

Junger Kurde auf Polizeiwache 
in Diyarbakir wiedergefunden 
Erdal Tutmaz wurde am 12. 
April bei seiner Einreise aus 
Frankreich von der Polizei am 
Sabiha Gökcen Flughafen in 
Istanbul festgenommen. Der 
Grund für seine Festnahme 
durch die Polizei ist nicht 
bekannt. Seitdem gab es keine 
Nachrichten mehr über seinen 
Verbleib. 

Sein Vater Nedim Tutmaz hatte 
erklärt, dass es keine Nachricht 
von ihm gebe, seit er aus Frank¬ 
reich vor zwei Tagen abgereist 
sei. Er sei von einer Person 
angerufen worden, der ihm mit¬ 
geteilt habe, dass sein Sohn von 
Zivilbeamten der Polizei festge¬ 
halten worden ist. Als der Vater 
auf der Polizeistation vom Flug¬ 
hafen anrief, gab es dort keine 
Informationen über die Fest¬ 
nahme. Jetzt meldete sich die 
Polizeiabteilung von Diyarba¬ 
kir, dass Erdal Tutmaz von der 
Anti-Terror-Einheit von Diyar¬ 
bakir verhaftet wurde und er 
sich seitdem dort befindet. 

(D1HA, 14.4., ISKU) 

Militärische Auseinanderset¬ 
zungen an drei Orten 
ln den Landkreisen Eruh und 
Gü^lükonak der Provinz Siirt 
fanden in den Abendstunden 
des 13.4. zwischen der Guerilla 
der HPG und dem türkischen 
Militär Gefechte statt. 1 Soldat 
wurde dabei schwer, 3 wurden 
leicht verletzt. 

Seit Monaten werden Militär¬ 
bewegungen der türkischen 
Armee in dieser Region gemel¬ 
det. Nun kam es an drei Orten 
zu Gefechten. Die erste Ausein¬ 
andersetzung ereignete sich im 
Balveren Engpass §trnak. Laut 
der ersten Meldungen sind 


Angriff auf Ahmet Türk ist ein Angriff 
gegen das gesamte kurdische Volk! 


Die Föderation der kurdischen 
Vereine in Deutschland, Yek- 
Kom verurteilt den jüngsten 
Angriff gegen den Ex-Vorsitzen¬ 
den der Partei für eine Demokra¬ 
tische Gesellschaft (DTP) Ahmet 
Türk. Der prominente Politiker 
Ahmet Türk ist in der Stadt Sam¬ 
sun vor laufender Kamera mehr¬ 
mals mit der Faust ins Gesicht 
geschlagen worden. Der kurdi¬ 
sche Politiker war nach Samsun 
gekommen, um an der Eröff¬ 
nung eines Prozesses im 
Zusammenhang mit dem Tod 
von zwei kurdischen Demon¬ 
stranten teilzunehmen. 

Ahmet Türk hat sich stets auf 
friedliche Weise für die demokra¬ 
tischen Rechte des kurdische Vol¬ 
kes eingesetzt. Trotz aller Repres¬ 
salien gegen ihn und zuletzt sei¬ 
ner Partei DTP, die im Dezember 
2009 verboten wurde, ist der 
mehrfach gewählte Abgeordnete 
von seinem Weg für eine friedli¬ 
che Lösung der kurdischen Frage 
niemals abgewichen. Er war es, 
der immer wieder den Dialog 
eröffnete und sich unermüdlich 
für eine politische Lösung und 
das Schweigen der Waffen ein¬ 
setzte. Mit der Entziehung seines 
Abgeordnetenmandats und 


einem fünfjährigen Politikverbot 
hat das türkische Verfassungsge¬ 
richt Ahmet Türk im Dezember 
2009 beim Verbot der DTP quasi 
für vogelfrei erklärt. Schon zwei 
Tage vor dem physischen Über¬ 
griff in Samsun wurde Ahmet 
Türk in Istanbul während einer 
Demonstration für eine demo¬ 
kratische Verfassungsreform 
Opfer eines Polizeiangriffs mit 
Tränengasgranaten. 

Diese Provokation in Samsun ist 
eine Fortsetzung der Lynchpoli¬ 
tik, die von der türkischen Regie¬ 
rung am 12. April 2009 mit dem 
Beginn einer bis heute andauern¬ 
den Massenverhaftungswelle 
gegen die DTP ausgerufen 
wurde. Dieser Angriff ist erneut 
ein Beweis, dass die Regierung 
mit ihrer Hetzpolitik den Frieden 
zwischen den Völkern gefährdet 
und den Hass gegenüber dem 
kurdischen Volk auf die Straßen 
bringt. Wir werten daher diesen 
faschistischen Angriff, als 
Anschlag gegenüber dem gesam¬ 
ten kurdischen Volk und seinen 
legitim gewählten Vertretern. 
Dass der Täter in Samsun aus 
einer Gruppe von Polizisten kam 
und unmittelbar nach dem 
Anschlag vermummt durch die 


Polizei abgeführt wurde, deutet 
auf eine Abstimmung und Koor¬ 
dination des Angriffs durch die 
Einsatzkräfte. Die in letzter Zeit 

f ehäuften Angriffe auf kurdische 
blitiker stellen die Friedensbe¬ 
mühungen in den Schatten und 
können irreparable Schäden in 
der Gesellschaft hervorrufen. Die 
AKP Regierung ist für die Sicher¬ 
heit des kurdischen Volkes und 
ihrer gewählten Abgeordneten 
zuständig. 

Wir fordern die türkische Regie¬ 
rung auf, diesen Fall umgehend 
mit allen Einzelheiten aurzuklä- 
ren und alles Notwendige zu 
unternehmen, damit sich so 
etwas nicht wiederholt. Wir for¬ 
dern alle demokratische friedli¬ 
che Organisationen und Perso¬ 
nen auf) gegen diesen Angriff zu 
rotestieren und sich mit der 
urdischen Bevölkerung und 
Ahmet Türk zu solidieren. 

Als Yek-Kom wünschen wir Her¬ 
ren Ahmet Türk eine baldige 
Genesung und den Abgeordne¬ 
ten der Partei für Demokratie 
und Frieden (BDP) sowie die 
allen Menschen, die eine friedli¬ 
che Lösung der kurdischen Frage 
verlangen, alles Gute. 

YEK-KOM, 13.4.2010 




Razzien gegen kurdische Politiker in Berlin 


Am Morgen des 14.04.10 führte 
das Landeskriminalamt Berlin 
bei den kurdischen Politikern 
Ismail P., Ahmet S., Cabbar D. 
und Muharrem A. Razzien 
durch. 

Herr P., Mitglied im Kurdistan 
Nationalkongress, äußerte zu 
den Durchsuchungen: „Sie fin¬ 
gen beim Bad an alles genaue¬ 
stem zu durchsuchen. Alles 
wurde durcheinander geworfen. 
Es gab im Haus nicht den klein¬ 
sten Ort oder Gegenstand, der 
nicht durchsucht worden ist. 
Der Grund war, wir hätten die 
PKK unterstützt. Sie blieben 
Stunden lang in der Wohnung, 
um ein Dokument zu finden. 
Sie gingen ohne etwas zu fin¬ 
den“ . Er erklärte weiter: „Die 
Durchsuchungen gegen uns sind 
ein Teil der Repressionsmaßnah¬ 
men gegen Roj TV, gegen Kur- 


Verhaftungen auch in Ostkurdistan 


ln Ostkurdistan dauert die Ver¬ 
haftungswelle des iranischen 
Staates gegen Kurdinnen weiter¬ 
hin an. In der Stadt Serdest wur¬ 
den 10 Personen und in Kirma- 
fan 3 festgenommen. Außerdem 
wurde in der Stadt Sequiz eine 
Person zu 4 Jahren Haftstrafe 
verurteilt. 

10 Festnahmen in Serdejt 

ln der Stadt Serdeft wurden 10 
Personen festgenommen, die an 
einer Protestkundgebung, an der 
sich 2000 Menschen beteiligten, 
vor der Sicherheitszentrale teil- 


Vermeindicher Mörder zweier DTPler verhaftet 


von weiteren 56 Leopard II. 
Panzern aus Deutschland. Kurz 
darauf werden Repressionsmaß¬ 
nahmen gegen kurdische Exil¬ 
politiker in Deutschland durch¬ 
geführt. Dies ist eine offensicht¬ 
liche Bestätigung Deutschlands 
für den Kriegskurs der Türkei, 
die trotz jahrelanger Friedensbe¬ 
mühungen von kurdischer Seite 
auf eine Vernichtung demokrati¬ 
scher kurdischer Kräfte abzielt. 
Der deutsche Staat setzt damit 
auf eine Allianz mit der isla¬ 
misch-neoliberalen türkischen 
Regierungspartei AKP, trotz 
Anstiegs der Menschenrechts¬ 
verletzungen und schweren 
Übergriffen und Kriegstreiberei. 
Denn die AKP garantiert der 
EU den neoliberalen Zugriff auf 
Arbeitskräfte und Bodenschätze 
in der Türkei. 

Kurdistan-Solidaritätskomitee 
Berlin, 14.4. 


kannten Ort verbracht. Bei einer 
weiteren Hausdurchsuchung 
wurde die Familie eines nicht 
angetroffenen Gesuchten von 
den Sicherheitskräften bedroht. 

Zum „Agenten“ gemacht 
Mihyedin A. wurde von dem 
staatlichen Sicherheitsgericht 
der Provinz Kurdistan schuldig 
gesprochen „Agent“ zu sein, da 
er Berichte erstattet und Nach¬ 
richten ins Ausland gesendet 
hätte. Er wurde zu 4 Jahren 
Gefängnis verurteilt. 

(ANF, 14.4., ISKU) 


Im Landkreis Beytüfsebap der 
Provinz §irnak wurde Hüsnü 
Akdogan festgenommen. Er ist 
Dorfschützer, Mitglied des 
„Dolch-Teams“ und soll an der 
Folter und Ermordung der 
DTP-Mitglieder Necman 
Ölmez und Ferhat Erdif ver¬ 
wickelt sein. 

In der Nähe des Dorfs Günyü- 
zü im Landkreis Beytüfsebap 
sind am 25. Juli 2009 die DTP- 
Mitglieder Necman Ölmez und 
Ferhat Erdi§ unter Folter 
estorben. An den Morden 
eteiligt soll auch Hüsnü Akdo- 


-endeten die Ausein¬ 
andersetzungen. 

AD ANA — In Adana wurde eine 
Kundgebung der BDP zusam¬ 
men mit Gewerkschaften und 
anderen zivilgesellschaftlichen 
Organisationen durchgeführt. 

GEVER — Die Protestdemo in 
Yüksekova wurde von der Polizei 


den und Kurdinnen in Frank¬ 
reich und Italien. Obwohl sie 
nichts fanden wenden sie will¬ 
kürliche Repression an. Dies ist 
unrechtmäßig und undemokra¬ 
tisch.“ In Abstimmung mit der 
Türkei und den USA finden seit 
mehreren Wochen europaweite 
Polizeiaktionen gegen kurdische 
Institutionen und Medien statt. 

Der Durchsuchungsbefehl für 
die Razzien in Berlin war schon 
im Januar ausgestellt. Es ist 
interessant, dass die Durchsu¬ 
chungen jetzt nach dem Besuch 
von Angela Merkel in der Türkei 
stattfanden. Gerade zu einem 
Zeitpunkt, an dem der türkische 
Staat großangelegte militärische 
Operationen in den kurdischen 
Provinzen durchführt und einen 
Einmarsch nach Südkurdi¬ 
stan/Nordirak direkt bevorsteht, 
versprach Merkel die Lieferung 


genommen hatten. Sie prote¬ 
stierten gegen die Ermordung 
eines Menschen, der zuvor vor 
Revolutionswächtern geflohen 
war. In welches Gefängnis die 
Festgenommenen gebracht wor¬ 
den sind, konnte nicht festge¬ 
stellt werden. 

Razzia in Kirmajan, 3 Festnah¬ 
men 

Bei Razzien in der ostkurdischen 
Stadt Kirma$an wurden mindes¬ 
tens 3 Personen im Anschluss an 
Hausdurchsuchungen festge¬ 
nommen und an einen unbe- 


gan sein. Nun wurde dieser in 
§irnak gefasst. 

8 Personen, davon 6 Dorfschüt¬ 
zer wurden nach den Morden 
an Ferhat Edi§ und Necman 
Ölmez gefasst, nach einer Per¬ 
son wurde noch gesucht. Nun, 
8 Monate später, nachdem auch 
Hüsnü Akdogan festgenommen 
worden ist, wird gegen die 9 
Personen am 16. April der Pro¬ 
zess vor dem Strafgericht von 
Strnak beginnen. 

Direkt nach der Folter und den 
Morden ist durch eine Tonauf¬ 
zeichnung ans Licht gekom¬ 
men, dass der Dorfschützer 


angegriffen. Die Kämpfe dauer¬ 
ten bis in die Nacht an. Auf der 
Demonstration zerrissen einige 
aus Protest ihre türkischen Pässe. 

MERSIN - In Mersin wurde 
eine Großdemonstration zum 
14.04. durchgeführt. Die Men¬ 
schen riefen Parolen für Ahmet 
Türk, Öcalan und die PKK. 
Nach einer Kundgebung griff 


Zeki Akdogan, Ölmez und Edi§ 
nicht für Geld getötet habe, 
sondern weil sie DTP-Mitglie¬ 
der waren. Der Staat soll eben¬ 
falls davon gewusst haben. 
Akdogan erklärte, dass die 
„Todesakte“ von Edif und 
Ölmez schon vor zwei Jahren 
vorbereitet und der Befehl für 
ihre Ermordung gegeben wor¬ 
den sei. Damals habe der große 
Bruder von Edif in dem Sender 
Roj TV davon berichtet, wie sie 
in der Polizeiwache (Jeman von 
einem ranghohen Militär 
bedroht worden seien. 

(ANF 14.4., ISKU) 


die Polizei mit Gasgranaten und 
Wasserwerfer an, die Jugend¬ 
lichen gaben mit Steinen und 
Katapulten contra. 

TARSUS - In der Kreisstadt 
Tarsus gingen ebenfalls Tausen¬ 
de auf die Straßen und auch hier 
griff die Polizei mit Gasgranaten 
an. Es kam zu längeren Straßen¬ 
kämpfen. (ANF, 14.4., ISKU) 


4 Soldaten verletzt, davon einer 
schwer. Nach diesen kurzen 
Gefechten begann das türkische 
Militär mit Operationen aus der 
Luft. 

Auch aus den Regionen Görün- 
dü und (Jiyaye Bizina kommen 
Berichte, dass Gefechte zwi¬ 
schen der HPG-Guerilla und 
dem türkischen Militär ent¬ 
brannt seien und inzwischen 
Unterstützung für das türkische 
Militär per Helikopter einge¬ 
troffen sei. (ANF, 14.4., ISKU) 

Armee für Minenexplosion ver¬ 
antwortlich gemacht 

Die Staatsanwaltschaft ist bei 
ihren Ermittlungen zum Tod 
von 7 Soldaten durch eine 
Minenexplosion in der Provinz 
Hakkari am 27. Mai 2009 zu 
dem Schluss gekommen, dass 
die Mine aus Armeebeständen 
stammt und von der Armee 
gelegt wurde. Sie leitete den 
Ermittlungsstand an den Gene¬ 
ralstab weiter und erhebt den 
Vorwurf fahrlässiger Tötung. 

(Zaman, 8.4., ISKU) 

Leyla Zana zu drei Jahren Haft 
verurteilt 

Wie die türkische Nachrichte¬ 
nagentur CHA berichtet, wurde 
die ehemalige Abgeordnete der 
DEP durch die 5. Große Straf¬ 
kammer in Diyarbakir zu drei 
Jahren Haft verurteilt. Das 
Gericht verurteilte Zana in zwei 
unterschiedlichen Anklage¬ 
punkten, die besagen, dass sie 
auf zwei Veranstaltungen in 
Diyarbakir Propaganda Tür die 
PKK betrieben nabe. 

(AKnews, 10.4., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
DIHA Diele 

Nachrichtenagentur 
TZ Todays Zaman 

Termin: 

Kundgebung gegen Krieg in 
Kurdistan und deutsche Waf¬ 
fenhilfe: 

Unter dem Motto „Stoppt den 
Krieg in Kurdistan! Schluss mit 
der deutschen Beihilfe zum 
Mord“ ruft das Kurdistan-Soli¬ 
daritätskomitee Berlin gemein¬ 
sam mit kurdischen und antifa¬ 
schistischen Vereinen und 
Organisationen zu einer Kund¬ 
gebung am Samstag den 
17.04.10 um 13:30 am Breit¬ 
scheidplatz in Berlin auf. 

Nü^e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Stahltwiete 10 
22761 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 
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Krieg in Kurdistan 
weitet sich aus 


Nachdem in den letzten 
Wochen zehntausende Soldaten 
in die Grenzregion zum Irak ver¬ 
legt worden und es immer öfter 
zu schweren Gefechten mit kur¬ 
dischen Guerillaverbänden kam, 
hat die "Frühjahrsoffensive" des 
türkischen Militärs gegen die 
kurdische Freiheitsbewegung in 
den Bergen der türkisch-iraki¬ 
schen Grenzregion nun richtig 
begonnen. 

Bei dem Versuch des türkischen 
Militärs die Grenze zum Nord¬ 
irak zu überqueren kam es an 
mehreren Stellungen zu schwe¬ 
ren Auseinandersetzungen mit 
Einheiten der kurdischen Volks¬ 
verteidigungskräfte (FFPG). Das 
türkische Militär musste dabei 
nach kurdischen Angaben 
schwere Verluste hinnehmen. 

BEHDiNAN 

3 Soldaten starben, bei einer 
Operation, die das türkische 
Militär im Gabar-Gebiet durch¬ 
führte. Gestern in den frühen 
Morgenstunden, versuchte eine 
Einheit des türkischen Militärs 
bei §emdinli die Grenze zu 
überqueren. Sie wurde von Gue¬ 
rillakräften zurückgeworfen. 
Während das türkische Militär 
die Bodenoperationen verstärkt, 
dauert auch das Artilleriefeuer 
aus türkischen Armeestützpunk¬ 
ten auf die von Guerilla kontrol¬ 
lierten Gebiete an. Dabei wurde 
letzte Woche ein Dorfbewohner 
von einer türkischen Artillerie¬ 
granate getötet. In den letzten 
Wochen und Monaten wurden 
Zehntausende Soldaten an der 
Grenze zum Nordirak/Südkur¬ 
distan zusammengezogen. Auch 
in anderen Gebieten finden 
militärische Angriffe auf Gueril¬ 
laeinheiten statt. Dabei starben 
drei Guerillakämpfer_innen. 

KÄMPFE IN GABAR 
MIT SPEZIALEINHEITEN: 

3 TOTE 

Eines der Gebiete, in denen sich 
die Kämpfe besonders ausgewei¬ 
tet haben, ist Gabar. Bei einem 
Gefecht zwischen HPG und 
Spezialeinheiten kamen drei Sol¬ 
daten ums Leben und eine große 
Anzahl wurde verletzt. Bei dem 
Gefecht am 16. April um 1:30 
Uhr brachten Sikorsky Hub¬ 
schrauber die verwundeten und 
getöteten türkischen Soldaten 
aus dem Kampfgebiet. Nach 
dem Kampf wurde das Gebiet 
großflächig mit Mörsern und 
Artillerie beschossen. 


ERNEUTER VERSUCH, DIE 
GRENZE ZU ÜBERQUEREN 
Am 17. April um 6:30 Uhr ver¬ 
suchte eine Einheit des türki¬ 
schen Militärs bei §emzinan 
(§emdinli) in der Provinz Cole- 
merg zusammen mit Dorfschüt¬ 
zern die Grenze zu überqueren. 
Dabei kam es zu schweren 
Gefechten mit der Guerilla, bei 
denen eine große Zahl von Sol¬ 
daten verletzt und getötet wur¬ 
den. Das Gebiet wurde darauf¬ 
hin mit Panzern und Mörsern 
unter Beschuss genommen. Wie 
schon einige Male zuvor, schaff¬ 
ten die Soldaten es nicht, die 
Grenze zu überqueren und mus¬ 
sten sich nach Verlusten zurück¬ 
ziehen. 

Seit Anfang März befindet sich 
das Gebiet unter schwerem 
Artilleriefeuer. Insbesondere die 
Regionen bei Cele ((Jukurca) 
werden pausenlos massiv mit 
schwerem Gerät beschossen. 

Die HPG hat schon vor Langem 
das türkische Militär vor Opera¬ 
tionen gewarnt. Sie erklärten, 
dass sie vom Recht der legitimen 
Selbstverteidigung Gebrauch 
machen würden und das Militär 
für etwaige Verluste selbst ver¬ 
antwortlich sei. 

SIRNEX: 

STABSOFFIZIER NACH 
GEFECHT GESTORBEN 

Der bei einem Gefecht verletzte 
Stabsoffizier Levent üetinkaya 
erlag seinen Verletzungen. Er 
war am 14.04. bei einem 
Gefecht mit der HPG im Gebiet 
Cudi bei §irnex zusammen mit 
anderen Soldaten schwer verletzt 
worden. Laut HPG starb eben¬ 
falls eine große Anzahl anderer 
Soldaten an diesem Ort. 

KÄMPFE AUCH IN OST¬ 
KURDISTAN/OSTIRAN 

In Mirgewer wurde am vergan¬ 
genen Donnerstag ein Zentrum 
der Paramilitärs angegriffen. Der 
Kampf dauerte die ganze Nacht. 
Über Verluste ist noch nichts 
bekannt. Die sogenannten Besic 
Kräfte des iranischen Regimes 
führen Dorfschützer- und Agen¬ 
tentätigkeiten durch. Sie haben 
in der letzten Zeit auch eine 
große Zahl Schmugglerinnen 
umgebracht. 

ELIH: TOTE UND 
VERLETZTE BEI 
GEFECHT MIT HPG 

Bei einem schweren Gefecht in 
der Region Elih (Batman) im 


Kreis Kozluk zwischen dem tür¬ 
kischen Militär und der HPG- 
Guerilla, starben ein Unteroffi¬ 
zier und laut HPG mehrere Sol¬ 
daten. 

Nach dem für die türkische 
Armee verlustreichen Gefecht, 
wurden in Kozluk und weiteren 
Dörfern der Region groß ange¬ 
legte Durchsuchungen durchge- 
führt. Dabei wurden mindestens 
25 Menschen festgenommen. 

DERSIM: OPERATION MIT 
LUFTUNTERSTÜTZUNG 
ln Xozat und Pulur in der Pro¬ 
vinz Dersim, führt das türkische 
Militär seit gestern Nacht eine 
groß angelegte Operation durch. 
Es werden sowohl Kobrakampf¬ 
hubschrauber als auch Boden¬ 
truppen und Panzer eingesetzt. 

SIRNEX - TAUSENDE 
SOLDATEN BEI NEUER 
OPERATION 

Seit den frühen Morgenstunden 
des 20.04.10 führt die türkische 
Armee eine Operation mit Luft¬ 
unterstützung in den Cudi- und 
Qraf-Bergen in der Umgebung 
von Qilaban durch, an der meh¬ 
rere tausend Soldaten, Spezia¬ 
leinheiten und Dorfschützer 
teilnehmen. Weiterhin werden 
große Mengen Munition und 
viele Soldaten auch in Zivilfahr¬ 
zeugen in Richtung Grenze bei 
Silopi gebracht. 

Am gestrigen Abend kam es zu 
heftigen Gefechten zwischen 
Guerilla und Militär im Gabar- 
Gebiet. Es kam zu keinem Ver¬ 
lust an Menschenleben. 

SAMSUN - HPG 
BEKENNT SICH ZU 
VERGELTUNGSANGRIFF 

ln Samsun bekannte sich die 
Guerilla zu einer Vergeltungsak¬ 
tion für die andauernden 
Angriffe auf die Bevölkerung 
und die extralegalen Morde von 
staatlichen Kräften. Diese Ver¬ 
geltungsaktion, bei der zwei 
Polizisten ums Leben kamen, 
wurde nach Aussagen der HPG- 
Guerilla in Eigeninitiative einer 
Einheit durchgeführt: „Die 
Angriffe auf unsere Bevölkerung 
in der letzten Zeit in Gabar, 
Cudi, Dersim und auf die 
Medya-Verteidigungsgebiete, 
wie auch die in ganz Kurdistan 
mit Vernichtungsabsicht durch¬ 
geführten Angriffe auf unsere 
Guerilla sowie im Gedenken an 
unsere Genossinnen, die diesen 
(Fortsetzung auf Seite 2) 


Meldungen 

Türkische Intellektuelle planen 
Armenier-Gedenkveranstal- 
tung 

Zum ersten Mal soll in der Tür¬ 
kei bei einer öffentlichen Veran¬ 
staltung der Massaker an den 
Armeniern gedacht werden. 
Namhafte Intellektuelle haben 
zur Teilnahme an der Kundge¬ 
bung an diesem Samstag aufge¬ 
rufen, dem Jahrestag des 
Beginns der Massaker im Jahr 
1915. Die Organisatoren halten 

f ewaltsame Störungen der 
lundgebung durch Nationali¬ 
sten für möglich, wie die Zei¬ 
tung "Milliyet" am Donnerstag 
meldete. (AFP, 22.4., ISKU) 

Razzia im kurdischen Verein 
Als polizeiliche Willkürmaß¬ 
nahme bewertet das Kurdistan- 
Volkshaus Hannover eine 
Durchsuchung seiner Räume 
am Sonntag. Die Maßnahme 
wurde mit dem Verdacht des 
Verstoßes gegen das Vereinsge¬ 
setz begründet. Sie richtete sich 
gegen eine Person, die gelegent- 
üch den Verein besucht haben 
soll. Die Vorsitzenden des Hau¬ 
ses Resmiye Toprakli und Murat 
Kizilboga erklärten: »Die 
schwer Dewaffneten Polizisten 
verweigerten uns die Kontakt¬ 
aufnahme zu unserem Anwalt. 
Die Polizei erteilte uns ein 
Schweigegebot und wir durften 
uns nicht von der Stelle 
bewegen. Die Anwesenheit 
während der Durchsuchung 
wurde uns verwehrt.« Die poli¬ 
zeiliche Maßnahme brachte 
keine Ergebnisse. Ludwig List, 
Ratsherr der LINKEN, sprach 
von einer Diskriminierung der 
kurdischen Mitbürger und 
einem Rechtsverstoß des Amts¬ 
gerichts Lüneburg, das den 
Durchsuchungsbeschluss aus¬ 
stellte. (ND, 21.4., ISKU) 

14-Jähriger starb nach der 
Explosion eines Sprengkörpers 

Der 14-jährige Izzet B. fand in 
Kabala im Bezirk Mardin einen 
bis jetzt unbekannten Gegen¬ 
stand auf der Erde. Als er damit 
spielte, explodierte es in seinen 
Fiänden. Kurz danach erlag 
Izzet B. seinen schweren Verlet¬ 
zungen. Jetzt wird untersucht, 
was der Gegenstand gewesen 
ist, der in tötete. 

(DIHA, 22.4., ISKU) 

Türkische Armee unter Ver¬ 
dacht Antipersonenminen ein¬ 
zusetzen 

Das Aktionsbündnis Landmi- 
ne.de zeigt sich zutiefst besorgt 
über Berichte wonach die türki¬ 
sche Armee im April 2009 im 
Südosten des Landes M2A4 




1. Mai auf dem Taksim 

Das erste Mal seit 33 Jahren dür- kamen. Seitdem blieb der Tak- Arbeiterpartei Kurdistans PKK 

fen die türkischen Gewerkschaf- sim für die Gewerkschaften gemeint, die ebenfalls zu den 

ten ihre Maifeier wieder auf dem gesperrt. Maikundgebungen mobilisie- 

zentralen Taksim-Platz in Istan- 2007 und 2008 war es zu schwe- ren. Zusammenstöße mit der 

bul veranstalten. Das erklärte ren Auseinandersetzungen ge- Polizei sind so trotz der Öffnung 

der Gouverneur von Istanbul, kommen, als die Polizei Tausen- des Taksim am 1. Mai nicht aus- 

Muammer Güler, nach einem de Gewerkschafter gewaltsam geschlossen. Bereits in den letz- 

Gespräch mit den Verantwort- daran hinderte, auf den Taksim ten zwei Wochen griff die Polizei 

liehen von sechs Gewerkschafts- zu gelangen. Hunderte Arbeiter in Ankara und Istanbul Kundge- 

dachverbänden am Dienstag, wurden festgenommen und eine bungen von Gewerkschaften, 

Der Taksim-Platz sei laut Ver- Gewerkschaftszentrale mit Gas- sozialistischen und prokurdi- 

sammlungsgesetz zwar kein Ort granaten bombardiert. 2009 sehen Parteien an. 

für Demonstrationen, doch für hatte der Gouverneur zwar eine 2008 war der 1. Mai in der Tür- 

den 1. Mai werde eine Ausnah- symbolische Delegation von kei als »Tag der Arbeit und Soli- 

me gemacht, so Güler. Möglich einigen hundert Gewerkschaf- darität« zum gesetzlichen Feier- 

wurae dieser symbolische tern auf dem Taksim zugelassen, tag erklärt worden. Schon dies 

Erfolg, weil diesmal alle sechs doch als dennoch Tausende war ein Erfolg einer internatio- 

sonst weltanschaulich gespalte- dorthin strömten, griff die Poli- nalen Kampagne von Gewerk- 

nen Gewerkschaftsdachverbän- zei erneut an. schäften aus 28 Ländern 

de — von der linken Angestell- »Nur unsere Arbeiter, Gewerk- gemeinsam mit den türkischen 

tengewerkschaft KESK bis zum schäften und Gewerkschafts- Gewerkschaftsdachverbänden 

staatsnahen und größten dachverbände sollen zusammen- Türk-Is, DISK und dem KESK. 

Gewerkschaftsverband Turk-Is — kommen«, erklärte Innenmini- Auch in diesem Jahr wollen 

gemeinsam den Platz für sich ster Besir Atalay von der isla- zahlreiche Gewerkschaftsdelega- 

eingefordert hatten. misch-konservativen AK-Partei. tionen aus Europa an den Mai- 

Der Taksim-Platz hat für die Die Gewerkschaften würden feiern in Istanbul teilnehmen. 

Arbeiterbewegung der Türkei »der Regierung helfen und die So macht sich die Lebensmittel¬ 
eine besondere symbolische illegalen Elemente wegsäubern, gewerkschaft NGG Dortmund 

Bedeutung. Am 1. Mai 1977 die diesen Tag mißbrauchen in einem auch von mehreren 

eröffneten dort Gladio-Einhei- könnten«, zeigte sich der Mini- Bundestags- und Europaabge- 

ten der NATO von einem Hotel ster zuversichtlich, daß staatsna- ordneten der Linkspartei unter- 

aus das Feuer auf Zehntausende he Gewerkschaftsbürokraten in stützten Appell für ein »uneinge- 

Anhänger der Konföderation diesem Jahr als Hilfssheriffs fun- schränktes Demonstrationsrecht 

der revolutionären Arbeiterge- gieren würden. Mit den »illega- am 1. Mai 2010 in der europäi- 

werkschaften DISK. 36 Men- len Elementen« sind offenbar sehen Kulturhauptstadt Istan- 

schen wurden damals getötet, die Anhänger illegaler sozialisti- bul« stark, 

während die Täter straffrei ent- scher Organisationen und der (jW, 15.4., ISKU) 


112. Jahrestag der Kurdischen Zeitung wird gefeiert 

Die Kurdische Zeitung war die Tage lang an verschiedenen Veröffentlichung des Epos Mem 

erste kurdischsprachige Zeitung Orten in der Region Kurdistan ü Zin von Ehmede Xani. Die 

der Welt. Sie wurde erstmals am mit Veranstaltungen zu den politischen Beiträge bestanden 

22. April 1898 von Mikdad Feiern beitragen.“ Am 21. April aus Artikeln gegen die Politik des 

Midhat Bedirxan, einem Sohn werden von der Vereinigung zum osmanischen Sultans Abdülha- 

des bekannten kurdischen Intel- Beispiel Seminare zum Journa- mid 11. und die Rolle der Kurden 

lektuellen Bedirxan Begs, in lismus in der nordirakisch-kurdi- im osmanischen Reich. Die Zei- 

Kairo veröffentlicht, bestand sehen Hauptstadt Erbil und am tung ermahnte die Kurden, sich 

aber nur wenige Jahre. Die Zei- 22. April in der Provinzhaupt- nicht von Abdülhamid II. gegen 

tungsgewerkscKaft der nordiraki- stadt Suleimaniya angeboten. die Armenier missbrauchen zu 
sehen Region Kurdistan wird im Die Kurdische Zeitung emigrierte lassen. 

Rahmen des 112. Jahrestages nach ihren ersten Veröffentli- 1902 wurde die Zeitung nach 31 

nun in der Region eine Reihe chungen 1898 bereits nach der Ausgaben eingestellt. In 

von Veranstaltungen anbieten, 5. Ausgabe wegen der politischen Deutschland hat die Stadtbiblio- 

vor allem Seminare zu Journa- Lage in Ägypten zunächst in das thek von Marburg mit Ausnah- 

lismus und Medien in der schweizerische Genf, dann wie- me von fünf Ausgaben originale 

Region Kurdistan. der nach Kairo und danach über Exemplare der Zeitung. Meh- 

Farhad Awni, Vorsitzender der die englischen Städte London med Tmin Bozarslan transkri- 

Zeitungsgewerkschaft Kurdistan, und Folkstone wieder nach bierte die Zeitung in das lateini- 

sagte zu AKnews: „Aus Anlass Genf. sehe Alphabet und veröffentlich- 

des 112. Jahrestages der Kurdi- Wichtigster kultureller Beitrag te sie 1991 in zwei Sammelbän- 

schen Zeitung werden wir fünf der Kurdischen Zeitung war die den. (AKnews, 22.4., ISKU) 

Krieg in Kurdistan (Fortsetzung) 

Operationen zum Opfer gefallen die Zivilbevölkerung zu. Es Zeitung Azadiya Welat Ali Bilen 

sind, hat eine unserer Einheiten kommt zu Folterungen, Dorf- entführt, zusammengeschlagen 

am 12.04. gegen 22.00 Uhr in razzien, Entführungen und und dann ohnmächtig in einem 

Ladik im Kreis Samsun eine Ver- Morddrohungen. Auch die Park liegen gelassen. Er war 

f eltungsaktion durchgeführt. In Repressions- und Festnahme- zuvor von 4 Personen gezwun- 

olge der Aktion starben zwei welle, von der in den ersten 3 gen worden, in ein Auto einzu- 

Pohzisten.“ Monaten dieses Jahres nach steigen. Anschließend wurde er 

aktueller IHD Bilanz 1549 ohnmächtig in einem Park 

Repression, Übergriffe Dro- Menschen — von denen sich 503 gefunden und von zwei Pas- 

hungen und Razzien im Moment in Untersuchungs- sant_innen ins Krankenhaus 

Währen der Krieg in den ver- haft befinden - betroffen sind, gebracht. Dort wurden an sei- 

schiedenen Regionen Kurdistans setzt sich fort. nem Körper die Schlagspuren 

von Tag zu Tag heftiger wird, So wurde in Mersin der Mitar- festgestellt. (ANKyh, hn, 

nimmt auch der Terror gegen beiter der linken kurdischen 18.120.4., ISKU) 


Antipersonenminen eingesetzt 
haben soll. Der Vorwurf beruht 
auf offiziellen türkischen Regie¬ 
rungsberichten, die in der türki¬ 
schen Zeitung "Taraf daily" am 
15.4. 2010 veröffentlicht wur¬ 
den. Darüber hinaus wurde 
bekannt, dass im April 2009 
sechs türkische Soldaten bei 
einer Minenexplosion in dersel¬ 
ben Gegend ums Leben kamen, 
was die Absurdität des Waffen¬ 
systems Landmine unterstreicht. 
"Ein Einsatz von Antipersonen¬ 
minen durch türkische Streit¬ 
kräfte wäre ein klarer Verstoß 
gegen geltendes Völkerrecht," 
betont Thomas Küchenmeister 
vom Aktionsbündnis Landmi- 
ne.de, einem Zusammenschluss 
von 17 deutschen Hilfswerken 
und Organisationen. Die Türkei 
hat die Ottawa Konvention zum 
Verbot von Antipersonenminen 
unterzeichnet und sich damit 
verpflichtet weder Antiperso¬ 
nenminen einzusetzen noch 
herzustellen bzw. alle Bestände 
zu vernichten. 

Die Türkei habe darüber hinaus 
die durch die Ottawa Konven¬ 
tion vorgegebene Frist für die 
Zerstörung ihrer Bestände von 
Antipersonenminen zum 1. Mai 
2008 verstreichen lassen. Die 
Türkei verfügt laut eigenen 
Angaben u.a. immer noch über 
fast 1 Mio. deutsche DM-11 
Antipersonenminen. 

(Landmine.de, 22.4, ISKU) 

2.629 Kinder sind hinter Git¬ 
tern 

Nach einem Bericht des Justiz¬ 
ministeriums befinden sich zur¬ 
zeit 119.082 Menschen im 
Gefängnis. 2.629 von ihnen 
sind Kinder. 

Von den 2.629 Kindern sind 
629 verurteilt worden, die Rest¬ 
lichen warten noch auf ein 
Gerichtsurteil. Ebenso ist die 
Zahl der 18-20-Jährigen 
erschreckend hoch. Aus dieser 
Altersgruppe befinden sich 
Momentan 8.554 im Gefängnis. 

(DIHA, 17.4, ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
DIHA Diele 

Nachrichtenagentur 
vh yüksekovahaber 

nn hakkarinews 

iW junge Welt 

ND Neues Deutschland 
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Fortgesetzte Repression 
in Kurdistan 


Leider setzt sich der negative 
Trend von Menschenrechtsverlet¬ 
zungen, Übergriffen, Folter und 
verdächtigen Todesfällen hinter 
Gittern fort. Mittlerweile sitzen 
über 1530 Personen aus der DTP 
und BDP zum großen Teil ohne 
Anklage in Haft. Diese Woche 
starb der Kassenwart der DTP 
von Toroslar, Osman Yigit (34) 
in Haft. Mehrere Gefangene, 
darunter der Bürgermeister von 
Diyarbakir Sur, Abdullah Demir- 
baf sind durch die Haft in eine 
lebensbedrohliche gesundheitli¬ 
che Lage gekommen. 

Mersin — DTP-Aktivist in Haft 
gestorben 

Osman Yigit (34), der Kassen¬ 
wart der DTP Toroslar, der vor 
sechs Monaten im Rahmen der 
„KCK Operation“ in Haft 
genommen worden war, verstarb 
diese Woche an Herzversagen. Er 
starb, weil der Staat seine Krank¬ 
heit ignorierte und nicht bereit 
war, eine Haftverschonung oder 
eine rechtzeitige Lockerung sei¬ 
ner Haftbedingungen anzuord¬ 
nen. 

Bevor er in Haft kam, war sein 
seit dem 14. Lebensjahr behan¬ 
deltes Herzleiden unter medizini¬ 
scher Kontrolle, ln Haft ver¬ 
schlechterte sich sein Gesund¬ 
heitszustand rapide. 

Obwohl er schon sechs Monate 
inhaftiert war, war noch nicht 
einmal seine Anklageschrift fer¬ 
tig- 


Istanbul - Folter an kurdischem 
Gefangenen 

Im Gefängnis Rize Kalkandere 
wurde Mehmet Demirsoy am 
26.4.2010 mit den Worten „Ihr 
habt unsere Polizisten umge¬ 
bracht“, von Gefängniswärtern 
gefoltert. Er war vorher unter 
dem Vorwand, er habe Besuch, 
aus seiner Zelle geholt worden 
und dort von Wärtern mit Knüp¬ 
peln, Eisenstangen und Tritten 
misshandelt worden. Dabei 
beschimpften sie Demirsoy. 

Der Gefangene, dessen Körper 
mit Verletzungen übersäht ist, 
wurde nicht ins Krankenhaus, 
sondern erneut in die Zelle 
gebracht. Er konnte seine Familie 
anrufen und über die Situation 
berichten. Dies war nicht das 
erste Mal, dass Demirsoy von 
Wärtern gefoltert worden war. 
Seine Familie ist um sein Leben 
besorgt. 

Amed - Polizei greift Studieren¬ 
de an: 100 Festnahmen 

Proteste von linken Studierenden 
gegen den Ausschluss der Stu¬ 
dentinnen von einer Universi¬ 
tätsveranstaltung wurden massiv 
von der Polizei angegriffen. Es 
entwickelten sich Straßen¬ 
schlachten, bei denen über hun¬ 
dert Menschen festgenommen 
und viele durch Knüppelschläge 
verletzt wurden. 

Der Sozialistische Jugendverein 
von Amed (ASGD) und die 
Demokratische Jugendbewegung 
(DGH) verurteilten die Polizei- 
angriffe scharf, sie dienten dazu 


„die Herrschaft der AKP an den 
Universitäten durchzusetzen“. In 
einer Erklärung im IHD-Büro 
sagte die Sprecherin des ASGD 
Rojda Varhan, dass die Univer¬ 
sitäten vom Staat in Polizeikaser¬ 
nen verwandelt worden seien, in 
der jegliche Form revolutionärer 
linker prokurdischer Politik bru¬ 
tal unterdrückt wird. 

Kars - Sieben Gewerkschafte- 
rlnnen festgenommen 

Am 23.4. wurden sieben Perso¬ 
nen der lokalen Führung der 
BDP und der Lehrerinnenge¬ 
werkschaft Egitim-Sen von Anti¬ 
terroreinheiten und wegen Ver¬ 
dacht auf Mitgliedschaft in einer 
illegalen Organisation festge¬ 
nommen. Es wurden mehrere 
Hausdurchsuchungen durchge¬ 
führt. Zwei weitere Personen 
wurden in Mersin und eine in 
Batman festgenommen. 

Hunderte Drohbriefe an Men¬ 
schenrechtsverein IHD 
Nachdem der Menschenrechts¬ 
verein IHD eine Gedenkveran¬ 
staltung zum 95. Jahrestag des 
Völkermords an den Armenierin¬ 
nen organisiert hatte, wurde der 
Verein zum Ziel von hunderten 
telefonischen und postalischen 
Drohungen. Faschistische Terror¬ 
gruppen, wie die türkischen 
RacTtebrigaden (TIT), die in 
enger Verbindung mit dem „tie¬ 
fen Staat“ stehen, verschickten 
zahlreiche Drohbriefe an den 
IHD. 

(ANF, 27.4., ISKU) 


Meldungen 

Aleppo: Drei Studenten und ein 
Schüler wieder frei - Verbleib 
des vierten Studenten ungewiss 
Henadi T. M., Ronak E. M. 
und Siamend M. E., alle Stu¬ 
denten der Universität Aleppo, 
sowie der Schüler Ebdileziz M. 
E. wurden am 24. April 2010 
aus der Haft in Aleppo entlas¬ 
sen. Nach ihrer Verhaftung am 
16. März 2010 waren sie 
zunächst von der dortigen Mili¬ 
tärpolizei festgehalten worden. 
Zehn Tage später wurden sie 
dem Direktorat für politische 
Sicherheit in Aleppo überstellt 
und dort wegen ihrer Teilnahme 
an einer Gedenkminute für die 
Opfer des Giftgasangriffs auf 
die irakisch-kurdische Stadt 
Halabdscha verhört. Über den 
Verbleib des Studenten Ferman 
H. M. E., der ebenfalls am 16. 
März 2010 verhaftet worden 
war, ist bisher nichts bekannt. 

(kw, 28.4., ISKU) 

Hausdurchsuchungen in Halle 

In Halle durchsuchte die Polizei 
morgens um vier Wohnungen 
von kurdischen Patriotinnen. 
Sie suchten nach Handys und 
Telefonnummern. Nachdem 
die Festgenommenen sich wei¬ 
gerten Aussagen zu machen 
wurden sie wieder freigelassen. 

(ANF, 28.4., ISKU) 

8.000 arabische Familien sol¬ 
len Kirkuk verlassen 
8.000 in das nordirakische Kir¬ 
kuk immigrierte arabische 
Familien aus dem Süden des 
Irak sollen wieder in ihre Hei¬ 
mat zurückkehren, fordert die 
kurdische Bruderschaftsliste im 
Provinzrat, und begründet dies 
mit auftretenden Sicherheits¬ 
problemen. 

Kirkuks Provinzratsmitglied 
Ahmed Askeri von der Bruder¬ 
schaftsliste sagte zu AKnews: 
„Nach dem Sturz des Baath- 
Regimes 2003 sind bis heute 
8.000 arabische Familien illegal 
und ohne Genehmigung nach 
Kirkuk umgezogen. Die Sicher¬ 
heitssituation hat sich in den 
anderen Teilen des Irak beru¬ 
higt, in Kirkuk aber haben sich 
die Probleme gesteigert. Des¬ 
halb sollen die Familien wieder 
in ihre Heimat zurückkehren.“ 
Für die Rückkehr der arabi¬ 
schen Familien habe die Bru¬ 
derschaftsliste einen formellen 
Antrag gestellt, so Askeri. „Wir 
können in keinem Fall für die 
Sicherheit der arabischen 
Migranten garantieren. Diese 
Verantwortung werden wir 
nicht weiter tragen.“ 

Die Provinz Kirkuk hat in den 
letzten Jahren offiziell die 


Kriegsentwicklungen der letzten Woche 


Auch diese Woche war von hefti- 

f en Militäroperationen und 
.ngriffen geprägt. Die Meder 
Verteidigungsgebiete, unter Kon¬ 
trolle der kurdischen Guerilla in 
Südkurdistan/Nordirak, stehen 
unter Dauerfeuer aus Flugzeugen 
und türkischer und iranischer 
Artillerie. Aber auch in Nordkur¬ 
distan führt das Militär vielerorts 
Operationen durch. Es kommt 
zu schweren Gefechten. Der tür¬ 
kische Staat transportiert weiter¬ 
hin mit Hunderten Zivilfahrzeu¬ 
gen, Waffen, Soldaten und mili¬ 
tärisches Gerät an die Grenzen. 

Bewaffnete Auseinandersetzun- 

f en in Giresun Am 27.4. 

am es in der Umgebung der 


Schwarzmeerstadt Giresun zu 
heftigen Gefechten, die fünf bis 
sechs Stunden andauerten. Min¬ 
destens ein Unteroffizier starb, 
zwei Soldaten wurden verwun¬ 
det. Eine große Zahl Soldaten 
wurde in die Region transportiert 
und die Operation dauert mit 
Luftunterstützung an. 

Der Bürgermeister der Kleinstadt 
Giresun, Kerim Aksu (CHP), 
forderte die Bevölkerung auf, an 
ihren Häusern und Arbeitsplät¬ 
zen türkische Fahnen zu hissen, 

Schwere Kämpfe in Qoser — 
Tote auf beiden Seiten 
Nach Erklärung der Guerilla 
HPG, hatten am 22.4. Polizisten 
in Qoser (tr. Kiziltepe) zwei Gue¬ 


rillas entdeckt und das Feuer auf 
sie eröffnet. Infolge dieses 
Gefechts starb ein Polizist, ein 
weiterer wurde verletzt. Nach 
dem Kampf versuchten die Gue¬ 
rillas das Gebiet zu verlassen, 
wurden jedoch von einer Spezia¬ 
leinheit erneut in ein Gefecht 
verwickelt. Ein Mitglied einer 
Spezialeinheit wurde getötet und 
die Guerilla Zana (Mesut Sakin) 
und Andok (Sacit Bayram) im 
Kampf getötet. 

Augenzeugen berichten, die Spe¬ 
zialeinheiten hätten im ganzen 
Viertel gezielt auf Häuser 
geschossen und Türen eingetre¬ 
ten. Ein Jugendlicher wurde von 
der Polizei angeschossen und 
wird im Krankenhaus behandelt. 

Fortsetzung nächste Seite 




Kurdische Frauenkonferenz in Amed 

Am 24. April trafen sich kurdi- von Qazi Muhammed waren der erste Schritt. Diese Konfe- 
sche Frauen zu einer nationalen prominente Gäste der Konfe- renz ist der erste Schritt und 
Konferenz, organisiert von der renz. muss als Wiedergeburt der kur- 

DOKH, in Amed. Hauptthema dischen Frau verstanden werden, 

der Konferenz war Gewalt, Die frühere Abgeordnete Leyla Ich rufe alle kurdischen Frauen 
Missbrauch und Vergewalti- Zana sprach ebenso auf der mit dieser Konferenz auf, wir 
gung. 150 Frauen darunter Konferenz: „Die Benachteili- brauchen Einigkeit und Harmo- 
Abgeordnete, Wissenschaftlerin- gung sollte uns zwingen uns zu nie. Sonst kann der Frieden 
nen, Autorinnen, Intellektuelle vereinigen, da kurdische Frauen nicht erreicht werden.“ 
und Aktivistinnen aus Kanada, der am meisten unterdrückte 

Deutschland, der Schweiz und Teil der Gesellschaft sind. Frau- Mulkiye Birtane, Mitglied des 
Parlamentarierinnen der KDP, en sollten ihre Verantwortung Vorbereitungskomitees der Kon- 
YNK, GORAN, aus dem Irak realisieren, dass sie die Welt ver- ferenz betonte in ihrer Rede, 
und der Yekgirti Syrien nahmen ändern müssen und noch stärker dass die Konferenz eine Brücke 
an der Konferenz teil. werden müssen, um diese Ver- zwischen kurdischen Frauen, die 

antwortung zu tragen. Freiheit in vier verschiedenen Ländern 
Die Professorin, Kakal Rahmani und Gleichheit müssen unser leben, sein müsse, 
und Suhela Qazi, die Tochter Ziel sein, und Einigkeit ist dafür (ANF, 24.4., ISKU) 

BDP will Militäreinsätze in Kurdengebieten stoppen 

Der Vorsitzende der türkisch- Nach Angaben des türkischen tragen oder sie sollen nach 
kurdischen Partei für Frieden Nachrichtendienstes CHA sagte Plause gehen und dort herumsit- 
und Demokratie (BDP), Sela- Demirta§ auf dem Provinzkon- zen.“ 

hattin Demirtas, forderte die gress der BDP in der türkisch- Zu den Militäreinsätzen der tür- 
Beendigung der Militäroperatio- kurdischen Provinz Malatya, kischen Armee gegen PKK-Stel- 
nen in den Kurdengebieten im dass die türkische Regierung das lungen im Südosten der Türkei 
Südosten der Türkei. Dazu, kün- einzige FFindernis bei der und an der Grenze zum Nordirak 
digte Demirtaf an, werden Lösung des Kurdenkonfliktes sagte Demirtaj: „Wir sind gegen 
BDP-Parlamentsabgeordnete im sei. „Mit dem Volk haben wir die Einsätze, daher werden wir 
Mai in den Einsatzgebieten keine Probleme. Das einzige BDP-Abgeordneten im Mai in 
Aktionen zur Durchsetzung des Problem ist die türkische Ver- die Operationsgebiete gehen und 
Friedens durchführen. waltung. Entweder sollen sie zu dort friedensemaltende Aktionen 

einer Lösung des Problems bei- durchführen.” (AK, 26.4., ISKU) 


Tausende nehmen an Guerillabeerdigungen teil 

Mit der zunehmenden Eskala- len Tausend Menschen vom Zelt aufgestellt worden war, 
tion des Krieges kommt es auch Krankenhaus abgeholt. Sein kamen Soldaten der Jandarma 
zu immer mehr Toten. Die Sarg wurde mit grün-gelb-roten sowie Spezialeinheiten. Sie sag- 
Bevölkerung brachte durch mas- Tüch ern bedeckt und viele zeig- ten das Trauerzelt sei verboten, 
senhafte Teilnahme an den Beer- ten Bilder des Gefallenen, von Daraufhin kam eine große 
digungen gefallener Guerillas Abdullah Öcalan und Fahnen Menge Trauernder unter Parolen 
ihre Solidarität mit dem Befrei- der PKK. wie „Die Repression kann uns 

ungskampf zum Ausdruck. Der im gleichen Gefecht gefalle- nicht einschüchtern“ zusam- 

ne Zana (Mesut Sakin), wurde men. Die Soldaten griffen die 
Merdin/Amed — Tausende auf von der Leichenhalle mit einem Versammlung an und nahmen 
Guerillabeerdigung Autokonvoi, der aus mehreren neun Personen fest. Das Trauer- 

Die beiden Guerillas, die in hundert Fahrzeugen bestand, zeit blieb trotzdem stehen. 
Merdin Qoser vor wenigen abgeholt. Auf seinem Dorf 

Tagen gefallen sind, wurden am wurde er ebenfalls von einer Bismil - Hunderte bei Guerilla- 
27.4. in Merdin und Amed von Demonstration von Tausenden beerdigung 
Tausenden beigesetzt. Auch kur- empfangen. Das Trauerzelt in Bismil, für das 

dische Politikerinnen, wie die in Mü§ erfrorene HPG-Mitglied 

mit Politikverbot belegte Abge- Mersin — Soldaten greifen Beer- Hebun Amed (Vedat Yalcin- 
ordnete der verbotenen DTP, digung an kaya) wurde von mehreren hun- 

Aysel Tugluk, nahmen an der Für den vor Kurzem in den .Nur- dert Menschen, Vertreterlnnen- 
Kundgebung teil. hak-Bergen gefallenen Omer der BDP und zivilgesellschaft- 

Der Guerilla Andok (Sacit Bay- Sipal wurde eine Trauerveran- licher Organisationen besucht, 
ram) aus Merdin wurde von vie- staltung verboten. Nachdem das (ANF, 27.4., ISKU) 

Fortsetzung: Kriegsentwicklungen der letzten Woche 


christlichen Iraker aus dem 
Süden des Landes aufgenom¬ 
men. „Die Christen werden hier 
auch weiterhin geschützt“, sagte 
Ahmed Askeri. 

(AK, 28.4., ISKU) 

Abschiebung von Sait A. 

g estoppt 

)er Tübinger Kurde Sait A., der 
in Mannheim im Abschiebege- 
fängnis saß und am 28. Aprifin 
die Türkei abgeschoben werden 
sollte, ist auf freiem Fuß. 

Wie sein Tübinger Anwalt mit¬ 
teilt, wurde A. Abschiebung 
storniert. Das Verwaltungsge¬ 
richt Karlsruhe entschied auf- 

f rund eines Eilantrags, dass für 
en Kurden ein weiteres Asyl¬ 
verfahren durchgeführt werden 
muss. Daraufhin stoppte das 
baden-württembergische Innen¬ 
ministerium die Abschiebung. 
A., der sich in seiner Heimat 
aktiv für die kurdische Eigen¬ 
ständigkeit einsetzte und des¬ 
wegen in der Türkei verfolgt 
wurde, war 2000 erstmals in die 
Bundesrepublik geflüchtet; er 
wurde 2004 schon einmal abge¬ 
schoben und in der Türkei 
sofort wieder verhaftet. 
Zahlreiche Initiativen und Ein¬ 
zelpersonen hatten in den letz¬ 
ten Tagen gegen eine neuerliche 
Abschiebung protestiert. 

(tb, 28.4., ISKU) 

Türkische Armee übt gemein¬ 
sam mit syrischem Militär 
Die Armeen der Türkei und 
Syriens halten in dieser Woche 
ein gemeinsamen Manöver ab. 
Die am Dienstag beginnende 
dreitägige Übung finde auf der 
türkischen Seite der gemeinsa¬ 
men Grenze statt, teilte die tür¬ 
kische Armee am Montag mit. 
Das Manöver der Landstreit¬ 
kräfte habe das Ziel, die 
Zusammenarbeit und das 
gegenseitige Y ertrauen zu ver- 
bessern. Die Übung ist ein wei¬ 
teres Zeichen der Verbesserung 
der Beziehungen zwischen 
Ankara und Damaskus. Die bei¬ 
den Länder hatten vor kurzem 
die Visumspflicht für ihre Bür¬ 
ger aufgehoben. 

(AFP, 26.4., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 
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kw kurdwatch.org 

AK aknews.com 
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Colemerg - Neue Sperrgebiete 
Eine große Zahl von Almen und 
Weiden wurde aufgrund militäri¬ 
scher Operationen in Colemerg 
(trk. Hakkari) auf die Liste der 
Sperrgebiete genommen. 

Nach Aussagen der örtlichen 
Bevölkerung haben diese Weide¬ 
verbote einzig und allein das Ziel 
die Menschen zu vertreiben. Sie 
stellen eine direkte Fortsetzung 
der Entvölkerungskampagnen 
der 90er Jahre dar bei denen über 
4000 Dörfer zerstört wurden. 
Den Menschen wird so jegliche 


Überlebensmöglichkeit genom¬ 
men, da Viehwirtschaft die einzi¬ 
ge Einkommensquelle in der 
Region ist. 

Vorbereitungen für Grossoffen- 
sive dauern an Während täg¬ 
lich türkische F-16 Bomber die 
Grenze überqueren, reißt der 
Strom von Soldaten und Kriegs¬ 
material in die Grenzgebiete 
nicht ab. So fuhr am 25.4. ein 
Konvoi von über hundert Fahr¬ 
zeugen mit Soldaten und Muni¬ 
tion nach (Jüe (trk. (Jukurca). 


Auch nach §irnex fuhren Dut¬ 
zende Fahrzeuge. 

Artillerieangriffe auf Haftanin 
und Zagros Auch am 
27.4. bombardierte sowohl das 
türkische, als auch das iranische 
Militär, die südkurdischen 
Gebiete. Auch der Iran nahm 
Dörfer im Kandil und Jerewa ins 
Fadenkreuz. Über Sachschäden 
und menschliche Verluste ist 
noch nichts bekannt. 

(ANF, 27.4, ISKU) 
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Militäroperationen in 
Kurdistan weiten sich aus 


Die mit dem Frühling begonne¬ 
nen militärischen Operationen in 
Kurdistan weiten sich aus. ln 
Piran (tr. Lice), in der Provinz 
Amed dauern die Operation 
schon seit einer Woche an. In 
Dersim werden seit zwei Mona¬ 
ten im Rahmen von Operationen 
ländliche Gebiete bombardiert. 
Auch in Elih (Batman) wurde 
eine militärische Operation 
begonnen. 

AMED 

Während große Soldatenkontin¬ 
gente an den Grenzen zu¬ 
sammengezogen werden, weiten 
sich auch im Land, wie in der 
Provinz Amed (Diyarbakir) die 
Kriegshandlungen des türkischen 
Militärs aus. East jeden Tag star¬ 
ten von Amed aus eine große 
Anzahl von Kriegsflugzeugen, 
darunter F-16 Bomber. Wegen 
des großen Lärms der Bomber 
mussten in der Nähe des Flugha¬ 
fens aber auch im Stadtzentrum 
ein großer Teil der Aktivitäten im 
Freien eingestellt werden. Es ist 
nicht bekannt, wohin die andau¬ 
ernd startenden Flugzeuge flie¬ 
gen. Neben Trainingsmissionen 
werden im Moment in Piran in 
der Provinz Amed eine große 
Zahl von Operationen mitXuft- 
unterstützung durchgefiihrt. Der 
als Anlass genommene angebliche 
Angriff der FFPG auf einen Mili¬ 
tärstützpunkt, welcher seit Tagen 
in den türkischen Medien disku¬ 
tiert wird, wurde schon längst von 
der Guerilla dementiert. Stattdes- 
sen scheint ein Missverständnis 
unter den Soldaten zu dem 
Gefecht geführt zu haben. 

DERSiM 

Die Mitte März in der Region 
Dersim begonnen Operationen 
und Soldatentransporte weiten 
sich von Tag zu Tag aus. Einige 
Weiden im Kreis Nazimiye wur¬ 
den zum verbotenen Gebiet 
erklärt und die Operationen 
gehen zu Luft und am Boden 
andauernd weiter. Gebiete in 
Pülümür, Dokuzkayaliklar, Kutu 
Dere und Buyer Baba werden 
pausenlos bombardiert. Auch in 
der Umgebung von Mazgirt, wo 
die Soldaten an einigen Orten 
Leuchtfeuer entzündeten, dauern 
die Operationen fort. Im Mercan- 
Tal bei Ovacik bombardieren 
Kobra-FFelikopter strategische 
Punkte. Das Lac Deresi wird 
jeden Morgen beim ersten Licht 
von Soldaten besetzt, ln dem 
Gebiet werden auch motorisierte 
Bataillone stationiert. In Hozat 


wurde vor drei Tagen das Geyik 
Su Tal aus Kampfiets bombar¬ 
diert. Die Tunceli 4. Alay Kom- 
ando Brigade bombardiert die 
Bergregionen den ganzen Tag 
über mit Kobra-Helikoptern. 
Deshalb waren die Dorfbewohner 
und Hirt_innen gezwungen, ihr 
Vieh von den Weiden zu neh¬ 
men. 

Am 30. April um 22.45 Uhr griff 
die Guerilla einen Militärstütz¬ 
punkt der Jandarma in der Nähe 
der Kleinstadt Nazmiye an. Bei 
den Gefechten, die bis in die 
Morgenstunden andauerten, star¬ 
ben nach Angaben des türkischen 
Generalstabs mindestens vier Sol¬ 
daten unter ihnen der Komman¬ 
dant des Stützpunkts, ein Stabs¬ 
unteroffizier, und ein normaler 
Soldat, 7 Soldaten wurden ver¬ 
letzt. 

SEMZINAN: EINDRINGEN 
DES TÜRKISCHEN MILI¬ 
TÄRS ERNEUT ABGE¬ 
WEHRT 

Am 27. April gegen 21 Uhr ver¬ 
suchten Einheiten des türkischen 
Militärs in der Region §emzinan 
(§emdinli), die Grenze zu über¬ 
schreiten. Sie mussten sich nach 
dem Verlust von 6 Soldaten im 
Gefecht mit der kurdischen Gue¬ 
rilla HPG zurückziehen. Die 
Operation wird mit Luftunter¬ 
stützung fortgesetzt. 

Eine große Zahl von Kampfjets 
überfliegt die Grenze nach Süd¬ 
kurdistan. Weiterhin wird massiv 
Artillerie eingesetzt und auch 
Dörfer sind direkt vom Bombar¬ 
dement betroffen. 

CELfi: MILITÄR ZIEHT SICH 
ERFOLGLOS ZURÜCK 
Wie auch in §emzinan, versuchte 
das türkische Militär am 27.04. 
auch in Cele (Cukurqa) die Gren¬ 
ze zu überschreiten. Die breit 
angelegte Operation lief ins Leere, 
denn es kam zu keinem Gefecht. 
Nach dem Rückzug wurden 
geheime Militäreinheiten nach 
Angaben der HPG im Kampfge¬ 
biet zurückgelassen. Des weitere 
wurden die Artillerieangriffe des 
türkischen Militärs auf das Zap- 
gebiet verstärkt. Drei Dörfer wur¬ 
den beschädigt. 

Elih 

ln Kozluk (Fiezo) und Sason in 
der Provinz Elih und im Land¬ 
kreis Kulp in Amed wurde eben¬ 
falls eine groß angelegte Opera¬ 
tion begonnen. An der Operation 
nehmen auch eine große Zahl 
Dorfschützer teil. Die Gebiete 


werden seit 3 Tagen von Heron- 
Drohnen und Kobra-Helikopern 
überflogen, ln Sason brach auf¬ 
grund eingesetzter Störsender das 
Telefonnetz und Internet zusam- 


AKTIONEN AN 11 STAU¬ 
DAMMBAUSTELLEN 
Die HPG-Guerilla hat sich zu 11 
Angriffen auf Staudammbaustel¬ 
len bekannt. Sie erklärte, die 
Staudämme zerstören das kultu¬ 
relle Erbe und die Natur der 
Region. Die Guerilla führte Raz¬ 
zien auf den Baustellen durch und 
warnte die Betreiberinnen. Die 
Guerillas entwaffneten die Wäch¬ 
ter und platzierten Sprengladun¬ 
gen an Fahrzeugen und Depots. 
An einigen Orten wurden die 
Sprengsätze jedoch entdeckt und 
entschärft. 

MILITÄR BEREITET SICH 
AUF AUSNAHMEZUSTAND 
AM SCHWARZEN MEER 
VOR 

Nach Aktionen der HPG in den 
Schwarzmeerstädten trafen Mit¬ 
glieder der Armee, des Geheim¬ 
dienstes und der Polizei zu einem 
„PKK Gipfel“ in Giresun zusam¬ 
men. Daran nahmen Staatsbe¬ 
dienstete aus Tokat, Giresun, 
Samsun, Ordu, Istanbul, Dersim, 
Sivas und Cewlig (Bingöl) teil. Es 
wurde entschieden, dass die Mili¬ 
täroperationen im Schwarzmeer¬ 
gebiet ausgeweitet werden und 
insbesondere in den alevitischen 
und kurdischen Dörfern beson¬ 
dere „Sicherheitsmaßnahmen“ 
durchgeführt werden sollen. 

Das System: „Derjenige, der die 
Guerilla unterstützt, ist ebenfalls 
Terrorist und wird die gleiche 
Behandlung erfahren“, weitet 
sich über die Schwarzmeerregion 
aus. Der Staat bringt das Dorf¬ 
schützer- und Agentensystem 
ebenfalls in dieses Gebiet. E)ieses 
System wurde auf dem Gipfel 
Region für Region durchgegan¬ 
gen, insbesondere bezüglich 
Amasya, Sivas, Giresun, Ordu, 
Gümüshane und Tokat, wo ins¬ 
besondere Dorfschützer, sprich 
rechte Paramilitärs, installiert 
und bewaffnet und Geheim¬ 
dienstkräfte ausgesandt werden 
sollten. Außerdem wurden groß 
angelegte Militäroperationen 
vorbereitet. Die Personen, welche 
die Guerilla unterstützen könn¬ 
ten, sollen ermittelt werden und 
insbesondere die kurdischen und 
alevitischen Dörfer und besonde¬ 
re Bewachung gestellt werden. 

(ANF, 1./5.5., ISKU) 


Meldungen 


Viermonatsbilanz der HPG 
Die Guerilla HPG hat ihre 
Viermonatsbilanz veröffentlicht 
und erklärt, dass die Operatio¬ 
nen und Kämpfe an Anzahl und 
Heftigkeit zunehmen. Die Ver¬ 
nichtungsoperationen der türki¬ 
schen Armee in allen vier Teilen 
Kurdistans haben zu schweren 
Konsequenzen geführt. 2010 
wurden allein in den ersten vier 
Monaten 22 solcher Operatio¬ 
nen durchgeführt in deren Rah¬ 
men es zu mindesten 13 
Gefechten kam, bei denen 22 
Soldaten und 10 Guerillas star¬ 
ben. Weiter gab es neben 
Bodenoperationen und Luftan¬ 
griffen 87 Artilleriebombarde¬ 
ments, die vor allem zu schwe¬ 
ren Schäden an zivilen Ansied¬ 
lungen, Herden und landwirt¬ 
schaftlichen Nutzflächen führ¬ 
ten. 

Die HPG erklärte weiter, dass 
sie sich seit dem 14. April 2009 
in einem Zustand der Aktions¬ 
pause befinden und das türki¬ 
sche Militär, trotzdem Opera¬ 
tionen in Vernichtungsabsicht 
gegen eine demokratische 
Lösung durchführte. 

(ANF, 2.5., ISKU) 

Lice: Oberleutnant 
von Soldaten getötet 

Die Volksverteidigungskräfte 
HPG erklärten, dass sie mit 
dem Angriff auf den Militär¬ 
stützpunkt in Lice am 30.04. 
nichts zu tun habe. Der dort bei 
einem Gefecht getötete Ober¬ 
leutnant sei durch eigene Solda¬ 
ten umgebracht worden. Nach 
der Erklärung der HPG seien 
von einer Operation zurück¬ 
kehrende Soldaten von der 
Besatzung des Militärstütz¬ 
punkts für Guerillas gehalten 
und beschossen worden. Dabei 
sei der Oberleutnant getötet 
worden. Die HPG rief die 
Öffentlichkeit auf, sensibel mit 
Nachrichten der Spezialkriegs¬ 
presse und des türkischen Mili¬ 
tärs umzugehen. 

(ANF, 4.5., ISKU) 

Gedenken an Deportationen 

Der türkische Menschenrechts¬ 
verein IHD hat mit einer Pres¬ 
seerklärung vor dem Bahnhof 
Haydarpasa (Istanbul) Arme¬ 
niern gedacht, die von hier aus 
1915 deportiert wurden. Der 
IHD wies darauf hin, dass von 
70 nach Ayas deportierten 
armenischen Intellektuellen 58 
und von 150 nach Cankiri 
deportierten 81 getötet wurden. 
Am Taksim Platz versammelten 
sich nach einem Aufruf der 
Initiative "Stoppt den Ras- 




Folter-Teams in den Gefängnissen 


Auf einer Kundgebung vor dem 
E-Typ Gefängnis von Amed 
(Diyarbakir) für die Freilassung 
der gefangenen Kinder, der 
kranken Gefangenen und gegen 
die andauernden Menschen¬ 
rechtsverletzungen, erklärte der 
Vorsitzende des Vereins 
TUHAD-FED, Nimetullah 
Yürek, dass in jedem Gefängnis 
unter dem Namen „A-Team“ 
spezielle Foltereinheiten gebildet 
wurden. Er erklärte: „Die A- 
Teams sind eingerichtet worden, 
jede Art von Grausamkeit (...) 
und menschenunwürdigere 
Behandlung zu begehen ..." 

Zur allgemeinen Situation in 
den Gefängnissen sagte er: „Die 
Gefängnisse sind völlig überbe¬ 
legt. Man schläft ohne Betten. 
Wer ein Bedürfnis nach Wasser 
oder einem Bad hat, wird ent¬ 
würdigend behandelt. Die 
Gemeinschaftsbereiche sind 
meist nicht zu benutzen. Kur¬ 
disch sprechen, Zeitungen oder 
ein Buch zu lesen oder Briefe 
schreiben ist verboten. Die 
Familienangehörigen, die zu 
Besuch kommen, werden ent¬ 
würdigend durchsucht und ihre 
Sachen werden durcheinander 


geworfen und sogar Essen und 
Trinken durchwühlt. Im 
Gefängnisessen finden sich stän¬ 
dig Nadeln, Käfer, Fußnägel 
und andere ekelhafte Dinge.“ 
Insbesondere zur Situation der 
Kinder berichtete er: „Sie wer¬ 
den von den im Gefängnisein¬ 
gang tätigen Soldaten splitter¬ 
nackt ausgezogen und mit Was¬ 
ser aus dem Schlauch abge¬ 
spritzt und gefoltert. Als ob dies 
nicht reichen würde, setzen sich 
die Soldaten auf die Rücken der 
Kinder und zwingen sie zum 
kaufen. Sie werden mitten in 
der Nacht aufgeweckt, unter 
psychologischen Druck gesetzt 
und bedroht. Diese Repressalien 
und Folter haben einen schwe¬ 
ren Einfluss auf die Psyche der 
Kinder, die bis in den Selbst¬ 
mord getrieben werden. Ein 
Beispielist ein im E-Typ gefan¬ 
genes Kind, das im letzten 
Moment von anderen Kindern 
bei einem Suizidversuch gerettet 
werden konnte.“ 

Die Situation von Frauen in 
PFaft hat ebenfalls eine besonde¬ 
re Schärfe: „Auf dem Transport, 
bei Verlegungen, bei Einweisun¬ 
gen ins Krankenhaus, erleben 


die Frauen massive Repression 
und Folter und Misshandlung. 
Sie werden entwürdigend 
behandelt und sexuell belä¬ 
stigt.“ Weiterhin wies Yürek auf 
die schwere Situation der kran¬ 
ken Gefangenen hin. Er forder¬ 
te, dass die todkranken Gefan¬ 
genen entlassen und die kran¬ 
ken Gefangenen behandelt, und 
die Fälle wie der des mutmaß¬ 
lich durch Folter im Gefängnis 
ermordeten Mehmet K 1 I 15 auf¬ 
geklärt werden müssten. 

Aufstand der gefangen Kinder 
und Jugendlichen im E-Typ 
Gefängnis von Amed 

Die nach dem Antiterrorgesetz 
verhafteten Kinder und Jugend¬ 
liche haben am 03.05. in ihren 
Zellen die Matratzen in Brand 
gesetzt. Mit diesem Protest 
wollten sie durchsetzen, dass 
ihre kranken Freundinnen ins 
Krankenhaus gebracht werden. 
Während der 7 Stunden dau¬ 
ernden Aktion versammelten 
sich die Familien der Kinder vor 
dem Gefängnis und eine Dele- 
ation aus BDP-Abgeordneten 
esuchte die Kinder im Gefäng- 
ds. (ANF, 3.5., ISKU) 


Sprengfalle an Haus von BDP-Aktivist 


An einer Tür des Anwesens des 
stellvertretenden BDP-Kreisvor- 
sitzenden von Kumfati in der 
Provinz Sirnex, Osman Ayan und 
seiner Familie, wurde am 30. 
April eine Sprengfalle aus einer 
Fiandgranate aus türkischen 
Armeebeständen gefunden. Die 
Sicherung war durch eine Schnur 
mit der Tür verbunden. Die 
Anwesenden hatten Glück, die 
Schnur zerriss, und konnte so den 
Sicherungsring nicht herauslösen, 
sodass die Fiandgranate nicht zur 
Explosion gebracht werden konn¬ 


te. Die Täter hatten auch noch die 
Reifen des Autos der Familie 
abgestochen, damit vermeintliche 
Verletzte nicht ins Krankenhaus 
gebracht hätten werden können. 
Huhi Ayan, die beinahe dem 
Anschlag zum Opfer gefallen 
wäre, sagte dazu „Weil wir 
BDPlerinnen sind, tun sie uns das 
an. Sie versuchen uns einzu¬ 
schüchtern, aber was sie auch tun, 
wir werden nicht zurück¬ 
weichen.“ Schon vorher war die 
Familie zum Opfer ähnlicher 
Attacken geworden. 2004 fand 


die Familie einen Sprengsatz vor 
ihrer Tür. In §irnex wurde von 
der Stadtverwaltung eine Protest¬ 
aktion aufgrund dieser Repressio¬ 
nen und den Terror gegen BDP- 
Aktivistlnnen organisiert. Es nah¬ 
men Hunderte, darunter auch 
mehrere Bürgermeisterinnen teil. 
In Reden wurde erklärt, dass die 
Angriffe ständig zunehmen und 
die „Mordkomplotte mit Unter¬ 
stützung der AKP-Regierung 
durchgeführt werden. Sie sagen 
uns, wir sollen von unserem Ziel 
abweichen.“ (ANF, 3.5., ISKU) 


„Bewegung der freien demokratischen 
Kommunalverwaltungen“ gegründet 


Die Kommision für Kommunal¬ 
verwaltungen der BDP hat unter 
dem Motto „Mit freien demokra¬ 
tischen Kommunalverwaltungen 
zur demokratischen Autonomie“ 
eine Konferenz durchgeflihrt, auf 
der beschlossen wurde, die Arbeit 
künftig unter dem Namen 
„Bewegung der freien demokrati¬ 
schen Kommunalverwaltungen“ 
fortzusetzen. Der stellvertretende 
BDP-Vorsitzende Demir Celik 
kündigte an, im Parlament der 
Türkei einen Gesetzesvorschlag 
für ein alternatives Kommunaf- 
verwaltungsmodell einzubringen, 
da ein solches für die Demokrati¬ 
sierung der Gesellschaft eine 
wichtige Rolle spiele. 

Der in Diyarbakir stattgefunde¬ 
nen dreitägigen Konferenz vor¬ 
ausgegangen waren Arbeitssitzun¬ 
gen an 16 verschiedenen Orten, 


auf denen Vorschläge der kom¬ 
munalen Basis gesammelt wur¬ 
den, aus denen ein Programment¬ 
wurf entstanden ist, dem in Di¬ 
yarbakir die letzte Form verpasst 
wurde. Vorgesehen ist in dem 
Programm eine demokratische, 
partizipatorische und offene 
Kommunalverwaltung, deren 
Selbstverständnis auf Demokra¬ 
tie, Ökologie und Geschlechter¬ 
gleichheit basiert. 

Demir Celik erklärte dazu, dass 
das seit 5000 Jahren währende 
staatsbezogene Machtverständnis 
dazu geführt habe, dass die 
Gesellschaft nicht in Entschei¬ 
dungen über die eigenen Belange 
einbezogen werde. Für eine neue 
demokratische Organisierung der 
Gesellschaft seien insbesondere 
die Kommunalverwaltungen von 
großer Bedeutung: „Wir sehen 


eine kommunale Organisierung 
vor, die auf einem Sdbstverwaf- 
tungsprinzip von Straßen bis zu 
Stadtteilen und Dörfern bis zu 
Städten basiert.“ Hierbei spielten 
auch die kommunalen Räte eine 
große Rolle. .Anstelle der 88 -jäh¬ 
rigen autoritären und zentralisti¬ 
schen Staatsauffassung in der Tür¬ 
kei, setzen wir auf eine Verwal¬ 
tungsstruktur, die dem bestehen¬ 
den Mosaik von Überzeugungen 
Beachtung schenkt, die Rechte 
aller achtet und die den verschie¬ 
denen Identitäten und Kulturen 
Autonomie gewährt. Dieses 
Modell ermöglicht auch eine 
konföderale Struktur, die sowohl 
zur Demokratisierung der Gesell¬ 
schaft beiträgt als auch über eine 
demokratische Politik den Staat 
zur Transformation zwingt.“ 

(DIHA, 20. 4., ISKU) 


sismus" 500 Menschen, um der 
Deportationsentscheidung von 
1915 zu gedenken. 

(Va, 25.4., ISKU) 
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Termine: 


Die Kampagne 
TATORT Kurdistan beginnt! 

Und zwar in Berlin am Bran¬ 
denburger Tor mit einer Video¬ 
protestkundgebung am 

8. Mai von 15 bis 18 Uhr 
und dem Motto 
“Nie wieder Krieg!” 

Protestiert wird gegen die Rolle 
der deutschen Regierung und 
den dazugehörigen Unterneh¬ 
men im Krieg in Kurdistan und 
weltweit. 

Zahlreiche Rüstungsfirmen habe 
ihren Sitz im Berliner Regie¬ 
rungsviertel. Das ist kein Zufall. 
Erst kürzlich hat Bundeskanzle¬ 
rin Merkel der Türkei weitere 56 
Kampfpanzer aus deutscher Pro¬ 
duktion versprochen. Eingesetzt 
werden sie von der Türkei in den 
kurdischen Gebieten gegen die 
dortige Bevölkerung. Zu stören 
scheint sich die deutsche Regie¬ 
rung daran nicht. 

Ziel der Kampagne ist es, solchen 
Machenschaften entschlossen 
entgegenzutreten und die Ver¬ 
bindung zur ungelösten kurdi¬ 
schen Frage aufzuzeigen. Dazu 
gehört auch die Verwicklung 
deutscher Unternehmen 
z.B. in Energieprojekte und die 
Repression hier in Deutschland 
gegen die Kurdische Bewegung 
und gegen kurdische Aktivistin¬ 
nen. 

Es wird in den nächsten Mona¬ 
ten in ganz Deutschland Veran¬ 
staltungen zum Thema 
TATORT Kurdistan und weitere 
kleine Aktionen geben. Am 1.9. 
soll ein bundesweiter Aktionstag 
vorläufiger Höhepunkt der Kam¬ 
pagne werden. Alle Termine und 
weitere Hintergrundinformatio¬ 
nen findet ihr auf der Webseite 
http://tatort-kurdistan.blog.de 

N ü 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Stahltwiete 10 
22761 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 




Nr. 464 
14. Mai 2010 


Informationsstelle Kurdistan e.V. 

isku@nadir.org 

www.isku.org 


N ü 9 e 


wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


5 politische Gefangene im 
Iran hingerichtet 


Nach Angaben der offiziellen ira¬ 
nischen Nachrichtenagentur 
1RNA wurden am Morgen des 9. 
Mai im für Folter berüchtigten 
Evin-Gefängnis in Teheran 5 
Gefangene hingerichtet. 

Dabei nandelt es sich um 4 politi¬ 
sche Gefangene, die wegen Zuge¬ 
hörigkeit zur Partei für ein Freies 
Leben in Kurdistan (Partiya Jiy- 
ana Azad a Kurdistane, PJAK) 
verurteilt wurden. Es soll sich um 
die Lehrer Ferzad Kemanger, Eli 
Fieyderiyan und Ferhad Wekili 
sowie um die kurdische Frauen¬ 
aktivistin Sinn Elemhuli handeln. 
Der 5. Gefangene soll Mehdi 
Eslamian sein, der wegen der 
Zugehörigkeit zur Organisation 
Tondar verurteilt wurde. 

Seit 2007 sind 7 Gefangene, die 
wegen Mitgliedschaft in der 
PJAK verurteilt wurden, hinge¬ 
richtet worden. 18 weitere kurdi¬ 
sche politische Gefangene sind 
zurzeit zum Tode verurteilt. 

§irin Elemhuli hatte 4 Tage vor 
ihrer Flinrichtung einen Brief ver¬ 
fasst, in dem sie ihre Erfahrungen 
aus drei Jahren Gefangenschaft 
erklärte. Elemhuli, der nicht ein¬ 
mal ein Verteidiger zugestanden 
wurde, berichtet von den Jahren 
im Gefängnis „voller Folter und 
Schikanen hinter eisernen 
Türen.“ 

Von den Tagen voller Folter 
berichtend schreibt §irin Elemhu¬ 
li: „In den FFänden der Soldaten 
habe ich Tag voller Schmerz 
durchlebt. Warum haben sie mich 
festgenommen oder warum hän- 

f en sie mich auf? Ist es weil ich 
iurdin bin? Ich bin als Kurdin 
geboren und musste soviel Folter 
und Schikane erleben weil ich 
Kurdin bin.“ 

Ich bin mit der kurdischen 
Sprache aufgewachsen 
Elemhuli schreibt, dass der irani¬ 
sche Staat von ihr verlangte ihre 
Nationalität zu verleugnen. 
„Wenn ich das getan hätte, so 
hätte ich mich selbst verleugnet. 
Meine Sprach ist kurdisch. Ich 
bin mit dieser Sprache aufge¬ 
wachsen. Sie erlauben nicht, dass 
ich in meiner eigenen Sprache 
spreche oder schreibe.“ 

Eure Folter ist mein 
Albtraum geworden 

ln ihrem Brief richtet sich §irin 
Elemhuli auch an die Anwälte 
und Richter und beschreibt, dass 
ihr nicht gestattet wurde während 
der Verhöre und Aussagen auf 


kurdisch zu sprechen. Sie hat in 
zwei Jahren ihrer Gefangenschaft 
im Ewin Frauengefängnis Persisch 

f elernt: „Weil ich nicht so gut 
ersisch konnte und ihr die Aus¬ 
sagen in eurer Sprache aufneh¬ 
men wolltet, habt ihr nicht verste¬ 
hen können, was ich sagte.“„Die 
Misshandlungen, die ihr mir 
angetan habt waren Nachts meine 
Albträume und Tags Schmerz 
und Folter. Wegen den Folterun- 

f en während der Verhöre habe ich 
lopfschmerzen, an manchen 
Tagen halte ich diese Schmerzen 
nicht aus. Ich kriege nicht mehr 
mit, was neben mir und in mei¬ 
nem Umfeld geschieht, und ich 
komme stundenlang nicht mehr 
zu mir. Ich blute aus der Nase. 
Eine weitere Folge der Folter ist, 
dass meine Sehkraft mehr und 
mehr schwindet. Ich bekomme 
nicht einmal die Erlaubnis zu 
einer Behandlung.“Elemhuli 
beschreibt, dass den anderen kur¬ 
dischen Gefangenen in den Ker¬ 
kern des Irans es genauso ergeht. 
Ihre letzten Worte vor der Hin¬ 
richtung waren folgenden: 

„Was ihr getan habt, habt ihr 
nicht nur mir und meiner Familie 
angetan; das weiß ich. Diese Fol¬ 
ter naben auch Zeynab Celaliyan, 
Rünak Sefazade und viele andere 
junge Kurdinnen erlebt. Tagelang 
warten kurdische Mütter, die 
Augen voller Tränen darauf, ihre 
Kinder zu sehen. Immer wenn 
das Telefon klingelt quälen sie 
sich, weil sie daran denken, was 
für schlimme Nachrichten sie 
erreichen mögen. Ist mein Kind 
hingerichtet worden ... ?“ 

Sie wollten, dass ich mit ihnen 
zusammenarbeite 

„Nach einer langen Zeit ein paar 
Tage vor dem 27Mai 2010 haben 
sie mich für ein Verhör wieder 
einmal in den den Abschnitt 209 
des Ewin Gefängnisses gebracht 
und ihre grundlosen Anschuldi¬ 
gungen wiederholt. Dort wollten 
sie, dass ich mit ihnen kollaborie- 
re und sagten, dass sie mein Hin¬ 
richtungsurteil aufheben würden, 
sollte ich zustimmen. Das war 
unsinnig. Darum gab es nichts 
was ich ihnen hätte sagen kön¬ 
nen, außer der Dinge, die ich 
schon in meiner Verhandlung 
gesagt hatte.Letztendliche wollten 
sie, dass ich das, was sie mir sagten 
vor den Kameras wiederhole. 
Aber ich habe das nicht akzep¬ 
tiert. Darauf hin sagte derjenige, 
der für meine Aussage verant¬ 
wortlich war: 'wir haben versucht 
dir zu helfen, aber weil deine 


Familie nicht bereit war zu 
kooperieren sind wir an diesen 
Punkt gekommen'. Er hat mir zu 
diesem Zeitpunkt gesagt, dass sie 
mich nicht freilassen werden, dass 
sie mich hinrichten werden ...“ 

PJAK kündigt Woche des 
Widerstandes an! 

In einer Erklärung hat die PJAK 
im Rahmen einer Woche des 
"Widerstandes und der Freiheit" 
das Volk zum Serhildan (Volks¬ 
aufstand) aufgerufen, um sich 
gegen die Hinrichtungen und 
Morde zu wehren. "Als PJAK 
haben wir die Botschaft, die die 
Feinde mit den Massakern über¬ 
bracht haben, richtig verstanden." 
Die Woche des 'widerstandes 
und der Freiheit" wird zwischen 
dem 9. und 15. Mai stattfinden. 
Die PJAK ruft die Völker in Ost¬ 
kurdistan und im Iran dazu auf, 
auf jede Weise zu protestieren. 
Laut regionaler Quellen sind in 
der ostkurdischen Stadt Sine hun¬ 
derte Menschen in den Morgen¬ 
stunden zu den Häusern der hin- 
gerichteten Gefangenen Ferhat 
Wekili und Eli Heyaeryan und zu 
dem des getöteten PJAK-Gueril- 
lakämpfers Feki Süleymani's 
geströmt. 

Politische Gefangene im Protest 

Gleichzeitig fanden auch Proteste 
der politischen Gefangenen gegen 
die Hinrichtungen statt. Nach 
den Hinrichtungen kam es im 
Teheraner Evin Gefängnis im 
Bereich 37 und 7, in Urmiye, 
Huseniye und in den Bereichen 
1,2, und 4 des Gohadardaft 
Gefängnis in Kerec nahe der 
Hauptstadt zu Aufständen der 
politischen Gefangenen. Laut des 
Menschenrechtskomitees sind die 
politischen Gefangenen im Evin 
Gefängnis außerdem in einen bis 
Donnerstag geplanten Hunger¬ 
streik getreten. 

„Sie könnten morgen 
hingerichtet werden“ 

Gerüchten zufolge sollen 4 
Gefangene, deren momentaner 
Aufenthaltsort unbekannt ist, 
hingerichtet werden. Es handelt 
sich um Zeyneb Celaliyan, Eziz 
Mimhemedzade Seqiz, Qadir 
Mihemedzade und Htisen Xizri. 
Zeyneb Celaliyan wurde zuletzt 
im Dizilabad Gefängnis in Kir- 
majan gesehen, Eziz Mimhemed¬ 
zade im Seqiz Gefängnis, Qadir 
Mihemedzade und Husen Xizri 
in Urmiye. Es ist ungewiss wo sie 
sind und wie es ihnen geht. 

(ANF, 9.-12.5. ISKU) 


Meldungen 


Vergeltungsschlag der HRK: 

16 iranische Soldaten getötet 

Nachdem am 9. Mai im Iran 4 
politischen Gefangenen mit dem 
Vorwurf der Mitgliedschaft in 
der PJAK hingerichtet wurden, 
hat die HRK (Hezen Rojhilata 
Kurdistan, militärischer Arm der 
PJAK) in der ostkurdischen Stadt 
Meriwan eine Polizeistation 
angegriffen, ln Piranjehir wurde 
ein Militärfahrzeug einen 
Abhang hinunter gestürzt. Bei 
der Besetzung der Polizeistation 
in Meriwan wurden 12, in Piran- 
§ehir 4 Soldaten getötet. 

Laut einer Erklärung der HRK, 
fanden in der Nacht Angriffe auf 
eine Polizeistation zwischen den 
Dörfern Berderef und Dublur, 
nahe der Stadt Meriwan statt. Bei 
der vollständigen Besetzung der 
Polizeistation sind 12 Soldaten 
getötet und 2 verletzt worden. 
Etwa zur gleichen Zeit wurde 
zwischen den Dörfern Berdanaze 
und Zino, nahe der Stadt Piran- 
fehir, ein Militärfahrzeug der ira¬ 
nischen Armee einen Abhang 
hinuntergestürzt. Dabei sind 4 
Soldaten getötet und 4 verletzt 
worden. 

Die HRK meldet, dass es bei den 
Gefechten keine Verluste auf Sei¬ 
ten der Guerilla gab. Die Aktio¬ 
nen werden in den Rahmen der, 
von der PJAK verkündeten 
Woche des 'Widerstandes und 
der Freiheit" gestellt. 

(ANF, 12.5., ISKU) 


Quellen: 

ANF Ftrat 

Nachrichtenagentur 
ÖP Özgür Politika 

YH Yüksekovahaber 

YG Yüksekovagüncel 

GO Günlük Online 


Termine: 

AUFRUF zum PROTEST 
in Berlin 

KUNDGEBUNG Gegen HIN¬ 
RICHTUNGEN in Iran ! 

Für DEMOKRATIE, FRIE¬ 
DEN und FREIHEIT ! 

Meclisa Koma Kurdan 
Berlin-Brandenburg 

PROTESTKUNDGEBUNG 
Am Freitag den 14.5.2010 
um 16.00 Uhr. 

Ort: BREIDSCHEIDPLATZ 
U-Bahn : Bahnhof Zoo / Kurfür¬ 
stendamm 




Überblick über das Kriegsgeschehen 

der letzten Tage 


Leider wiederholen sich die 
Nachrichten von schweren 
Kämpfen, bis hin zum Einsatz 
von chemischen Waffen wie wei¬ 
ßem Phosphor durch die türki¬ 
sche Armee in den letzten Tagen 
und Wochen immer mehr. 
Minen werden verlegt, Militär¬ 
operationen durchgeführt, Dörfer 
bombardiert und ganze Landstri¬ 
che verwüstet, ln Maraf verlor 
Aufgrund eines Hinterhalts ein 
Guerilla sein Leben und einer 
seine Freiheit, ln Dersim, Mu§, 
Hakkari, Bingöl, Maraf und 
anderen Regionen dauern die 
Operationen, oft mit Luftunter¬ 
stützung an. Erneut gab es auch 
in §irnak eine extralegale Hin¬ 
richtung durch das Militär. 

ZIVILISTEN DURCH ARTIL¬ 
LERIE VERLETZT BZW 
GETÖTET 

Während der Generalstab der tür¬ 
kischen Armee gebetsmühlenhaft 
behauptet, bei den grenzüber¬ 
schreitenden Operationen auf das 
Leben von Zivilistinnen zu ach¬ 
ten, reißen die Meldungen von 
getöteten Zivilistinnen nicht ab. 
Die von (jukurca aus auf das 
Gebiet des Föderalen Kurdistan 
abgeschossene Artillerie schlug in 
ein Haus im Dorf §eladize ein 
und tötete diesmal einen 27-jähri¬ 
gen Dorfbewohner und verletzte 
vier Personen, davon 3 zwischen 4 
und 9 Jahre alte Kinder schwer. 
Die Menschen werden durch die 
Bombardierungen aus den Dör¬ 
fern vertrieben. Das Gebiet steht 
praktisch unter Dauerfeuer durch 
die türkische Artillerie. Das Artil¬ 
leriefeuer und die Bombardierun¬ 
gen aus der Luft dauern an. 
Außerdem wurden zwischen dem 
9. und 10. Mai eine große Zahl 
von Dörfern in Hartanin und 
Zagros bombardiert. 

Nach dem Angriff führten die 
Dorfbewohnerinnen eine Protest¬ 
demonstration zu einer türki¬ 
schen Militärbasis durch. Ihnen 
wurde jedoch von den Pe§mergas 
der südkurdischen Regierung der 
Weg abgeschnitten. 

Weiterhin wurden am 5. Mai 
Dorfbewohner, die auf die Wei¬ 
den gezogen waren, im Zagros- 
Gebirge Bombardiert. Glückli¬ 
cherweise konnten die Dorfbe¬ 
wohnerinnen vor den einschla¬ 
genden Mörser und Artilleriege¬ 
schossen rechtzeitig fliehen. 

Die HPG erklärte, dass es das Ziel 
des Artilleriebombardements sei, 
die Dörfer an der Grenze zu räu¬ 
men. Das Dauerfeuer der Artille¬ 
rie zerstört die Lebensgrundlage 
der von Landwirtschaft lebenden 
Bevölkerung. Insbesondere in den 
letzten beiden Monaten sind des¬ 
halb gezielt Dörfer und landwirt¬ 
schaftliche Nutzgebiete ins Visier 
der Artillerie genommen worden. 
Es entsteht immer wieder auch 
schwerer Schaden an Häusern in 
Dörfern. 


Weiterhin kam es in der Region 

g ukurca zu weiteren schweren 
efechten, die über mehrere Tage 
ohne Pause andauern. 

Die BDP plant ab dem 15. Mai 
eine Protestaktion von „Lebenden 
Schutzschilden“ aus Prominen¬ 
ten, Politikerinnen, Journalistin¬ 
nen und Mitgliedern zivilgesell¬ 
schaftlicher Organisationen, die 
in das Operationsgebiet Vordrin¬ 
gen soll um die Kämpfe zu stop¬ 
pen. 

DERSIM/B1NGÖL: OPERA¬ 
TIONEN UND EINSATZ 
CHEMISCHER WAFFEN 
Seit Monaten finden in Dersim 
und Bingöl sich immer weiter 
ausweitende Militäroperationen 
statt. Während sich der Minister¬ 
präsident Erdogan auf dem Welt¬ 
wirtschaftsforum in Davos über 
im Gazakrieg eingesetzte israeli¬ 
schen Massenvernichtungswaf¬ 
fen, sprich Phosphorbombe 
echauffierte, setzt nun die türki¬ 
sche Armee eben diese geächteten 
Waffen in Dersim ein. Es werden 
große landwirtschaftlich genutzte 
Weiden mit weißem PJiosphor 
vergiftet. 

HPG WARNT BETREIBE¬ 
RINNEN VON KOHLE¬ 
KRAFTWERKEN 
Nachdem die HPG mit Aktionen 
und Erklärungen, die Firmen vor 
dem Bau von Staudämmen in 
Kurdistan gewarnt hat, kritisierte 
sie nun auch die Firmen, die Koh¬ 
lekraftwerke in der Region errich¬ 
ten wollen, scharf. Sie erklärte, 
dass die Einrichtung von Kohle¬ 
kraftwerken in der Region §irnak, 
die Natur und die Kultur der 
Region zerstören und die Baustel¬ 
len gleichzeitig als Basis für tau¬ 
sende Soldaten dienten. Sie spra¬ 
chen eine letzte Warnung an die 
Firmen und Baustellenbetreiber 
aus. Die Guerilla werde dieser 
Zerstörungspolitik gegenüber 
nicht ruhig bleiben. 

SIRNAK: ERNEUTE EXTRA- 
LEGALE HINRICHTUNG 
DURCH SOLDATEN 
Die Serie von extralegalen Hin¬ 
richtungen durch das in Balve- 
ren stationierte Militärbataillon 
reißt nicht ab. Wieder erschos¬ 
sen Soldaten einen jungen Kur¬ 
den unter dem Vorwand des 
Schmuggels. 4 weitere Personen 
wurden durch das Feuer der Sol¬ 
daten schwer verletzt. Damit 
wurden in den letzten drei 
Monaten mindestens 3 unbe¬ 
waffnete Zivilisten durch Solda¬ 
ten dieser Einheit getötet aber 
keiner wurde bisher verurteilt. 
Die BDP sieht damit auch das 
Innenministerium in direkter 
Verantwortung für die Morde. 
Die Verletzten erklärten, dass 
ihnen in den Rücken geschossen 
worden sei. Am Ort des Gesche¬ 
hens wurde ein große Zahl leerer 
Patronenhülsen der Soldaten 


gefunden. Die BDP erklärte, 
dass dies ein gravierender Ver¬ 
stoß gegen das Recht auf Leben 
sei und weiterhin Ausnahmezu¬ 
standsbedingungen in der 
Region herrschten. 

Weiterhin werden den Bewoh¬ 
nerinnen der Region unter dem 
Vorwand des Schmuggels und 
angeblicher Tierseuchen, Pferde 
und Esel weggenommen und 
umgebracht. Zur gleichen Zeit 
nutzt das Militär eine große 
Zahl an Tieren für eigene Trans¬ 
porte. Was für Dorfbewohnerin¬ 
nen verboten ist. 

HAFTANIN: SCHWERE 

GEFECHTE, 3 SOLDATEN 
GEFALLEN 

Bei Gefechten mit der Guerilla, 
als Soldaten die Grenze überque¬ 
ren wollten, starben am 9. Mai 3 
türkische Soldaten. Die Gefechte 
spielten sich an zwei verschiede¬ 
nen Orten in der Region ab. Auch 
in Oramar dauern die Ausein¬ 
andersetzungen an, dort waren 
um den 6. Mai herum 15 türki¬ 
sche Soldaten und 2 Guerillas 
gefallen. 

WAN: GUERILLA GESTOR¬ 
BEN 

ln Wan (Jatak starb am 1. Mai der 
Guerilla Fevzi Osman aufgrund 
der schlechten Witterungsbedin¬ 
gungen. Er wurde 1978 geboren 
und trat 1999 der PKK bei. 

TÜRKISCHE ARMEE SETZT 
DOMINATOR DROHNEN 
EIN 

Nachdem das türkische Militär 
bis jetzt vor allem die israelischen 
Heran Drohnen eingesetzt hat, 
mietete die Türkei nun die in 
einer Koproduktion zwischen 
Israel und den USA (Aeronautics 
Defence Systems) hergestellten 
Dominator Drohnen. Sie können 
länger in der Luft bleiben und 
eine Last von 400 kg tragen. 

GEVER/YÜKSEKOVA: SOL¬ 
DAT GETÖTET 
Bei Gefechten in der Region 
Gever wurde ein Soldat getötet 
und mindestens einer verletzt. 
Auch in dieser Region weitet sich 
die Bombardierung durch Artille¬ 
rie und Mörser aus. Auch hier 
sind mehrere Dörfer von den Zer¬ 
störungen betroffen. 

WEITERE VERBOTENE 
ZONEN 

Der Generalstab hat aufgrund 
von Operationen 11 weitere 
Berge zu verbotenen Zonen 
erklärt. Dazu gehören auch land¬ 
wirtschaftlich stark genutzte 
Gebiete. Sie stellen eine erhebli¬ 
che Verletzung des Rechts auf 
Freizügigkeit dar. Mittlerweile ist 
nahezu die Hälfte der nordkurdi¬ 
schen Gebiete zu verbotenen 
Zonen erklärt worden. 

(DIHA, YH, YG, 
ÖP, GO, 5-12.5., ISKU) 


Nachdem in Ostkurdistan/Iran 5 
politische Gefangenef 4 PJAK 
Mitglieder) hingerichtet worden 
sind) wurde bekannt, dass eben¬ 
falls in Dalaho 5 Guerillas der 
linken kurdischen PJAK durch 
Vergiften durch Agenten des ira¬ 
nischen Regimes ermordet wor¬ 
den sind. 

STOPPT die HINRICHTUN¬ 
GEN im IRAN ! 

IHR PROTEST RETTET 
LEBEN ! 


Proteste an: Botschaft der Islami¬ 
schen Republik Iran 
Tel: 

030 84353-0,030 84353-535 
Fax: 030 4824954 
E-Mail: 

iran.botschaff@t-online.de 

Auf nach Kurdistan! 

Informationsveranstaltung zum 
internationalen Jugendfestival 

2010 und zum Jugendcamp 

2011 in Amed 

Vom 19. - 22. September 2010 
findet in Amed - Kurdistan ein 
internationales Jugendfestival 
statt, zu dem alle Jugendorgani¬ 
sationen und -kollektive weltweit 
eingeladen sind, mit uns zu 
feiern, zu diskutieren und sich an 
der Vorbereitung eines interna¬ 
tionalen Jugendcamps 2011 in 
Amed zu beteiligen und so unse¬ 
ren gemeinsamen Widerstand 
gegen kapitalistische Ausbeutung 
und Unterdrückung voran zu 
treiben. 

Zusammen mit Genossinnen 
und Freunden aus Kurdistan 
wollen wir im Rahmen einer 
bundesweiten Veranstaltungstour 
über die aktuelle Situation in 
Kurdistan berichten, die kurdi¬ 
sche Jugendbewegung vorstellen 
und über unsere Vernetzung auf 
dem internationalen Jugendfesti¬ 
val 2010 und dem revolutionären 
Jugendcamp 2011 informieren. 
Hierzu laden wir euch herzlich 
ein! 

Berlin 17.5. 19 Uhr Komel e.V. 
Friedrichstrasse 246 
Hannover 18.5., 19 Uhr, Kurdi¬ 
stan Volkshaus, Nikolai Str. 23 
Duisburg 19.5., 18 Uhr, Kurdi¬ 
stan Sol.Zent. e.V., 
Kaiser-Willhem Str. 268 
Frankfurt 20.5., 18 Uhr, Meso- 
pot. Kulturzentrum, 

Gewinnstr. 2 

Stuttgart 21.5., 18 Uhr, Meso- 
potam. Kulturverein, 

Elbertstr. 10 

jugendcamp, blogsport. de 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 


Stahltwiete 10 


22761 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 
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Kampagne gegen tödliche Militäroperationen der Regierung in Kurdistan 

Lebende Schutzschilde 



Angesichts der sich verschärfen¬ 
den kriegerischen Auseinander¬ 
setzungen in den kurdischen 
Landesteilen der Türkei hat die 
prokurdische Partei für Frieden 
und Demokratie BDP dazu auf¬ 
gerufen, die Militäroperationen 
»mit lebenden Schutzschilden« 
zu stoppen. Neben 
Abgeordneten der Partei 
beteiligen sich kurdische 
und türkische Künstler, 
Gewerkschafter, Men¬ 
schenrechtsaktivisten 
und Prominente an der 
Kampagne. 

Die Militäroperationen 
hätten seit Frühlingsbe¬ 
ginn stark zugenom¬ 
men, erklärte der.Abge- 
ordnete Osman Özcelik 
aus Siirt. »Panzer, Hub¬ 
schrauber und Flugzeu¬ 
ge bombardieren Kurdi¬ 
stan. Wir werden dies 
stoppen. Wir wollen 
keine Brüderlichkeit, wir wollen 
Gleichheit. Wir kennen seit 
osmanischer Zeit eure Brüder¬ 
lichkeit. Ihr habt eure Brüder 
umgebracht, ins Exil geschickt, 
in die Gefängnisse geworfen. 
Diese Brüderlichkeit wollen wir 
nicht.« Das Ziel sei vielmehr ein 
würdiger Frieden. 


Nachdem Zehntausende Men¬ 
schen am Wochenende an einer 
Friedensdemonstration in der 
Millionenstadt Diyarbakir teil- 
nahmen, versuchte eine erste 
Gruppe von BDP-Mitgliedern, 
der auch der Oberbürgermeister 
von Diyarbakir, Osman Bayde- 


Demonstration in Amed am 15. Mai 

mir, sowie die Parlamentsabge¬ 
ordneten Bengi Yildiz und Ayla 
Akat Ata angehörten, in das länd¬ 
liche Operationsgebiet um die 
Stadt Lice zu gelangen. Der Bus¬ 
konvoi wurde am Sonntag von 
der Militärpolizei mit der 
Begründung gestoppt, für die 
Sicherheit der Teilnehmer könne 


aufgrund _ eines angeblichen 
Sprengstoffundes an der Straße 
nicht garantiert werden. Andere 
Reisende durften allerdings die 
Straße passieren. »Wir wollen 
nicht, daß diese jungen Soldaten 
die uns behindern, oder die Gue¬ 
rillas in den Bergen sterben. Des¬ 
wegen sind wir hier«, 
erklärte der BDP-Vorsit¬ 
zende Selahattin Demir- 
tas. In den nächsten 
Tagen wollen die Schutz¬ 
schilde nach Semdinli an 
der iranischen Grenze 
fahren, wo es in der letz¬ 
ten Zeit zu Gefechten 
kam. Anschließend soll 
die Schutzschildkampag¬ 
ne in Sirnak an der iraki¬ 
schen Grenze fortgesetzt 
werden. 

Bei Bombardierungen sei 
in der Region Dersim 
auch weißer Phosphor 
eingesetzt worden, meldet 
die kurdische Agentur Firat. Der 
türkische Generalstab hat unter¬ 
dessen elf weitere Berge zu verbo¬ 
tenen Zonen erklärt. Dazu gehö¬ 
ren auch landwirtschaftlich stark 
genutzte Gebiete. Mittlerweile ist 
nahezu die Hälfte der kurdischen 
Landesteile Sperrgebiet. 

(jW 18.5., ISKU) 


Angriff auf Demonstration gegen Vergewaltigung, 
vier schwer verletzte Kinder in 48 Stunden 

Erneut Polizeiterror in Colemerg 


Die Kampagne der BDP mit dem 
Namen “Lasst uns eine demokra¬ 
tische und freie Gesellschaft auf¬ 
bauen, Schluss mit der Vergewal¬ 
tigungskultur”, die mit einer gro¬ 
ßen Auftaktdemonstration am 
Samstag den 15. Mai in Cole¬ 
merg (Hakkari) beginn, wurde 
gegen Ende von der Polizei ange¬ 
griffen. Dabei kam es zu mehre¬ 
ren Festnahmen sowie zu vier 
schwer verletzten Kinder durch 
Schüsse aus scharfen Waffen, bzw. 
Plastikpatronen. 

Die Kampagne kritisiert einerseits 
die patriarchalen und feudalen 
gesellschaftlichen Verhältnisse, 
reift aber andererseits ebenfalls 
en jahrelangen systematischen 
Missbrauch kurdischer Kinder an 
einer Schule in Sert (Siirt) durch 
Soldaten, Schulfunktionäre und 
Angehörige der türkischen Regie¬ 
rungspartei AKP auf. 

Viele Tausend Frauen waren mit 
Fahnen, Transparenten und Paro¬ 


len durch die Kleinstadt gezogen. 
Es demonstrierten junge und alte 
Frauen, in traditioneller und 
moderner Kleidung. Am Ende 
der Demonstration wurde eine 
Figur, die den iranischen Mini¬ 
sterpräsidenten Ahmadinedschad 
darstellen sollte, aus Protest gegen 
die Hinrichtungen im Iran ver¬ 
brannt. An diesem Punkt griff die 
Polizei mit Gasgranaten, Plastik¬ 
patronen, Wasserwerfern und 
scharfen Schüssen an. Die Kämp¬ 
fe weiteten sich auf das ganze 
Stadtgebiet von Colemerg aus. 

VIER KINDER 
SCHWER VERLETZT 
Innerhalb von 48 Stunden nach 
der Demonstration wurden 4 
Kinder durch die Polizei schwer 
verletzt. Der 8-jährige Cafer Erik 
verlor bei den Polizeiangriffen auf 
die Demonstration und Anwoh¬ 
nerinnen, durch eine Plastikpa¬ 
trone das rechte Auge. 


Weiterhin wurde ein 14-Jähriger 
durch einen Schuss aus einer 
scharfen Polizeiwaffe schwer ver¬ 
letzt. Die Polizei hatte eine 
Hochzeitsgesellschaft angegrif¬ 
fen, nachdem dort Parolen geru¬ 
fen worden waren und verletzten 
den 14-jährigen Remzi Duman 
durch einen Bauchschuss 
schwer. 

Außerdem wurde ebenfalls am 
16.05. in Colemerg der 5-jähri¬ 
ge Aziz Ayaz, der Ball spielte, 
von einem Panzerwagen ange¬ 
fahren und bei Gever (Yükseko- 
va) ein 12-Jähriger von Sicher¬ 
heitskräften auf die gleiche 
Weise lebensgefährlich verletzt. 
Dass Stadtratsmitglied Nusret 
Kurt erklärte dazu: „In der letz¬ 
ten Zeit üben insbesondere die 
Sicherheitskräfte bei ihren Ein¬ 
sätzen exzessive Gewalt gegenü¬ 
ber Kindern aus. Wir sind sehr 
ärgerlich über diese Situation.“ 

(ANF, YH, 19.5., ISKU) 


Meldungen 

4 Soldaten und 1 Guerilla bei 
Gefecht in Tetvan gestorben 

Bei einem Gefecht am 17. Mai 
nahe des Dorfes Onax im Land¬ 
kreis Tetvan (Tatvan) der Provinz 
Bedlis (Bitlis) sind 4 türkische 
Soldaten und ein Mitglied der 
HPG-Guerilla getötet worden. 
Laut einer Erklärung der HPG- 
Pressekontaktstelle kam es im 
Zuge der Operationen, die das 
türkische Militär seit einiger Zeit 
im Landkreis Tetvan durchge¬ 
führt hat, zu Gefechten. 

(ANF 19.5, ISKU) 

Bombardierungen in Zagros 
und Zap dauern an 

Nach einer Erklärung der HPG 
wurden Bombardierungen auf 
die Regionen Zap una Zagros 
durchgeführt. Laut der Erklä¬ 
rung wurden am 17. Mai zwi¬ 
schen 13.00 und 15.00 die Dör¬ 
fer Bedeve und Erdeve, am 18. 
Mai zwischen 17.00 und 18.00 
Uhr das Gebiet Gewriya Ertij 
von der türkischen Armee mit 
Mörser-und Granatgeschossen 
beschossen. Auch die §ehit Zeki, 
Sehit Neval und die (Jeko-Anhö- 
hen wurden am 17. und 18. Mai 
in den Mittagsstunden bombar¬ 
diert. Ob es Tote gab ist nicht 
bekannt. (ANF, 19.5., ISKU) 

Türkei, Iran, Irak: Grenze soll 
durch 134 neue Militärbasen 
geschlossen werden 
In einer schriftlichen Erklärung 
des türkischen Generalstabs soll 
an der Grenze der Türkei zu Ost- 
(Iran) und Südkurdistan (Irak) 
eine neue 459 km lange Straße 
gebaut und 134 neue Armee¬ 
stützpunkte errichtet werden. An 
der Grenze nach Ostkurdistan 
bei §emdinli und Ba$kale haben 
Hunderte von Arbeiter und Dut¬ 
zende Bulldozer begonnen, eine 
Mauer zu errichten. Weiterhin 
bauen sich viele tausend Soldaten 
an der Grenze auf. Aufklärungs¬ 
einheiten mit modernster Tech¬ 
nik werden stationiert. Die Bau¬ 
arbeiten werden von Soldaten 
und Dorfschützern überwacht, 
ln den Baklya-, Govend- und 
Carfela-Bergen finden ohne 
Pause Operationen statt. Große 
Mengen militärisches Material, 
Panzer und Jammer werden pau¬ 
senlos in die Region transpor¬ 
tiert. (ANF 14.05., ISKU) 

166 Jahre Haftstrafe 
für Journalisten 

Der Herausgeber der Zeitung 
Azadiya Welat Vedat Kursun 
wurde vom 5. Großen Strafge¬ 
richt Diyarbakir wegen verschie¬ 
dener Nachrichten zu insgesamt 
166 Jahren Haft verurteilt. Die 





Andritz bleibt im Ilisu-Projekt, 
Aistom und Züblin steigen aus 


Die österreichische Andritz AG 
verbleibt als einziges europäi¬ 
sches Unternehmen im umstrit¬ 
tenen llisu-Staudammprojekt in 
der Türkei. Die Firmen Älstom 
(FR/CH) sowie Züblin 
(D/AUT, Strabag Tochter) sind 
endgültig ausgestiegen. Das geht 
aus einem Bericht des tschechi¬ 
schen Generalkonsuls der Türkei 
hervor. 

Nach diesem Bericht über Pro¬ 
jekte in der Türkei übernimmt 
Andritz die Aufträge von 
Aistom, die Arbeiten von Züblin 
werden von türkischen Firmen 
übernommen. Die fehlenden 
Gelder, die durch den Ausstieg 
der europäischen Banken im Juli 
2009 entstanden sind, werden 
demnach zum Teil durch die 
türkische Ffalkbank in Bahrain 
aufgebracht. Ob bei der 
Beschaffung dieser Kredite die 
österreichische VATech Finance 
eine Rolle gespielt hat bzw. spielt 
- ist noch unklar. Die zuständige 
türkische Wasserbaubehörde 


DS1 hatte jedenfalls am 20. 
April in einem Schreiben klarge¬ 
stellt, dass für die Aufbringung 
der Gelder die österreichische 
VATech Hydro GmbH verant¬ 
wortlich sei (Zitat aus Schreiben 
vom 20.4.2010: "The credit is 
generated by the finance leader 
of the project, Va TECH Hydro 
Gmbh & Co."). 

Vor kurzem ergab eine Überprü¬ 
fung der Baustelle durch ECA 
Watch, dassin Ilisu wieder mas¬ 
sive Bauarbeiten eingesetzt 
haben. Der Bau ist nach dem 
Rückzug der beiden europäi¬ 
schen Firmen selbst nach türki¬ 
schem Recht illegal, weil die 
Bauvergabe an das internationa¬ 
le Konsortium vergeben wurde. 
Anwälte der Staudammgegner 
in der Türkei versuchen derzeit 
den Bau zu stoppen. Die türki¬ 
sche Wasserbaubehörde DSI 
argumentiert hingegen, dass sich 
das Baukonsortium nicht geän¬ 
dert habe, weil Andritz weiter¬ 
hin mit dabei ist. 


Andritz kann also den Unter¬ 
schied machen. Die Verantwort¬ 
lichen von Andritz, allen voran 
Vorstandschef Wolfgang Leitner, 
sind in einer seltenen Position: 
ihr Mittun oder Ausstieg ent¬ 
scheidet über Untergang der 
Region oder Erhalt der einzigar¬ 
tigen Landschaft mit den Jahr¬ 
tausende alten Kulturschätzen, 
sowie über die Zukunft von etwa 
70.000 Menschen. "Kündigt 
auch Andritz die Verträge, muss 
der Bau gestoppt und das Projekt 
neu ausgeschrieben werden", so 
Ulrich Eichelmann kurz nach 
seiner Rückkehr vom Tigris. Ein 
Prozedere, das mehr als ein Jahr 
dauern würde. Im Juli 2009 hat¬ 
ten Deutschland, Österreich und 
die Schweiz nach mehrjähriger 
Prüfung des Projekts die Verträge 
mit der Türkei aufgrund der 
bevorstehenden verheerenden 
Folgen gekündigt. Die europäi¬ 
schen Banken zogen ihre Kredite 
von etwa 500 Mio Euro ebenfalls 
zurück. (ECA, 18.5., ISKU) 


Israelische Soldaten an der 
kurdischen Grenze 


Eine 5-köpfige israelische Dele- 
ation, an der auch Soldaten 
eteiligt waren, hat auf die Einla¬ 
dung der Türkei hin zwischen 
dem 12. und 17. Mai eine Unter¬ 
suchung in §irnex (§irnak) und 
Colemerg (Hakkari) an der süd¬ 
kurdischen Grenze durchgeführt. 
Gemeldet wurde auch, dass die 
Delegation an der Grenze, an der 
es häufig zu militärischen Bewe¬ 
gungen kommt, bezüglich der 
neu gebauten Militärstationen 
Informationen sammelt. 
Gemeinsam mit Soldaten der 
türkischen Armee hat die israeli¬ 
sche Delegation ,bestehend aus 
einem Ingenieur, zwei Soldaten 
und zwei Zivilisten, Militärstatio¬ 
nen an den Grenzlinien von 
§emzinan (§emdinli), (Jele 


Die Welle von Angriffen auf kur¬ 
dische Studierende reißt nicht ab. 
Nachdem Faschisten und Poli- 
zist_innen kurdische Sturdieren- 
de in Mugla drangsalierten, kam 
es hier nun zu einem erneuten 
Angriff. Auch in Izmir und Eski- 
jehir kam es in den letzten Tagen 
zu entsprechenden Angriffen, ln 
Ankara griffen vermummte 
Faschisten kurdische Studierende 
an. Der Menschenrechtsverein 
IHD erklärte in Orten wie Mugla 
gibt es keine Sicherheit für die 
Unversehrtheit kurdischer Stu¬ 
dierender mehr. 


(Cukurca), Qilaban (Uludere), 
Elke (Beytüffebap), Gever (Yük- 
sekova) besucht und Informatio¬ 
nen über die sich im Bau befind¬ 
lichen neuen Militärstationen an 
der südkurdischen Grenze einge¬ 
holt. 

Die Delegation war in der Mili¬ 
tärkaserne von §irnex unterge¬ 
bracht und ihnen wurde ein 
Hubschrauber des Typs Sikorky 
zur Verfügung gestellt, mit dem 
sie am letzten Tag vor ihrer Abrei¬ 
se aus Sirnex die Grenzlinie aus 
der Luft begutachteten. 

Laut Informationen, die an die 
Firatnachrichtenagentur weiter¬ 
geleitet wurden, hat die Delega¬ 
tion an der südkurdischen Gren¬ 
ze Messungen durchgeführt, 
diese auf Landkarten verzeichnet 


MUGLA: LYNCHANGRIFF 
AUF LINKE KURDISCHE 
STUDIERENDE 
Nachdem die Opfer von Angrif¬ 
fen türkischer Faschisten vorge¬ 
stern in Haft genommen wur¬ 
den, wurden heute 42 von ihnen 
freigelassen. Die Freigelassenen 
wurden erneut angegriffen, 
wobei ein kurdischer Studieren¬ 
der schwer verletzt wurde. Der 
Student Izzet F., wurde von 
Faschisten auf dem Nachhaus¬ 
eweg abgefangen und 
zusammengeschlagen. Er befin¬ 
det sich im Moment im Kran- 


und auch den türkischen Solda¬ 
ten ausgehändigt. 

Nach einer am 28. April von 
Firatnews veröffentlichten Nach¬ 
richt wurde in der 250 Kilometer 
großen Grenzregion in den 
Landkreisen Gele, Gever und 
§emzinan der Provinz Colemerg 
zusätzlich zu den bestehenden 
Militär- und Lazarettstationen 
neue gebaut. Es wird vermutet, 
dass entlang der Grenze eine Puf¬ 
ferzone eingerichtet werden soll, 
ln den genannten Landkreisen, 
die einen Zugang zu dem immer 
stark umkämpften Zap-Tal bil¬ 
den, sind die Militärstationen 
und Bataillone an den Grenzpo¬ 
sten in den letzten Tagen ver¬ 
stärkt worden. 

(ANF, 19.5., ISKU) 


kenhaus. Die Polizei ignorierte 
die mehrfach mit türkischen 
Fahnen am Krankenhaus vorbei¬ 
fahrenden und erneut drohen¬ 
den Faschisten. 

ANKARA: MASKIERTE 
FASCHISTEN GREIFEN 
LINKE STRUD1ERENDE AN 
Eine Gruppe maskierter Faschi¬ 
sten grifTam 14.05. in Ankara 
linke Studierende u.a. mit 
Dönermessern an. Eine Frau 
wurde durch die Messer u.a. an 
der Schulter verletzt. 

(ANF, 14.5., ISKU) 


Strafe ergibt sich aus "Mitglied¬ 
schaft in einer terroristischen 
Vereinigung" sowie 103 Strafen 
für "Propaganda für eine terrori¬ 
stische Vereinigung". 

(CH, 14.5, ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
ÖP Özgür Politika 

YH Yüksekovahaber 

jW junge Welt 

CH Cumhuriyet 

ECA ECA Watch 


Termine: 

Stoppt die Hinrichtungen poli¬ 
tischer Gefangener im Iran! 

Kundgebung und Demonstra¬ 
tion am Samstag 22. Mai, 14 
Uhr in Berlin. 

ab BREITSCHEIDPLATZ / 
GEDÄCHNITSK1RCHE 

Am 10.Mai hat das iranische 
Regime fünf politische Gefan¬ 
gene in einer Nacht- und 
Nebelaktion im Teheraner 
Evin-Gefängnis als „Feinde 
Gottes und des Staates“ 
gehängt. Dem Lehrer und 
Gewerkschafter Farzad Kaman- 
gar, den Lehrern Ali Heydarian 
und Farhad Vakili sowie der 
Frauenrechtsaktivistin Shirin 
Alam Hooli wurde die Mit¬ 
gliedschaft in der oppositionel¬ 
len Partei für ein freies Leben in 
Kurdistan (PJAK) vorgeworfen. 

Mit unserem Protest wollen wir 
unser Mitgefühl für die Ange¬ 
hörigen, Freunde und Genossen 
der Hingerichteten ausdrücken 
und sie bei ihren Bemühungen 
um Gerechtigkeit unterstützen. 
Wir fordern einen sofortigen 
Stopp der Hinrichtungen und 
die Freilassung aller politischen 
Gefangenen. 

Kurdistan-Solidaritätskomitee 

Berlin 

Bündnis der Kurden und Kur¬ 
dischen Vereine Berlin-Bran¬ 
denburg 


Demonstration in Hamburg 

Samstag den 22. Mai 2010 
um 14.00 Uhr 
ab Hauptbahnhof / Hach- 
mannpfatz 

N U 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Stahltwiete 10 
22761 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 


Erneut faschistische Angriffe 
auf kurdische Studierende 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Türkisches Militär eskaliert den Krieg 


Auch die letzte Woche war 
geprägt von militärischen Ope¬ 
rationen, am Boden wie in der 
Luft. Jedoch erreichte sowohl 
die Repression eine neue Qua¬ 
lität, als auch das Ausmaß der 
militärischen Zerstörungen. So 
bombardierten am 20.51 mehr 
als 20 türkische F-16 Bomber, in 
Zusammenarbeit mit iranischer 
Artillerie, südkurdisches Gebiet. 
Dabei wurden die Einwohnerin¬ 
nen von mindestens drei Dör¬ 
fern zur Flucht gezwungen. Das 
türkische Militär warf 2000 
Pfund Bomben über Südkurdi¬ 
stan ab und richtete große Ver¬ 
wüstungen an. Auch in Nord¬ 
kurdistan, in der Provinz Bitlis 
wurden Dorfbewohnerinnen 
vom Militär gezwungen, minde¬ 
stens neun Dörfer zu räumen. In 
Dersim kam es neben schweren 
Militäroperationen zu verstärk¬ 
ten Aktivitäten von bekannten 
Todesschwadronen des Jitem 
und der Konterguerilla. Die 
Gabar-Berge wurden aus Hub¬ 
schraubern bombardiert und 
stehen in Flammen. 

Südkurdistan: Schweres 
Bombardement, Gefechte, 
Vertriebene und Tote 

Bei den Angriffen des türki¬ 
schen Militärs sind in den letz¬ 
ten Tagen zwei Zivilistinnen 
getötet und 10 verletzt worden. 
Der 27-jährige Hüseyin Rekani 
wurde bei einem Treffer auf sein 
Haus in einem Dorf getötet, 
seine Frau und seine zwischen 
vier und neun Jahre alten Kin¬ 
der wurden schwer verletzt. 
Drei Dörfer wurden entvölkert. 
Vier Guerillas fielen dem schwe¬ 
ren Artilleriebombardement 
zum Opfer. Die Situation ist 
mehr als besorgniserregend und 
aufgrund der massiven Militär¬ 
präsenz an den Grenzen ist ein 
Einmarsch der türkischen 
Armee in Südkurdistan zu 
befürchten. Auch die von den 
USA abhängige südkurdische 
Regierung gibt zu diesem Vor¬ 
gehen durch ihr Schweigen und 
ihre öffentlich zur Schau getra¬ 
gene Unbekümmertheit, eine 
Zustimmung zu solchen Opera¬ 
tionen. 

Zap Xinere: Schweres 
Bombardement 

Hubschrauber mit Bomben 
beladen überquerten am 22.5. 
die Grenze in Richtung Zap- 
Gebiet, nachdem die Region 

f estem unter schwerem Bom- 
ardement aus Flugzeugen lag. 
Gestern hatten 20 türkische 
Kriegsflugzeuge die Gebiete 
unter Guerillakontrolle in zwei 


Angriffswellen bombardiert. 
Nach Angaben der türkischen 
Presse wurde das Bombarde¬ 
ment mit Hilfe amerikanischer 
Geheimdiensterkenntnisse 
durchgeführt. Parallel dazu feu¬ 
erte das iranische Militär, wie 
seit Tagen schon, auf das Xinere 
Gebiet mit Artillerie. 

Haftanin bombardiert 
Das südkurdische Haftanin- 
Gebiet lag auch am 20. und 21. 
Mai unter schwerem Artillerie- 
und Mörserbeschuss. Dabei 
wurden auch mehrere Dörfer 
angegriffen. Am 22.5. wurde ein 
Dorfbewohner durch das Bom¬ 
bardement verletzt, landwirt¬ 
schaftliche Nutzflächen und 
Gärten erlitten großen Schaden. 
Weiterhin stehen große Militär¬ 
kontingente an der Grenze zum 
Einmarsch bereit. 

Bevölkerung dreier Dörfer 
durch Bombardierung vertrie¬ 
ben 

Das schwere Bombardement der 
letzten Tage, bei dem das türki¬ 
sche Militär 1000 kg Bomben 
einsetzte, an dem sich aber auch 
das iranische Militär massiv 
beteiligte, führte zur Vertrei¬ 
bung der Bevölkerung dreier 
Dörfer in der Nähe von Süleym- 
aniya. 

Semzinan (§emdinli): 

Immer mehr Soldaten 
ln den Militärbasen entlang der 
Grenze werden immer mehr tür¬ 
kische Soldaten zusammengezo¬ 
gen. Von Gever (Yüksekova) aus 
starten Hubschrauber um länd¬ 
liche Gegenden um Oramar 
(Daglica) zu bombardieren. 
Auch hier wird anscheinend 
direkt eine grenzüberschreitende 
Operation vorbereitet. 

Elazig: Gefechte zwischen 
Guerilla und Militär 

Nach einer Erklärung des Presse¬ 
zentrums der HPG Team es am 
19. Mai in der nordkurdischen 
Provinz Elazig im Rahmen einer 
Militäroperation zu Gefechten 
mit der Guerilla. Über Verletzte 
und Tote ist noch nichts 
bekannt. Die Operation wird 
durch Artillerie und Mörser¬ 
bombardement begleitet. 

Dersim: Kontraaktivitäten 

^fahrend sich die Aktivitäten 
des türkischen Militärs jeden 
Tag in Form von Bombardie¬ 
rungen und Bodenoperationen 
in der Provinz Dersim auswei¬ 
ten, bewegen sich immer mehr 
Gruppen von Spezialeinheiten 


der Konterguerilla und dem an 
tausenden extralegalen Hinrich¬ 
tungen beteiligten Geheim¬ 
dienst JITEM durch ländliche 
Gebiete und bedrohen die Dorf¬ 
bevölkerung und versuchen 
diese so einzuschüchtern. Die 
Aktivitäten dieser Einheiten 
wurden seit dem 14. Mai 
besonders in der Region um 
Ovacik beobachtet. 

Die Übergriffe dieser Einheiten 
gehen im Moment von verbalen 
Angriffen, bis hin zu physischen 
Übergriffen. Weiterhin richten 
sie Fünterhalte gegen die kurdi¬ 
sche Guerilla aus. 

Sirnak: Hubschrauber bombar¬ 
dieren Berge, Wälder brennen 
Während in der nordkurdischen 
Grenzprovinz seit zwei Tagen 
Hubschrauber die Berge bom¬ 
bardieren, brennen die Wälder. 
Weiterhin strömen auch in diese 
Region tausende Soldaten, die 
allerdings nichts zum Löschen 
unternehmen. 

Bitlis: Eine Guerillera gefallen 
Im Landkreis Tatvan in der Pro¬ 
vinz Bitlis fiel am 17. Mai die 
Kämpferin der Frauenguerilla 
YJA-Star Asiye Günduz im 
Gefecht mit dem türkischen 
Militär. 

Bitlis: Bevölkerung von neun 
Dörfern soll vertrieben werden 
Die türkische Armee beginnt 
nun auch in Nordkurdistan 
erneut auf die Entvölkerungs¬ 
praxis der 90er Jahre zurückzu¬ 
greifen, als über 4000 kurdische 
Dörfer vom türkischen Militär 
zerstört wurden, 
ln der Region Bitlis/Tatvan 
haben türkische Soldaten die 
Bevölkerung von neun Dörfern 
angewiesen, diese zu räumen. 
Sie erklärten, die Gegend werde 
bald mit Hubschraubern und 
Haubitzen bombardiert werden. 

Ostkurdistan/Iran: Vergel¬ 
tungsaktionen der Guerilla 

Nach den Hinrichtungen von 
kurdischen Aktivistinnen im 
Iran rief die kurdische Freiheits¬ 
partei PJAK zu einer Einheits¬ 
front gegen das iranische Regi¬ 
me auf. Die Jugendlichen sollten 
den Kriegsdienst verweigern. Bei 
Vergeltungsaktionen der Gueril¬ 
la starben innerhalb von 48 
Stunden mehr als 10 Soldaten 
und Revolutionswächter. Schon 
am 16.5. waren bei einer Aktion 
der HRK mindestens 11 irani¬ 
sche Revolutionswächter ums 
Leben gekommen. 

(ANF.DIHA, 
YH, 22.5., ISKU) 


Meldungen 


Türkei gewinnt mehr 
Einfluss bei der UN 
Während die Türkei vorüberge¬ 
hendes Mitglied im Weltsicher¬ 
heitsrat ist, wirkt sie an drei 
UN-Projekten führend mit. Sie 
hat die Präsidentschaft im Nord 
Korea Sanktionskomitee und 
des Komitees zur Bekämpfung 
des Terrorismus inne und ist 
zugleich "leading country" der 
Afghanistan-Mission. 

(CH, 19.5., ISKU) 

Solidarität mit Tekel-Arbeitern 
Ankara. Unter der Losung »Die 
Tekel-Arbeiter sind nicht allei¬ 
ne!« zeigten Hunderttausende 
Arbeiter am Mittwoch in der 
Türkei ihre Solidarität mit den 
Angestellten des staatlichen 
Tabakmonopols Tekel. Seit 
Dezember wehren sich Tausen¬ 
de Tekel-Angestellte gegen ihre 
privatisierungsbedingte Kündi¬ 
gung oder Überführung in den 
rechtlosen Leiharbeitsstatus 

4/C. 

Obwohl im Februar sechs 
Gewerkschaftsföderationen 
einen Generalstreik für den 26. 
Mai zur Unterstützung der 
Tekel-Arbeiter vereinbart hat¬ 
ten, rief der größte Gewerk¬ 
schaftsdachverband Türk-Is 
lediglich zu einer einstündigen 
Arbeitsniederlegung auf. Gegen 
diese Entscheidung protestier¬ 
ten Tekel-Arbeiter seit Montag 
landesweit mit der Besetzung 
von Türk-Is-Büros. Nur die 
linke Gewerkschaftsföderation 
des öffentlichen Dienstes KESK 
sowie klassenkämpferische Teile 
von Türk-Is führten ganztägige 
Streiks durch. 

ln Bergwerken wurde die Arbeit 
für mehrere Stunden ausgesetzt, 
um 30 Bergleuten zu gedenken, 
die vor wenigen Tagen bei einer 
Gasexplosion in Zonguldak 
ums Leben kamen. 

(jW, 27.5., ISKU) 

USA eröffnet Konsulat 
in Region Kurdistan 

Der ÜS-Kongress hat im Reprä¬ 
sentantenhauses in der US- 
Hauptstadt Washington die 
Entscheidung Nr. 8/3 getrof¬ 
fen, in der Hauptstadt der 
nordirakischen Region Kurdi¬ 
stan, Erbil, ein Konsulat zu 
eröffnen. 

Laut der offiziellen Website der 
Kurdischen Regionalregierung 
hat der US-Kongress dre Ent¬ 
scheidung getroffen, nachdem 
sich auch die Regionalregierung 
acht Monate lang um diese Ver¬ 
tretung bemüht hatte. 

„Diese Entscheidung wird die 
bilateralen Beziehungen zwi- 




Massenhafte Proteste gegen 
Militäroperationen 


In vielen kurdischen Städten kam 
es in den letzten Tagen zu mas¬ 
senhaften Protesten gegen die 
eskalierenden militärischen Ope¬ 
rationen des türkischen Staates. In 
Wan, Elih (Batman), Amed (Diy- 
arbakir), Semsür (Adiyaman), 
Istanbul und vielen anderen 
Orten protestierten Zehntausen¬ 
de gegen die Operationen. An 
einer Demonstration im Rahmen 
der lebenden Schutzschilde Kam¬ 
pagne der Partei für Frieden und 
Demokratie BDP in Gever (Yük- 
sekova) nahmen mehrere zehn¬ 
tausend Menschen teil, ln Elih 
und Istanbul kam es zu Polizeian¬ 
griffen, Festnahmen und Verhaf¬ 
tungen. 

Elih: Polizeiangriff auf 
Demonstration Zehntausender 

Am 23.5. beteiligten sich an einer 
Demonstration gegen die Militär¬ 
operationen des türkischen Staa¬ 
tes, in der kurdischen Stadt Elih, 
mehrere zehntausend Menschen. 
Es wurden Parolen für die PKK, 
egen Ahmadinedschad, gegen 
ie Operationen und die laschi- 
stischen Angriffe der letzten Zeit 

t erufen. Die Menschen trugen 
ie in der Türkei verbotenen 
Symbole der PKK. Am Ende griff 


die Polizei die Demonstration mit 
Wasserwerfern und Gasgranaten 
an und nahm sechs Personen fest. 

Gever/Yüksekova: Zehntausende 
als lebende Schutzschilde auf 
Demonstration 

An der im Rahmen der Kampag¬ 
ne „lebende Schutzschilde“ 
durchgeführten Demonstration 
in Gever nahmen mehrere zehn¬ 
tausend Menschen teil. Die 
Demonstration ging vom Stadt¬ 
zentrum hin zu einem fünf km 
entfernten Militärflughafen. Es 
wurden Parolen gerufen wie: 
„Weder Soldaten noch Guerillas 
sollen sterben.“ Die Fotos von bei 
Luftangriffen des türkischen Mili¬ 
tärs getöteten Guerillas, Fahnen 
der KCK und Bilder von Abdul¬ 
lah Öcalan wurden gezeigt. 
Sowohl in Gever als auch in §em- 
zinan (§emdinli) blieben alle 
Läden geschlossen. 

Wan: 20.000 auf Demonstration 
gegen Operationen 

Am 22.5. versammelten sich in 
Wan nach einem Aufruf der BDP 
mehr als 20.000 Menschen, um 
gegen die Operationen des türki¬ 
schen Militärs zu protestieren. 
Auch hier wurden Parolen für den 


Frieden, die PKK und ihren Vor¬ 
sitzenden gerufen. Weiterhin 
wurde das iranische Regime und 
der türkische Ministerpräsident 
Erdogan scharf verurteilt. Die 
massiv präsente Polizei überflog 
die Demonstration mehrfach mit 
FFubschraubern. 

Istanbul: Proteste und 
Strassenschlachten gegen 
Militäroperationen 

Gegen die Militäroperationen 
und faschistischen Übergriffe auf 
Kurdinnen, gab es in Istanbul 
mehrere Protestaktionen. In 
Gaziosmanpafa wurde am 23.5. 
eine Protestdemonstration heftig 
von der Polizei angegriffen. Die 
Demonstrantlnnen, die immer 
wieder Parolen für die PKK und 
ihren Vorsitzenden riefen, wurden 
mit Bereitschaftspolizei, Panzer 
und Panzerfahrzeugen angegrif¬ 
fen. Mindestens eine Person 
wurde festgenommen. Außerdem 
wurden mehrere Banken und 
Supermärkte von kurdischen 
Jugendlichen am 24.5. aus Protest 
in Brand gesetzt. Hunderte 
Jugendliche errichteten Barrika¬ 
den und lieferten sich Straßen¬ 
schlachten mit der Polizei. 

(ANF, 24.5., ISKU) 


gegen Studierende 


Terror 

Schon letzte Woche starb ein 
kurdischer Studierender in der 
westtürkischen Stadt Mugla, 
nachdem er von mehreren Poli¬ 
zeikugeln schwer verletzt worden 
war. Die Polizisten unterstützten 
die angreifenden türkischen 
Faschisten und Nationalisten mit 
tödlicher Gewalt. Es kam in der 
letzten Woche auch in anderen 
Städten zu rassistischen Lynch¬ 
jagden auf kurdische Studieren¬ 
de. ln Tokat wurden dabei zwei 
kurdische Studierende so schwer 
verletzt, dass ihr Zustand immer 
noch kritisch ist. Weiterhin taten 
sich staatliche Kräfte durch Fest¬ 
nahme- und Verhaftungsopera¬ 
tionen gegen kurdische Studie¬ 
rende hervor. 

Istanbul: 15 Verhaftungen, 
sechs Festnahmen 
Bei am 18. Mai in Balikesir 
durchgeführten Razzien wurden 
15 kurdische Studierende verhaf¬ 
tet und in Aksaray sechs weitere 


festgenommen, da behauptet 
wurde, sie seien Mitglieder der 
Jugendorganisation YDG-M, der 
mittlerweile verbotenen, linken, 
kurdischen Partei DTP. 

Sakarya: 20 Studierende 
festgenommen 

Auch hier wurden bei Haus¬ 
durchsuchungen am 20.05. min¬ 
destens 20 kurdische Studieren¬ 
de festgenommen. Unter den 
Festgenommenen befindet sich 
auch der Journalist der kurdi¬ 
schen Nachrichtenagentur 
DIHA, gagda 5 K. 

Tokat: Erneuter faschistischer 
Angriff auf kurdische Studieren¬ 
de 

Auch hier waren drei kurdische 
Studierende am 21. Mai festge¬ 
nommen worden. Als zwei ihrer 
Freunde zum Polizeirevier gin¬ 
gen, um etwas über deren Situa¬ 
tion zu erfahren, wurden diese, 
von einer fünfzehnköpfigen 


Gruppe dort wartender türki¬ 
scher Faschisten mit Stangen 
angegriffen. Sie wurden schwer 
verletzt und befinden sich immer 
noch in kritischem Zustand. 
Schon während ihrer medizini¬ 
schen Behandlung versammelte 
sich ein großer faschistischer 
Mob vor dem Krankenhaus. 

Istanbul: MLKP verübt 
Anschlag auf faschistische Par¬ 
tei 

Am 18. Mai verübte die MLKP 
einen Bombenanschlag auf ein 
Büro der ultranationalistischen 
BBP in Istanbul, bei dem hoher 
Sachschaden entstand. Sie erklär¬ 
te: „Aufgrund der Ermordung 
von Serzan Kurt durch einen 
vom faschistischen Staat organi¬ 
sierten Angriff, der Razzien, den 
Verhaftungsterror gegen kurdi¬ 
sche Jugendliche in Balikesir und 
Izmir, haben wir die BBP zu 
unserem Angriffsziel gemacht.“ 

(ANF, 23.5., ISKU) 


Polizeiterror: 134 Festnahmen 


m tunt lagen 


In der Türkei hat gegen die kurdi¬ 
sche Bewegung eine neue Fest¬ 
nahme- und Verhaftungswelle 
begonnen. Jeden Tag finden 
Hausdurchsuchungen statt, Stu¬ 
dierende, Jugendliche und Kin¬ 
der, Menschen jeder Altersgruppe 
werden festgenommen. Einerseits 


wird den türkischen Faschisten 
erlaubt, auf der Straße Jagd auf 
Kurdinnen zu machen, anderer¬ 
seits übt die Polizei einen Fest- 
nalimeterror aus. Innerhalb von 
fünf Tagen wurden in Dersim, 
Eleziz (Elazig), Meleri (Malatya), 
Erzingan (Erzincan), Qers (Kars), 


Riha (Urfa), Elih (Batman), Cizir 
(Cizre) und Aydin 134 Personen 
festgenommen. Besonders betrof¬ 
fen sind Aktivistinnen und Funk- 
tionärlnnen der BDP und aus 
den kurdischen Basisorganisatio¬ 
nen, wie auch Journalistinnen. 

(ANF, 24725.5., ISKU) 


sehen beiden Ländern stärken“, 
hieß es auf der Website der 
Regionalregierung. Verbesse¬ 
rungen würden im Bereich der 
Politik und Wirtschaft, aber 
auch im Tourismus und bei 
Investitionen erwartet. 

(AK, 21.5, ISKU) 

Bürgerinitiative ruft zum 
Widerstand gegen faschisti¬ 
sche Übergriffe auf 
Nach dem Mord an dem kurdi¬ 
schen Studenten Serzan Kurt 
hat sich eine Bürgerinitiative 
gegründet, die zum w iderstand 
gegen die andauernden Über¬ 
griffe aufruft. 

In einer scharf formulierten 
Erklärung der kurdischen Initi¬ 
ative heißt es, dass für dieses 
Verbrechen die AKP verant¬ 
wortlich sei und fordert den 
Gouverneur von Mugla und 
den Vorsitzenden der Sicher¬ 
heitsdirektion zum Rücktritt 
auf. Wenn angesichts der faschi¬ 
stischen Übergriffe und der ras¬ 
sistischen Lynchmobs keine 
Maßnahmen getroffen werden, 
so die Bürgerinitiative, dann 
müssen die kurdischen Jugend¬ 
lichen die "notwendige" Ant¬ 
wort auf die Angriffe geben. 
Weiterhin äußerte die Initiative 
"Wir sind alle Serzan" und "für 
die zunehmenden faschistischen 
Angriffe gegen Kurdinnen ist 
die AKP-Regierung verantwort¬ 
lich. Die immer häufigeren 
Angriffe in der Westtürkei zei¬ 
gen, dass der blutigen Plan 
gegen Kurdinnen ein Zyklus ist. 
Angesichts dieser Angriffe wer¬ 
den wir auf keinen Fall ruhig 
bleiben. Die Kurdinnen werden 
sich verteidigen, dass müsst ihr 
so wissen." 

Die kurdische Bürgerinitiative 
ruft die kurdischen Jugend¬ 
lichen zum Widerstand gegen 
die Angriffe auf. Der Familie 
und den Freundinnen des ver¬ 
storbenen Serzan Kurt bekun¬ 
det sie ihr Beileid und ver¬ 
spricht sein Andenken zu ehren. 

(ANF 20.5., ISKU) 
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KCK beendet einseitigen 
Waffenstillstand 


Die Gemeinschaft der Gesell¬ 
schaften Kurdistan (KCK), die 
Dachorganisation der PKK und 
der Guerilla HPG, erklärte offi¬ 
ziell das Ende ihres 13-monati- 
gen Waffenstillstandes. Sie 
erklärte, dass der türkische Staat 
und die AKP nicht die notwen¬ 
digen Schritte für einen Frie¬ 
densprozess eingeleitet hätten: 
„Trotz unserer Bemühungen die 
Gewalt zu beenden, setzte der 
türkische Staat und die AKP ihre 
Vernichtungspolitik gegen die 
kurdische Freiheitsbewegung 
fort.“ 

Dies war der 6. von Ankara 
ignorierte einseitige Waffenstill¬ 
stand der kurdischen Guerilla 
seit 1993. In den 13 Monaten 
führte der türkische Staat min¬ 
destens 273 Militäroperationen 

f egen die kurdische Guerilla 
urch, verbot die linke kurdi¬ 
sche DTP und inhaftierte 1440 
ihrer Mitglieder, 4475 waren 
von Festnahmen betroffen. 
Auch die. Bemühungen von 
Abdullah Öcalan, Ansprechpart¬ 
nerinnen auf türkischer Seite zu 
finden, stießen auf keine 
Gesprächsbereitschaft; seine für 
einen Friedensprozess erarbeitete 
Roadmap wird von der türki¬ 
schen Regierung immer noch 
unter Verschluss gehalten. Auch 
die Initiative der aus der Gueril¬ 
la und dem Flüchtlingscamp in 
Maxmur ausgesandten „Frie¬ 
densbotschafterinnen“ war vom 
türkischen Staat und den 
Medien sabotiert worden. Die 
Botschafterinnen wurden mit 
politischen Verfahren überzogen 
und sind mit langjährigen Haft- 
strafen bedroht. Auch die Men¬ 
schenrechtssituation hat sich 
rapide verschlechtert, im Jahr 
2009 wurden 61 Personen von 
der Polizei erschossen, 24 star¬ 
ben in Flaft, 397 Fälle von Fol¬ 
ter wurden gemeldet und insge¬ 
samt 20720 Menschenrechtsver¬ 
letzungen in den kurdischen 
Gebieten dokumentiert. (IHD). 
Viele tausend Kinder und 
Jugendliche erwarten Verfahren, 
Hunderte sind nach dem Terror¬ 
gesetz wegen angeblicher Stein¬ 
würfe inhaftiert. Mindestens 
neun Kinder wurden 2009 
Opfer extralegaler Hinrichtun¬ 
gen. 26 kurdische Zeitungen 
wurden 62mal geschlossen und 
mehrere Journalistinnen in Haft 
genommen. Besonders hervor¬ 
stechend ist hier der Fall von 
Vedat Kursun, der als Journalist 
der Zeitung Azadiya Welat 


wegen Propaganda für eine ver¬ 
botene Organisation zu 166 Jah¬ 
ren Haft verurteilt worden war. 
ln der Erklärung wurde betont, 
dass die AKP für einen herauf¬ 
ziehenden „tragischen Krieg“ 
verantwortlich sei. 

Attentat auf Militärkomman¬ 
danten in Colemerg (Hakkari) 
Am 1. Juni führten umlO.OO 
morgens kurdische Guerillas ein 
Attentat auf einen Militärkom¬ 
mandanten in Colemerg/Ora- 
mar durch. Die Guerilla erlitt 
bei der Aktion keine Verluste. 
Sikorsky Helikopter brachten 
die Leiche des Kommandanten 
weg und bombardierten die 
Region schwer. Es kam auch zu 
breitem Artilleriebombardement 
auf das Zap-Gebiet. 

Bei einem Gefecht mit der kur¬ 
dischen Guerilla am 31.05. im 
Landkreis (Jele wurden 2 Solda¬ 
ten verletzt, eine Gefreiter starb. 
Über Verluste auf Seiten der 
Guerilla ist nichts bekannt. Von 
Cele aus wird fast pausenlos 
Südkurdistan mit Artillerie 
bombardiert. Große Soldaten¬ 
kontingente wurden in die 
Region transportiert. Der Lärm 
der Geschütze ist auch im Stadt¬ 
zentrum deutlich zu hören. 

Weitere militärische Ausein- 
anderstzungen in Dersim 

Bei schweren Gefechten an der 
Grenze zu den Provinzen Der¬ 
sim und Cewlig verloren am 
25.05. vier Guerillas durch das 
Bombardement aus Kobrahub¬ 
schraubern ihr Leben. Ein weite¬ 
rer Guerilla fiel in Hatay bei 
einer Aktion der Guerilla gegen 
ein Radarzentrum der türki¬ 
schen Armee. 

Nachdem in der Nacht zum 
31.05. ein Angriff auf eine Basis 
von Spezialeinheiten durchge¬ 
führt worden war, weiten sich 
die Operationen mit Luftunter¬ 
stützung aus. Gebiete an der 
Grenze zu Cewlig und in Nazi- 
miye liegen unter schwerem 
Bombardement. 

Bei dem Angriff der Guerillas 
wurden mehrere Fahrzeuge der 
türkischen Armee getroffen. Bei 
dem Angriff kamen auch eine 
unbekannte Anzahl von Solda¬ 
ten ums Leben. Panzer und 
Hubschrauber versuchten 
erfolglos den Guerillas nachzu¬ 
setzen, die sich ohne Verluste 
zurückziehen konnten. 


HPG bekennt sich zu Angriff 
auf Marinekommandantur 
Die kurdische Guerilla HPG 
bekannte sich zu dem Raketen¬ 
angriff auf die Marinekomman¬ 
dantur von Iskenderun am 
31.05., bei dem 7 Soldaten star¬ 
ben und 11 verletzt wurden. Ein 
Militärfahrzeug vom Typ Reo 
wurde ebenfalls vollständig zer¬ 
stört. Die Guerilla erlitten keine 
Verluste. Die Guerilla zeigte 
damit ihre Reaktionsfähigkeit 
auch in diesem weit westlichen 
Gebiet der Türkei gegen ein gut 

f eschütztes Ziel wie die Marine- 
ommandantur. Sie erklärte, sie 
werde die Aktionen ausweiten, 
so lange wie der türkische Staat 
seine Militäroperationen in Kur¬ 
distan fortsetzt. 

Am frühen Morgen des 2. Mai 
vermuteten die Soldaten in der 
Marinekommandantur einen 
erneuten Angriff der Guerilla 
und eröffneten das Feuer. Sie 
waren aufgrund von Windge¬ 
räuschen in Panik geraten. 

Angriffe auf Militärstützpunkte 

Ebenfalls Ende Mai führte die 
HPG eine Aktion gegen einen 
Militärstützpunkt durch. Schon 
am 27.05. war die Kreiskom¬ 
mandantur der Jandarma ange- 
riffen worden. Dabei waren ein 
oldat gestorben und einer ver¬ 
letzt worden. Bei dem neuer¬ 
lichen Angriff starben ein Soldat 
und ein Dorfschützer, zwei Sol¬ 
daten und ein Dorfschützer 
wurden verletzt. Die Soldaten 
setzten den Guerillas mit einer 
Operation nach. Dabei starb ein 
weiterer Soldat. Die Guerilla 
konnte sich ohne Verluste 
zurückziehen. Die Guerilla rief 
die Dorfschützer nochmals 
deutlich auf, nicht an Operatio¬ 
nen teilzunehmen. 

Dorfschützer sollen Waffen 
niederlegen 

Die Regionalkommandantur 
der HPG von Botan warnte am 
1. Juni die Dorfschützer, an 
Operationen teilzunehmen und 
forderte sie auf, ihre Waffen 
niederzulegen. Sie wies darauf 
hin, dass bei Gefechten in der 
Region einige Dorfschützer 
gestorben oder verletzt worden 
seien und dass der türkische 
Staat die Dorfschützer bewusst 
gegen die Guerilla vorschickt. 
Die HPG erklärte, sie wolle die 
Dorfschützer nicht als Ziel 
sehen, und dass die Dorfschüt¬ 
zer oft unter großem Druck vom 


Meldungen 

Sert: 60 Jugendliche festge¬ 
nommen 

ln Sert wurden 60 Jugendliche, 
die an einer Demonstration 
unter dem Motto J'Stoppt die 
Eskalation des kulturellen Völ¬ 
kermordes, Prostitution, Dro¬ 
genhandel und Agententum!” 
teilnehmen wollten, festgenom¬ 
men. 

Die Demonstration wurde von 
der revolutionären patriotischen 
Jugend (Devrimci Yurtsever 
Gen^lik, DYG) organisiert und 
sollte vom Viehmarkt bis zur 
BDP-Landkreiszentrale laufen. 
Teilnehmerinnen wurden auf 
dem Weg zur Demonstration 
von der Polizei gestoppt und 
ohne jeden Grund festgenom¬ 
men und in Kleingruppen zur 
Sicherheitsdirektion in Sert 
abtransportiert. 

(ANF, 30.5., ISKU) 

Diskussion über Beziehung 
von Roj TV und PKK in Däne¬ 
mark 

Die dänische Tageszeitung Ber- 
linskeTidende berichtet über 
Verbindungen zwischen dem 
kurdischen Fernsehsender Roj 
TV und der PKK, die der däni¬ 
schen Polizei seit einem Jahr 
bekannt sein sollen. Der Bericht 
wird mit Fotos belegt. Die däni¬ 
schen Sozialdemokraten for¬ 
dern den Rücktritt des Justizmi¬ 
nisters. Die Türkei fordert seit 
Jahren die Schließung des Sen¬ 
ders. Dies wurde von der däni¬ 
schen Regierung bisher mit 
Hinweis auf fehlende Beweise 
über die Beziehungen zur PKK 
zurückgewiesen. 

(NTV, 27.5., ISKU) 

Kampagne für Kinder in Haft 

Die CHAK (The Centre of 
Halabja against Anfalazation 
and Genocide of Kurds) hat 
eine Kampagne zur Freilassung 
inhaftierter Kinder in Norcf- 
westkurdistan begonnen. 

Auf ihrer Versammlung am 30. 
Mai, an der sich Mitglieder aus 
12 Ländern beteiligten, 
beschloss die CHAK mit der 
Kampagne zu beginnen. Der 
zweite Vorsitzende Gabar Ciyan 
gab zunächst einen Bericht über 
die Lage der Kinder in den 
Gefängnissen ab. Er wies darauf 
hin, dass auch die Türkei, wenn 
sie der EU betreten wolle, das 
internationale Abkommen über 
Rechte von Kindern unter¬ 
schreiben müsse. Der erste Vor¬ 
sitzende Goran Halabcayi 
erklärte, man werde mit der 
Kampagne überwiegend an die 
europäische Öffentlichkeit 
gehen. 




Neue Skandale im Ilisu-Projekt 


Umsiedlungen ans Ilisa Dorf ohne 
entsprechende Entschädigungen, 
Monumente in Hasankeyf sollen 
nicht wieder aufgebaut werden. 
Andritz macht sich mitverant¬ 
wortlich. 

ln zwei Monaten sollen nach 
Informationen der Initiative zur 
Rettung von Hasankeyf die 
Menschen im Dorf Ilisu umge¬ 
siedelt werden. Nun wird klar, 
dass dies für sie existenzbedro¬ 
hend wird: Für ihre neuen Häu¬ 
ser müssen sie ca. 25.000 Euro 
mehr bezahlen, als sie vom Staat 
als Entschädigung erhalten. 
Während sie maximal 20.000 
Türkische Lira für den Verlust 
ihrer Wohnstätten bekommen, 
kosten die neu errichteten Häu¬ 
ser 70.000 Lira. 

„Die Menschen in Ilisu sind ver¬ 
zweifelt und selbst diejenigen, 
die den Staudamm früher befür¬ 
wortet haben, lehnen ihn nun 
einhellig ab“, berichtet Ipek 
Tasli von der Initiative, die vor 
wenigen Tagen mit Dorfbewoh¬ 
nern sprach. Obwohl ihnen ver¬ 
sprochen wurde, dass für sie 
Arbeitsplätze auf der Ilisu-Bau- 
stelle geschaffen würden, werden 
für die Bauarbeiten hauptsäch¬ 
lich Arbeiter aus anderen Teilen 
der Türkei herangezogen. Wenn 


ihr Land geflutet wird, können 
die Einwohner, die zu einem 
großen Teil von der Landwirt¬ 
schaft leben, sich nicht mehr 
selbst ernähren. Ebenso fraglich 
ist dann, wie sie die Kredite für 
die neuen Häuser zurückzahlen 
sollen. Schon jetzt können sie 
Teile ihres Landes nicht mehr 
nutzen, da dieses für die Bauar¬ 
beiten beansprucht wird. Ent¬ 
schädigung haben die Bewohner 
dafür nicht erhalten. 

„Die österreichische Andritz AG 
macht sich an diesem Skandal 
mitschuldig, wenn sie nicht aus 
dem Staudammprojekt aus¬ 
steigt“, so Thomas Wenidoppler 
von ECA Watch Österreich zu 
den Vorgängen. Erst vor weni¬ 
gen Wocnen ist offiziell bekannt 
geworden, dass sie als einziges 
europäisches Unternehmen im 
Ilisu-Projekt verbleibt. Alle 
anderen europäischen Partner 
sind den Empfehlungen 
Deutschlands, Österreichs und 
der Schweiz gefolgt, die sich im 
Juli 2009 wegen der mangelhaf¬ 
ten Einhaltung von Projektauf¬ 
lagen seitens der Türkei aus dem 
Projekt zurückgezogen hatten. 

Auch ein anderes Versprechen 
bricht die Türkei im Ilisu-Pro¬ 
jekt: Aus einem Artikel der Hür- 


riyet Daily News vom 24.5. geht 
hervor, dass nun auch Hasan- 
keyfs antike Brücke und die 
antike El Rizk Moschee nach 
den Plänen der türkischen 
Behörden in den Fluten des 
Ilisu-Staudamms versinken sol¬ 
len. Bisher hatten die türkischen 
Behörden versichert, Hasankeyf 
werde „gerettet“, indem die 
wichtigsten zwölf Monumente 
im Original abgetragen und wie¬ 
der aufgebaut werden. Jetzt ist 
nur noch von „Nachbildungen“ 
die Rede. 

„Die vollmundigen Versprechen 
Premierminister Erdogans ent¬ 
puppen sich nun als reine Hin¬ 
haltetaktik, um die Projektkriti¬ 
ker zu beschwichtigen“, kom¬ 
mentiert Heike Drillisch, Koor¬ 
dinatorin des deutschen Netz¬ 
werks Gegenströmung. „Offen¬ 
sichtlich interessieren Erdogan 
weder die Kulturgüter noch die 
internationale Reputation seines 
Landes.“ Zahlreiche Prominen¬ 
te, Parlamentarier aus vielen 
Ländern und der Internationale 
Rat für Denkmalpflege (ICO- 
MOS) haben sich für den Erhalt 
Hasankeyfs ausgesprochen. 

ECA Watch Österreich, Initiative 
zur Rettung von Hasankeyf, 
Gegenströmung, 1.6. 
www.stopilisu. com 


Fortsetzung: KCK beendet einseitigen Waffenstillstand 


türkischen Militär zu den Ope¬ 
rationen gezwungen würden. 
Deshalb warnte die HPG die 
Dorfschützer erneut und forder¬ 
te sie auf, die Waffen niederzule- 

f en. Andernfalls könne sie keine 
hrantwortung übernehmen. 

ln Wan/§ax weigerten sich 40 
Dorfschützer, zusammen mit 
dem türkischen Militär zur Ope¬ 
ration auszurücken. Sie legten 
die Waffen nieder. Daraufhin 
wurden sie zur Militärkomman¬ 
dantur gerufen und aufgefordert 
ihre Waffen zu nehmen und zu 
Hause zu bleiben. 


Während das türkische Militär 
die Grenzgebiete mit Soldaten 
vollstopft, beschleunigt es auch 
den Bau neuer Stützpunkte. Um 
diese Baustellen zu schützen 
werden vom türkischen Militär 
Dorfschützer zwangsverpflich¬ 
tet. 

Ostkurdistan: Schwere Ausein¬ 
andersetzungen mit iranischen 
Militär 

Die PJAK, die in Ostkurdi¬ 
stan/Iran aktiv ist, riefen zu 
einer Einheitsfront gegen das 
iranische Regime auf. Zuvor 
waren am 9. Mai 5 Guerillas der 
kurdischen HRK vergiftet und 5 
politische Gefangene, unter 
ihnen 4 angebliche PJAK-Mit- 
glieder, hingerichtet worden. 
Am 13. Mai fand deshalb ein 
Generalstreik in mehreren kur¬ 


dischen Städten statt. Auch hier 
beendete die kurdische Guerilla, 
die in enger Verbindung mit der 
KCK statt, ihren Waffenstill¬ 
stand. Bei Vergeltungsaktionen 
der Guerilla wurden vor Allem 
Stützpunkte der Armee, der 
Revolutionswächter und Dorf¬ 
schützer angegriffen. Innerhalb 
von 20 Tagen wurden minde¬ 
stens 74 iranische Soldaten getö¬ 
tet. Das iranische und türkische 
Regime führten zusammen 
mehrfache groß angelegte Mili¬ 
täroperationen durch, die Süd¬ 
kurdistan unter schweres Artille¬ 
riebombardement setzten und 
Grenzübertritte durch Armee¬ 
kontingente beinhalteten. 

Die Guerilla tötete in der Nähe 
der ostkurdischen Stadt Piran$ar 
fünf iranische Revolutionswäch¬ 
ter, so nennen sich die Spezia¬ 
leinheiten des Regimes, durch 
einen Hinterhalt. Sie verletzte 6 
weitere, außerdem wurde bei der 
Aktion ein Militärfahrzeug voll¬ 
ständig zerstört. 

Bei einem Angriff der HRK am 
27.05. auf einen Stützpunkt der 
iranischen Armee in Bane, star¬ 
ben 10 der sog. Revolutions¬ 
wächter. Nach der Aktion 
begann das iranische Militär 
eine groß angelegte Operation, 
bei der auch die Umgebung 
bombardiert wurde. Direkt nach 
der Aktion waren die Telefone 
der Region für 48 Stunden tot. 


Bei schweren Gefechten der ira¬ 
nischen Armee mit der kurdi¬ 
schen HRK Guerilla, starben 12 
Revolutionswächter und drei 
Guerillas. In Kamyaran und 
Ciwanro starben 3 weitere Sol¬ 
daten und 2 Dorfschützer. 

Die mit der PJAK assozierte 
HRK Guerilla zerstörte am 
30.05. einen Lastwagen mit Sol¬ 
daten, der sich auf dem Weg zu 
einer Operation befand. Vorher 
hatte das iranische und türkische 
Militär die ganze Region massiv 
mit Artillerie beschossen und 
viele zivil genutzte Flächen zer¬ 
stört. 

Südkurdistan: Iranischer Artil- 
lerieangriff tötet 13-Jährigen 

Bei einem Angriff der iranischen 
Militärs mit Artillerie am 30.05. 
auf föderales kurdisches Gebiet 
ist ein 13-jähriger Junge getötet 
worden, eine weitere Person 
wurde schwer verletzt. 

Am 2. Juni setzte das iranische 
Militär mehrere Dörfer in Süd¬ 
kurdistan unter schweres Artille¬ 
riebombardement. Bei dem 
zweistündigen Bombenangriff 
wurde eine große Zahl von Vieh 
getötet. Viele Dorfbewohnerin¬ 
nen flohen in Panik. Eine große 
Zahl von Zivilistinnen wurde 
verletzt. 

(ANF: 24.5.-2.6., ISKU) 


Nach Informationen der BBC 
sind mehr als 350 Kinder in der 
Türkei aufgrund des „Anti-Ter¬ 
ror“ Gesetzes inhaftiert 

institutakurdi. com 

Solidarität mit Tekel-Arbeitern 
Unter der Losung »Die Tekel- 
Arbeiter sind nicht alleine!« 
zeigten Hunderttausende Arbei¬ 
ter am Mittwoch in der Türkei 
ihre Solidarität mit den Ange¬ 
stellten des staatlichen Tabak¬ 
monopols Tekel. Seit Dezember 
wehren sich Tausende Tekel- 
Angestellte gegen ihre privati¬ 
sierungsbedingte Kündigung 
oder Überführung in den recht¬ 
losen Leiharbeitsstatus 4/C. 
Obwohl im Februar sechs 
Gewerkschaftsföderationen 
einen Generalstreik für den 26. 
Mai zur Unterstützung der 
Tekel-Arbeiter vereinbart hat¬ 
ten, rief der größte Gewerk¬ 
schaftsdachverband Türk-Is 
lediglich zu einer einstündigen 
Arbeitsniederlegung auf. Gegen 
diese Entscheidung protestier¬ 
ten Tekel-Arbeiter seit Montag 
landesweit mit der Besetzung 
von Türk-Is-Büros. Nur die 
linke Gewerkschaftsföderation 
des öffentlichen Dienstes KESK 
sowie klassenkämpferische Teile 
von Türk-Is führten ganztägige 
Streiks durch. 

ln Bergwerken wurde die Arbeit 
für mehrere Stunden ausgesetzt, 
um 30 Bergleuten zu gedenken, 
die vor wenigen Tagen bei einer 
Gasexplosion in Zonguldak 
ums Leben kamen. 

(jW, 25.5., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
jW junge Welt 

4. Kurdische Filmtage Ham¬ 
burg I Rojen filmen kurdi 
10.-16.6.2010 

Die 4. Kurdischen Filmtage 
Hamburg sind den kurdischen 
Regisseuren Yilmaz Güney, 
Halil Uysal und der Autorin 
und Jornalistin Evrim Alatas 
gewidmet. 
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den aus Kurdistan e.V. 3. Gene¬ 
ration 


In Kooperation mit dem Kino 
3001 

Programm unter: 

http://kurdischefilmtageham- 

burg.blogspot.com/ 
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KCK: Waffenstillstand beendet 

Eine Chronik der vergangenen 13 Monate 


Nach der Ankündigung Abdul¬ 
lah Öcalans, sich aus dem poliri¬ 
schen Prozess zurückzuziehen, da 
er keine Verhandlungspartner für 
seine Friedensbemühungen 
gefunden hatte, beendete der 
Exekutivrat der KCK den seit 13 
Monaten andauernden einseiti¬ 
gen Waffenstillstand. Damit ist 
der kurdische Befreiungskampf 
in eine neue Phase getreten. Das 
finstere Szenario, das im Verlauf 
der vor ca. einem Jahr von der 
türkischen Regierung eingeleite¬ 
ten so genannten „kurdischen 
Öffnung entstanden ist und zu 
dieser Ehtscheidung geführt hat, 
zeigt die wirkliche Absicht der 
Regierung. 

Nach der Gefangennahme 
Abdullah Öcalans hatte die kur¬ 
dische Befreiungsbewegung 
zunächst dem türkischen Staat 
die Gelegenheit zu positiven 
Schritten geben wollen. Am 1. 
Juni 2004 war eine erneute 
Widerstandsphase eingeleitet 
worden. 2008 versuchte die tür¬ 
kische Armee, das Zap-Gebiet zu 
erobern. Konfrontiert mit dem 
Widerstand der Guerilla erlitt die 
Armee eine herbe Niederlage und 
musste sich aus dem Gebiet 
zurückziehen. Bei den Kommu¬ 
nalwahlen am 29. März 2009 
schließlich errang die DTP in 
den kurdischen Gebieten einen 
eindeutigen Sieg und stellte fort¬ 
an 99 Bürgermeister. 

Im folgenden eine Chronologie 
der Ereignisse: 


Die KCK beschließt nach den 
Kommunalwahlen im vergange¬ 
nen Jahr am 13. April 2009 einen 
einseitigen Waffenstillstand. 

Nach einem USA-Besuch am 11. 
April wird am 12. April bei einer 
„Dreier-Sicherheitssitzung" unter 
Beteiligung der Türkei, der USA 
und dem Irak ein Aktionsplan 
gegen die PKK verabschiedet. 

Als Antwort auf den von kurdi¬ 
scher Seite ausgerufenen Waffen¬ 
stillstand beginnt am 14. April 
eine Repressionswelle, in deren 
Verlauf bis heute 1500 kurdische 
Politikerinnen verhaftet werden. 
Auf entsprechende Botschaften 
des türkischen Staates hin erstellt 
Abdullah Öcalan eine „road 
map" mit dem Ziel, einen politi¬ 
schen Dialog einzuleiten. 

Die „road map" wird vom tür¬ 
kischen Staat beschlagnahmt und 
ist bis heute nicht veröffentlicht 
worden. Der Friedensprozess 
stagniert. 

Daraufhin schlägt Öcalan die 
Entsendung von Friedensgrup¬ 
pen aus Südkurdistan vor. Am 
19. Oktober reist eine Friedens¬ 
gruppe bestehend aus 34 Perso¬ 
nen, darunter vier Kinder, aus 
Kandil und Maxmur ein. Millio¬ 
nen begeisterte Menschen jubeln 
ihnen zu. 

Der türkische Ministerpräsident 
Erdogan reagiert allergisch auf 
diese Sympathiebezeugungen. 
Die türkischen Medien tragen 
maßgeblich dazu bei, die 
Anspannung im Land weiter 
anzuheizen. 

Mitte Oktober wird Abdullah 
Öcalan erneut mit einer Diszipli- 

PJAK zu Waffenstillstand aufgefordert 
Wie ein Sprecher der kurdischen Regionalregierung im Irak am 
Mittwoch mitteilte, hat die Teheraner Regierung nach Konsultatio¬ 
nen ein Ende der Angriffe auf den Nordirak zugesagt. Bei Kämpfen 
mit den aus dem Grenzgebiet operierenden Guerillaverbänden der 
iranisch-kurdischen Partei für ein Freies Leben in Kurdistan (PJAK) 
waren iranische Truppen mehrere Kilometer tief in den Nordirak 
eingedrungen. Auch die iranische Luftwaffe hatte erstmals grenz¬ 
überschreitende Angriffe geflogen. 

Unterdessen appellierte Murat Karayilan, der Vorsitzende des 
sowohl die türkische Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) als auch die 
PJAK umfassenden Dachverbandes der Vereinigten Gemeinschaf¬ 
ten Kurdistans (KCK), an die PJAK, einen Waffenstillstand zu 
erklären. Die Kurden dürften sich während des Konflikts um das 
iranische Atomprogramm nicht von den Großmächten gegen Tehe¬ 
ran in Stellung bringen lassen, forderte Karayilan. Für die jüngste 
Eskalation der Kämpfe sei aber die Islamische Republik verant¬ 
wortlich. »Der Iran weiß ganz genau: Wenn er ihre Mitglieder hin¬ 
richtet, wird die PJAK nicht ruhig bleiben, sondern Vergeltungsak¬ 
tionen starten.« Vor einem Monat hatte Teheran vier kurdische 
Aktivisten hinrichten lassen. 

Nach der Beendigung des Waffenstillstandes durch die PKK vor 
einer Woche eskaliert in den kurdischen Landesteilen der Türkei der 
Krieg. Die PKK meldete am Dienstag den Abschuß eines Kampf¬ 
hubschraubers im Grenzgebiet zum Irak. (jW, 10.6., ISKU) 


narstrafe belegt, mit der seine 
Haftbedingungen stark verschärft 
werden. Am 17. November wird 
er in einen Gefängnisneubau auf 
Imrali verlegt, in dem sich sein 
Gesundheitszustand aufgrund 
der schlechten Bedingungen wei¬ 
ter verschlechtert. 

Währenddessen läuft die Repres¬ 
sionswelle ungebremst weiter. 
Ziel sind kurdische Politikerin¬ 
nen, Jugendliche, Studierende, 
Frauen und Menschenrechtlerin¬ 
nen. 

Mit dem Verbot der DTP als 
Abschluss eines zwei Jahre wäh¬ 
renden Prozesses am 11. Dezem¬ 
ber steigt die Anspannung im 
Land weiter an. ln dieser Zeit 
mischt sich erneut Öcalan in den 
politischen Prozess ein. 

Anstelle der verbotenen DTP 
tritt die BDP. Sofort ist auch 
diese Partei von der Repression 
betroffen. 

Am 24. Dezember sind es vor 
allem Delegierte des „Kongresses 
für eine demokratische Gesell¬ 
schaft" (DTK), Bürgermeisterin¬ 
nen und Vertreterinnen zivilge- 
sellschaftlicher Organisationen, 
die festgenommen und verhaftet 
werden. Von kurdischer Seite 
wird die massive Repression als 
„politischer Völkermord" bewer¬ 
tet. 

ln der von der AKP als "demo¬ 
kratische Öffnung" bezeichneten 
Phase werden 24 Gefangene und 
61 Zivilistinnen getötet. 35 Jour¬ 
nalistinnen werden verhaftet, 
397 Personen gefoltert, über 
5,000 Personen festgenommen. 
Uber 4000 Minderjährige wer¬ 
den wegen Steinwürfen bei 
Demonstrationen vor Gericht 
gestellt. 

Neun Kinder und Jugendliche 
werden vom Staat ermordet. 

Das erste Opfer ist der 14-jährige 
Abdülsamet Erip, der am „"lag 
des Kindes" in Yüksekova getötet 
wird. Das jüngste Beispiel ist der 
13-jährige Oguzhan Akyürek, 
der am 25. Mai durch eine von 
einem Soldaten geworfene 
Handgranate ums Leben kommt. 
Auch die Repression gegen kurdi¬ 
sche Medienvertreterinnen wird 
angekurbelt: 

Metin Alatas, Mitarbeiter der 
einzigen kurdischen Tageszeitung 
Azadrya Welat, wird in Adana 
ermordet. 

Der ehemalige Chefredakteur der 
Zeitung, Vedat Kursun, wird zu 
166 Jahren Haftstrafe verurteilt. 
Allein im Jahre 2009 wird die 
Türkei vom Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte 


Meldungen 

Todesurteil gegen zwei Kurden 
im Iran bestätigt 

Das Todesurteilgegen zwei kur¬ 
dische politische Aktivisten ist 
vom Obersten Gerichtshof des 
Landes bestätigt worden. 

Die Human Rights Activists 
News Agency berichtet, dass 
den Anwälten der politischen 
Gefangenen Mohammad Amin 
Agoushi und Ahmad Poulad- 
khani ihre Todesurteile mitge¬ 
teilt worden sind, nachdem sie 
vom Obersten Gerichtshof 
bestätigt wurden. Die Hinrich¬ 
tungen sollen von einem 
Erschießungskommando ausge¬ 
führt werden. 

Der pensionierte Lehrer 
Mohammad Amin Agoushi ist 
seit zwanzig Monaten im 
Gefängnis öroumiyeh inhaf¬ 
tiert. Ahmad Pouladkhani 
wurde durch ein Militärgericht 
in öroumiyeh wegen "Spiona¬ 
ge" und Zusammenarbeit mit 
der PJAK zum Tode verurteilt. 

(igv, 7.6., ISKU) 

Polizei tötet 14-Jährigen 
Der 14-jährige Firat Basan 
wurde am 2. Juni in §irnex (§tr- 
nak) von einem Panzerwagen 
der Polizei zerquetscht. Nach 
der Nachricht vom Tod des Jun¬ 
gen kam es zu aufstandsähn- 
üchen Situationen, wobei u. a. 
ein Polizeifahrzeug ausbrannte. 
Der Panzerwagen rammte mit 
erhöhter Geschwindigkeit den 
Jungen und schleuderte ihn 
meterweit. Passantinnen brach¬ 
ten ihn ins Krankenhaus, doch 
er verstarb. Daraufhin strömten 
die Menschen zum Ort des 
Geschehens und führten eine 
Demonstration durch. 
Spezialeinheiten und Bereit¬ 
schaftspolizei griffen die 
Demonstrantlnnen mit Knüp¬ 
peln und Tränengas an. Die 
Menschen verteidigten sich mit 
Steinen und Stangen. Dabei 
wurden die Scheiben eines Poli- 
zeiwagens zerstört, ein anderer 
Wagen geriet in Brand. Viele 
riefen Parolen gegen den türki¬ 
schen Staat und für die PKK. 
Die Straßenschlachten dauerten 
bis in die Nacht hinein an. 

(ANF, 3.6, ISKU) 

Familie zweifelt an Selbstmord 
ihres Sohnes beim Militär 
Emrah Demirel soll sich in sei¬ 
ner Einheit in Kiziltepe das 
Leben genommen naben, 
obwohl er nur noch 40 Tage bis 
zu seiner Entlassung hatte. Der 
Onkel Nusret Demirel zweifelt 
an dem Selbstmord, weil der 
Familie im Anschluss wider¬ 
sprüchliche Gründe genannt 
wurden. Seinen in Istanbul 





Türkische Polizei und Militär gehen gegen 
Friedensbewegung vor 


Während die Proteste gegen die 
türkischen Militäroperationen 
sich immer mehr ausweiten, neh¬ 
men auch die Repressionen und 
Übergriffe auf Demonstrantln- 
nen besorgniserregende Ausmaße 
an. Nachdem am 3.6. eine 
Demonstration in Girge Arno 
(Silopi) von der Polizei angegrif¬ 
fen worden war, Dutzende Perso¬ 
nen verletzt wurden, darunter 
auch zwei Abgeordnete der BDP, 
setzten sich die schweren Über¬ 
riffe am 4.6. und 5.6. fort. Sol- 
aten eröffneten bei einer Aktion 
der „lebenden Schutzschilde“ in 
Dersim ein fünfminütiges Dauer¬ 
feuer über die Demonstration 
hinweg und auch in Colemerg 
(Hakkari) und Nisebin (Nusay- 
bin) kam es zu schweren Angrif¬ 
fen und Verletzungen .ln Nisebin, 
Cizra Botan, Silivan und §irnex 
blieben die Läden aus Protest 
gegen Polizeigewalt und Opera¬ 
tionen geschlossen. Zwei Tage 
zuvor war ein 14-jähriger Junge in 
§irnex von einem Polizeipanzer 
zerquetscht worden. 


Unter dem Motto „Die Operatio¬ 
nen müssen gestoppt werden, der 
Munzur soll frei fließen“ protes¬ 
tierten am 5.6. Künstlerinnen, 
Delegierte von Parteien, Intellek¬ 
tuelle, Schriftstellerinnen in 
einem Zug von mehreren tausend 
Menschen in das umkämpfte 
Kutu Tal in Dersim, gegen die 
andauernden Militäroperationen. 
Kurz vor Ende der Demonstra¬ 
tion versuchten Mitglieder des 
Geheimdienstes Jitem, in einer 
provokativen Handlung, einer 
Teilnehmerin ihre Tasche zu ent¬ 
wenden. Als Jugendliche eingrif- 
fen, zogen sie ihre Waffen und 
schossen in die Luft. Daraufhin 
eröffneten die Soldaten fünf 
Minuten lang das Feuer mit auto¬ 
matischen Waffen in die Luft. Sie 
feuerten Hunderte Kugeln ab. 
Daraufhin brachen die Veranstal¬ 
terinnen die Demonstration aus 
Sicherheitsgründen ab. Der 
Generalsekretär des Gewerk¬ 
schaftsverbandes KESK, Emrali 
Simsek, erklärte, dass diese Provo¬ 


kateure den Kampf um den Frie¬ 
den nicht stoppen könnten, 
ln Nisebin blieben am 5.6., aus 
Protest gegen die Operationen die 
Geschäfte geschlossen. Seit den 
Morgenstunden kam es zu hefti¬ 
gen Zusammenstößen zwischen 
Demonstrantlnnen und Polizei. 
Die Polizeiangriffe, bei denen u.a. 
ein Kind misshandelt wurde, 
wurden mit Steinwürfen und 
Barrikaden beantwortet. Die Poli¬ 
zei setzt Panzer und Tränengas 
ein. 

Eine Friedensdemonstration 
unter dem Motto „Freiheit oder 
Nichts“ der BDP am 4.6., an der 
mehrere tausend Menschen teil- 
nahmen, wurde von der Polizei 
angegriffen. Die daraus resultie¬ 
renden Straßenschlachten dauer¬ 
ten bis in die Nacht an. Die Poli¬ 
zei stoppte die Demonstration 
und griff sie mit Wasserwerfern 
und Tränengas an. Die Straßen¬ 
schlachten dauerten bis in die 
Nacht hinein an. 

(ANF, YH, YG, 5.6, IS KU) 


Politisch motivierte Entlassung der Gewerkschafterin 

Meryem Cag in Izmir 


Meryem Cag, aktives Mitglied 
des Gewerkschaftsdachverbandes 
des öffentlichen Dienstes KESK, 
wurde Mitte Mai von ihrem 
Arbeitsplatz bei der Regionaldi¬ 
rektion Izmir der Zollverwaltung 
entlassen. Die Kündigung der 
Gewerkschafterin durch den tür¬ 
kischen Staat ist offenkundig 
politisch motiviert. Meryem (Jag 
war am 28.April 2009 bei einer 
landesweiten Polizeiaktion g ege n 
Gewerkschaftshäuser von KESK 
und der angeschlossenen Bil¬ 
dungsgewerkschaft Egitim Sen 
gemeinsam mit Dutzenden weite¬ 
ren Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschaftern verhaftet wor¬ 
den. Vor dem zehnten türkischen 
Strafgerichtshof in Izmir fand am 
19./20. November die Beweisauf¬ 
nahme statt. 21 Männern und 
zehn Frauen wurde vorgeworfen, 
Mitglied der verbotenen Arbeiter¬ 


partei Kurdistans PKK oder ihr 
nahestehender Organisationen zu 
sein oder diese durch ihre 
Gewerkschaftsarbeit unterstützt 
zu haben. „Hier wird ein politi¬ 
scher Prozess gegen uns geführt. 
Es geht nur vordergründig um die 
Kurdenproblematik", kritisierte 
die Egitim Sen Vorsitzende 
Sübeyde Kiliq den Prozess in 
Izmir. „Das ist ein Angriff auf 
unsere Gewerkschaft. Die Regie¬ 
rung bekämpft uns, weil wir für 
Arbeitnehmerinnenrechte im 
öffentlichen Dienst eintreten. 
Wir wollen ein öffentliches Bil- 
dungs- und Gesundheitswesen 
und wir wehren uns dagegen, dass 
die Kosten der Krise von den 
Beschäftigten bezahlt werden sol¬ 
len." Nach zwei Verhandlungsta- 
en hoben die Richter den Haft¬ 
efehl gegen zehn Frauen und 
zwölf Männer auf, die seit Ende 


April in Izmir im Gefängnis sit¬ 
zen. Dies wurde als Erfolg der 
internationalen SolidaritätsKam- 
pagne gesehen, an der sich auch 
die GEW in Deutschland betei¬ 
ligt hatte. Obwohl bislang kein 
einziger der angeklagten Gewerk¬ 
schafter verurteilt wurde, soll mit 
der auch nach türkischen Geset¬ 
zen unrechtmäßigen Kündigung 
von Meryem (Jag durch denTDis- 
ziplinarausschuss ein Exempel 
statuiert werden. 

Bitte schickt Proteste gegen die 
politisch motivierte Eriflassung 
von Meryem (Jag an Staatssekre¬ 
tär Maksut Mete (E-Mail: 
mmete@gumruk.gov.tr) und 
Minister Hayati Yazici (Fax: 0 - 
312- 4191545, Anschrift: Ba§ba- 
kanlik Merkez Bina, Bakanli- 
klar/Ankara 


KCK: Waffenstillstand beendet 


Fortsetzung: 

wegen Verletzung der Meinungs¬ 
freiheit zwölf Mal verurteilt. 

Die türkische Armee führt zwi¬ 
schen April 2009 bis Ende des 
Jahres 262 Militäroperationen 
durch. 

In Siirt und Erdis werden Mas¬ 
senvergewaltigungen von Min¬ 
derjährigen öffentlich. 

Wie in den neunziger Jahren 
kommt es auch wieder zu Fällen 
von „Verschwindenlassen" und 
Verschleppungen. 

Zwischen der Türkei, dem Iran 
und Syrien werden neue antikur¬ 
dische Bündnisse geschlossen, ln 
allen drei Ländern wächst der 
Druck auf die kurdische Bevölke¬ 
rung. 


Im Iran werden am 9. Mai fünf 
politische Gefangene hingerich¬ 
tet. 

Im Frühjahr führen der Iran und 
die Türkei parallel militärische 
Angriffe durch. Am 20. Mai fin¬ 
det ein siebenstündiger Angriff 
mit 20 Kampffliegern statt, bei 
dem zwei Zivilistinnen, darunter 
eine Minderjährige, und vier 
Guerillakämpferinnen ums 
Leben kommen. 

Ocalan kündigt an, sich am 31. 
Mai aus dem politischen Prozess 
zurückzuziehen. 

Serif Gencdal, Sprecher der aus 
Kandil kommenden Friedens¬ 
gruppe, wird wegen „Werbung 
für eine verbotene Organisation 
verhaftet. 


ln einer Erklärung am 1.6. geben 
die KCK bekannt, dass die Gue¬ 
rillakräfte von ihrem Recht auf 
Vergeltung ab sofort „wirkungs¬ 
voll^ Gebrauch machen wird. Sie 
erklären, dass der türkische Staat 
und die AKP nicht die notwendi¬ 
gen Schritte für einen Friedens¬ 
prozess eingeleitet hätten: „Trotz 
unserer Bemühungen die Gewalt 
zu beenden, setzte der türkische 
Staat und die AKP ihre Vernich¬ 
tungspolitik gegen die kurdische 
Freiheitsbewegung fort.“ 

Der nun beendete Waffenstill¬ 
stand war der sechste Ankara 
ignorierte einseitigen Waffenstill¬ 
stand der kurdischen Guerilla seit 
1993. (kurdish-info, 7.6., ISKU) 


lebenden älteren Brüder sei 
sowohl "Selbstmord" als 
"Erschießung durch einen Sol¬ 
daten" als Grund des Todes 
genannt worden. 

Der Onkel Seyithan Alican war 
zugegen, als die Vorgesetzten 
von Tmrah Demirel die Ver¬ 
wandten in Istanbul besuchten 
und gab an, dass auf ihren Ein¬ 
spruch gegen Selbstmord - da 
Emrah Demirel so etwas nicht 
tun würde - einer der Offiziere 
von einem Soldaten aus Wan 
gesprochen habe, der ihn wohl 
in den Unterleib geschossen 
habe. Außerdem habe sein 
Neffe fünf Stunden vor dem 
Tod mit seiner Schwägerin 
gesprochen und er habe gesagt, 
dass es ihm gut gehe und er in 
40 Tagen bei ihnen sei. 

Am 8. Juni 2010 hielt die Platt¬ 
form "Verweigerung aus Gewis¬ 
sensgründen Tür den Frieden" 
eine Pressekonferenz in den 
Räumen des Zweigstelle Istan¬ 
bul des Menschenrechtsvereins 
(IHD) ab. Ihr Sprecher Ercan 
Äktaj gab an, dass sie per 
elektronischer Post ständig auf 
die unmenschliche Behandlun¬ 
gen von kurdischen Jugend¬ 
lichen im Militär aufmerksam 
gemacht würden. Er las aus 
einem dieser Briefe vor. Unter 
Hinweis auf den Tod von 
Emrah Demirel sagte Aktaf, 
dass diese Vorfälle in den letzten 
6 Monaten zugenommen hät¬ 
ten. 

(Giindem, dtf, 7.18.6., ISKU) 

HPG-Bilanz für Mai 

Die Pressestelle der HPG 
erklärte, dass das türkische Mili¬ 
tär im Monat Mai 25 Boden¬ 
operationen, 2 Luftangriffe und 
71 Artillerieangriffe durchge¬ 
führt habe. Bei 21 Gefechten 
kamen 78 türkische Soldaten 
und 9 Guerillas ums Leben. 

(ANF 1.6, ISKU) 
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Erste Bilanz der HPG nach Auflösung der einseitigen Waffenruhe 

Der Krieg verschärft sich 

Die Pressestelle der Volksverteidi- trollen in Semzinan (Semdinli), Die Guerilla beschlagnahmte 2 

gungskräfte (HPG) hat eine Qilaban (Uludere), Cele (Qukur- Wärmebildkameras, 9 HK-33 

Aktionsbilanz für den Zeitraum ca) und zwischen Dersim und Gewehre, ein G3 und ein Laser- 

vom 1. bis 14. Juni abgegeben. Xarpet (Elazig) durch. Auch in zielgerät. 

Nach dieser Bilanz fanden in die- den Stadtzentren, in denen das 

ser Zeit 21 Militäroperationen türkische Militär stark vertreten Türkische Armee verheimlicht 

der türkischen Armee und 23 ist, nahmen die Aktionen zu. Ins- ihre Verluste 

Guerillaaktionen statt. Dabei fie- besondere die Vergeltungsaktion Die türkische Armee, die seit lan- 

len 45 Soldaten und 12 Guerillas, für den in §irnex (§irnak) von gern in etlichen Städten und 

Auffällig war, dass die Guerilla einem Panzer zerquetschten Jun- Gebieten Operationen mit Ver- 

ihre Aktionen zum Teil mitten gen am Ort seines Todes, zog nichtungsabsicht durchführt, 

am Tag durchführte. Die HPG besondere Aufmerksamkeit auf gibt falsche Informationen über 

hatte am 1.6. aufgrund der sich. ihre Verluste heraus und ver- 

andauernden Militäroperationen Neben den schweren mensch- heimlicht die Ergebnisse ihrer 

und Luftangriffe ihren einseiti- liehen Verlusten, die dem türki- Operationen. Teilweise gibt sie 

gen Waffenstillstand als beendet sehen Militär in den letzten 15 aber auch Morde und Todesfälle 

erklärt. Tagen zugefügt worden waren, in ihren eigenen Reihen als von 

konnte die Guerilla große Men- der Guerilla getötet an. So kam 

Die HPG erklärte, dass seit der gen militärischen Materials wenige Tage nachdem erklärt 

Beendigung, des am 13. April beschlagnahmen und etliche worden war, dass der Soldat 

2009 ausgerufenen Waffenstill- Militärrahrzeuge und auch Hub- Ahmet Altunoglu von der Gue- 

standes am 1.6.2010, 45 türki- schrauber beschädigen bzw. zer- rilla getötet worden sei, heraus, 

sehe Soldaten ums Leben gekom- stören. dass in seinem Körper Kugeln der 

men seien. Die HPG habe bei Am 7. Juni trafen die Guerilla türkischen Armee steckten. Die 

ihren Aktionen neue Taktiken einen Sikorsky-Hubschrauber in HPG hatte schon zuvor erklärt, 

angewandt und auch bei den §emzinan, der an einer grenz- dass sie nichts mit seinem Tod zu 

Mflitäroperationen der türki- überschreitenden Operation tun habe und er von der Armee 

sehen Armee schwere Verluste beteiligt war. Er konnte sich noch getötet worden sein muss, 

zugefugt. Diese Zahlen beziehen entfernen und wäre um ein Haar 

laut HTG nicht die großen Ver- abgestürzt. Die Artillerieangriffe des türki- 

luste ein, die der türkischen Am 8.6. wurde in Qele erneut sehen Militärs haben sich im letz- 

Armee bei großangelegten Aktio- eine grenzüberschreitende Ope- ten Monat weiter verstärkt. Ins- 

nen zugefugt wurden, deren Zah- ration versucht. Dabei wurde ein besondere zivile Ansiedlungen 

len jedoch nicht ermittelt werden Panzer von der Guerilla zerstört waren von den Bombardierun- 

konnten. und ein weiterer beschädigt. gen betroffen. Insgesamt gab es 

Während die Guerilla eigentlich Weiterhin wurden nach Erklä- 21 Artillerie und Mörserangriffe 

für Aktionen in der Nacht rung des HPG-Pressezentrums 6 die viele Felder und Obstgärten 

bekannt ist, führte sie nun 11 Panzerfahrzeuge vom Typ Skor- in Haftanin zerstörten. Den 

von 23 Aktionen bei Tageslicht pion, ein Soldatenlastwagen, 2 Nomaden, die im Sommer dar- 

durch und zeigte damit ihre mili- Fahrzeuge von Spezialeinheiten auf angewiesen sind auf die Wei- 

tärische und taktische Fähigkeit, und ein Bus zerstört, weiterhin den zu ziehen, wurde dieses 

Insbesondere tagsüber, am 11.6. wurden 2 Panzer beschädigt. Recht verwehrt, 

führte die Guerilla Straßenkon- (ANF, 15.6., ISKU) 

Neue Repressionswelle in Hakkari - Freiheit für die Gefangenen! 

ln der Nacht vom 8. auf den 9. der PKK seien. Begründet wird als KCK gewertet. Sei es 

6.2010 fanden in mehreren wurde die Inhaftierung mit ihrer KCK oder BDP wir werden 

Städten der Provinz Hakkari legalen politischen Arbeit, die unsere Arbeit weiter voll fortset¬ 
gleichzeitig Hausdurchsuchun- sich nach KCK Ideologie richte. zen. Niemand kann uns stop- 

gen statt. Antiterroreinheiten So erklärte das Mitglied in der pen.“ 

stürmten zahlreiche Wohnun- BDP-Leitung Salih Yildiz, dass 

f en und Büros und nahmen 10 alle Telefongespräche, alle Schon bei der Festnahme kam es 

Mitglieder der örtlichen BDP- Kundgebungen und alle Akti- nach Angaben der Zeitung Hak- 

Vorstände und die kritische vitäten als Teil der KCK-Ideolo- karinews und weiteren Zeugen 

Journalistin Hamdiye Ciftci fest, gie gewertet werden: zu Übergriffen, Beschimpfun- 

Sie erhielten am Morgen des „Alle Personen, einschließlich, gen und Drohungen gegenüber 

13.6. einen Haftbefehl, wegen des Generalvorsitzenden, die den Festgenommenen sowie 

angeblicher Mitgliedschaft in miteinander telefonieren, wer- ihren Familien. In diesem 

einer verbotenen Organisation. den [nach dieser Entscheidung] Zusammenhang wurde auch ein 

Vorwand für diese Repressions- als KCK betrachtet. Wir leben 3-jähriges Kind mit Ohrfeigen 

maßnahme ist nach Informatio- in einer Zeit, in der sogar noch von Spezialeinheiten der Polizei 

nen des Anwalts der Betroffenen unser Toten als KCK verurteilt geweckt. Besonders die festge- 

Fahri Timur der Vorwurf, dass werden. Das Gericht hat eine nommenen Frauen sind sexisti- 

die Betroffenen Teil einer Struk- eindeutige politische Entschei- sehen Übergriffen durch Polizei- 

tur der „Gemeinschaft der düng getroffen. Es ist nicht ver- beamte ausgesetzt. (...) 

Gesellschaften Kurdistans“ stänaheh wie die BDP weiter aus einer Erklärung des Kurdi- 

(KCK) und dadurch Mitglieder Politik machen soll. Denn alles stan-Solidaritätskomitee Berlin 


Meldungen 

Anklageschrift zu den KCK- 
Ermittlungen 

Nach mehr als 18-monatigen 
Ermittlungen wurde die Ankla¬ 
geschrift gegen die "Zivilorgani- 
sation der PKK" - wie die KCK 
bewertet wird - vorgelegt. Von 
der Anklageschrift werden 151 
Personen erfasst, von denen sich 
103 in Untersuchungshaft 
befinden. Die Vorwürfe lauten: 
"Mitgliedschaft in einer terrori¬ 
stischen Vereinigung", "Verstoß 
gegen das Demonstrationsge¬ 
setz" und "Propaganda für eine 
Terrororganisation". Die Straf¬ 
anträge lauten für 11 Personen 
Lebenslänglich. Gegen den 
Oberbürgermeister von Amed 
wird eine Haftstrafe von 36,5 
Jahren gefordert. 

(CH, 13.6., ISKU) 

Anwalt der Dink-Familie 
erhängt aufgefunden 

Rechtsanwalt Hakan Karadag 
wurde erhängt in seinem Haus 
aufgefunden. Erste Autopsieer¬ 
gebnisse deuten auf einen 
Selbstmord. Karadag gehörte zu 
den Anwälten der EJink-Familie 
im Verfahren um die Ermor¬ 
dung des Herausgebers der 
armenischen Zeitung Agos 
Hrant Dink. Die Familie Kara¬ 
dag verweist auf Drohungen 
gegen den Anwalt und schließt 
einen Selbstmord aus. 

(CH, 5.6, ISKU) 

Gehen wir zurück in unser 
Dorf, anstatt in der Stadt leben 

Der Verein Göc-Der Van (Ver¬ 
ein der Vertriebenen) hat auf 
einer Pressekonferenz das 
Motto der Aktionwoche zum 
Thema Flucht vorgestellt. 

Die Aktionswoche findet vom 
14.-22. Juni unter dem Motto: 
“Gehen wir zurück in unser 
Dorf, anstatt in der Stadt leben” 
statt. Auf der Pressekonferenz 
redete der Vorsitzende von Göc- 
Der Van Ali Emire. Er betonte, 
dass der Krieg sie gezwungen 
hat, das Land zu verlassen auf 
dem sie glücklich waren. Einige 
Dörfer wären ganz von der 
Landkarte gelöscht worden. 
Eine Lösung des Problems kann 
nur mit der Lösung der kurdi¬ 
schen Frage kommen. Sie haben 
die Hoffnung noch nicht aufge¬ 
geben und fordern die Men¬ 
schen auf, sich aktiv für eine 
Lösung einzusetzen. 

Emire forderte die Aufhebung 
des Dorfschützersystems und 
bessere Lebensbedingungen für 
die Flüchtlinge. Es müssen 
Arbeitsmöglichkeiten geschaf¬ 
fen werden und die Vertriebe¬ 
nen müssen Entschädigungen 
erhalten. 




Europäische Union will türkischen Sicherheitsorganen auf die Sprünge helfen 

EU forciert Repression gegen PKK 

Der Rat der Europäischen Union Im »Ständigen Ausschuß des EU- Umgang gegen die PKK aufgeru- 

will mit einem Aktionsplan euro- Rats für die operative fen, Testätigt nun die Bundesre- 

paweit gegen die als terroristisch Zusammenarbeit im Bereich der gierung. Im Oktober 2009 wur- 

eingesturte Arbeiterpartei Kurdi- inneren Sicherheit (COSI)« sei im den von der damaligen schwedi- 

stans PKK Vorgehen. Das geht März beschlossen worden, an den sehen Ratspräsidentschaft Hand- 

aus zwei internen Maßnahmen- Maßnahmenpapieren noch wei- lungsempfehlungen zur EU-wei- 

papieren des EU-Antiterroris- ter zu arbeiten, erklärte jetzt die ten Bekämpfung der PKK ausge- 

muskoordinators Gilles de Kerch- Bundesregierung auf eine Kleine arbeitet. Das BKA habe zudem an 

ove hervor, die junge Welt vorlie- Anfrage der Fraktion Die Linke Europolbesprechungen »zu Strate¬ 
gen. Besonders Drisant sind zu »EU-Maßnahmen gegen die gischen und operativen Aspekten 

geplante EU-Schulungsmaßnah- Arbeiterpartei Kurdistans PKK«, der Bekämpfung politisch moti- 

men für türkische Sicherheitsor- Gefragt hatte Die Linke auch, vierter Kriminalität« teilgenom- 

gane zur Auslieferung von kurdi- wieweit die USA von der EU men, bei denen es um die PKK 

sehen Exilpolitikern an die türki- Maßnahmen gegen die Partei ver- ging. Wie außerdem dem Maß- 

sche Justiz. Auch entsprechende langt hätten. nahmenpapier des EU-Antiter- 

Praktika für Mitarbeiter türki- rorkoordinators zu entnehmen 

scher Behörden sind für Mitte So hatte sich die Koordinatorin in ist, hat die EU-Justizbehörde 

2011 vorgesehen. Bislang schei- der Abteilung Terrorbekämpfung Eurojust im vergangenen Jahr in 

terte die Auslieferung aufgrund des US-Außenministeriums, Istanbul ein Treffen zur Bekämp- 

türkischer Interpomaftbefehle Shari Villarosa, gegenüber der fung der PKK abgehalten, 

etwa in Deutschland verhafteter türkischen Tageszeitung Today’s 

kurdischer und türkischer Link- Zaman vom 20.März gerühmt, Soweit bei diesen Initiativen und 

soppositioneller, weil die Ausliefe- die vorangegangenen EU-weiten Besprechungen auf EU-Ebene 

rungsersuchen nicht europäi- Polizeiaktionen gegen kurdische operative Maßnahmen gegen die 

sehen Rechtsstandards entspra- Institutionen wie den Fernsehsen- PKK beschlossen wurden, »unter- 

chen. der Roj TV und den Kurdistan liegt die grundsätzliche Antwort- 

Nationalkongreß in Brüssel und pfticht der Bundesregierung hier- 

Schwerpunkt des zweiten Maß- die Verhaftung kurdischer Exilpo- zu einer Grenze, die aus dem 

nahmenpapiers sind noch nicht litiker in Belgien, Deutschland, Prinzip der Rechtsstaatlichkeit 

näher definierte »Aktionen zur Italien und Frankreich seien auf folgt, nämlich dem hier betroffe- 

Unterbrechung von PKK-Finanz- Druck der US-Behörden erfolgt. nen Interesse der Allgemeinheit 

netzwerken« wie das Abfangen an der Gewährleistung einer 

von Geldkurieren in die Region Bereits im April 2007 hätten die funktionstüchtigen Strafrechts- 

Kurdistan. Dazu wird auch eine USA bei einem Treffen auf der pflege«, will die Bundesregierung 

Einbeziehung der EU-Grenz- Ebene der EU-Ratsarbeitsgr upp e keine Auskunft über konkret 

Schutzagentur Frontex erwogen. zur Terrorbekämpfung CO 1 ER geplante Maßnahmen geben. 

in Brüssel zum koordinierten (jW, 11.6., ISKU) 

Dänische Behörden gehen gegen kurdischen TV-Sender vor 

Dänische Behörden gehen juri- 2004 bis zu 16 Millionen Euro. TV und der PKK eingeräumt, ln 

stisch gegen den kurdischen Ein Großteil davon stamme von den vergangenen Wochen veröf- 

Fernsehsender Roj TV vor. Die der Kurdischen Kulturstiftung, fentlichte die Tageszeitung "Ber- 

Behörde für Zivilangelegenhei- Diese wird verdächtigt, enge lingske Tidende Fotos, die lei¬ 
ten, die dem Justizministerium Kontakte zur Kurdischen Arbei- tende Mitarbeiter des Senders 

untersteht, setzte der Kurdischen terpartei (PKK) zu unterhalten, mit PKK-Führern zeigen. Nach 

Kulturstiftung ein auf zwei die von der Europäischen Union Angaben des Blattes kontrolliert 

Wochen befristetes Ultimatum, und den USA als terroristische derzeit der ehemalige Leibwäch- 

In dieser Zeit soll die kurdische Vereinigung eingestuft wird. Die ter und persönliche Assistent des 

Organisation eine hinreichende dänische Behörde für Zivilange- PKK-Fünrers Abdullah Ocalan, 

Dokumentation über die Finan- legenheiten prüft derzeit ein Ibrahim Ayaz, Roj TV. Die Pres- 

zierung des TV-Senders vorle- Strafverfahren gegen die Stif- seberichte lösten Proteste mehre¬ 
gen, wie die Behörde am 3. Juni tung. rer kurdischer Organisationen in 

in Kopenhagen mitteilte. Der ehemalige Roj TV-Direktor Dänemark aus. Sie kritisieren die 

Nach Informationen der däni- Manouchehr Zonoozi hatte nach "Berlingske Tidende" als "vor- 

schen Tageszeitung "Berlingske seinem Rücktritt im Jahr 2008 eingenommen". 

Tidende" erhielt Roj TV seit enge Beziehungen zwischen Roj (epd, 16.6., ISKU) 

Ilisu-Staudamm: Andritz - Europas Schande 

ECA Watch Österreich und der geht weiter. Wer am Untergang so Andreas Wurzer vom WWF 

WWF Österrreich kritisieren die Hasankeyfs verdient, wird die- Österreich. 

Entscheidung von Andritz, sich sen Makel nicht mehr los. Der- (...) 

auch weiterhin am llisu-Projekt artige Profitgier darf sich nicht Erst vor wenigen Tagen berich- A 

zu beteiligen, scharf und kün- lohnen“, kündigt Ulrich Eichel- tete der Bürgermeister von Ilisu, IN U ^ e 

digten Konsequenzen an. Die mann von der Stop Ilisu — Kam- dass die Menschen für ihre alten erscheint wöchentlich und kann in 

Argumente von Andritz-Chef pagne weitere Schritte gegen die Häuser maximal 20.000 Türki- gewünschter Stückzahl gegen 

Lettner für den Verbleib im Pro- beteiligten Firmen an. sehe Lire bekommen (umge- Übersendung des Portos bei der 

jekt widersprechen der Realität .. .. rechnet etwa 10.000 Euro), Informationsstelle Kurdistan 

und sind eine Aneinanderrei- Ähnlich auch der WWF Oster- während ein neues Haus 70.000 Stahltwiete 10 

hung verdrehter Tatsachen, reich: "Es ist eine Schande, dass Türkische Lire kostet. „Diese 22761 Hamburg 

Zudem ist diese Entscheidung ein österreichisches Unterneh- Ungerechtigkeit widerspricht Tel.: 040 - 421 02 845 

ein Schlag ins Gesicht der drei men auf Biegen und Brechen allen internationalen Umsied- E-mail: isku@nadir.org 

europäischen Regierungen, die Profit aus diesem natur- und lungsstandards. Wer angesichts bestellt werden, 

vor einem Jahr wegen der ver- menschenverachtenden Projekt dieser Fakten von einem funk- Spenden auf unser Konto: 

heerenden Folgen und der Ver- schlagen will. Andritz macht tionierenden Rechtssystem Postbank Köln, BLZ 37010050 

fehlung internationaler Stan- sich durch seine Beteiligung spricht, muss sich den Vorwurf Konto-Nr.: 3968-506 

dards den Ausstieg aus dem Pro- mitschuldig am Untergang eines des Zynismus und der Realitäts- Weitere Informationen und einen 

jekt beschlossen hatten. globalen Natur- und Kulturer- Verweigerung gefallen lassen“, so täglichen Pressespiegel findet Ihr 

„Das Projekt ist noch lange Bes. Das ist völlig unakzeptabel", UlricnEichelmann. im Internet unter: 

nicht gebaut. Der Widerstand (ECA Watch, 15.6.) www.isku.org 


Für eine Rückkehr müssen die 
Gebiete von Minen gesäubert 
und eine friedvolle Athmosphä- 
re geschaffen werden. Die AKP- 
Regierung sollte ein Aktions¬ 
plan für die Rückkehr nach 
international anerkannten 
Regeln der Vereinten Nationen 
(UN) ausarbeiten. Die zerstör¬ 
ten Dörfer sollen wieder aufge¬ 
baut und zu Orten des Lebens 
werden. (Diha, 16.6., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
DIHA Diele 

N achrichtenagentur 
jW junge Welt 

CH Cumhuriyet 

epd Evangelischer Presse 

dienst 


Termine: 

Free Kurdistan - Stoppt den 
Krieg! 

ln Kurdistan herrscht wieder 
Krieg, ln den letzten Wochen 
kam es fast täglich in allen Tei¬ 
len Kurdistan zu schweren 
Gefechten zwischen Guerilla¬ 
kräften und türkischen und ira¬ 
nischen Armee. Der NATO- 
Staat Türkei greift im Kampf 
gegen die kurdische Befreiungs¬ 
bewegung zunehmend auf die 
Kriegspraxen der 1990er Jahre 
zurück und vertreibt die Dorf¬ 
bevölkerung aus den Grenzre¬ 
gionen zwischen Türkei, Iran 
und Irak. Der Terror gegen die 
Bevölkerung wird intensiviert. 
Rechtsextremistische Tode- 
schwadrone wie die "Dolchban¬ 
de" verbreiten unter der Bevöl¬ 
kerung Angst und schrecken. 
Internationalistische Demon¬ 
stration I 20.Juni | 14 Uhr | 
Berlin | Oranienplatz 

6. internationales Zilan-Frau- 
enfestival 

Unser Freiheitskampf wird die 
Vergewaltigungskultur über¬ 
winden! 

Ceni - Kurdisches Frauenbüro 
für Frieden ruft alle Frauen 
dazu auf, mit ihren eigenen 
Überzeugungen, Gedanken, 
Farben und Worten am Zilan- 
Frauenfestival teilzunehmen, 
ihren Befreiungskampf zu stei- 

f ern und der Vergewaltigungs- 
ultur Einhalt zu gebieten. 
Lemgo: Lipperlandhalle 
26. Juni 2010, 10 Uhr 
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KCK: Für die Verschärfung des Krieges 
ist die AKP-Regierung verantwortlich 


Der Vorstand des KCK-Exeku- 
tivrates erklärte, dass die Ver¬ 
nichtungspolitik der AKP einer 
Kriegserklärung gegen die kurdi¬ 
sche Bevölkerung gleichkäme. 
Er erklärte, dass in Folge dieser 
Angriffe für die kurdische Frei¬ 
heitsbewegung ab dem 1. Juni 
eine neue Phase begonnen hätte. 
Der Rat kritisierte scharf, dass 
der Vorsitzende Abdullah Öca- 
lan und nicht die AKP-Regie¬ 
rung für diese Veränderung ver¬ 
antwortlich gemacht würde: 
“Unsere Führung ist nicht ver¬ 
antwortlich dafür, dass die ein¬ 
seitige Waffenruhe beendet 
wurde. Die AKP-Regierung, die 


verantwortlich für die Verschär¬ 
fung des Krieges und die 
menschlichen Verluste ist, dreht 
die Realitäten um und führt 
einen verlogenen und demagogi¬ 
schen Diskurs an. Es ist eine 
bewusste Verdrehung der Tatsa¬ 
chen, unsere Führung für diese 
Situation verantwortlich zu 
machen.” 

Weiterhin erklärte die KCK, 
dass die Unaufrichtigkeit der 
AKP-Regierung in der Kritik an 
Israel offensichtlich sei. “Es soll¬ 
te in der Öffentlichkeit reflek¬ 
tiert werden, dass eine türkische 
Delegation nach Israel reist, um 


den Kauf neuer Heron-Droh- 
nen, die gegen unsere Bewegung 
verwendet werden, abzuscnlie- 
ßen. Während Erdogan und 
Gül, um bei einem Referendum 
Erfolg zu haben, in der Öffent¬ 
lichkeit jeden Tag Position gegen 
Israel beziehen, sollte jeder 
sehen, dass gleichzeitig, um 
unsere Bewegung zu vernichten, 
vor den Augen aller Verträge mit 
Israel geschlossen werden. Es 
zeigt die Verlogenheit der AKP- 
Regierung der gesamten islami¬ 
schen Gemeinschaft und der 
Bevölkerung gegenüber.” 

(ANF, 23.6., ISKU) 


Guerilla nach Beendigung des einseiti¬ 
gen Waffenstillstands in der Offensive 


Großangelegte Aktion der Gue¬ 
rilla in §emzinan 
Bei einer großangelegten Aktion 
der kurdischen Guerilla HPG in 
§emzinan (§emdinli/Nordkur- 
distan/Türkei) kamen mindes¬ 
tens 37 Soldaten und drei Gue¬ 
rillas ums Leben. Die Guerilla 
konnte große Mengen militäri¬ 
scher Ausrüstung in Besitz neh¬ 
men. Ein türkisches Flugzeug, 
das Angriffe auf das Zap-Gebiet 
flog, wurde ebenfalls getroffen. 
Nach Angaben des Pressezen¬ 
trums der HPG entwickelte sich 
die Aktion, die in der Nacht des 
19.6. begann und die türkische 
Regierung in Schock versetzte, 
folgendermaßen: 

Militärbasis angegriffen 
Die Militärbasis Gare (Tekeli), 
die an der äußerte Grenze im 
Dreiländereck Türkei/Irak/Iran 
liegt und von der aus grenzüber¬ 
schreitend Operationen vorbe¬ 
reitet wurden, sowie ein nahege¬ 
legener von türkischem Militär 
besetzter Gipfel wurden von der 
Guerilla gleichzeitig attackiert. 
Dabei kamen 37 Soldaten und 
drei Guerillas ums Leben. Eine 
große Zahl von Soldaten wurde 
verletzt. Der besetzte Gipfel, auf 
dem sich zur Vorbereitung einer 
grenzüberschreitenden Aktion 
viele schwere Waffen befanden, 
ist bei der Aktion vollständig 
von der Guerilla erobert wor¬ 
den. Verstärkungseinheiten, die 
hinzugezogen worden waren, 
wurden ebenfalls angegriffen, 
wobei vier Soldaten ums Leben 
kamen und neun verletzt wur¬ 
den. 


Die Guerilla konnte drei MG3- 
Standmaschinengewehre, drei 
HK-33-Sturmgewehre, zwei 
Wärmebildkameras und ein 
Nachtsichtgerät in Besitz neh¬ 
men. Weiterhin konnten zwei 
schwere A6-Waffen, eine große 
Funkeinrichtung und mdirere 
schwere Maschinengewehre und 
Soldatenausrüstungen vernich¬ 
tet werden. 

Hubschrauber getroffen 

Nach der Aktion trafen drei 
Sikorsky-Hubschrauber ein, um 
die Verwundeten und Toten 
abzutransportieren. Ein Sikors¬ 
ky-Hubschrauber wurde bei 
einem erneuten Angriff der 
Guerilla getroffen und musste 
beschädigt abziehen. 

Militär bombardiert Dörfer in 
Südkurdistan 

Türkische Kriegsflugzeuge und 
Artillerie beschossen mehrere 
zivile Ansiedlungen in Südkur¬ 
distan. Dabei starb ein 15-jähri¬ 
ges Mädchen, weitere Familien¬ 
mitglieder, darunter ein fünfjäh¬ 
riges Kind, wurden teilweise 
schwer verletzt. Eine große Zahl 
von Dorfbewohnerinnen wurde 
in das Krankenhaus von Hewler 
gebracht. 

Zap-Gebiet: F-16-Bomber ge¬ 
troffen 

Nach der Aktion in Semzinan 
begann das türkische Militär mit 
sechs Kriegsflugzeugen die 
Region im Zap-Gebiet zu bom¬ 
bardieren. IJie Luftverteidi¬ 
gungseinheiten der HPG eröff- 
neten das Feuer auf die angrei¬ 
fenden Kampfjets. Ein Jet muss¬ 


te sich wegen eines Treffers 
zurückziehen und konnte seine 
Bomben nicht abwerfen. 

Weitere Aktionen in §emzinan 
und Gele (Cjukurca) 

Die Guerillaeinheiten griffen am 
gleichen Tag ebenfalls in §emzi- 
nan einen anderen Armeestütz¬ 
unkt an. Dabei kamen zwei 
oldaten ums Leben, zwei wur¬ 
den verletzt. Ein Panzerfahrzeug 
vom Typ Skorpion, welches zur 
Verstärkung hinzugezogen wor¬ 
den war, wurde ebenfalls von der 
Guerilla schwer beschädigt. 
Außerdem wurde auf der Straße 
zwischen Colemerg (Hakkari) 
und (jele ein militärischer Kon¬ 
trollpunkt an der Depin-Brücke 
von der Guerilla angegriffen. 
Dabei ist mindestens ein Polizist 
getötet worden. 

Aktion an vielen Orten in Kur¬ 
distan 

Am gleichen Tag führte die Gue¬ 
rilla ebenfalls in Bedlis (Bitlis) 
eine Aktion durch, bei der ein 
Soldat ums Leben kam. HPG- 
Guerillas griffen aus der Ferne 
eine Einheit des türkischen Mili¬ 
tärs an, die gerade zu einer Ope¬ 
ration ausrückte. 

Auch in Pasür (Kulp) in der Pro¬ 
vinz Amed (Diyarbakir) kam es 
zu Gefechten mit der türkischen 
Armee, hier gab es jedoch keine 
Verletzten oder Toten. 

In Xarpet (Elazig) griffen Gue¬ 
rillaeinheiten einen Jandarma- 
Stützpunkt an. Dabei kam nach 
offiziellen Angaben mindestens 
ein Soldat ums Leben, ein weite¬ 
rer wurde verletzt. 

(ANF, 20.6, ISKU) 


Meldungen 

Militär brennt Dörfer nieder 
Das türkische Militär brannte 
am Donnerstag, den 24.6., in 
der Region Ehh (Batman) im 
Kreis Hasankeyf zwei Dörfer 
nieder. Die Dörfer Bizinka 
(Ke^eli) und Xerbekar (Pala- 
mutlu) stehen immer noch in 
Flammen. 

Die beiden Dörfer sind von tür¬ 
kischen Soldaten in Brand 
gesetzt worden. Die Dorfbe¬ 
wohnerinnen werden vom tür¬ 
kischen Militär am Löschen 
gehindert. Eine Menschen¬ 
rechtsdelegation aus Amed 
(Diyarbakir) ist in die Region 
aufgebrochen. Es stehen eben¬ 
falls Waldgebiete, landwirt¬ 
schaftliche Flächen und Obst¬ 
plantagen in Flammen. 

Das türkische Militär eskaliert 
den Krieg gegen die kurdische 
Bevölkerung offensichtlich 
immer weiter und greift immer 
mehr auf die Spezialkriegsme¬ 
thoden der 90er Jahre zurück. 
Im Rahmen dieses Krieges zer¬ 
störte das Militär mehr als 
4 000 Dörfer. 

(ANF, 24.6., ISKU) 

Gefängnisstrafen für Wehr¬ 
dienstverweigerer 
Vier von 19 Wehrdienstverwei¬ 
gerern wurden vor dem 10. 
Strafgerichtshof in Ankara von 
der 1. Instanz zu Gefängnisstra¬ 
fen verurteilt. Laut der Nach¬ 
richtenagentur DIITA wurden 
sie für schuldig befunden, 
„Menschen gegen das Militär 
aulzuhetzen“ und „die Türki¬ 
schen Streitkräfte (TSK) zu 
beleidigen“. Volkan Sevin^ 
wurde zu 18 Monaten verur¬ 
teilt, Halil Savda, Gök^e Otlu, 
Vorsitzender vom Menschen¬ 
rechtsverein in Ankara und 
Zarife Ferda Cakmak zu jeweils 
6 Monaten Elaft aufgrund von 
„Aufhetzung gegen das Mili¬ 
tär“. 15 weitere wurden freige¬ 
sprochen. (ANF, 23.6., ISKU) 

Friedensmütter zu Erdogan: 
„Dein Sohn ist nicht beim 
Militär!“ 

Die Friedensmutter Hava Kiran 
machte im Namen ihrer Orga¬ 
nisation folgende Erklärung: 
„Erdogans Sohn ist nicht beim 
Militär. Unsere Herzen werden 
zum Militär geschickt. Weil 
dein Sohn nicht dort ist, wird 
das Problem nicht gelöst und 
alle, die für einen Frieden ein- 
treten, werden verhaftet. 
Gestern wurden die Friedens¬ 
botschafterinnen aus Guerilla 
und Maxmur verhaftet, wir sind 
gespannt was ihr Morgen 
macht.” 




Demonstration in Erinnerung an Halim Dener 


Das Solidaritäts-Bündnis ruft 
für den 29. Juni 2010 zu einer 
Gedenk-Veranstaltung für 

Halim Dener auf 
Die Gesamt-Veranstaltung be- 

f innt um 17:00 Uhr mit einer 
Kundgebung auf dem Steintor¬ 
platz in Hannover, von dort aus 
wird es einen Demonstrations¬ 
zug durch die Innenstadt geben. 
Der Abschluss wird dann auf 
dem Steintorplatz sein. 

Am 29. Juni vor 16 Jahren 
wurde der 16-jährige Halim 
Dener von einem SEK-Polizis- 
ten aus nächster Nähe tödlich in 
den Rücken geschossen, nach¬ 
dem er ein Plakat für die Natio¬ 
nale Befreiungsfront Kurdistans 
aufgehängt hatte. 

Mit dem Plakat wollte Halim 
auf den völkerrechtswidrigen 


Krieg der Türkei gegen das kur¬ 
dische Volk aufmerksam 
machen. Durch den Freispruch 
des Todesschützen vor dem 
Landgericht Hannover sollten 
auch die genauen Zusammen¬ 
hänge des tödlichen Vorfalls nie 
abschließend aufgeklärt und 
öffentlich werden. 

Der Tod Halim Deners hatte sei¬ 
nerzeit viele Menschen aufge¬ 
schreckt, die lange nicht zur 
Kenntnis nehmen wollten, dass 
die türkische Armee mit direkter 
und indirekter Unterstützung 
der NATO und somit auch 
Deutschlands einen Krieg gegen 
das kurdische Volk führt. 

Dieser ewige Krieg gegen das 
kurdische Volk ist heute noch 
von hoher Aktualität. 


Noch immer sterben in der Tür¬ 
kei und vor allem in den kurdi¬ 
schen Gebieten viele Kurdinnen 
und Kurden nicht zuletzt durch 
deutsche Waffen. 

Auch hier in Deutschland sind 
die Kurdinnen und ihre Vereine, 
u. a. das Kurdistan-Volkshaus 
Hannover, ständigen Repressio¬ 
nen, Diskriminierungen und 
Kriminalisierung ausgesetzt. 
„Schluss mit den systematischen 
Menschenrechts Verletzungen 
gegenüber den Kurdinnen in 
Deutschland! 

Wir rufen alle Freunde und Ver¬ 
treter der Menschlichkeit und 
der Demokratie zur Solidarität 
auf, um ein Zeichen zu setzen 
und zu zeigen, dass wir gegen 
jegliche Ausbeutung und Verach¬ 
tung der Menschenrechte sind!“ 


Innerhalb eines Jahres starben 28 Soldaten 
unter ungeklärten Umständen 


Aufgrund der wachsenden Zahl 
ungeklärter Tode junger Wehr¬ 
dienstleistender, haben sich 
Wehrdienstverweigerer und 
Familienangehörige von Solda¬ 
ten, die unter ungeklärten 
Umständen gestorben sind, 
zusammengeschlossen, um die 
Todesursachen aufzuklären und 
die Verantwortlichen vor 
Gericht zu bringen. 

Die Mitglieder der „Plattform 
der Wehrdienstverweigerer für 
Frieden“ wurden daran gehin¬ 
dert, eine Pressekonferenz abzu¬ 
halten. 


Ersin Sedefoglu, Sprecher der 
Plattform, sagte: „Die Initiative 
[zur demokratischen Öffnung] 
wurde nicht umgesetzt. Anstelle 
dessen ist der Zugang zur kurdi¬ 
schen Frage von Seiten des Staa¬ 
tes nun noch gewalttätiger. 
Ungeklärte Tode beim Militär 
haben Tränen und Blut hinter¬ 
lassen. Ihr müsst der Stimme des 
Friedens zuhören und nicht der 
des Krieges, wenn ihr wirklich 
Frieden wollt. Deswegen müssen 
die Militäroperationen sofort 
beendet werden.“ 


Mittlerweile haben Familienan- 
ehörige eine Pressekonferenz 
eim Menschenrechtsverein 
(IHD) in Istanbul durchgeführt 
und eine Aufklärung des Todes 
von Serhat Yildiz gefordert, der 
in Gaziantep stationiert war, 
und von Murat Polat, der in 
Adana im 6. Militärgefängnis 
starb. 

Innerhalb eines Jahres sind 28 
Soldaten unter ungeklärten 
Umständen gestorben, sagen 
deren Familienangehörige, 
davon allein 4 im letzten Monat. 

(ANF, 20.6., ISKU) 


Wer die PKK unterstützt, kann in den USA angeklagt werden 


ln einem Grundsatzurteil hat 
das Oberste Gericht der USA 
die Strafverfolgung unter dem 
Verdacht der Unterstützung ter¬ 
roristischer Gruppen erleichtert. 
Die Richter entschieden in 
ihrem am Montag in Washing¬ 
ton veröffentlichten Urteil, dass 
nicht nur Finanzhilfen oder 
aktive Mitarbeit als Terrorunter¬ 
stützung gewertet werden kön¬ 


nen, sondern auch zivile Hilfs¬ 
leistungen wie juristische Auf¬ 
klärung über die Rechte von 
Angeklagten oder Seminare zur 
friedlichen Konfliktlösung, 
ln dem Verfahren hatte die US- 
Regierung gegen die Menschen¬ 
rechtsgruppe Humanitarian Law 
Proiect geklagt, die derartige 
Hilfsleistungen unter anderem 
der verbotenen Arbeiterpartei 


Kurdistans (PKK) und den 
Befreiungstigern von Tamil 
Eelam (LTTE) in Sri Lanka 
zukommen ließ. 

Dem Urteil zufolge muss die 
Gruppe künftig mit einer Ankla¬ 
ge wegen Terrorunterstützung 
rechnen, sollte sie ihr Engage¬ 
ment für von der US-Regierung 
als Terroristen eingestuften Grup¬ 
pen fortsetzen, (ta, 21.6., ISKU) 


TAK bekennt sich zu Bombenanschlag in Istanbul 


Zu dem Anschlag auf einen 
Militärbus in der Nähe einer 
Militärsiedlung in Istanbul, bei 
dem fünf Menschen, davon vier 
Soldaten und eine Zivilistin, 
ums Leben kamen, bekannte 
sich die kurdische Stadtguerilla¬ 
organisation TAK (Freiheitsfal¬ 
ken Kurdistans). Bei dem 
Angriff starben drei Offiziere der 
Jandarma, ein Unteroffizier und 
die siebzehnjährige Tochter eines 
Soldaten. 

Die TAK erklärte in einer E- 
Mail, dass sie nicht die Absicht 
gehabt hätten, Zivilistinnen zu 
verletzen, darum sei ein Militär¬ 
fahrzeug für den Angriff ausge¬ 
wählt worden. Allein der türki¬ 
sche Staat sei daher für das zivile 
Opfer verantwortlich: „Seit 


Tagen führen der türkische Staat 
und alle seine Organe, das Mili¬ 
tär, die Polizei, die Regierung, 
staatliche Einrichtungen und 
Institutionen, ein geplantes Mas¬ 
saker am kurdischen Volk durch. 
Sie bereiten auch Angriffe., auf 
den Vorsitzenden Abdullah Öca- 
lan vor. Es gibt ein gemeinsames 
Angriffskonzept von Militär, 
Polizei und allen Einrichtungen 
das gerade umgesetzt wird. Die 
Aktion wurde als Angriff gegen 
ein Militärfahrzeug geplant und 
durchgeführt. Wie schon vorher 
benutzen türkische Sicherheits¬ 
kräfte Zivilistinnen als mensch¬ 
liche Schutzschilde. Dass bei der 
Aktion Zivilistinnen zu Schaden 
kamen, ist alleine die Verant¬ 
wortung des türkischen Staates. 


Wir warnen alle Zivilistinnen in 
der Türkei, militärische Einrich¬ 
tungen oder Fahrzeuge zu 
benutzen. Für ähnliche Ereig¬ 
nisse in der Zukunft sind wir 
nicht verantwortlich. 

Als TAK haben wir schon früher 
erklärt, dass wir gegen die 
Angriffe auf die kurdische 
Bevölkerung Position beziehen 
werden. [...] Wir werden unsere 
Aktionen verstärken. Der 
faschistische türkische Staat 
zwingt uns mit seiner aktuellen 
Haltung zu noch heftigeren 
Aktionen.“ 

Weiterhin bekannte sich die 
TAK zu einen Angriff am 8. Juni 
auf einen Polizeibus, bei dem 15 
Polizisten verletzt worden sind. 

(ANF, 22.6, ISKU) 


Kiran erklärte weiter: „Es reicht, 
dieser Krieg muss endlich auf¬ 
hören”, jeder müsse etwas tun. 
Bezüglich der tausenden inhaf¬ 
tierten Kinder, die Opfer des 
Antiterrorgesetzes wurden, 
erklärte sie: „Von einem Staat, 
der immer weiter auf Krieg 
beharrt, wird man nicht erwar¬ 
ten können, dass er die Kinder 
freilässt.“ (KI, 19.6., ISKU) 

Önder Aytac: „Man sollte Öca- 
lan mit dem Tode bedrohen, 
wenn er darauf nicht reagiert, 

dann sollte man ihn umbrin- 

« 

gen. 

Der Taraf-Journalist Dr. Önder 
Ayta^ sprach bei dem im Besitz 
der Gülen-Stiftung befind¬ 
lichen Sender Küre TV. Er 
erklärte, dass die Operationen 
und der Staatsterror andauern 
müssten und sprach folgende 
gefährliche Worte: „Der Kampf 

f egen den Terror ist die Aufgabe 
es Staates, des Militärs, und 
der Polizei. Auch wenn sie ster¬ 
ben, seid ihr verpflichtet, diese 
Aufgabe zu erfüllen. Hat 
Abdullah Öcalan nicht vom 
Gefängnis aus gesagt, dass diese 
ganzen Terrorereignisse passie¬ 
ren sollen? Wenn das so ist, 
dann sagt ihm, ,Wenn du nicht 
innerhalb eines Monats [...] den 
Terror beendest, dann werden 
wir dich umbringen, wir wer¬ 
den dich hinrichten, wir werden 
dich aufhängen.’ Und dann mal 
sehen, wenn die Angriffe nicht 
aufhören, dann nehmt ihn und 
hängt ihn auf, tötet ihn. Dann 
könnt ihr die Zukunft retten. 
Denn bei den Aktionen gibt es 
keine Obergrenze mehr, ob 
Abdullah öcalan lebt oder 
stirbt.“ 

Önder Ayta^ ist mit dem 
Anfang der sog. „demokrati¬ 
schen Öffnung“ zum stellvertre¬ 
tenden Vorsitzenden der Poli¬ 
zeiakademie ernannt worden 
und wurde ebenfalls beauftragt 
„am runden Tisch zur PKK‘ 
mitzuarbeiten. Er ist außerdem 
Berater des Kulturministers 
Ertugrul Günay und steht aus 
famihärer Tradition der Fetul- 
lah-Gülen-Stiftung nahe. 

(KI, 19.6., ISKU) 
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Kurdistan/Türkei: Die Schrecken M ' ld ; 8en 

Inhaftierte Kinder im Hunger- 

der 90er Jahre kehren zurück 

Kinder im Bitlis^E-Typ Gefäng¬ 
nis sind im Hungerstreik, um 

Die türkische Regierung und das begangen. Mit der Ausweitung men zerstört worden. Die bei- gegen die Misshandlungen 
Militär eskalieren den Krieg des Krieges treten diese Prakti- den Dörfer sind von türkischen durch Aufseher und Verwaltung 
gegen die kurdische Freiheitsbe- ken nun erneut auf. Am 25.6. Soldaten „aus Sicherheitsgün- zu protestieren, 
wegung und die Bevölkerung wurden sowohl in Gümüfhane den“ in Brand gesetzt worden. Die eingesperrten Kinder, über¬ 
weiter. Nachdem in den 90er als auch in Amed/Farqin (Diyar- Menschenrechtlerinnen, welche wiegend aus Gever (Yüksekova), 
Jahren mehr als 4 000 Dörfer bakir/Silvan) von Soldaten die die Ereignisse begutachteten, teilten ihre Familien mit, dass 
zerstört, mehr als 17 000 Men- Leichen von drei gefallenen sagten, sie seien „schockiert“ sie vor zwei Tagen einen Hun- 
schen von Todesschwadronen Guerillas auf schreckliche Weise über diese Vorgehensweise. Die- gerstreik begonnen haben und 
ermordet und die Bevölkerung geschändet. An der Leiche von selben Dörfer waren 1993 schon ihn fortsetzen werden, bis ihre 
breit terrorisiert worden ist, keh- Bayram Dün war der Kopf teil- geräumt und in den letzten 17 Forderungen von der Verwal- 
ren diese Maßnahmen nun 2010 weise zerquetscht und zertrüm- Jahren viermal niedergebrannt tung erfüllt werden, 
erneut zurück, ln der letzten mert worden. Während auf sei- worden. Da es weder Wasser (DIHA, 30.6., ISKU) 


Woche wurden zwei Dörfer von nem Körper nur Spuren von 

Soldaten niedergebrannt, für Einschüssen zu finden waren, 

Morde bekannte Spezialeinhei- war sein Kopf nicht mehr zu 

ten werden reaktiviert und in die erkennen. Die Soldaten schei- 

kurdischen Provinzen verlegt, nen auf dem Kopfe der Leiche 

Viele Gräueltaten der 90er herumgesprungen zu sein. Die 

scheinen erneut die türkische Angehörigen, welche die Leiche 

Kriegsführung zu prägen. zu Gesicht bekamen, fielen in 

Ohnmacht, viele riefen „Rache“, 
Für Folter und Mord verant- „Wir werden in die Berge gehen 

wörtliche Einheiten werden und mit euch abrechnen!“, 

reaktiviert Auch an der Leiche von Hamit 

Auf Entscheidung des nationa- Ulaf (Sendoz Amed), sind Spu¬ 
len Sicherheitsrates der Türkei ren ähnlicher Grausamkeiten zu 

(MGK) werden die Özeltims finden und einige Spuren näh- 

(Spezialeinheiten) der Polizei, ren den Verdacht, dass er lebend 

die für die Mehrheit der Morde gefangen genommen worden 

„unbekannter“ Täter in den 90er war und dann hingerichtet wor- 

Jahren in der kurdischen Region den ist. Während am Köper von 

verantwortlich sind, wieder in Ula§ keine Verletzungen zu 

die Gebiete entsandt bzw. ihre sehen sind, sind deutliche Ein- 

Aktivitäten verstärkt. schüsse im Hals, Gesicht und 

Es wurde erklärt, dass diese Ein- Kopf zu sehen. Weiterhin wurde 

heiten im Moment in 48 Krei- sein Kopf zerschnitten, so dass er 

sen aktiv sind und ihre Aktivitä- nicht mehr zu erkennen war. 

ten im „Antiterrorkampf' Sein verdrehter Hals und ver- 

erhöht werden würden. Insbe- formter Schädel, weisen darauf 

sondere in ländlichen Regionen hin, dass sein Leichnam von Sol- 

sollen große Kontingente statio- daten nach seinem Tod noch 

niert werden. Diese Einheiten geschändet wurde, 

sind besonders berüchtigt für Der Körper eines Guerillas, 

schwerste Übergriffe auf die Necati Güne§, der angeblich bei 

Zivilbevölkerung unter dem dem Angriff der HPG auf Mili- 

Vorwand des Kampfes gegen die tärstützpunkt gefallen sein soll, 

PKK. bleibt verschwunden. Es existie- 

Mehrere ehemalige Mitglieder ren Berichte, nachdem eine an 

dieser Einheiten litten nach dem der Schulter und am Bauch ver- 

Dienst an schweren psychologi- letzte Person ins Krankenhaus 

sehen Störungen und waren eingeliefert worden war und 

nicht mehr fähig, sich in ein kurz darauf wieder weggebracht 

„normales“ Leben einzufügen, wurde. Menschenrechtlerinnen 

Viele von ihnen töteten sich verfolgen diesen Fall weiter, 

selbst, einige erhielten auch Stra¬ 
fen wegen begangener Übergrif- Zwei Dörfer in der Umgebung 

fe. von Hasankeyf von Soldaten 

niedergebrannt 

Leichen von Guerillas misshan- Das türkische Militär brannte in 
delt und verstümmelt den Morgenstunden des 25.6., 

ln den 90er Jahren wurden in der Region Elih (Batman) im 

gefallene Guerillas häufig von Kreis Heskif (Hasankeyf) zwei 

Soldaten verstümmelt, sie wur- Dörfer nieder. Die Dörfer Bizin- 

den mit Panzern durch Ort- ka (Ke^eli) und Xerbekar (Pala- 

schaften geschleift und viele mutlu) und angrenzende Gärten 

andere Grausamkeiten an Ver- und Obstplantagen der von der 

storbenen wurden als Teil Landwirtschaft lebenden 

psychologischer Kriegsführung Bewohnerinnen, sind vollkom- 


noch Strom in den Dörfern gibt, 

leben die Menschen dort nur im 2-tägiger Hungerstreik aller 
Sommer um in den Gärten PKR-Gefant jenen 

Landwirtschaft zu betreiben. Aufgrund der Angriffe gegen 

Der Brand breitete sich aus der Kurdinnen haben alle pKK- 

Gegend der Militärbasis über Gefangenen einen 2-tägigen 

das Dorf aus. Tausende Hasel- Hungerstreik begonnen. Die 

nuss-, Mandel-, Walnussbäume- Gefängnisinsassen fordern die 

bäume verbrannten. Mehrere Regierung auf, die militärischen 

hundert Hektar Agrarland wur- und politischen Operationen 

den zerstört. Die Dorfbewohne- umgehend zu beenden und mit 

rinnen wurden vom türkischen Abdullah Öcalan zu reden. 
Militär am Löschen gehindert. Deniz Kaya sprach im Namen 

Menschenrechtlerinnen, die den aller PKK-Gefangenen: “Wir 

Brand beobachten konnten, sag- beginnen diesen Hungerstreik, 

ten: „Worauf stützen sie sich um gegen die Operationen und 

dabei? Hierfür kann es weder die Repression der Regierung 

einen juristischen noch mensch- gegen Kurdinnen zu protestie- 

lichen Grund geben.“ ren und fordern eine sofortige 

demokratische Lösung für die 
Auch in Wan bombardierten kurdische Frage.“ 
türkische Militärs zur Vergeh (AiNF, 30.6., ISKU) 

tung eines Guerillaangriffs ein 

Dorf, in dem eigentlich Dorf- Besuche bei Öcalan verhindert 

Schützer, die mit dem türkischen Während die staatlichen Auto- 

Militär seit Jahren auf Operatio- ritäten beschlossen haben, einen 

nen gehen, wohnen. Bei der Krieg gegen die kurdische Frei- 

Bombardierung durch Mörser heitsbewegung auf allen Ebenen 

und Artillerie entstand großer zu führen, haben sie auch 

Sachschaden an Wohnhäusern begonnen die Besuche auf der 

und Gärten. Gefängnisinsel Imrali zu ver¬ 

hindern. Das Gespräch zwi- 
Nach Guerillaaktion erschießen sehen Anwältlnnen und dem 

Militärs 70-Jährige kurdischen Repräsentanten 

Nach einer Guerillaaktion am Abdullah Öcalan wurde letzte 

25.7. in Dep (Karako^an) in der Woche zweimal verhindert. 

Provinz Xarpet (Elazijr), bei der Auch das Gespräch mit seinem 

nach Angaben der HPG fünf Bruder, Mehmet Öcalan, wurde 

türkische Soldaten ums Leben unter dem Vorwand: „Die Fähre 

kamen, eröffneten Soldaten auf sei kaputt“ nicht ermöglicht. Es 

eine Familie das Feuer und töte- ist deutlich, dass diese Besuche 

ten eine 70-jährige Frau. Vier bewusst verhindert wurden, 

ihrer Familienmitglieder wurden Den Medien zufolge sucht das 

verletzt, darunter ein fünfjähri- türkische Justizministerium 

ges Kind. neue juristische Gründe, um 

Der BDP-Kreisleiter von Kant- Besuche prinzipiell zu verhin- 

re§ (Karliova) erklärte zu den dern. Nach Turkish Press sucht 

Ereignissen: „Die Familie war das Justizministerium u.a. inter- 

nicht im Gefecht, als sie national nach Präzedenzfällen, 

beschossen wurde. Sie war im die der Situation von Öcalan 

Vorbeifahren und plötzlich ähnlich sind. Der türkische 

wurde das Feuer eröffnet.“ Er Staat kann im Moment auf¬ 
erklärte weiter: „Nach dem grund einer immer noch laufen- 

Gefecht beschossen die Soldaten den Verhandlung beim Europä- 

das Dorf und die Umgebung für ischen Gerichtshof für Men¬ 
eine länger Zeit. Eine große schenrechte, die Besuche juri- 

__ stisch nicht verhindern. Öca- 




Rüstungsgüter für 1,8 Milliarden Euro an die Türkei geliefert 


Deutschland hat der Türkei zwi¬ 
schen 2000 und 2009 Rüstungs- 

f üter im Wert von knapp 1,8 
lilliarden Euro geliefert. Dies 
geht aus der Antwort der 
Bundesregierung (17/2207) auf 
die Kleine Anfrage der Fraktion 
Die Linke (17/1884) hervor. 
Unter den gelieferten Rüstungs¬ 
gütern waren 2005 unter ande¬ 
rem 298 Kampfpanzer vom Typ 
Leopard 2A4. 2009 wurden wei¬ 
tere 41 Panzer dieses Typs gelie¬ 


fert. 15 Leopard-Panzer gingen 
als "Ersatzteilspender“ an die 
türkische Armee. 

Vertragliche Zusagen, die gelie¬ 
ferten Waffen, Munition und 
Rüstungsgüter nicht bei inter¬ 
nen Konflikten und bei grenz¬ 
überschreitenden Militäraktio- 
nen zu verwenden, gebe es 
nicht, teilt die Bundesregierung 
weiter mit. Die Türkei sei 
NATO-Partner und habe seit 
2002 ”mit mehreren Reformpa¬ 


keten die innere Stabilisierung 
und Demokratisierung ge¬ 
stärkt“. Außerdem habe die EU 
Beitrittsverhandlungen mit der 
Türkei aufgenommen, ”da die 
EU-Kommtssion festgestellt hat, 
dass die Türkei die Politischen 
Kopenhagener Kriterien (insbe¬ 
sondere Demokratie, Rechts¬ 
staatlichkeit, Schutz von Men¬ 
schenrechten) hinreichend 
erfüllt“. 

(hib Nr. 218, 28.6.) 


Der Spezialkrieg nimmt die Möglichkeit einer Lösung 


ln einer Sendung des Senders 
Roj TV erklärte das Mitglied des 
KCK-Exekutivkomitees Mustafa 
Karasu den Medien die sich am 
Spezialkrieg beteiligen, dass „die 
Wirklichkeit in keiner Weise 
verborgen werden kann“. Er 
erklärte, dass der Spezialkrieg 
eine Lösung des Konfliktes ver¬ 
hindert. 

Zu den Erfolgsaussichten der 
des jetzigen Spezialkrieges von 
Seiten der Türkei erklärte er: 
„Wenn die Methoden des Spezi¬ 
alkriegs Erfolg versprechend 
wären, dann hätten sie in den 
90er Jahren Erfolg haben müs¬ 
sen, als der schmutzige Krieg sei¬ 
nen Elöhepunkt erreicht hatte.“ 
Zu den Intellektuelle in der Tür¬ 
kei sagte er, dass sie mutiger sein 


müssten. Sie sollten ihre Oppo¬ 
sition zu denen bekunden, wel¬ 
che die Angelegenheit mit 
Gewalt lösen wollen. 

Zu der Auseinandersetzung um 
die Ausrufung eines Waffenstill¬ 
standes erklärte er, dass eine ein¬ 
seitige Waffenruhe nur Bedeu¬ 
tung haben kann, wenn sie die 
Basis für eine Lösung bildet und 
beide Seiten ihre Bereitschaft 
signalisierten. Der türkische 
Staat habe aber bis jetzt jede ein¬ 
zelne Waffenruhe von Seiten der 
Freiheitsbewegung in eine Waffe 
der psychologischen Kriegsfüh¬ 
rung verwandelt. Der Staat 
benutze die Zeit der Waffenru¬ 
hen, um Zeit zu gewinnen und 
seine Politik der Vernichtung 
weiterzuführen. Dies wird 


besonders deutlich, wenn die 
letzte Waffenruhe vom 13. April 
2009 bis zum 1. Juni betrachtet 
wird. Mustafa Karasu erklärte, 
dass sie geduldig gewesen seien, 
trotz der Politik eines politi¬ 
schen, militärischen und kultu¬ 
rellen Massakers, doch wollten 
sie, „nicht länger eine Partei im 
Rahmen einer solchen Politik 
sein“. Wenn aber endlich die 
Tatsache anerkannt würde, dass 
der Konflikt nicht mit Gewalt 
gelöst werden könne und eine 
Phase des Dialogs und der 
Lösung beginne, dann könnte 
sich ihre Position ändern. Die 
erste Bedingung wäre, direkte 
statt indirekte Treffen mit Öca- 
lan zu organisieren. 

(ki, 30.6, ISKU) 


Fortsetzung: Die Schrecken der 90er Jahre kehren zurück 


Zahl von Fläusern wurde 
beschädigt.“ 

Soldaten ermorden zwei Dorf¬ 
bewohner 

Soldaten, die in Flatay unter¬ 
wegs zu einer Operation waren, 
erö: fifnen am 28.6. um 10.00 
Uhr morgens das Feuer auf 
Dorfbewohnerinnen, die sich 
auf einer Alm aufhielten, um 
Thymian zu pflücken. Zwei 
Dorfbewohner 61 und 62 Jahre 
alt starben, und ein 75-jähriger 
wurde verletzt. Der Gouverneur 
von Flatay erklärte, dass die bei¬ 
den durch Kugeln der Armee 
starben, während die Armee 
immer noch dazu schweigt. Die 
türkischen Medien behaupteten 
sogar, die PKK hätte Dorfbe¬ 
wohner angegriffen und einen 
entführt. 

Der 75-jährige Mehmet Sak 
erklärte, er sei mit vier anderen 
Dorfbewohnern auf die Alm 
gegangen, um Thymian zu sam¬ 
meln. Sie leben vom Verkauf 
von Kräutern. Sak, der sich im 
Moment im Krankenhaus befin¬ 
det, erklärte: „In den frühen 
Morgenstunden bin ich mit Ali 
Dalmif, Mustafa Fil und Ibra¬ 
him Yaltpn zusammen aufgebro¬ 
chen um Thymian zu sammeln. 
[...]. Als das Feuer eröffnet 
wurde, lag ich plötzlich am 
Boden und öffnete die Augen 
erst im Krankenhaus wieder. 
Liier gibt es keine PKK, manch¬ 
mal gibt es Gerüchte, sie würden 


hier vorbeiziehen, aber keiner 
hat sie gesehen. Wir wissen nicht 
wie es zu diesem Ereignis kam. 
Wir ziehen jedes Jahr auf die 
Alm. Dieses Ereignis hat uns in 
Angst versetzt, wer garantiert 
uns unsere Leib und Leben.“ 

„Es gibt Schwierigkeiten, Zivi¬ 
listen von PKK-Mitgliedern zu 
unterscheiden“ 

Eine Erklärung von letzter 
Woche des Generalstabsvorsit¬ 
zenden der Inneren Sicherheit, 
General Fahri Kir, gibt in Bezug 
auf das Ereignis besonders zu 
denken. Er hatte erklärt, „Es 
gibt Schwierigkeiten das Volk 
von den PKKlern zu unterschei¬ 
den.“ Er gestand damit ein, dass 
bei den Operationen gegen die 
PKK von den Soldaten auch 
Zivilistinnen ins Visier genom¬ 
men werden. 

Er hatte erklärt, dass aufgrund 
der Operationen insbesondere 
Menschen, die sich auf Almen 
aufhalten, Schaden nehmen 
können, da sie irrtümlich für 
PKK-Mitglieder gehalten wer¬ 
den könnten. 

Soldaten durchsieben Minibus 

Mit 21 Kugeln durchsiebten 
Soldaten der Bagdere-Jandarma- 
Basis einen Minibus mit Zivili¬ 
sten. Vier Insassen wurden dabei 
verletzt. Davor hatten die Solda¬ 
ten schon Felder und Nutzflä¬ 
chen der Bevölkerung in Brand 
gesetzt. 


Ausgangssperre verhängt 
Weitere Maßnahmen aus den 
90er Jahren wie Ausgangssper¬ 
ren in den Dörfern werden nun 
wieder in die Praxis umgesetzt, 
ln einigen Dörfern in der 
Region Tetwan, Bedlis und 
Hizan wurden die Dorfvorsteher 
von den Militärs damit beauf¬ 
tragt, die Dorfbevölkerung 
davor zu warnen, ohne sich 
beim Militär abzumelden, das 
Dorf zu verlassen. Die Armee 
erklärte, wenn es die Bevölke¬ 
rung nicht täte, dann wäre sie 
„nicht verantwortlich für etwai¬ 
ge negative Folgen“. Dies Dro¬ 
hungen wurden unter anderem 
über die Lautsprecher der 
Moscheen in den Dörfern ver¬ 
breitet. 

Auch in der Region (Jewlig 
(Bingöl) leben die Dorfbewoh¬ 
nerinnen zurzeit in Angst vor 
den Spezialteams. An mehreren 
Dörfern haben diese Spezialein¬ 
heiten Stellung bezogen und 
dokumentieren jeden der das 
Dorf betritt oder verlässt. Insbe¬ 
sondere nachts bewegen sich die 
Einheiten in bedrohlicher Weise 
um das Dorf herum. Viele Dorf¬ 
bewohnerinnen trauen sich aus 
Angst um ihr Leben nicht ein¬ 
mal mehr ihr Vieh auf die Wei¬ 
den zu bringen. Nachts verlassen 
sie nicht mehr die Häuser. 

(OP, yuksekovahaber, DIHA, 


(Ul-, y 

ANF 27 


7.128.6, ISKU) 


lans Situation ist für die kurdi¬ 
sche Bevölkerung von zentraler 
Bedeutung. Das verhindern der 
Besuche kann die Spannungen 
weiter verschärfen. 

(ki, 30.6, ISKU) 

Staatsanwaltschaft fordert 8,5 
Jahre für Ismail Bejiktji 

Gegen den Soziologen und 
Autor Ismail Besiktp, der auf¬ 
grund seiner Bücher über kurdi¬ 
sche Themen bereits mehrere 
Jahre im Gefängnis saß, wird 
eine 8,5 jährige Haftstrafe auf¬ 
grund angeblicher PKK-Propa- 
ganda gefordert. Bejiktp soll 
wegen seines Artikels Nationa¬ 
le Selbstbestimmung und die 
Kurden”, der in der Zeitschrift 
“Our Age” veröffentlicht 
wurde, verurteilt werden. 

Die Anklageschrift bezieht sich 
auf folgende Punkte seines Arti¬ 
kels: „Die Kurden hab gekämpft 
und einen hohen Preis für eine 
freie Heimat bezahlt ... Syrien, 
Iran und Türkei regieren die 
Kurden mit Zwang und 
Gewalt.“ oder: „Es ist ein Recht 
der Kurden, einen Kampf für 
Freiheit gegen diesen zwanghaf¬ 
ten und brutalen Prozess zu 
führen.“ Be§ikip rufe hier zu 
Nötigung und Gewalt auf mit 
dem Ziel, Propaganda für 
bewaffnete Organisationen zu 
machen. 

Für den Herausgeber der Zei¬ 
tung, Zeycan Balci., wird eben¬ 
falls eine Haftstrafe gefordert. 

(ANF, 1.7, ISKU) 

Demonstration zum Todestag 
von Halim Dener 
Im Gedenken an Halim Dener 
versammelten sich Menschen 
aus verschiedensten Gruppen 
des internationalistischen Spek¬ 
trums am 29.6. auf dem Stein¬ 
tor in Hannover. Dies war auch 
der Ort, an dem Halim Dener 
vor 16 Jahren beim Plakatieren 
von einem Polizisten erschossen 
worden war. Die Abschluss¬ 
kundgebung fand wieder auf 
dem Steintor statt, viele Blu¬ 
men wurden an der Stelle abge¬ 
legt, an der Halim 1994 starb. 
(indymdia, 29.6., ISKU) 
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Abdullah Öcalan: 


Frieden ist immer noch möglich 


„Die 10%-Hürde heruntersetzen, 
das Antiterrorgesetz abschaffen, 
die Gefangenen Kinder freilas¬ 
sen, dies sind die Bedingungen 
für den Frieden,“ sagte Öcalan. 
„Wenn keine Lösung gefunden 
wird, dann werden die ,Spezial¬ 
kriegslobbys’ das Land in einen 
Bürgerkrieg ziehen“, so der inhaf¬ 
tierte Vorsitzende der Arbeiterln- 

S artei . Kurdistans, PKK 
illah Öcalan weiter. Der 
inhaftierte Repräsentant der kur¬ 
dischen Bevölkerung nannte 
mehrere Bedingungen als Aus¬ 
gangsbasis für eine Lösung. Diese 
Bedingungen beinhalten die 
Absenkung der 10%-Hürde, die 
Abschaffung des Antiterrorgeset¬ 
zes und die Freilassung der inhaf¬ 
tierten Kinder, wie auch der 
Gefangenen aus dem KCK-Ver¬ 
fahren und die Vorbereitung 
einer demokratischen Verfassung. 
Bei einem Besuch seiner Anwälte 
am 30. Juni machte Öcalan auf 
die zunehmenden Auseinander¬ 
setzungen zwischen kurdischen 
Rebellen und der türkischen 
Armee aufmerksam und nannte 
obige Bedingungen. 

Öcalan: Eine passende psycho¬ 
logische Umgebung muss 
geschaffen werden 
„Mein Ansatz hinsichtlich einer 
Lösung ist klar. Ich könnte die 
kurdische Revolution vertiefen, 
was millionen Tote bedeuten 
würde, wie es das auch für die 
vietnamesische Revolution 
bedeutet hat. Ich ziehe eine 
demokratische Lösung auf einer 
demokratischen Verfassung ba¬ 


sierend vor. Eine demokratische 
Verfassung ist für uns die zentra¬ 
le Bedingung ohne die nichts 
möglich ist. Bevor so eine Verfas¬ 
sung erarbeitet wird sind andere 
konkrete Schritte notwendig, 
welche auch als Gesten des guten 
Willens betrachtet werden kön¬ 
nen. Um eine passende psycholo¬ 
gische Umgebung zu schaffen, 
muss die 10%-Hürde gesenkt, 
das Antiterrorgesetz abgeschafft, 
und die inhaftierten Kinder, wie 
auch die Gefangenen aus dem 
KCK-Verfahren müssen freigelas¬ 
sen werden. Nach diesen Schrit¬ 
ten kann eine neue Verfassung 
erarbeitet werden.“ 

Aufruf an die Mitglieder des 
türkischen Parlaments 

„Die AKP Regierung kann diese 
Bedingungen mit der Unterstüt¬ 
zung der Opposition, wie auch 
der Zivilgesellschaft in der Türkei 
verwirklichen. Ich wiederhole 
hiermit meinen Aufruf an Erdo- 
gan, dass eine friedliche Lösung 
immer noch möglich und das 
Parlament der Ort dafür ist. Ich 
bin mir nicht sicher, ob Erdogan 
in der Lage ist, eine solche 
Lösung zu entwickeln. Seine 
Macht mag begrenzt sein. Aber 
wenn die AKP es nicht schafft 
eine Lösung auf der Basis einer 
demokratischen Verfassung zu 
finden, können sie sich ebenso 
mitten in einer Verschwörung 
wiederfinden, wie schon drei 
andere Verschwörungen in der 
Vergangenheit durchgeführt 
wurden, ln diesem Fall sollten sie 
uns nicht beschuldigen. Weder 


die BDP, noch die PKK kann 
dafür verantwortlich gemacht 
werden. Die Verantwortung liegt 
alleine bei der regierenden AKP. 
Wenn einmal die Chance für eine 
Lösung verpasst ist, dann werden 
die Lohbys des Spezialkriegs auf 
der Bühne erscheinen und die 
AKP wird nicht in der Lage sein, 
mit ihnen fertig zu werden. Diese 
Lobby ist in der Bürokratie, 
Justiz, Armee und überall zu fin¬ 
den. Ich warne die AKP vor 
ihnen. Und wenn die AKP kei¬ 
nem neuen Putsch gegenüberste¬ 
hen will, dann muss sie mutig 
sein. Die AKP sollte eine kohä¬ 
rente, stabile und entschlossene 
Einstellung an den Tag legen. 
Wenn dem nicht so ist werden 
die Spezialkriegslobbyisten ihre 
Existenz ebenfalls beenden.“ 

Ich bestehe auf einer Lösung 

„Wenn eine demokratische 
Lösung nicht gefunden werden 
kann, dann wird sich die kurdi¬ 
sche Revolution vertiefen und die 
Zusammenstöße werden sich ver¬ 
schärfen. Aber ich weiß, dass nie¬ 
mand in der Lage sein wird, die 
Kurdinnen aus den kurdischen 
Bergen zu vernichten. Auch 
wenn sie tausende Soldaten 
schicken, können sie nichts errei¬ 
chen. Auch wenn beide Seiten im 
Moment große Verluste erleiden, 
wird die kurdische Seite gewin¬ 
nen. Aber wie ich sagte, das ist 
nicht das was wir vorziehen. Ich 
habe darum gekämpft, dass es 
dazu nicht kommt. Ich arbeite 
für eine demokratische Lösung 
(Fortsetzung aufSeite 2) 


Straßenschlachten in Gever 
(Yüksekova) und Adana 


Nach einem Polizeiangriff auf 
eine Demonstration am 1.7. der 
kurdischen Jugendbewegung 
DYG gegen „Prostitution, Verge¬ 
waltigung, Drogenhandel, Mas¬ 
saker und Operationen“, kam es 
der Nacht zu schweren Ausein¬ 
andersetzungen und Straßen¬ 
kämpfen. 

An der von der DYG organisier¬ 
ten Demonstration nahmen viele 
Tausend Menschen teil, die mit 
Fackeln vom BDP-Kreisbüro aus 
durch die Stadt zogen. Es wurden 
Parolen für die PKK und ihren 
Vorsitzenden und Fahnen dieser 
Organisation und des demokrati¬ 
schen Konföderalismus gezeigt. 


Die Demonstrantlnnen entzün¬ 
deten Feuerwerk und Feuer, ln 
einer Erklärung hieß es: „Die 
AKP-Regierung versucht uns zu 
zwingen, diese Spezialkriegsme¬ 
thoden zu akzeptieren. ... Die 
Auswirkungen dieser Politik 
haben wir in Sert und Amed gese¬ 
hen.“ 

ln Sert waren von AKP-Funktio- 
nären, dem Schuldirektor, Solda¬ 
ten u.a. mehrere kurdische Schü¬ 
lerinnen jahrelang missbraucht 
worden. 

Später kam es zu heftigen Stra¬ 
ßenschlachten. Jugendliche zün¬ 
deten Geldautomaten an und lie¬ 
ferten sich die Nacht über Aus¬ 


einandersetzungen mit der Poli¬ 
zei. 

Demonstration und 
Straßenkämpfe in Adana 

ln Adana wurde an Zilan, eine 
Kämpferin, die sich in einer Mili¬ 
tärparade 1996 in Dersim in die 
Luft sprengte und ein wichtiges 
Symbol für die kurdische Frauen¬ 
bewegung darstellt, mit einer 
Demonstration gedacht. Nach 
Polizeiangriffen kam es auch hier 
zu heftigen Straßenkämpfen. Bei 
den Auseinandersetzungen wurde 
unter anderem ein BIM-Super- 
markt mit Molotowcocktails be¬ 
worfen. (ANF, YH, 2. 7., ISKU) 


Meldungen 

Guerilla veröffentlicht 
Bilanz für Juni 

Nachdem die HPG am 1. Juni 
ihren Waffenstillstand beendet 
hatte, kam es in diesem Monat zu 
den schwersten Gefechten seit 
Jahren. Nach Angaben der HPG 
wurden bei 52 Guerillaaktionen 
126 Soldaten getötet, 25 Gueril¬ 
las verloren ihr Leben. Außerdem 
wurden vier Sikorsky-Helikopter 
getroffen, zwei Panzer und 18 
gepanzerte Fahrzeuge zerstört 
und mindestens 18 Waffen und 
große Mengen an Ausrüstung 
beschlagnahmt. Das türkische 
Militär hat im Juni 37 Operatio¬ 
nen durchgeführt, bei denen es 
zu 15 direkten Gefechten kam. 
Das türkische Militär hat 52 
Artillerieangriffe, auch auf ziviles 
Gebiet, durchgeführt. Haftanin 
wurde 34 Mal Bombardiert, Zap 
15 Mal, Metina und Xakurke 
einmal. Auch Angriffe durch 
Kriegsflugzeuge haben zugenom¬ 
men. Bei einem Luftangriff 
wurde ein 15-jähriges kurdisches 
Mädchen in Xakurke getötet. 

(ANF2.7., ISKU) 

Versuche, ins Guerillagebiet 
vorzudringen 

Im letzten Monat wurden mehr¬ 
fache Versuche des Militärs, auf 
Guerillagebiet in Südkurdistan 
vorzudrmgen, mit heftigem 
Widerstand zurückgeschlagen. 
Als sich Soldaten erneut zu einer 
grenzüberschreitenden Opera¬ 
tion sammelten, griff die Gueril¬ 
la ihre Stellungen an. Dabei 
kamen 37 Soldaten ums Leben. 
Diese Aktion machte die Weltöf¬ 
fentlichkeit erneut auf den Krieg 
in Kurdistan aufmerksam. 

Trotz aller Maßnahmen des tür¬ 
kischen Staates, durch Geheim¬ 
dienst, Polizei und Militär, hat 
die Guerilla Aufmerksamkeit 
durch Aktionen sowohl in den 
kurdischen Bergen und Städten 
als auch in der Türkei auf sich 
gezogen. Eine neue Entwicklung 
sind auch die Aktionen der Gue¬ 
rilla, die teilweise am helllichten 
Tag ausgeführt werden. Sie stel¬ 
len eine neue Dimension von 
Aktionen dar. 

(ANF, 2.7, ISKU) 

Terror durch Luftangriffe 
ln der Nacht zum 2. Juli haben 
Kriegsflugzeuge der türkischen 
Armee die Grenze überquert und 
eine große Zahl von Dörfern im 
Kandil und Xinere bombardiert. 
Mindestens zwei Häuser wurden 
vollständig zerstört, nur durch 
Zufall gab es diesmal keine 
Toten. TDennoch wurde eine 
große Zahl Vieh getötet und 
Gärten sowie Plantagen durch 
Bombardierung zerstört. Die 




Kurdische Frauen kämpfen gegen die 
„Vergewaltigungskultur“ 


In einem der bekannteren Fälle, 
einer Serie von andauernden Ver¬ 
gewaltigungsskandalen, im kur¬ 
disch dominierten Südosten der 
Türkei, wurden in Siirt minde¬ 
stens vier Mädchen, im Alter zwi¬ 
schen 12 und 14 über einen Zeit¬ 
raum von zwei Jahren, von 
Staatsbeamten sexuell miss¬ 
braucht einschließlich dem stell¬ 
vertretenden Direktor und einem 
Mitarbeiter der Polizei. Siirt ist 
eine Stadt, die gezeichnet ist von 
den Kämpfen zwischen kurdi¬ 
schen Aufständischen und der 
türkischen Armee. Andere Schü¬ 
ler und Ladenbesitzer sind eben¬ 
falls in den Skandal verwickelt. 
Die Anwältin Meral Danij- 
Bestaf, die in die Verfolgung des 
Falls involviert ist, argumentiert, 
dass Vergewaltigung im politi¬ 
schen Konflikt verwurzelt ist: 
„Das Ereignis ist verbunden mit 
der kurdischen Frage, häuslicher 
Gewalt und der soziopolitischen 
Situation in der Region.“ Die 
Anwältin ist eine wichtige Figur 
in der linken, prokurdischen 
Friedens- und Demokratie Partei 
(BDP), sagt IPS in einem Inter¬ 
view mit mr in Diyarbakir, der 
inoffiziellen Hauptstadt Tür¬ 
kischkurdistans und Zentrum 
politischer Aktivität. 

Kurdinnen und Kurden aus der 
Region, sehen dies als ein neues 
Beispiel des Angriffs des türki¬ 
schen Staats auf die kurdische 
Gesellschaft. „Es ist unmöglich, 
dass die Polizei und die öffent¬ 
lichen Autoritäten nicht davon 
wussten. Der Provinzgouverneur 
von Siirt, der Polizeichef, und die 
lokalen Direktoren des Erzie¬ 
hungsministerium sind die Ver¬ 
antwortlichen“ sagt Dani§- 
Beftaf. 

Die türkische Regierung benutzt 
häufig Gewalt, Drohungen und 
andere Formen der Repression 
gegen weibliche kurdische Akti¬ 
vistinnen. Im Juli letzten Jahres 
wurde ein Mitglied der Demokra¬ 
tischen freien Frauenbewegung 
(DÖKH), einem Zusam¬ 
menschluss vor allem kurdischer 
Frauenorganisationen, von Zivil¬ 
polizisten in ihrer Wohnung ver¬ 
gewaltigt. Sie sagten nach der Ver- 

t ewahigung: „Geh und erzähl das 
einen Freundinnen, dass wir das 
mit allen von euch tun werden.“ 


Das Opfer stellte später Anzeige 
gegen die öffentlichen Autoritä¬ 
ten und erklärte, dass es die Täter 
identifizieren können. „Wir frag¬ 
ten nach den Bildern der Polizis¬ 
ten, die an diesem Tag im Dienst 
waren und Durchsuchungsbefeh¬ 
le hatten. Sie zeigten etwa 5000 
Bilder und natürlich war das 
Opfer nicht in der Lage die Täter 
zu identifizieren.“ Erzählte 
Danif-Beftaj. Auch ein Jahr spä¬ 
ter dauert die Untersuchung 
noch an. 

Neben der Vorbereitung und 
Durchführung solcher Kampag¬ 
nen spielt die DÖKH auch eine 
Rolle in der institutionalisierten 
Politik, vor allem durch die linke, 
prokurdische BDP. Es gibt keine 
formelle Beziehung zwischen den 
beiden Organisationen, obwohl 
ihre Forderungen und Mitglieder 
sich häufig überschneiden. 

Unter dem Druck der DÖKH 
und anderer Frauenrechtlerinnen 
in der Partei, haben die BDP und 
ihre Vorgängerorganisationen 
Gender-Quoten für Frauen ange¬ 
wandt. Dies half, kurdische Frau¬ 
en in Führungspositionen, 
sowohl in der parlamentarischen 
Politik als in der Partei zu brin¬ 
gen. Dies ist eine Tatsache von 
großer psychologischer Bedeu¬ 
tung für die Frauen der Region. 
Von allen politischen Parteien in 
der Türkei, hat die BDP den 
größten Anteil von weiblichen 
Abgeordneten und Bürgermeiste¬ 
rinnen. 

„Für feudale Plätze wir Sirnak ist 
es revolutionär, weibliche Abge¬ 
ordnete im Parlament, Bürger¬ 
meisterinnen und Parteiverant¬ 
wortliche zu haben,“ erklärt 
Zilan Botan aus der DÖKH- 
Führung in §irnak gegenüber 
IPS, „aber dennoch, weder Staat 
noch Gesellschaft haben diese 
Revolution akzeptiert.“ 

Die DÖKH hat nun eine Kam¬ 
pagne unter dem Motto begon¬ 
nen, „Lasst uns eine freie demo¬ 
kratische Gesellschaft schaffen 
und die Vergewaltigungskultur 
überwinden.“ 

„Das Ziel der Kampagne ist es, 
Kampf gegen die gesellschaft¬ 
lichen Probleme, die auf allen 
Ebenen erfahren werden, zu ver¬ 
breitern und eine demokratische 
Gesellschaft zu errichten,“ erklärt 


die DÖKH Aktivistin Azize Yagiz 
gegenüber IPS. 

Nach UN-Statistiken sind 42% 
der Frauen in der Türkei der 
Gewalt ihrer Partner ausgesetzt. 
In einer im Jahr 2000 publizier¬ 
ten Studie, erklärten 2% der 
Frauen in den südöstlichen Pro¬ 
vinzen, dass sie sexualisierte 
Gewalt von Sicherheitskräften 
erfahren hat. Das ist wahrschein¬ 
lich eine sehr konservative Rech¬ 
nung, wenn man die kulturellen 
Tabus in diesem Zusammenhang 
mit einbezieht. 

„Wir sind gezwungen an zwei 
Fronten zu kämpfen — gegen 
männliche Dominanz und das 
politische System“, sagt Botan, 
die eine der ersten Frauen im 
Stadtrat von §irnak war. „Kultu¬ 
relle Normen sind hier in der 
Region sehr streng und die 
Tyrannei und Unterdrückung des 
Staates sind offensichtlich.“ 
Gegen Botan stehen im Moment 
40 Verfahren aus. 

Die DÖKH-Aktivistin Azize 
Yagiz, 23, war dreimal jeweils 
drei Monate wegen ihrer politi¬ 
schen Aktivitäten inhaftiert. Das 
erste Mal als sie 17 Jahre alt war, 
und auch gegen sie stehen noch 
20 Verfahren wegen ihrer Arbeit 
aus. 

Yagiz schätzt, dass etwa 300 
DÖKH-Mitglieder im letzten 
Jahr inhaftiert worden sind, 
unter ihnen die talentiertesten 
und erfahrensten Führerinnen 
ihrer Organisation, und das etwa 
die Hälfte aller Aktivistinnen der 
Organisation mindestens einmal 
inhaftiert war. 

DÖKH-Aktivistinnen machen 
kein Geheimnis aus ihrer Bezug¬ 
nahme auf den inhaftierten Füh¬ 
rer des sozialistischen Aufstands 
Abdullah Öcalan, „DÖKH ist 
eine Struktur, die aus der kurdi¬ 
schen Freiheitsbewegung ent¬ 
standen ist, sie ist sowohl eine 
sozialistische, als auch eine demo¬ 
kratische Bewegung“ sagt Yagiz 
gegenüber. IPS. „Wir sehen 
Abdullah Öcalan, den Repräsen¬ 
tanten des kurdischen Volkes, als 
großen Einfluss. Er hat den Frau¬ 
en geholfen, ihre eigene 
Geschichte und ihren Selbstre¬ 
spekt sich anzueignen.“ 

(JakeR. Hess, 2.7., ISKU) 


Frieden ist immer noch möglich (Forts.) 


ohne Blutvergießen, und ich 
bestehe darauf. 

Ein beidseitiger 
Waffenstillstand ist notwendig 

„Ich stimme vollständig mit der 
Erklärung der NGOs in Diyarba¬ 
kir überein. Ein beidseitiger Waf¬ 
fenstillstand kann erreicht wer¬ 
den. Die KCK könnten dem 
zustimmen. Aber jeder sollte wis¬ 
sen, dass niemand wie ein Opfer¬ 
lamm warten wird. Sie werden ihr 


Recht zur Selbstverteidigung nut¬ 
zen. Das ist ein universelles Recht. 
Selbstverteidigung sollte auf ver¬ 
schiedenen Bereichen organisiert 
werden, wie im Gesetz, der Öko¬ 
nomie und der Diplomatie. Diese 
Selbstverteidigung wird die de 
facto Autonomie bringen.“ 

Alle sollten zu den Wahlen 
mobilisiert werden 
„Eine demokratische Mobilisie¬ 
rung ist notwendig. Nicht für 


den Krieg, sondern für die Wah¬ 
len. Um eine demokratische Ver¬ 
fassung umzusetzen, ist ein gro¬ 
ßer Wahlerfolg die Vorbedin¬ 
gung. Nicht nur im rechtlichen 
Bereich, sondern auch in der 
Bürokratie, der Gesellschaft, der 
Politik gibt es Hindernisse. Es ist 
die Verantwortung der Regierung 
diese Lobbys daran zu hindern, 
Hindernisse und Beschränkun¬ 
gen zu schaffen.“ 

(ANF, 2.7., ISKU) 


Bevölkerung floh in Panik. Da 
vor den Angriffen die Telefonlei¬ 
tungen unterbrochen worden 
waren, drängt sich der Verdacht 
auf, dass die südkurdische Regie¬ 
rung von dem Angriff informiert 
war. 

Koxa Qadir, ein Dorfbewohner, 
dessen Haus vollständig zerstört 
worden ist und viel Vieh verloren 
hat, beschuldigte die USA bezüg¬ 
lich des Angriffs: „Die USA 
macht hier die Aufklärung. 
Wenn sie nicht die Erlaubnis 
geben, dann kann die Türkei das 
Gebiet nicht bombardieren.“ 

(ANF2.7, ISKU) 

Blogger während der Haft in 
Syrien verschwunden 
Syrische Menschenrechtsorga¬ 
nisationen berichten, dass ein 
kurdischer Blogger, der im Juni 
von Sicherheitskräften inhaf¬ 
tiert wurde, verschwunden ist 
und sind besorgt um sein Wohl. 
In einer gemeinsamen Presse¬ 
mitteilung von Syrian Human 
Rights Watch, Syrian Human 
Rights League und nationalen 
syrischen Menschenrechtsorga¬ 
nisationen wird von Kemal 
Huseyin §exo berichtet, einem 
32-jähriger Literaturstudent 
von der Damaskus Universität, 
der am 23.6.an der syrisch-liba¬ 
nesischen Grenze festgenom¬ 
men wurde. Seither hat nie¬ 
mand etwas von ihm gehört. 
Syrische Behörden haben bisher 
keinerlei Gründe für seine Fest¬ 
nahme vorgebracht. Menschen¬ 
rechtler fordern die syrischen 
Behörden auf, ihn entweder vor 
ein Gericht zu stellen oder ihn 
zu entlassen, ln der Pressemit¬ 
teilung wird auf die wachsende 
Anzahl willkürlicher Festnah¬ 
men in Syrien hingewiesen. 

(ANF, 8.7, ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
YH Yüksekovahaber 


Termine: 

Stoppt den Krieg 
Frieden für Kurdistan 
Demonstration im Rahmen der 
Kampagne Tatort Kurdistan 
9.7.. 17 Uhr 
Hachmannpla tz/Hbf 
Hamburg 

tatort-kurdistan. blog. de 

N U 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Stahltwiete 10 


22761 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 
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Aufstände gegen türkische 
Kriegsverbrechen 


Nachdem in Sert (Siirt) und in 
Colemerg (Hakkari) die Leichen 
von mehr als 20 gefallenen Gue¬ 
rilla verstümmelt, zerstückelt und 
missbraucht worden waren, ste¬ 
hen in vielen kurdischen Städten 
die Menschen zum Protest auf 
Vielerorts demonstrierten Zehn¬ 
tausende. Insbesondere in Cole¬ 
merg und Gever (Yüksekova) 
kam es zu schweren Auseinander¬ 
setzungen mit Sicherheitskräften. 
Aber auch _ in Mersin, Adana, 
emzinan, Elih (Batman), Nise- 
in (Nusaybin), Istanbul und 
anderen Städten kam es zu hefti¬ 
gen Kämpfen zwischen Bevölke¬ 
rung und Polizei bzw. Militär. 
Teilweise wurden die Leichname 
der Gefallenen nicht ihren Fami¬ 
lien übergeben, sondern heimlich 
bestattet, was zu noch größerer 
Entrüstung führte. In Amed 
wurde die Leiche eine Guerillas 
von der Polizei an einen unbe¬ 
kannten Ort entführt, was dort in 
der Nacht zum 10.07. zu heftigen 
Straßenkämpfen führte, Tausen¬ 
de, die die Beerdigung von Gue¬ 
rillas am 10.09. in §emzinan 
besuchen wollten, wurden wegen 
einer angeblichen Bombendro¬ 
hung nicht in die Stadt gelassen. 
An den Beerdigungen und den 
Protestdemonstrationen, die u. a. 
in Nisebin, Derika, Sert, Semsur, 
Agiri, Riha und vielen anderen 
Orten stattfanden, nahmen vie¬ 
lerorts Zehntausende Teil, in vie¬ 
len Städten blieben die Läden aus 
Protest geschlossen. 

Sowohl in Colemerg, als auch in 
Gever fanden in den letzten 
Tagen Großdemonstrationen 
gegen die Kriegsverbrechen des 
türkischen Staates an gefallenen 
Guerillas statt. Die Polizei griff 
die Demonstrationen Zehntau¬ 
sender, die unter Parolen demon¬ 
strierten wie: „Der Mörderstaat 
wird dafür bezahlen“, „Wir wer¬ 
den in die Berge gehen und euch 
die Quittung geben“, mit Gasgra¬ 
naten und Wasserwerfen an. Viele 
Demonstrantlnnen wurden 
durch die Polizeiangriffe verletzt. 
Daraufhin kam es zu heftigen 
Auseinandersetzungen an denen 
sich zeitweise Tausende beteilig¬ 
ten und die nun schon drei Tage 
andauern, ln Colemerg erstreckt 
sich der Aufstand im Moment 
über zwölf Stadtviertel, in denen 
gekämpft wird. Ein Panzerfahr¬ 
zeug wurde umgeworfen und 
Panzer und Wasserwerfer massiv 
durch Molotowcocktails beschä¬ 
digt. Vermummte griffen außer¬ 


dem einen Unterstand von para¬ 
militärischen Dorfschützern an 
und rissen ihn ab. Die Polizei 
schoss mehrfach scharf, zerstörte 
Scheiben von Wohnhäusern bei 
Razzien in den Abendstunden. 
Insbesondere am 10.07. Ver¬ 
stummten die Schüsse aus Polizei¬ 
waffen nicht. 

Die zehn Guerillas, die in der 
Region Semzinan gefallen und 
von Soldaten verstümmelt wor¬ 
den waren, riefen gerade in der 
Kleinstadt §emzinan (§emdinli) 
heftige Proteste hervor. Die Poli¬ 
zei griff eine Menschenmenge, die 
den gefallenen Guerilla Serhat 
Aslan entgegennehmen wollte, an 
und verletzte mindestens eine 
Person schwer. 28 Personen wur¬ 
den festgenommen. Die von Poli¬ 
zei mit Knüppeln zusam¬ 
mengeschlagenen Berivan A. 
erklärte: „So wie es bei ihnen 
Gefallene gibt, gibt es diese auch 
bei uns. Sie würdevoll in Emp¬ 
fang zu nehmen ist unser Recht.“ 

Am Morgen nahm die Familie 
schließlich den Körper des gefal¬ 
lenen Guerillakämpfers in Emp¬ 
fang, und er wurde in einer 
Demonstration von mehr als 
Zehntausend Menschen beige¬ 
setzt. Es wurden Transparente mit 
Parolen wie „Fley §ehit, willkom¬ 
men im demokratischen, autono¬ 
men Kurdistan,“ Bilder von dem 
Gefallenen, von Abdullah Öcalan 
und Fahnen von PKK, FFPG und 
KCK gezeigt. Zwei Mitglieder der 
Jandarma, welche die Demon¬ 
strantlnnen abfilmen wollten, 
wurden vertrieben. 

Am 10.07. kamen Tausende aus 
Gever zu einer weiteren Demon¬ 
stration zum Trauerzelt für die 
gefallenen Guerillas in einem 
Dorf bei §emzinan. Die Polizei 
sperrte die Straße für fünf Stun¬ 
den und ließ den Konvoi von vie¬ 
len Plündert Fahrzeugen stun¬ 
denlang warten. Tausende, unter 
ihnen der BDP-Abgeordnete 
Hamit Geylani brachen darauf¬ 
hin zu Fuß in das 25 km entfern¬ 
te Dorf auf. 

Auch an der Beerdigung der am 
5. Juli in §emzinan gefallenen 
Guerilla, Meral Bingül, nahmen 
mehr als Zehntausend Menschen 
teil. Es wurden Parolen gerufen 
wie „Die PKK ist das Volk und 
das Volk ist hier.“ 

Am 10.07. nahmen mehr als 
10 000 Menschen in Nisebin an 


einer Demonstration gegen die 
Verstümmelung der Guerillalei¬ 
chen und die zunehmenden Mili¬ 
täroperationen teil. Die Polizei 
griff die Menschenmenge mit 
Gasgranaten an und verletzte 
viele. Daraufhin folgten heftige 
Straßenschlachten. 

Im Gazi Viertel von Istanbul 
demonstrierten mehr als tausend 
Menschen, nachdem die BDP 
dazu aufgerufen hatte. Die Polizei 
riff die Demonstration mit 
chall- und Gasgranaten und 
Wasserwerfern an. Elaraufhin ent¬ 
standen schwere Straßenkämpfe. 
Auch in Elih nahmen viele Tau¬ 
send an einer Demonstration teil. 
Die Polizei schnitt der Demon¬ 
stration den Weg ab und griff sie 
mit Wasserwerfern und Gasgra¬ 
naten an. Die Demonstrantlnnen 
antworteten mit Steinwürfen. Die 
Straßenkämpfe breiteten sich aus. 

Der Leichnahm des in Gümüfha- 
ne gefallenen Guerillas Yunus 
Tokdemir wurde am 09.07. an 
der Stadtgrenze von Amed mit¬ 
samt dem Wagen von der Polizei 
an einen unbekannten Ort 
gebracht. Er sollte in Amed gewa¬ 
schen und dann in Sert beigesetzt 
werden. Die Sicherheitskräfte, die 
den Leichnam transportierten, 
erklärten der Familie: „Wir erlau¬ 
ben nicht, dass der Leichnam in 
die Stadt kommt, er muss direkt 
nach Sert geschickt werden.“ 
Daraufhin brachten die Polizisten 
den Leichenwagen an einen 
unbekannten Ort. Daraufhin ver¬ 
sammelten sich viele Tausend 
Menschen zu einer Demonstra¬ 
tion. Nach Polizeiangriffen kam 
es zu schweren Auseinanderset¬ 
zungen. 

Die BDP will nun die Schändung 
der Guerillaleichen im Parlament 
thematisieren. Der Abgeordnete 
und Menschenrechtsaktivist Akin 
Birdal wirft den Tätern Verstöße 
gegen die Genfer Konvention vor. 
Die BDP beschuldigt die Armee 
zudem, chemische Waffen zu ver¬ 
wenden. „Brennende und ätzende 
Waffen wurden während der 
Gefechte eingesetzt. Die Leichen 
sind so zerstört, dass sie nicht 
identifiziert werden können,“ 
wirft der Abgeordnete Osman 
Özcelik aus Sert der Armee „Ver¬ 
brechen gegen die Menschlich¬ 
keit“ vor. 

(Yuksekovahaber ; Yiiksekovaguncel, 
Hakkarinews, ANF, Öl?10.7., 
jW, 15.7., ISKU) 


Meldungen 

Die fünfzehnjährige Berivan in 
Isolationshaft 

Die fünfzehnjährige Berivan 
erlebt im E-Typ-Gerängnis von 
Diyarbakir ein Trauma. Seit 
neun Monaten ist sie in Isola¬ 
tion. Berivan S. wurde zu sieben 
Jahren und neun Monaten 
wegen der Teilnahme an einer 
Demonstration im Oktober let¬ 
zen Jahres verurteilt. Sie soll 
Steine auf die Polizei geworfen 
haben, dass bedeutet: Mitglied¬ 
schaft in einer terroristischen 
Organisation. 

Der Fall um Berivan ist im 
Gegensatz zu den anderen 
inhaftierten Minderjährigen 
weit über die Türkei bekannt 
geworden. Sie schrieb einen 
Brief an den Menschenrechts¬ 
verein in Elazig. Dieser Brief 
wurde von Journalisten aufge- 

t riffen und veröffentlicht. Mit 
iesem Brief und dem Schicksal 
von Berivan kam die Situation 
der weit über Tausend festge¬ 
nommenen und Hunderten 
verhafteten Minderjährigen in 
der Türkei an die Öffentlich¬ 
keit. Erst kürzlich wurde Beri¬ 
van im Namen aller inhaftierten 
Kinder von der schwedischen 
Human Rights Association 
symbolisch geehrt. Sollte Beri¬ 
van ihre Haftstrafe absitzen 
müssen, wird sie erst mit 23 
Jahren das Gefängnis verlassen 
dürfen. Ihrer Jugend beraubt. 

(ANF, 15.7., ISKU) 


Türkisches Parlament ratifi¬ 
ziert Abkommen mit Russland 
über erstes AKW 
Das türkische Parlament hat in 
der Nacht zum Donnerstag ein 
russisch-türkisches Regierungs¬ 
abkommen über den Bau des 
ersten Atomkraftwerkes in der 
Türkei ratifiziert. 

Wie der Pressedienst des Parla¬ 
ments am Donnerstag weiter 
mitteilte, sieht das Abkommen 
den Bau von vier Energieblö¬ 
cken (Reaktoren vom Typ 
WWER) mit einer Wärmelei¬ 
stung von 1,2 Gigawatt nach 
dem russischen Projekt „AKW- 
2006“ vor. Die Inbetriebnahme 
des AKW ist für 2016 bis 2019 
vorgesehen. (RN, 12.7., ISKU) 

Bevölkerung von Hasankeyf 
protestiert gegen Abtragungen 

Mehrere hundert Menschen aus 
Hasankeyf haben gegen die 
Abtragungen der historischen 
Stadt protestiert, weil die histo¬ 
rische Struktur der Stadt zer¬ 
stört und es der geplanten 
Überflutung zuarbeitet. 

Eine Vereinigung aus Hasan¬ 
keyf hatte diese Demonstration 
organisiert, die von allen Ein- 




Halbjahresbericht der TIHV 

Bericht zu Menschenrechtsverletzungen zwischen dem 
1. Januar und dem 30. Juni 2010 


Im Jahresbericht 2009 hatten 
wir als einzige positive Entwick¬ 
lung auf die Abnahme von 
Todesfällen bei Gefechten im 
Südosten des Landes hingewie¬ 
sen. Leider haben sie in den 
ersten sechs Monaten des Jahres 
2010 wieder zugenommen. 

Das Recht auf Leben 

ln den ersten sechs Monaten des 
Jahres 2010 kam es zu 2 (politi¬ 
schen) Morden unerkannter 
Täter und es gab 15 extra-legale 
Hinrichtungen (einschließlich 
Erschießung von Personen, die 
nicht anhielten). Von den 25 
Personen, die in Haft ums Leben 
kamen, starben drei in Verhör¬ 
zentren und 22 in Gefängnissen. 
Dazu gehörten zweifelhafte 
Selbstmorde und Behinderung 
von Behandlung. 

Bei Gefechten starben zwischen 
dem 1. Januar und dem 30. Juni 
2010 62 Soldaten, 9 Dorfschüt¬ 
zer und 72 Militante. Unter den 
insgesamt 10 Todesopfern waren 
3 Zivilisten, 3 Polizisten und ein 
Wachmann eines privaten 
Sicherheitsdienstes. 10 Men¬ 
schen starben durch die Explo¬ 
sion von Landminen und ande¬ 
ren Explosiva. Die Zahl der 
Todesopfer durch Minen hatte 
im Jahre 2009 bei 41 gelegen. 
Die Zahl der Personen, die bei 
Gefechten getötet wurden, lag 
bei 138. 


Folter und Misshandlung 

ln den ersten 6 Monaten des 
Jahres 2010 haben sich 179 Per¬ 
sonen an die TIHV mit der Bitte 
einer kostenlosen Behandlung 
von Gesundheitsproblemen auf¬ 
grund von Folter gewandt. 80 
von ihnen gaben an, dass sie im 
gleichen Jahr gefoltert wurden. 
Das Dokumentationszentrum 
fand 224 Fälle von Folter und 
Misshandlung, unter denen sich 
64 Schüler befanden, die von 
Lehrern misshandelt wurden. 
Die Vergleichszahlen für das 

f esamte Jahr 2009 waren 532 
älle von Folter und Misshand¬ 
lung, von denen sich 86 an 
Schulen ereignet hatten. 

Die TIHV fragte bei der ober¬ 
sten Polizeidirektion nach Ver¬ 
fahren gegen Folterer. In der 
Antwort vom 02.06.2010 war 
zu lesen, dass zwischen dem 14. 
Februar 2005 und dem 1. Juni 
2010 gegen insgesamt 309 Poli¬ 
zeibeamte nach den Artikel 94 
und 95 des Strafgesetzes 5237 
ermittelt wurde. Gegen 131 von 
ihnen wurden die Verfahren ein¬ 
gestellt, 50 wurden freigespro¬ 
chen und nur 2 Beamte wurden 
verurteilt. 

Gefängnisse 

Seit dem 6 . November 2009 
dürfen Besucher mit Gefange¬ 
nen auch in anderen Sprachen 
als Türkisch sprechen. Von den 
104 schwer erkrankten Gefange¬ 


nen begnadigte der Staatspräsi¬ 
dent Abdullah Gül 7 Gefangene, 
darunter Güler Zere. Sie starb 
am 7. Mai 2010. Eine Liste der 
97 schwer erkrankten Gefange¬ 
nen, die nicht entlassen wurden, 
ist im Anhang an den Bericht zu 
finden. 

Meinungs- und Versammlungs¬ 
freiheit 

Es befanden sich 37 Journalisten 
in Haft. Sieben Zeitungen 
wurde ein Publikationsverbot 
auferlegt und der Zugang zu 
4662 Webseiten wurde gesperrt. 

Nach dem Aktivitätsbericht der 
obersten Polizeidirektion für das 
Jahr 2009 wurden in dem Jahre 
570 nicht genehmigte Demon¬ 
strationen abgehalten, bei denen 
2250 Personen festgenommen 
und 413 Polizeibeamte, sowie 
110 Bürger verletzt wurden. Das 
Dokumentationszentrum der 
TIHV fand für das Jahre 2009 
heraus, dass neben 301 Perso¬ 
nen, die bei Demonstrationen 
verletzt wurden, sechs ums 
Leben kamen. In den ersten 
sechs Monaten des Jahres 2010 
wurden 68 Personen verletzt. Es 
wurden 146 Personen wegen 
eines Verstoßes gegen das Gesetz 
2911 zu Demonstrationen und 
Kundgebungen zu Strafen von 
insgesamt mehr als 900 Jahren 
Haft verurteilt. 

TIHV vom 9.7.2010 


YEK-KOM e.V.: Demonstration und Kundgebung 
gegen Kriegsverbrechen der türkischen Armee 


Die Ereignisse der letzten Mona¬ 
te in der Türkei haben besorg¬ 
niserregende Dimensionen 
erreicht. Die Gewalt der Staats¬ 
sicherheitskräfte, der Staatster¬ 
ror und die militärischen Opera¬ 
tionen der Armee haben die 
Gesellschaft an den Rand eines 
Bürgerkrieges getrieben. (...) 

In den letzten Wochen wurde 
immer wieder die schwere Ver¬ 
stümmelung an den Leichna¬ 
men der gefallenen Guerillas 
festgestellt. Die Leichname von 
drei Frauen wurden sexuell von 
Soldaten angegriffen. 

Diese Form der psychologischen 
Kriegsführung gegen die kurdi¬ 
sche Bevölkerung durch Schän¬ 
dung der Leichen gefallener 
Guerilla hat eine lange Tradition 
beim türkischen Militär. 1995 
gingen Bilder um die Welt, als 
türkische Soldaten mit den 
abgeschnittenen Köpfen von 
Guerillas posierten. (...) 

Unsere Solidarität gilt all denje¬ 
nigen, die in Kurdistan mit 
ihrem Leben die Freiheitsrechte 


des kurdischen Volkes verteidi¬ 
gen. Wir solidarisieren uns auch 
mit den vielen Tausend Men¬ 
schen, die in den letzten Tagen 
in der Türkei und Kurdistan 
gegen die Verbrechen der türki¬ 
schen Armee und für eine politi¬ 
sche Lösung der kurdischen 
Frage auf die Straße gegangen 
sind. 

Wir fordern von der UNO, eine 
offizielle Delegation in die Tür¬ 
kei zu senden, die sich vor Ort 
wegen der Einsetzung von che¬ 
mischen Waffen die Vorfälle 
untersuchen muss. 

Wir fordern von der deutschen 
Bundesregierung einen soforti¬ 
gen Stopp der Waffenlieferun¬ 
gen an die Türkei. 

Wir wollen Lösungen in einem 
friedlichen, demokratischen und 
gerechten Entwicklungsprozess. 
Wir wollen auf die Kraft des 
Dialoges und der Vernunft set¬ 
zen. 


Demonstrationen und Kundge¬ 
bungen gegen Kriegsverbrechen 
der türkischen Armee: 

Berlin: 15.07., vor dem Bran¬ 
denburger Tor, 11 .oo Uhr 
Düsseldorf: 17.07., 13.oo Uhr 
vor dem DGB-Haus, Friedrich- 
Ebert-Str, 

Münster: 17.07., Hauptbahn¬ 
hof, 11 .oo Uhr 

Salzgitter: 17.07., Kurdischer 
Verein, 15.oo Uhr 
Bremen: Am 17.07., vor dem 
Bremer Parlament, 14.oo Uhr 
Frankfurt: 17.07., Bockenhei- 
mer Warte, 17.oo Uhr 
Mannheim: 17.07., Wasser¬ 
turm Paradeplatz, I 8.00 Uhr 

Auch in den folgenden Städten 
werden am 17.0/. Demonstra¬ 
tion und Kundgebungen statt¬ 
finden: 

Heilbronn, Kassel, Hannover, 
Darmstadt, Stuttgart, Freiburg, 
Ulm, Nürnberg und Saarbrü- 

YEK-KOM, 15.7 


wohnerlnnen der Stadt unter¬ 
stützt wurde. Los ging es am 
Rathaus und führte zum Bau¬ 
amt, wo mit Sprechchören und 
Redebeiträgen der Bauleiter 
Prof. Abdulselam Ulucam in die 
Kritik genommen wurde. 
Kritisiert wurden vor allem die 
aktuellen Abtragungen am 
Friedhof von Hasankeyf, 
obwohl an vielen Orten und 
Monumenten gearbeitet wird. 
Sie kritisierten insbesondere, 
dass Knochen aus den Gräber 
herausgenommen und unver¬ 
antwortlich in der Gegend ver¬ 
streut wurden. Sie verlangten 
Respekt für die Gefühle und die 
Spiritualität der Bewohner. 

ETs wurden Transparente gezeigt 
mit der Aufschrift „Hasankeyf 
gehört uns, die Gräber auch“ 
und sie riefen „Hasankeyf wach 
auf und pass auf deine 
Geschichte auf“. Bereits vergan¬ 
genes Wochenende versammel¬ 
ten sich Hunderte vor der Poli¬ 
zeizentrale, wo vier Menschen 
festgenommen worden sind, 
weif sie Knochen einsammelten, 
die bei den Abtragungen vom 
Bauteam ohne Respekt in die 
Umgebung geworfen worden 
sind. JIzRvH, 15.7., ISKU) 

Iran will Grenzmauer bauen 
Der iranische Innenminister 
Mohammed Necar kündigte 
vor wenigen Tagen an, dass eine 
Mauer zum Irak, der Türkei, 
Pakistan und Afghanistan 

f ebaut werden solle. 

lawa Mahmud, Sprecher der 
Kurdischen Regionalregierung 
(KRG), erklärte dazu, dass der 
Iran alle Maßnahmen innerhalb 
seiner eigenen Grenzen treffen 
könne. Dagegen erklärte der 
stellvertretende Innenminister 
Fayeq Tofiq, dass die Mauer die 
Beziehungen des Iran mit der 
Region Kurdistan und mit der 
irakischen Regierung beschädi¬ 
gen werde. „Mit der Mauer will 
der Iran die Kurden unterdrü¬ 
cken.“ Tofiq sagte, ohne die 
Zustimmung der Kurdischen 
Regionalregierung dürfe der 
Iran keine Mauer bauen. 

(AKnews, 12.7., ISKU) 


Quellen: 


RN 

jW 

IzRvH 


Firat 

N achrichtenagentur 
RIA Novosti 
junge Welt 
Initiative zur Rettung 
von Hasankeyf 
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Ein Teil der Friedensdelegation wieder in Maxmur-Camp: 

Der türkische Staat sabotiert 
die Verhandlungen 


Die Friedensgruppen aus Kandil 
und aus dem Maxmur-Flücht¬ 
lingscamp erklärten, dass der 
türkische Staat die Friedensver¬ 
handlungen sabotiert. Die 
Gruppe hielt nach ihrer Ankunft 
in Maxmur eine Pressekonferenz 
ab. Sie erklärten, dass sie im 
Oktober 2009 in die Türkei 
gefahren seien, um einen Beitrag 
zu den Friedensgesprächen zu 
leisten, allerdings Aufgrund der 
Repression des türkischen Staa¬ 
tes und des Verfahrens gegen sie 
war es ihnen unter diesen 
Umständen nicht möglich, län¬ 
ger in der Türkei zu verbleiben. 
In einer Rede vor dem UN-Büro 
in Maxmur erklärte die Spreche¬ 
rin der Gruppe Gülbahar Cicek, 
dass einige Mitglieder der Grup¬ 
pe aus Kandil nicht in die Berge 
zurückkehren werden, um zu 
kämpfen. Sie werden in Max¬ 
mur bleiben, um ihren Einsatz 
für den Frieden dort fortzufüh- 


Bülent Aka von der Gruppe vom 
Maxmur-Camp sagte, die 
Umstände, die sie in den 
1990iger Jahren dazu gezwun¬ 
gen haben zu fliehen, haben sich 


nicht verändert. Deshalb mus¬ 
sten sie in das Flüchtlingscamp 
zurückkehren. 

Daran erinnernd, dass immer 
noch einige Mitglieder der Frie¬ 
densdelegation in Haft sind, 
sagte Gülbahar Cicek: „Unsere 
Bewegung erklärte am 13. April 
2009 zum sechsten Mal einen 
Waffenstillstand. Allerdings star¬ 
tete die AKP-Regierung am 14. 
April 2009 Festnahmen von 
Mitgliedern legaler kurdischer 
demokratischer Parteien und 
Organisationen. Ebenso wurden 
kurdische Frauen unterdrückt 
und misshandelt, kurdische Kin¬ 
der wurden verhaftet und Mili¬ 
täroperationen gegen die Gueril¬ 
la verstärkt.“ 

Cicek erinnerte auch daran, dass 
anfangs eine dritte Gruppe aus 
Europa kommen sollte, aber auf 
Grund der Annäherung der tür¬ 
kischen Regierung wurde diese 
Initiative fallen gelassen. Der 
türkische Premierminister Erdo- 
gan habe aber seine Vorgehens¬ 
weise geändert, die so moderat 
begann. Später versuchte er die 
Rückkehr der Friedensdelega¬ 
tion in die Türkei so darzustel¬ 


len, als hätten die Mitglieder 
aufgegeben und sich der Türkei 
gestellt. 

Die Friedensgruppe hat Briefe 
an den Präsidenten, das Parla¬ 
ment, den Premierminister und 
den Generalstab verschickt, um 
die Gründe für ihre Rückkehr in 
die Türkei darzulegen, aber sie 
haben keine Antwort bekom¬ 
men. Außerdem haben sie beab¬ 
sichtigt, die türkische Bevölke¬ 
rung zu erreichen, um die Frie¬ 
densbotschaft zu überbringen. 
Aber bedingt durch die von den 
türkischen Behörden geschaffen 
Atmosphäre, schlugen die Versu¬ 
che fehl und blieben begrenzt 
auf die kurdischen Regionen. 
Den Mitgliedern der Friedens¬ 
delegation wird in der Türkei 
vorgeworfen, für eine terroristi¬ 
sche Organisation zu werben. 
Sie müssen mit einer Gefängnis¬ 
strafe von bis zu 20 Jahren rech- 


Im Maxmur-Camp beantragten 
die Mitglieder der Eriedensgrup- 
pe von den UN-Vertretern nun 
ihre Anerkennung als Flüchtlin¬ 
ge. (ANF, 20.7., ISKU) 


Überblick: Guerillaaktionen und 
militante Angriffe der letzten 14 Tage 


Seit dem 01.06. hat die kurdi¬ 
sche Guerilla ihren einseitigen 
Waffenstillstand aufgekündigt. 
Sie zeigte ihre Präsenz und Stär¬ 
ke in allen Regionen Kurdistans 
und bewies, dass sie an jedem 
Ort und zu jeder Zeit in der 
Lage ist, dem türkischen Mili¬ 
tär schwere Schläge zu verset¬ 
zen. Trotz der massiven Gueril¬ 
laaktionen erklärte der Vorsit¬ 
zende des Exekutivrats der 
HPG Murat Karayilan, die kur¬ 
dische Guerilla befände sich 
immer noch in einer Position 
der Warnung und kämpfe bei 
weitem nicht mit dem Einsatz 
aller zur Verfügung stehenden 
Mittel. Trotz der schweren mili¬ 
tärischen Angriffe und Kriegs¬ 
verbrechen von türkischer 
Seite, setzt die kurdische Frei¬ 
heitsbewegung weiterhin auf 
eine friedliche Lösung im Dia¬ 
log. Ziel ist, einen beidseitigen 


Waffenstillstand herzustellen, 
an den sich auch das türkische 
Militär hält. Der türkische 
Staat setzt jedoch weiter auf 
Eskalation, indem schwerste 
Menschenrechts verletz ungen 
an gefangenen und gefallenen 
Guerillakämpferinnen durch¬ 
geführt werden, die Natur und 
die Lebensgrundlage der Men¬ 
schen durch Brandbomben zer¬ 
stört, Friedensaktivistinnen 
und kurdische Politikerinnen 
inhaftiert und kurdische Dörfer 
weiter zerstört und die Bevölke¬ 
rung vertrieben werden. Auf¬ 
grund dieser Eskalation erklärte 
die kurdische Freiheitsbewe¬ 
gung die kurdische Region zur 
„Autonomen Region ‘ und 
führt viele Aktionen in diesem 
Gebiet durch. Es finden Gue¬ 
rillaaktionen in allen Teilen 
Nordkurdistans statt. Die Zer¬ 
stückelung und Verstümme¬ 


lung von Guerillaleichnamen 
durch das türkische Militär, hat 
große Bestürzung hervorgeru¬ 
fen und zu einem weiteren 
Anstieg militanter Aktionen 
durch organisierte Jugendliche 
geführt. In vielen Städten, allen 
voran Gever (Yüksekova) kam 
es zu schwersten Straßenkämp¬ 
fen. 

Dersim: Guerillaaktionen wei¬ 
sen auf „Autonomes Kurdi¬ 
stan“ hin 

Die weit westlich gelegene kur¬ 
dische Provinz Dersim, ist tra¬ 
ditionell ein Schwerpunkt auf¬ 
ständischer Bewegungen. Auf¬ 
grund dieser Tradition versucht 
der türkische Staat auf verschie¬ 
denen Ebenen, den Wider¬ 
standsgeist der Bevölkerung zu 
brechen. Nach der Erklärung 
des Gebietskommandos der 
HPG-Dersim ist eine besonde- 


Meldungen 

Karayilan bietet Türkei Waffen- 
Niederlegung an 
In einemTnterview mit dem bri¬ 
tischen Rundfunksender BBC 
erklärte Murat Karayilan, dass 
die Guerilla ihre Waffen nieder¬ 
legen würde, wenn die Türkei 
bestimmte Bedingungen erfüllt. 
Wenn die türkische Regierung 
unter anderem einen Waffenstill¬ 
stand und die Aufnahme eines 
Dialogs akzeptiere, werde er sei¬ 
nen Kämpfern befehlen, ihre 
Waffen unter Aufsicht der Ver¬ 
einten Nationen niederzulegen. 
„Wenn das Kurden-Problem auf 
demokratischem Weg über Ver¬ 
handlungen gelöst wird, ja dann, 
dann werden wir die Waffen 
niederlegen", erklärte er. Wenn 
die türkische Regierung sich 
jedoch weigere, müsse die PKK 
die Unabhängigkeit der Kurden¬ 
region im Südosten der Türkei 
ausrufen. Karayilan forderte die 
Türkei auf, Angriffe der türki¬ 
schen Armee auf kurdische Zivi¬ 
listen zu beenden und keine wei¬ 
teren kurdischen Politiker festzu¬ 
nehmen. Die PKK kämpft nach 
eigenen Angaben für die politi¬ 
schen und kulturellen Rechte 
der bis zu 15 Millionen Kurden, 
die in der Türkei leben. Ein 
Sprecher der Regierung in Anka¬ 
ra sagte der BBC zu dem Vor¬ 
stoß Karayilans lediglich, es sei 
nicht üblich, die „Aussagen von 
Terroristen“ zu kommentieren. 

(Standard, 21.7., ISKU) 

Sirnex wieder zur „militärischen 
Sicherheitszone“ erklärt 
Während die türkische Armee 
verstärkt ihre Operationen gegen 
die PKK-Guerilla erklärt hat, 
wurden einige Teile der Provinz 
§irnex als „vorübergehende mili¬ 
tärische Sicherheitszone“ für 
Zivilisten und Journalisten 
geschlossen. 

Laut Internetseite des türkischen 
Generalstabs wurden die Berge 
in Elke (Beytüjfebap) in der Pro¬ 
vinz §irnex für den Zeitraum 
vom 25 Juli bis 25 September 
2010 zur Sicherheitszone erklärt. 

(ANF, 22.7., ISKU) 

38 Verhaftungen in Xisxer 
Als Folge der Angriffe der HPG- 
Guerilla auf die Polizeistation 
und die Polizeiunterkünfte in 
Xisxer (Pervari) in der Provinz 
Sert am 17.07., wurden 38 Per¬ 
sonen verhaftet. Die türkische 
Armee verwandelt die Provinz in 
einen Militärposten, Ein- bzw. 
Ausreise aus dem Gebiet ist für 
die Bevölkerung verboten wor¬ 
den. Zudem wurde eine 2-tägige 
Nachrichtensperre verhängt. Die 
Telefonleitungen wurden un¬ 
brauchbar gemacht und die 




Fortsetzung: Überblick: Guerillaaktionen 
und militante Angriffe der letzten 14 Tage 


re Methode des Spezialkriegs, 
die Benutzung der Prostitution, 
des Drogenhandels und die 
Einrichtung von Nachtklubs. 
Insbesondere die in der femini¬ 
stischen Tradition stehende und 
in Dersim starke linke Frauen¬ 
guerilla YJA-Star wendete sich 
immer wieder gegen diese Ein¬ 
richtungen. Nach mehreren 
Warnungen gab es in den letz¬ 
ten Wocnen mehrere Bomben¬ 
angriffe auf Läden dieser Art. 
Dabei wurde darauf geachtet, 
dass Menschen nicht in Gefahr 
kamen. Angriffe wurden aus¬ 
schließlich außerhalb der Öff¬ 
nungszeiten durchgeführt. Mit 
diesen Aktionen setzt die kurdi¬ 
sche Guerilla in der Region ein 
deutliches Zeichen gegen die 
zerstörerische Politik. 

Die Guerilla in der Region 
Dersim führte aber auch im 
Rahmen der Aktionen inner¬ 
halb der Kampagne für das 
„Autonome Kurdistan“ weitere 
Aktionen durch. Guerillas 
führten in den letzten Wochen 
an mehreren Orten in der Pro¬ 
vinz Dersim Straßenkontrollen 
durch, bei denen sie Öffent¬ 
lichkeitsarbeit machten und 
mit den Insassen der Autos 
politisch diskutierten. 

Colemerg (Hakkari): schwere 
Kämpfe, tägliche Guerilla¬ 
aktionen 

Die Provinz Colemerg, die sich 
u. a. in die Kreise Temzinan 
(Semdinli), Gever (Yüksekova), 
öele (öukurca) und Colemerg 
unterteilt, stellt einen Schwer¬ 
punkt der Auseinandersetzun- 

f en zwischen Guerilla und 
lilitär dar. Täglich und zu 
jeder Uhrzeit führt die Guerilla 
hier Aktionen gegen die massi¬ 
ve Militärpräsenz durch. Bei 
kleineren Angriffen werden des 
öfteren Raketenwerfer und 
ferngezündete Bomben ver¬ 
wendet, die sich gegen das 
Militär richten. Bei größeren 
Aktionen, wie am 07.07. in 
§emzinan, konnte die Guerilla 
erneut militärische Stellungen 
überrennen und einnehmen. 
Bei diesen Kämpfen starben 
mindestens 18 Soldaten. Die 
Guerilla konnte etliche Waffen 
beschlagnahmen. Ein weiteres 
Beispiel für die Vielzahl von 
Guerillaaktionen ist ein Angriff 
am lö.Juli gegen einen Sikors- 
ky-Transporthubschrauber, der 
Soldaten und militärisches 
Material transportierte. Er 
geriet über der Region §emzi- 
nan in Brand und musste sich 
rasch entfernen. 

Angriffe auf militärische 
Logistik 

Die Guerilla führte mehrere 
Aktionen gegen die militäri¬ 
schen Nachschubwege u. a. in 
der Provinz Colemerg durch. 
So griff sie am 5. Juli Lastwagen 


an, die dem Militär Nahrung 
bringen sollten. Dabei kam es 
zu einem hohen Sachschaden. 
Dabei warnte sie Zivilistinnen 
nochmals dem Militär Nah¬ 
rung und Logistik zur Verfü¬ 
gung zu stellen. Am 12. Juli 
zerstörte die HPG eine Tank¬ 
stelle in (Jele, die dem Militär 
Benzin zur Verfügung stellte. 
Auch in Dersim und anderen 
Provinzen fanden ähnliche 
Aktionen statt. Bei all diesen 
Angriffen kamen keine Zivilis¬ 
tinnen zu Schaden. 

Vergeltungsaktionen der Gue¬ 
rilla wegen Leichenschändung 
Die HPG und die Frauengue¬ 
rilla YJA-Star führten mehrere 
Vergeltungsaktionen in Geden¬ 
ken an die ermordeten und 
vom türkischen Militär zerstü¬ 
ckelten Guerillas durch. Die 
YJA-Star griff am 6.07. mehre¬ 
re Ziele in den Provinzen Xar- 
pet (Eläztg), Colemerg, Cewlig 
(Bingöl) und Agiri (Agrt) an. 
Dabei starben mindestens 13 
Soldaten und 3 Verteidigungs¬ 
stellungen des türkischen Mili¬ 
tärs wurden zerstört. In Bazid 
(Dogubeyaztt) wurde um 12:30 
Uhr ein gepanzertes Fahrzeug 
vernichtet, in Xarpet drei Ver¬ 
teidigungsstellungen des Mili¬ 
tärs eingenommen, in Gever 
ein Militärkonvoi angegriffen 
und in Genf ein Militärstütz¬ 
punkt mit zwei Aktionen ange¬ 
griffen. Große Mengen militä¬ 
rischen Materials wurden 
beschlagnahmt. Bei den Aktio¬ 
nen starb eine Guerilla. 

Aktionen gegen Todesschwa¬ 
dronen des JITEM 

Der Geheimdienst der Jandar- 
ma, JITEM, der für mehr als 
17 000 „Verschwundene“ in 
den letzten 30 Jahren verant¬ 
wortlich ist, steigerte in den 
kurdischen Regionen erneut 
seine Aktivität und bedroht die 
Bevölkerung massiv. Die Gue¬ 
rilla führte mehrere Aktionen 
gegen JITEM-Mitglieder und 
Einrichtungen durch. In Wan 
tötete die Guerilla am 12.07. 
vier Mitglieder einer Aufklä¬ 
rungseinheit des JITEM. Am 
07.07. zerstörte die Guerilla ein 
als „Teppichknüpfwerkstatt“ 
des Gouverneurs von Amed 
(Diyarbakir) getarntes JITEM- 
Zentrum. 

Angriffe auf Pipelines 

Neben militärischen Zielen, 
nahm die kurdische Guerilla in 
den letzten Wochen mehrfach 
auch Ziele von hoher ökonomi¬ 
scher Bedeutung ins Visier. Am 
03.07. griff die Guerilla die aus 
Kerkuk kommende Ölpipeline 
in der Nähe von Midyat an. Es 
entstand sehr hoher Sachscha¬ 
den. 

Am 16. Juli griffen HPG-Gue- 
rillas in Giresun am Schwarzen 


Meer eine Erdgas-Pipeline zwi¬ 
schen Giresun und Ördu an. Es 
entstand ebenfalls hoher Sach¬ 
schaden und die Pipeline wurde 
unterbrochen. 

Militante Aktionen der Apoi- 
stischen Jugendbewegung 

Die Wut über die fortgesetzt 
militärischen Aktionen und die 
schweren Menschenrechtsver¬ 
letzungen durch türkisches 
Militär und Polizei brechen 
sich auch in einer Vielzahl mili¬ 
tanter Aktionen vor Allem 
jugendlicher Aktivistinnen 
Bann. Es kam vielerorts, auch 
in westtürkische Metropolen 
wie Istanbul und Izmir, zu mili¬ 
tanten Aktionen kurdischer 
Aktivistinnen gegen die Opera¬ 
tionen und die Verstümmelung 
der Guerillaleichname. Am 
6.Juli erklärte die Apoistische 
Jugendbewegung innerhalb 
einer Woche mehr als 200 
Autos in Istanbul in Brand 
gesteckt zu haben. Insbesonde¬ 
re Autos von Polizisten, Polizei¬ 
fahrzeuge und offizielle Fahr¬ 
zeuge waren Ziel der teilweise 
mit kleinen Sprengsätzen 
durchgeführten Angriffe. Sie 
erklärte: „Bis unser Volk und 
unsere Führung befreit ist, wer¬ 
den wir jeden Ort in ein 
Kriegsgebiet verwandeln. Jeder, 
der zum staatlichen Terror 
schweigt, ist ein Komplize. 
Deswegen wird jetzt in der vier¬ 
ten Phase bis zum Sieg nie¬ 
mand ruhig schlafen können. 
Unsere Ziele sind hauptsächlich 
staatliche Einrichtungen, Kol¬ 
laborateure mit der schmutzi¬ 
gen Kriegspolitik und Institu¬ 
tionen. Unsere Aktionen gehen 
weiter.“ Auch am 07.07. wur¬ 
den in Istanbul drei Fahrzeuge 
der der AKP nahestehenden 
Fetullah-Gülen-Stiftung in 
Brand gesetzt. In verschiedenen 
Städten fanden weiter militante 
Aktionen statt. So wurde am 
06.07. in Riha (Urfa) ein 
Sprengsatz auf einen Militär¬ 
stützpunkt geworfen, Am 
14.07. steckte die Apoistische 
Jugendbewegung in Istanbul 
aus Protest gegen die Folterun¬ 
gen sieben Autos und drei 
Läden von „Polizeiagenten“ in 
Brand. Am i3. Juli wurden drei 
Angriffe mit Molotowcocktails 
auf staatliche Einrichtungen 
und Supermärkte in Amed 
durchgeftihrt. 

ln vielen Städten wie Adana, 
Gever, Sert, Cizire, Istanbul, 
Mersin und Amed kommt es in 
den letzten Wochen immer 
wieder zu heftigen Ausein¬ 
andersetzungen zwischen 
jugendlichen Aktivistinnen 
und Polizei und Militär. 

Quellen: ANF, ÖP. Giindem, 
Hakkarinews, Yiiksekovahaber, 
Yiiksekovagimcel 


Stromversorgung wurde unter¬ 
brochen. (ANF, 18.7., ISKU) 

Disziplinarstrafen gegen kurdi¬ 
sche Gefangene 

180 kurdischen Gefangenen, 
darunter 18 Minderjährige, wur¬ 
den mit einer zweimonatigen 
Disziplinarstrafe wegen Teilnah¬ 
me an einem Flungerstreik 
bestraft. Die Gefangenen hatten 
im Juni mit einem Hungerstreik 
gegen die schlechten Haftbedin¬ 
gungen im Gefängnis von Mer- 
ain protestiert. Die Mutter eines 
Gefangenen berichtete, dass den 
Gefangenen der Hofgang sowie 
jegliche Freizeitaktivitäten ver¬ 
wehrt werden. 

(ANF, 22.7, ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 

Termine: 

Einladung zur Pressekonferenz 
am Freitag, den 23.07.2010, um 
11.00 Uhr, im Haus der Demo¬ 
kratie in Berlin 

Kriegsverbrechen der türki¬ 
schen Armee mit chemischen 
Substanzen 

Nahe der türkisch-irakischen 
Grenze wurden 8 Menschen 
Opfer eines Einsatzes von che¬ 
mischen Substanzen. Augenzeu¬ 
genberichten zufolge, deren 
Inhalt durch ein Gutachten eines 
Rechtsmedizinischen Instituts 
verifizierbar ist, wurden gegen 
die 8 von der türkischen Armee 
getöteten Personen mit großer 
Wahrscheinlichkeit chemische 
Substanzen eingesetzt. In diesem 
Fall handelt es sich um ein 
schweres Kriegsverbrechen. 
Menschenrechtler aus der 
Region hatten einer deutschen 
Menschen rech tsdelegation, 
unter anderem Delegierten von 
Bundestags- und Landtagsabge¬ 
ordneten, die Augenzeugenbe¬ 
richte übermittelt und Fotos aus 
dem Zeitraum kurz nach der 
Obduktion übergeben. 

An der Pressekonferenz nehmen 
u. a. der Soziologe Martin Dol- 
zer, der Menschenrechtler 
Michael Knapp und der Bundes¬ 
tagsabgeordnete und Mitglied 
der parlamentarischen Ver¬ 
sammlung des Europarats 
Andrej Hunko teil. 

Für Rückfragen stehen wir 
Ihnen gerne jederzeit unter der 
Tel. Nr.: 0176/20705646 zur 
Verfügung 
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Angriffe auf Kurdinnen 
in Inegöl 


In Inegöl, einer Stadt, die zwi¬ 
schen Bursa und Eskifehir liegt, 
wurden Häuser und Geschärte 
der Kurdinnen mit Steinen 
beworfen und angezündet. 

In der Nacht zum 26.7. gegen 
21:30 Uhr bedrohte eine Grup- 
e nationalistischer Türken im 
tadtteil Orhaniye den Fahrer 
eines privaten Transporters, nur 
weil er Kurde ist. Der Fahrer 
wurde von der Gruppe 
zusammengeschlagen. 

Als darauf der Fahrer zusammen 
mit 2 Freunden zu der Teestube 
ging, wo sich die Nationalisten 
aufhielten, kam es zu einer Aus¬ 
einandersetzung mit den 
Angreifern, von denen 5 verletzt 
zurück blieben. Die Polizei 
nahm daraufhin die 3 Kurden 
fest. 

Vermutlich aufgrund von 
Gerüchten, dass Kurden 5 Per¬ 
sonen angestochen hätten, ver¬ 


sammelten sich ca. 3000 Natio¬ 
nalisten vor dem Polizeigebäu¬ 
de. Sie riefen antikurdische 
Parolen und forderten die Poli¬ 
zei auf, die Festgenommenen 
herauszugeben. 

Um die Menschenmenge zu zer¬ 
streuen, schoss die Polizei in die 
Luft. Bei der Auseinanderset¬ 
zung wurden 8 Polizeifahrzeuge 
zerstört und 10 Polizeibeamte 
verletzt. 

Nachdem der Gouverneur 
Sahabbettin Harputlu zu dem 
Gefängnis kam, bewegte sich 
die Menge in Richtung des 
Stadtteils Huzur, wo die Fiäuser 
von Kurdinnen mit Steinen 
beworfen und ihre Geschäfte 
angezündet wurden. 

In der Dogrul Straße zündete 
eine Gruppe von 250 Personen 
ein Auto und einen von Kurden 
geführten Supermarkt an. Auch 
ein Call-Shop, ebenfalls von 


Kurden geführt, wurde von der 
Menge angegriffen. 

Eine Kurdische Bewohnerin des 
Stadtteils Huzur, Zeynep A. 
berichtete der ANF am Tefefon, 
dass sich der Stadtteil in ein 
Schlachtfeld verwandelt habe. 
„Sie zerstören und greifen alles 
an, was den Kurden gehört. 
Bewerfen unsere Häuser mit 
Steinen. Versetzen die Kinder in 
Angst und Schrecken. Die 
Menge ist mit Messern und 
Knüppeln bewaffnet und sucht 
nach Kurden in den Straßen“, 
fügte sie hinzu. 

In einem Gespräch mit der Pres¬ 
se verneinte der Gouverneur 
nationalistische Beweggründe 
hinter den Vorfällen uncTmach¬ 
te finanzielle Gründe verant¬ 
wortlich. Die, die in die Vorfäl¬ 
le verstrickt seien, sind Patrio¬ 
ten, entgegnete er. 

(ANF, 26.7., ISKU) 


Eskalation durch 
Verhandlungen verhindern! 


Nach den Lynchversuchen in 
der westtürkischen Stadt Inegöl- 
Bursa kam es auch in anderen 
Orten zu Angriffen. So wurden 
in Dörtyol-fiatay das Gebäude 
der BDP, Häuser, Geschäfte und 
Autos von Kurden in Brand 
gesetzt und in Erzurum der 
Bürgermeister von Dagpinar- 
Kars von einer Gruppe Rassi¬ 
sten angegriffen. 

Die Ereignisse der letzten 
Monate in der Türkei haben 
eine besorgniserregende Dimen¬ 
sion angenommen und die 
Gewalt der Staatssicherheits¬ 
kräfte die Gesellschaft an den 
Rand eines Bürgerkrieges getrie¬ 
ben. Jegliche demokratische 
Regeln sind aufgehoben, die 
Rahmenbedingungen für einen 
Dialog zerstört, der Rechtsstaat 
handlungsunwillig und sämtli¬ 
che Diskussions- und Lösungs¬ 
angebote verboten worden. 
Noch immer bombardiert das 
türkische Militär kurdische 
Siedlungsgebiete, zwingt das 
Volk zu Flucht und Migration, 
zündet Wälder an, vernichtet 
Felder und tötet Vieh, nutzt im 
Kampf gegen die kurdischen 
Guerilla-Tinheiten chemische 
Waffen und exekutiert Men¬ 
schen. 


Weiterhin steht die Verfolgung 
gewählter kurdischer Politiker 
und Politikerinnen im Fokus 
der militarist ischen Kräfte, die 
Ermordung kurdischer und tür¬ 
kischer Intellektueller auf der 
Vernichtungsagenda. 

Dramatisch ist auch, dass die 
USA und auch europäische 
Staaten die zerstörerische Politik 
des türkischen Staates unterstüt¬ 
zen und sie ermutigen, univer¬ 
selles Recht, Demokratie und 
Freiheit, insbesondere die Mei¬ 
nungsfreiheit, außer Kraft zu 
setzen. 

Die Feindschaft gegen die kur¬ 
dische Bevölkerung wird von 
der türkischen Generalität mit 
Hilfe einer verlogenen Propa¬ 
ganda in die Gesellschaft hin¬ 
eingetragen und die Menschen 
gegeneinander aufgehetzt. Die 
Resultate dieser Politik zeigen 
sich in den hasserfüllten rassisti¬ 
schen alltäglichen Übergriffen, 
die von türkischen Sicherheits¬ 
kräften durch untätige Anwe¬ 
senheit toleriert und gefördert 
werden. 

Ohne eine politische Lösung 
des bereits seit Jahrzehnten 
schwelenden ethnischen Kon¬ 


fliktes besteht die große Gefahr 
einer Eskalation zwischen der 
türkischen und kurdischen 
Zivilbevölkerung. Die Tatsache, 
dass allein im Westen der Türkei 
Millionen Kurden leben, macht 
die Gefährlichkeit einer Zuspit¬ 
zung der Situation, aber auch 
die Notwendigkeit von konkre¬ 
ten Lösungsvorschlägen, deut¬ 
lich. 

Deshalb fordern wir: 

- eine demokratische und fried¬ 
liche Konfliktlösung sowie die 
Frage der Anerkennung der eth¬ 
nischen, kulturellen und politi¬ 
schen Rechte der Kurden in der 
Türkei; 

- die türkische Regierung dazu 
auf, ihre Strategie der Verweige¬ 
rung von Verhandlungen mit 
den kurdischen Parteien zu 
beenden; 

- von den europäischen Staaten, 
die antikurdische rassistische 
Politik des türkischen Staates 
nicht weiter zu unterstützen. 

YEK-KOM 
Föderation kurdischer Vereine in 
Deutschland e. V. 

Düsseldorf, 28.07.2010 


Meldungen 

15-jährige Berivan nach 
9 Monaten aus Gefängnis 
entlassen 

Berivan S. wurde am Dienstag 
nach neun Monaten Haft aus 
dem Gefängnis von Amed (Diy- 
arbaktr) freigelassen. 

Berivan war am 9. Oktober 2009 
in Elih (Batman)verhaftet wor¬ 
den. Verurteilt wurde sie wegen 
einer angeblichen Teilnahme an 
einer Demonstration gegen die 
Operationen des türkischen 
Militärs. Nach den Anti-Terror- 
Gesetzen wurde sie zu 7 Jahren 
und 6 Monaten Haft verurteilt. 
Ihre Freilassung ist mit der Ver¬ 
änderung des Anti-Terror-Geset- 
zes der letzten Woche verknüpft. 
Demnach sollen Kinder und 
Jugendliche unter 18 Jahren, die 
auf Demonstrationen mit Stei¬ 
nen nach Polizisten werfen, nicht 
mehr als „Terroristen“ verurteilt 
werden. 

Bereits am Montag wurden 60 
Kinder in Adana und Mersin 
und 5 Kinder in Merdin freige¬ 
lassen. 

Doch noch immer sind mehrere 
Tausend Kinder in türkischen 
Gefängnissen. Der Kampf um 
ihre Freilassung geht weiter. 

(ANF, 27.7., ISKU) 


NGOs: Öcalan sollte 
als Gesprächspartner 
anerkannt werden 

649 Nichtregierungsorganisatio¬ 
nen aus allen kurdischen Gebie¬ 
ten kamen in Amed (Diyarbaktr) 
zusammen, um eine Friedensini¬ 
tiative für eine friedliche Lösung 
des Kurden-Konflikts in der Tür¬ 
kei zu gründen. Sie riefen den 
türkischen Staat auf, die militäri¬ 
schen Angriffe gegen die PKK 
einzustellen. Die NGOs forder¬ 
ten ebenfalls die PKK auf, einen 
Waffenstillstand zu erklären. 

Die Initiative fordert beide Seiten 
auf, ihre Waffen niederzulegen. 
Die Türkei müsse die verhafteten 
kurdischen Kinder freilassen. 
Der Geltungsbereich des Anti- 
Terrorgesetzes darf nicht weiter 
auf Kinder angewendet werden. 
Die 10%-WahIklausel soll verrin¬ 
gert werden. 

Der Vorsitzende der PKK, 
Abdullah Öcalan, der weiterhin 
eine einflussreiche Persönlichkeit 
für das kurdische Volk ist, sollte 
als Gesprächspartner für die Ver¬ 
handlungen anerkannt werden. 

(ANF, 21.7., ISKU) 


BDP-Friedenskonvoi 
nach Dörtyol 

Wegen der faschistischen Angrif¬ 
fe gegen die Kurdinnen in Dör- 

3 rol im Bezirk Hatay beschloss 
ie Partei für Frieden und 
Demokratie (BDP) einen „Frie- 




Haftbedingungen von Abdullah Öcalan 

CPT-Bericht soll von türkischen 
Medien manipuliert worden sein 


Die Anwältlnnen des inhaftier¬ 
ten Abdullah Öcalan berichten, 
dass der CPT-Bericht über die 
Gefängnisinsel Imrali absicht¬ 
lich von den türkischen 
Medien falsch dargestellt 
wurde. 

Die Anwältlnnen berichteten, 
dass die Standards im Imrali- 
Gefängnis nicht mit den ande¬ 
ren F-Typ Gefängnissen in der 
Türkei übereinstimmen. Das 
CPT zeige diese Defizite auf 
und schlägt der Türkei vor, den 
minimal Standard einzuhalten. 
Die Anwältlnnen Öcalans hat¬ 
ten den europäischen Gerichts¬ 
hof für Menschenrechte zu den 
Haftbedingungen im Imrali F- 
Typ Hochsicherheitsgefängnis 
angerufen. Vom 26.-27. Januar 
2010 hielt sich eine Delegation 
des europäischen Komitees zur 
Verhinderung von Folter und 
unmenschlicher und erniedri¬ 
gender Behandlung oder 
Bestrafung (CPT) auf der 
Gefängnistnsel Imrali auf. 

Der zwanzigseitige Bericht 
über die Haftbedingungen 
wurde am 9. Juli 2010 mit Ein¬ 
verständnis des türkischen 
Staates herausgegeben. 

Nach den türkischen Medien 
soll das CPT bestätigt haben, 
„dass es keine Isolation in 
Imrali gibt.“ Nachdem die 
Anwälte Öcalans den Bericht 
sorgfältig gelesen hatten kamen 
sie zu dem Schluss, dass „die 
Nachrichten der türkischen 
Medien eine klare Verfälschung 
des Berichtes seien und sich 


weit entfernt haben von Inhalt 
und Geist des CPT-Berichts.“ 
Die Anwälte wiesen ausdrück¬ 
lich auf die Bedingungen hin, 
die im Bericht unterstrichen 
waren: 

Die Einzelhaftbedingungen 

Die Zelle, .in der sicn der 
Abdullah Öcalan befindet, 
bekommt nicht genügend Son¬ 
nenlicht. Es ist nicht möglich 
ohne künstliches Licht zu 
lesen. Grund dafür sind die 7 
Meter hohen Mauern, die das 
Gebäude umgeben. Die Mauer 
schirmt auch die Sonne im 
Außenbereich ab, was zu 
schwerwiegenden Gesundheits¬ 
problemen führen könnte. 

Verletzung des Rechtes 
auf Kommunikation 

Das CPT stattete auch dem F- 
Typ Gefängnis Kirikkale einen 
Besuch ab, welches dem glei¬ 
chen Sicherheitsstandards wie 
dem F-Typ Gefängnis Imrali 
entsprechen soll. 

Die Bedingungen in Kirikkale 
sind besser als in Imrali. Trotz 
der Tatsache, dass in beiden 
Gefängnissen Gefangene le¬ 
benslang einsitzen, können 
Insassen in Kirikkale andere 
Insassen außerhalb ihrer Zellen 
bis zu 90 Stunden in der 
Woche treffen. Die Gefange¬ 
nen in Imrali dürfen nur 36,5 
Stunden außerhalb ihrer Zellen 
verbringen. Ihnen ist nur für 8 
Stunden gestattet, andere 
Insassen zu treffen. 


Das CPT findet es unverständ¬ 
lich, warum Öcalan nicht 
erlaubt wird, mit anderen 
Gefangenen während des Aus¬ 
gangs Kontakt zu haben und 
schlagt der Türkei vor, ihm dies 
zu erlauben. 

Das CPT berichtet, dass andere 
Insassen in Imrali TVs in ihren 
Zellen haben. Öcalan wird die¬ 
ses Recht verweigert. CPT fragt 
die türkische Regierung nach 
einer Erklärung. 

Kontakt mit der Außenwelt 

Das CPT schlägt der Türkei 
vor, den Insassen einmal im 
Monat Besuch von nahen 
Familienangehörigen zu gestat¬ 
ten. Wiederholt wird gefordert, 
Öcalan Telefongespräche mit 
Familienangehörigen zu gestat¬ 
ten. 

Gesundheitliche Belange 

CPT berichtet, dass die dienst¬ 
habenden Ärzte für Notfälle 
nicht qualifiziert genug sind. 
Es sollte ein Notfallsystem 

f eben, um Insassen in ein 
Jrankenhaus zu transportieren. 
Öcalan ist psychologisch fit, er 
hat nur Furcht wegen der 
Anträge, welche die türkische 
Regierung nicht erfüllt. 

Öcalan ist gezwungen jeden 
Morgen an einer medizinischen 
Untersuchung teilzunehmen. 
Dies ist nicht nur unnötig, son¬ 
dern stört auch seine psycholo¬ 
gische Situation. 

(ANF, 20.7.2010) 


Putsch-Ermittlungen 
erschüttern Militärfuhrung 


Die Aufarbeitung eines mut¬ 
maßlich geplanten Militärput¬ 
sches in der Türkei aus dem 
Jahr 2003 erschüttert die Mili¬ 
tärführung des Landes. Unter 
den 102 Verdächtigen, gegen 
die Haftbefehl erlassen wurde, 
seien 25 amtierende Generäle 
und Admiräle, berichtete die 
Zeitung "Milliyet" am Montag 
auf ihrer Website. Am Vortag 
war der pensionierte Vier-Ster- 
ne-General Cetin Dogan als 
Kopf der mutmaßlichen Ver¬ 
schwörer festgenommen wor¬ 
den. 

Dogan soll mit fast 200 ande¬ 
ren Beteiligten 2003 einen 
Putsch gegen die islamisch 
geprägte Regierungspartei AKP 
eplant haben. Er war am 
onntag nach seiner Ankunft 
auf dem Flughafen von Istanbul 
von Polizisten in Zivil abge¬ 
führt worden, wie der Fernseh¬ 


sender CNN-Türk berichtete. 
Dem Sender NTV zufolge soll¬ 
te er am Montag einem Richter 
vorgeführt werden. Stattdessen 
wurde er nach Angaben seiner 
Anwälte in der Nacht zu Mon¬ 
tag in ein Krankenhaus einge- 
lierert, wo er wegen eines dro¬ 
henden Herzinfarktes zwi¬ 
schenzeitlich auf die Intensiv¬ 
station gebracht wurde. 

Die Haftbefehle gehen ihn und 
101 mutmaßliche Mitver¬ 
schwörer waren am Freitag 
erlassen worden. Insgesamt sind 
damit nun 196 mutmaßliche 
Beteiligte angeklagt. Zu ihnen 
gehören laut Milfiyet" auch 17 
pensionierte Generäle - darun¬ 
ter die früheren Chefs der 
Marine und der Luftwaffe des 
Landes. Wie die türkische 
Nachrichtenagentur Anadolu 
am Montag berichtete, fochten 
die Anwälte von 32 Verdächti- 


f en die Haftbefehle gegen ihre 
Mandanten inzwischen an. 

Den Verschwörern wird vorge¬ 
worfen, sie hätten nach dem 
Amtsantritt von Ministerpräsi¬ 
dent Recep Tayyip Erdogan und 
seiner religiös geprägten AKP 
einen gewaltsamen Umsturz 
geplant. Unter dem Decknamen 
Öperation Schmiedehammer" 
solf dabei unter anderem 
geplant worden sein, Anschläge 
auf Moscheen zu verüben und 
Spannungen mit Griechenland 
zu schüren, um die Türkei ins 
Chaos zu stürzen und einen 
Staatsstreich gerechtfertigt 
erscheinen zu lassen. Die türki¬ 
sche Armee versteht sich als 
Hüterin der laizistischen 
Grundordnung des Landes und 
stürzte in einem halben Jahr¬ 
hundert bereits vier Regierun¬ 
gen. 

(DS, 26.7., ISKU) 


denskonvoi“ nach Dörtyol. Vor 
Ort will sich die Delegation mit 
den Opfern der Angriffe sowie 
mit den zuständigen Beamten 
treffen, um die Gründe für die 
Unruhen in der Stadt und die 
Nachlässigkeit der Beamten bei 
der Verhinderung der Angriffe 
herauszufinden. 

Der Konvoi, an dem sich die 
BDP-Kovorsitzenden Selahattin 
Demirtas und Gülten Kisanak 
sowie andere BDP-Abgeordnete 
beteiligen, setzte sich am frühen 
Morgen in Amed in Bewegung. 
Etwa 50 Fahrzeuge beteiligen 
sich an dem Konvoi. Zwischen 
Riha (Urfa) und Antep wurde 
der Konvoi von türkischen 
Sicherheitskräfte gestoppt. Die 
Aktivistinnen sowie deren Papie¬ 
re wurden überprüft. 

Während die Kurdinnen in Dör¬ 
tyol sich auf den Konvoi vorbe¬ 
reiten, hat der Gouverneur von 
Hatay dem Konvoi, einschließ¬ 
lich der kurdischen Abgeordne¬ 
ten, das Betreten der Staat unter¬ 
sagt. Das Verbot begründet er 
mit der „Empfindlichkeit“ der 
Einheimischen. 

(ANF, 29.7., ISKU) 

Italien verhaftet Vorstandsmit¬ 
glied von KON-KURD 

Nizamettin Toguc, Vorstands¬ 
mitglied der Föderation der kur¬ 
dischen Vereinigungen in Europa 
(KON-KURD) wurde in Italien 
verhaftet. 

Die italienische Polizei soll in 
Zusammenarbeit mit dem italie¬ 
nischen Geheimdienst Digos auf 
Antrag der Türkei den Vorsitzen¬ 
den von KON-KURD bereits 
am 18. Juli in Padova Venedig 
verhaftet haben. 

Nizamettin Toguc (58) ist Nie¬ 
derländischer Staatsbürger. Herr 
Toguc ist ein bekannter Politiker, 
erwurde 1991 in das türkische 
Parlament gewählt und musste 
Aufgrund des Drucks des türki¬ 
schen Staates das Land verlassen. 
Er ist seit 2006 Vorsitzender 
einer legalen Organisation, die 
die Kurden in ganz Europa ver¬ 
tritt. 

KON-KURD fordert Italien auf, 
Herrn Toguc sofort frei zu lassen. 

(ANF, 21.7., ISKU) 
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Der tiefe Staat schlägt wieder zu 

Bomben und 
extralegale Morde 


Während der Krieg in Kurdi¬ 
stan auf allen Ebenen eskaliert, 
die kurdische Bevölkerung 
außerhalb Kurdistans von 
Lynchmobs und Pogromen tür¬ 
kischer Nationalisten, die vom 
Staatsapparat mit Unterstüt¬ 
zung und Verständnis bedacht 
werden bedroht wird, während 
das türkische Militär der loka¬ 
len Bevölkerung Nord- und 
Südkurdistans die Lebens¬ 
grundlage entzieht, indem es 
Wälder, Felder, Obsthaine in 
Brand setzt und Viehherden 
bombardiert und Menschen 
und Vieh vertreibt, steigert sich 
auch die Aktivitäten der Kräfte 
des sogenannten Tiefen Staates 
- von staatlichen und para¬ 
staatliche Mörderbanden. 

Die Übergriffe und Aktivitäten 
des Tiefen Staates wurden auch 
vom Innenminister Bejir Ata- 
lay angeheizt, indem er erklär¬ 
te: „Tut alles was nötig ist, um 
die Amanos-Region zu säu¬ 
bern.“ Die Feuerwehr weigerte 
sich die brennenden BDP-Ein- 
richtungen und kurdischen 
Läden in Dörtyol nach den 
Pogromen zu löschen, und 
auch die vom türkischen Mili¬ 
tär gelegten Waldbrände for¬ 
derten mittlerweile ein Todes¬ 
opfer. 

Diese Politik der systemati¬ 
schen Übergriffe und schweren 
Menschenrechtsverletzungen 
machen eine von kurdischer 
Seite wieder und wieder durch 
einseitige Waffenstillstände 
unterstützte politische Lösung 
immer schwerer. 

Ehemaliger Admiral bekennt, 
dass staatliche Morde in den 
1990er Jahren angeordnete 
Politik waren 

Der pensionierte Admiral Atti¬ 
la Kiyat erklärte, dass die 
Morde unbekannter Täter in 
den 90er Jahren staatliche Poli¬ 
tik gewesen seien. „Ich frage 
jetzt die Ministerpräsidenten, 
Premierminister, Generalstabs¬ 
chefs, Ausnahmezustandsgou¬ 
verneure von 1993, '94, '95, 
'96, und '97, wie könnt ihr 
noch ruhig schlafen? Tretet 
endlich heraus und erklärt, ob 
die Morde unbekannter Täter 
Teil der Strategie zur Terrorbe¬ 
kämpfung gewesen sind, ob 
hier Staatspolitik exekutiert 
wurde. Wenn ihr sagen wollt, 


.Nein so eine Staatspolitik gibt 
es nicht“ sagt es! Aber nein, sie 
sagen es nicht.“ 

Justiz lässt zwei mutmaßliche 
JITEM-Mitglieder trotz 
Mordvorwurrs frei 
Am 15. Dezember 2009 eröff- 
neten zwei als Mitglieder des 
Geheimdienstes JlTEM be¬ 
kannte Dorfschützer das Feuer 
aus Sturmgewehren auf kurdi¬ 
sche Demonstrantlnnen. Die 
Polizei, die die protestierenden 
Menschen zuvor in Richtung 
der Dorfschützer getrieben 
hatte, sah zu, als diese das 
Feuer eröffneten. Dabei star¬ 
ben zwei Personen und acht 
wurden verletzt. Nach anfäng¬ 
licher Inhaftierung wurden die 
Dorfschützer nun auf Entschei¬ 
dung des Gerichts vom 
27.7.2010 freigelassen, „da aus 
legitimer Notwehr gehandelt 
worden sei“. Dabei wird außer 
Acht gelassen, dass der Angriff, 
den Zeugenaussagen zu Folge, 
ein geplanter Ffinterhalt war, 
bei dem von mindestens drei 
Positionen aus das Feuer eröff¬ 
net worden ist. 

Das Gericht unterstützt mit 
seiner Argumentation das Vor¬ 
gehen parastaatlicher Banden 
und motiviert diese so zu wei¬ 
teren Aktivitäten. 

Bombe gegen BDP-Stadtver- 
waltung von Dersim 
Am 3. August wurde im Keller 
der Stadtverwaltung von Der¬ 
sim eine zeitgesteuerte Bombe 
gefunden. Die Stadtverwaltung 
von Dersim wird von der Partei 
für Frieden und Demokratie 
BDP regiert und ist kontinuier¬ 
lich von Kräften des Tiefen 
Staates bedroht. 

Die Realität dieser Bedrohung 
wurde an dem neuen An¬ 
schlagsversuch, der mit indu¬ 
striellem C4-Plastiksprengstoff 
ausgeführt werden sollte, 
erneut deutlich. Die Täter 
nutzten die Anwesenheit vieler 
Menschen im Rahmen des 
Munzur-Festivals, um die 
Bombe, die von einem Mitar¬ 
beiter der Stadtverwaltung 
rechtzeitig gefunden worden 
ist, zu legen. 

Taxifahrer zu Tode gefoltert 
Am 01.08.10 wurde die Leiche 
des zwei Tage zuvor vermissten 


kurdischen Taxifahrers Sahip 
Tajar (29) an der Straße zwi¬ 
schen §irnex und Sert gefun¬ 
den. Es gibt deutliche Hin- 
weise auT einen sogenannten 
„Mord unbekannter Täter“. 
Die Leiche war am Straßenrand 
abgelegt worden. Sie war an 
Händen und Füßen gefesselt 
und wies schwerste Folterspu¬ 
ren auf. Weitere Hinweise auf 
einen organisierten Hinter¬ 
grund des Verbrechens sind die 
SMS, die der Bruder des Getö¬ 
teten erhalten hatte. In einer 
stand: „Wir als Organisation 
haben euern Mann getötet. 
Wir werden noch viele auf 
diese Weise töten.“ Diese Dro¬ 
hungen sind typisch für die 
Geheimdienstpraktiken der 
1990er Jahre. Insbesondere in 
der Region §irnex operieren in 
letzter Zeit wieder verstärkt, 
die sogenannten Dolchteams 
(Hanger Timi), die für eine 
Vielzahl von Morden verant¬ 
wortlich sind. Die Teams, die 
sich aus Dorfschützern, Solda¬ 
ten und Geheimdienstelemen¬ 
ten rekrutieren waren u.a. für 
einen ganz ähnlichen Mord an 
zwei Mitgliedern der mittler¬ 
weile verbotenen DTP betei¬ 
ligt. Der Kreisleiter der BDP 
§irnak, Salih Diren, erklärte 
dazu: „Ich kenne Sahip Tajar. 
Er war ein Mensch, der nie¬ 
manden ein Leid zugefügt hat. 
Wir haben einen Verdacht, 
warum er umgebracht worden 
ist. ln den 90er Jahren wurden 
auch Menschen, die nichts mit 
Politik zu tun hatten, umge¬ 
bracht, um eine Botschaft zu 
übermitteln. Ich denke, das 
war ein Mord dieser Art.“ 

10-Jähriger in Gever von der 
Polizei schwer gefoltert 

Bei den Protesten gegen die 
antikurdischen Pogrome der 
letzten Tage, wurde in Gever 
(Yüksekova) ein zehnjähriger 
Junge festgenommen und 
schwer gefoltert. Der Zehnjäh¬ 
rige, der wegen angeblichen 
Werfens eines Molotowcok- 
ktails festgenommen worden 
war, wurde zehn Stunden lang 
schwer misshandelt. Der Junge 
ist nach seiner Entlassung 
schwer Traumatisiert. 

(Op, anf, yh, hn, 

DIHA, 4.8., ISKU) 


Meldungen 

Guerilla übernimmt Verantwor¬ 
tung für Zug-Sabotage 

Die Volksverteidigungskräfte 
HPG bekennen sich zu der Sabo¬ 
tage-Aktion auf einen Zug zwi¬ 
schen den Städten Erzingan und 
Sewaz. 

Laut einer Pressemitteilung der 
HPG wurde gezielt ein Zug mit 
Militärfahrzeugen und -ausrüs- 
tung am Montag den 2.8. ange¬ 
griffen. Acht Waggons entgleis¬ 
ten. Die militärische Ausrüstung 
wurde zerstört. Der Guerilla sei 
bewusst gewesen, dass auch Zivi¬ 
listinnen mit dem Zug unter¬ 
wegs waren. Es seien aber gezielt 
die Waggons des Militärs ange¬ 
griffen worden. Die HPG warn¬ 
te die Zivilistinnen und riet 
ihnen für die Zukunft, nicht mit 
Zügen, die militärisches Material 
transportieren, zu reisen. 

(ANF 3.8. ISKU) 

Türkische Armee setzt erneut 
Gabar-Berge in Brand 

Mit dem Beginn einer neuen 
militärischen Operation in den 
ländlichen Gebieten von Sirnex, 
wurden durch Artillerie-Beschuss 
der türkischen Armee erneut 
Wälder und Felder der Region 
Gabar in Brand geschossen. 

(ANF, 28.7., ISKU) 

Justiz erwägt Anwendung 
des § 129 d StGB auch gegen 
mutmaßliche PKK-Aktivisten 

Nachdem die deutschen Strafver¬ 
folgungsbehörden 
den § 129b Strafgesetzbuch nicht 
nur gegen islamistische Grup¬ 
pen, gegen die linke türkische 
DHKP-C, sondern inzwischen 
auch gegen Unterstützer der 
Befreiungsbewegung Tamil 
Tigers (LTTE) aus Sri Lanka in 
Deutschland anwenden, konnte 
die junge Welt „aus Justizkreisen“ 
in Erfahrung bringen, dass die 
Anwendung des § 129 b auch 
gegen die PKK erwogen werde. 
Bislang erfolgt eine Strafverfol- 

f gung von mutmaßlichen Mit¬ 
liedern nach „nur“ nach § 129 
tGB (Mitgliedschaft in einer 
„kriminellen“ Vereinigung) oder 
für „Altfälle“ aus den 1990-er 
Jahren nach § 129a („terroristi¬ 
sche“ Vereinigung). 

(Azadi/jW, 16.7., ISKU) 

Marburg, 31.7.: 

Giftgasanschlag in Innenstadt 

Heiite, am Samstag, 31. Juli 2010, 
detonierten in der belebten Mar- 
bnrger Innenstadt kurz nach 
15.00 Uhr dicht nacheinander 
zwei Sprengsätze mit Giftgas. Am 
Marktplatz in der Oberstadt, wo 
viele Bürgerinnen ihr Wochenende 
in den Cafes genossen, und an der 




HPG veröffentlichen Bilanz 
des Monats Juli 


Nachdem die einseitige Waf¬ 
fenruhe der Volksverteidi¬ 
gungskräfte HPG am 1. Juni 
aufgehoben wurde, verschärft 
sich der Krieg zunehmend. Die 
Bilanz für den Monat Juli wiegt 
schwer: Innerhalb eines 

Monats führte das türkische 
Militär 45 Operationen, die 
Guerilla 64 Aktionen durch. 
Bei den Kämpfen im Rahmen 
der Operationen und Gueril¬ 
laaktionen starben 174 Solda¬ 
ten, neun Polizisten und 38 
Guerillas. 

Türkisches Militär 
in der Defensive 
Das türkische Militär, das wäh¬ 
rend der einseitigen Waffenru¬ 
he der HPG pausenlos die kur¬ 
dische Guerilla angegriffen 
hatte, geriet nun, ob der massi¬ 
ven Guerillaaktionen, in die 
Defensivposition. Nach Gueril¬ 
laaktionen war das türkische 
Militär gezwungen, einige 
Militärstützpunkte zu räumen 
und sich in stärker geschützten 
Stützpunkten zu sammeln. Die 
Angriffe der Guerilla erreichten 
durch die Aktionen in Städten 
eine neue Qualität und stellten 
die breite Aktionsfähigkeit auf 
allen Terrains unter Beweis. 
Das Stadtzentrum von Xisxer 
(Pervari) wurde von der Gueril¬ 
la schnell eingenommen und 
eine Stunde gehalten. Außer¬ 
dem führte die Guerilla in (Jele 
(Qukurca) einen großen 
Angriff auf die berüchtigte 
Kayseri-Kommando-Brigade 
des türkischen Militärs durch. 
Dabei kamen innerhalb einer 
halben Stunde 35 Soldaten 
ums Leben. Nach dem Gefecht 


Die Staatsanwaltschaft von Der- 
sim hat ein Ermittlungsverfah¬ 
ren gegen den Bürgermeister 
von Amed (Diyarbakir), wegen 
seiner Rede über Autonomie 
und Demokratie für Kurdistan 
eingeleitet. 

Osman Baydemir, Bürgermei¬ 
ster der größten kurdischen 
Stadt in der Türkei, erwartet ein 
Ermittlungsverfahren wegen sei¬ 
ner Rede über kurdische Proble¬ 
me und demokratische Autono¬ 
mie, die er auf dem Kulturfesti¬ 
val am 31. Juli in Dersim hielt. 

Was hat Baydemir 
auf dem Festival gesagt? 

„Wir schlagen ein demokrati¬ 
sches autonomes Projekt gegen 
das Projekt der nationalen Ein¬ 
heit der AKP vor. Das bedeutet, 
dass es neben dem bestehenden 
türkischen Parlament ein lokales 
Parlament, welches ein kurdi- 


räumte die Armee den Stütz¬ 
punkt. 

Die HPG hatte schon in der 
Nacht zum 1. Juni, mit dem 
Ende der Waffenruhe durch 
einen spektakulären Angriff auf 
eine Militärbasis in Iskende- 
rum von sich reden gemacht. 
Ende Juli führte die HPG 
erneut einige Aktionen in ver¬ 
schiedenen Regionen außer¬ 
halb Kurdistans durch. Die 
Aktionen in Iskenderum, Dört- 
yol, Osmaniye und in den 
Schwarzmeerstädten Tokat, 
und Gümüfhane zeigt die 
Fähigkeit der Guerilla auch 
außerhalb Kurdistans Aktionen 
durchführen zu können. 

Nach Erklärung des Pressezen¬ 
trums der HPG wurden bei 
den Aktionen große Mengen 
an Waffen von der Guerilla 
beschlagnahmt, darunter auch 
etliche schwere Waffen und 
technische Ausrüstung. 

Zunahme der 
Sabotageaktionen 
Während die HPG im Juni 
nach der Aufkündigung des 
Waffenstillstandes vor allem 
die türkische Armee angriffen, 
richteten sie im Monat Juli ihr 
Augenmerk auch auf wirt¬ 
schaftliche Strukturen. Drei 
Pipelines von Dogalgaz wurden 
sabotiert, zwei davon in der 
Schwarzmeerregion. Es ent¬ 
stand Sachschaden im Bereich 
mehrerer hunderttausend Dol¬ 
lar. Viele Lastwagen mit Ausrü¬ 
stung und Versorgung des tür¬ 
kischen Militärs wurden ver¬ 
nichtet. Drei Panzerwagen und 
zwei Panzer wurden vollständig 
zerstört, zwei weitere schwer 


sches Parlament beinhaltet, 
gibt,“ sagt der Bürgermeister 
von Amed am Munzur-Fluss auf 
dem Festival in Dersim. 
Hinsichtlich der Debatte über 
Verhandlungen des kurdischen 
Problems erklärte Baydemir: 
„Diejenigen, die einen 
Gesprächspartner suchen, soll¬ 
ten sich die Newroz-Feier von 
2010 in Amed ansehen, an der 
eine Million Menschen teilnah- 
men. Und die Menschen mach¬ 
ten deutlich, wer für die Lösung 
angesprochen werden sollte.“ 

In Bezug auf das „demokratische 
Autonomie Projekt“ der BDP 
sagt Baydemir: „Autonomie 
wird von der Türkei falsch ver¬ 
standen. Es ist nicht Abtren¬ 
nung sondern ein Projekt des 
Zusammenlebens. Es gibt Men¬ 
schen in Europa, die an der 
Autonomie zweifeln, weil die 
Bevölkerungsanzahl nicht mehr 


beschädigt. Ebenso wurden 
zwei Sikorsky-Hubschrauber 
schwer beschädigt. Des Weite¬ 
ren zerstörte die Guerilla ein 
Reo-Fahrzeug, drei Kleinbusse, 
zwei Lastwägen und einen 
Bulldozer des türkischen Mili¬ 
tärs. 

Luftangriffe 

Das von den Guerillaaktionen 
in die Defensive gedrängte tür¬ 
kische Militär führte im letzten 
Monat Dutzende Luftangriffe 
vor allem gegen zivile Gebiete, 
die Meder-Verteidigungsgebie¬ 
te und Nordkurdistan (Türkei) 
eingeschlossen, durch. 
Türkische Kriegsflugzeuge 
führten im letzten Monat sie¬ 
ben Angriffswellen durch, in 
Xakurke, Xinere, Colemerg/ 
(Jele, Besta und Gabar. Inner¬ 
halb eines Monats gab es 55 
Artillerie- und Katjuscha-Bom- 
bardements durch die türki¬ 
schen Streitkräfte. Außerdem 
gab in den Regionen §emzinan 
Qemdinli), Gever und Qele in 
der Provinz Colemerg minde¬ 
stens acht Artillerieangriffe. 

38 Guerillas im Juli gefallen 
Der zunehmende Krieg schlug 
sich auch in einer hohen Zahl 

f efallener Guerillas nieder. Im 
donat Juli verloren insgesamt 
38 Guerillakämpferinnen ihr 
Leben. Die schweren Verstüm¬ 
melungen der Leichen der 
Guerillas durch das türkische 
Militär war Grund heftiger 
Reaktionen durch die kurdi¬ 
sche Bevölkerung. Es kam zu 
heftigen Protesten und Ausein¬ 
andersetzungen. 

(ANF, 1.8., ISKU) 


als 2 Millionen beträgt. Wie 
auch immer, unsere demokrati¬ 
schen autonomen Rahmenbe¬ 
dingungen sind viel umfassen¬ 
der, als die der europäischen." 

„Dieses Projekt sollte als demo¬ 
kratisch kurdische Autonomie in 
der Türkei' gesehen werden, was 
bedeutet, dass der nationale tür¬ 
kische Zusammenhalt bestehen 
bleibt, es aber auch ein kurdi¬ 
sches Parlament gibt. Neben der 
türkischen Fahne wird es auch 
unsere mit den Farben Grün 
Gelb Rot geben. Zum Beispiel, 
neben der türkischen Fahne vor 
dem Rathaus in Dersim wird es 
auch eine kurdische geben," 
erklärte er weiter. 

Hinsichtlich Baydemirs Äuße¬ 
rung diffamierte ihn der Staats¬ 
minister Cemil Cicek verrückt 
zu sein und nicht zu wissen was 
er sagt. (ANF, 2.8., ISKU) 


großen Kreuzung Universitätsstra¬ 
ße/Gutenbergstraße starben mitten 
im Marburger Shoppingviertel ins¬ 
gesamt 20 Menschen sofort durch 
das Giftgas, die genaue Zahl der 
Toten ist bisher nicht bekannt. 

Mit der Aktion des symbolischen 
Sterbens machten die Aktivistin¬ 
nen der Kampagne TATORT 
Kurdistan auf die Waffenliefe¬ 
rungen der deutschen Wirtschaft 
mit dem Segen der Bundesregie¬ 
rung in die Türkei und andere 
Besatzerstaaten Kurdistans und 
den Einsatz von Giftgas durch 
diese Staaten aufmerksam. 

Das Sterben der Aktivistinnen 
vom Verband der Studierenden 
aus Kurdistan (YXK) wurde 
durch das Nachzeichnen ihrer 
Umrisse auf dem Boden, ein 
Transparent mit der Aufschrift 
„Deutsche Waffen, deutsches 
Geld morden mit in aller Weh“ 
und einer lauten Sirene, sowie 
das Verteilen von Flugblättern, 
begleitet. (Tatort Kurdistan / 

YXK-Marburg, 3.8, ISKU) 
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Neuerscheinung: 

Azadi-Infodienst Nr. 91 
Der aktuelle Infodienst des 
Rechtshilfevereins Azadi e.V bie¬ 
tet einen Überblick zu repressi¬ 
ven Massnahmen und der Ver¬ 
botspraxis gegen Kurdinnen und 
Kurden in Deutschland sowie 
weitere Meldungen, Berichte 
und Gerichtsurteile zu diesen 
und verwandten Themen. Der 
Infodienst kann online unter 
www. nadir. orglazadi heruntergel- 
den werden oder gegen Porto- 
und Kopierkosten bei: 

AZADI e.V. 

Graf-Adolf-Str. 70A 
40210 Düsseldorf 
Tel. 0211-830 29 08 
Fax 0211-1711453 
azadi@t-online.de 

bestellt werden. 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Stahltwiete 10 
22761 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 


Kurdischer Bürgermeister wegen Rede 
über Autonomie angeklagt 




Nr. 477 

13. August 2010 


Informationsstelle Kurdistan e.V. 

isku@nadir.org 

www.isku.org 


N ü £ e 

wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 

"Wir leben nicht, wir 
sterben nur nicht" 

Verglichen mit den meisten iya erklärt, dass die etwa 500 Freiheiten für die kurdische Be- 

innerhalb Kurdistans vertriebe- Familien, die in Doli Sahidan völkerung des Landes fordert. Die 

nen Kurdinnen und Kurden hat leben, dazu gezwungen werden Türkei bombardiert den Nordirak 

Shamal Qadir fast Glück. Seit die könnten, in drei Monaten wieder periodisch seit 1983, dem Jahr 

türkische Armee sein Dorf Kuzi- umzuziehen, wenn der nahe Fluss bevor die PKK formal ihre militä- 

ne am 1. Juli 2010 verwüstet mit den Herbstregenfällen erneut rische Kampagne gegen den tür¬ 
hatte, lebt er in einem Schulge- anschwilh. kischen Staat begonnen hatte, 

bäude, wo die Raumtemperatur Die Menschen, die in den 1DP- Für seinen Teil, beteuert der Iran, 

angenehm ist und die einfachsten Camps leben, beschweren sich dass seine grenzüberschreitenden 

Bedürfnisse erfüllt sind. über unzureichende Hilfe, Bombardierungen auf die Partei 

„Unsere Familie kaufte 1996 gesundheitliche Probleme, starke für ein freies Leben in Kurdistan 

Land und begann in Kuzine Häu- Hitze im Sommer und Schwierig- (PJAK), einer bewaffneten Orga- 

ser zu bauen. Wir taten es für keiten beim Zugang zu Elektrt- nisation iranischer Kurden mit 

unsere Kinder, damit sie einen zität. Viele stehen einer ökonomi- engen logistischen und ideologi- 

Platz hätten, an dem sie in sehen Katastrophe gegenüber, da sehen Beziehungen zur PKK, ziel- 

Zukunft leben könnten,“ erklärt sie gezwungen waren ihre Felder, ten. 

Qadir gegenüber IPS. „Jetzt sind von denen sie ökonomisch 2007 erklärte die Bush-Regierung 

unsere Träume zerstört worden.“ abhängen, zu Beginn der Pflanz- die PKK zum „gemeinsamen 

Qadir ist einer von etwa 6500 zeit zu verlassen. Feind“ von Washington, Ankara 

Menschen, die durch das türki- „Unsere Felder, Früchte und und Bagdad. Die US-Regierung 

sehe und iranische Bombarde- Weinberge wurden alle durch die begann sofort der Türkei ent- 

ment seit dem 24. Mai 2010 aus Bombardierungen niederge- scheidende Geheimdienstinfor- 

ihren Dörfern vertrieben worden brannt,” erklärt Abdullah, ein mationen bezügliche der PKK 

sind. Etwa zwei Drittel der Ver- Mann der im Goja-IDP-Camp in Positionen auf der anderen Seite 

triebenen leben gerade in staubi- der Nähe von Qaladza lebt, „wir der Grenze zu liefern. Seitdem 

gen Zeltstädten, verteilt auf den können hier kein Geld verdienen, bombardieren die Türkei und der 

dürren Bergketten erstrecken. Das ist kein Leben — wir leben Iran gemeinsam kurdische Dörfer 

Ihre Grundbedürfnisse werden nicht, wir sterben nur nicht.“ in der Nähe zu ihren Grenzen mit 

unzureichend von internationa- Vertreter des Roten Kreuzes in Artillerie und Flugzeugen, 

len Hilfsorganisationen und loka- Suleymaniya sagen, dass es keine „Wenn sie (Iran) eine Operation 

len Autoritäten erfüllt. akute humanitäre Krise in den beginnen, dann machen wir das 

„Wir fürchten, dass eingeschüch- Camps gebe. Dennoch fugen sie auch,” erklärte der türkische 

terte Menschen hier während des hinzu, dass es eine mittelfristige Generalstabschef liker Bajbug 

Ramadans aufgrund der schlech- Bedrohung gibt, dass die Gesund- 2008, „Führen sie eine Operation 

ten Bedingungen sterben wer- heitssituation sich verschlechtere von iranischer Seite der Grenze 

den“, erklärt Fialima Ismail, eine aufgrund des Fehlens von ange- durch, dann tun wir es von der 

Frau, die im Doli Sahidan Camp messenen sanitären Einrichtun- türkischen Seite.“ 

für intern Vertriebene (IDP) in gen und Problemen mit der „Ich glaube nicht, dass diese Art 

der Nähe von Sangasar lebt. Abfallbeseitigung. von Angriffen der PKK ernsthaf- 

„Als ich floh, hatte nichts weiter Und da sind immer wieder die ten Schaden zufügt - weder 

als meine Kleidung,“ sagte ein Angriffe. Mindestens zwei Kinder bezüglich ihrer Fähigkeit Angriffe 

Einwohner von Doli öahidan wurden als Ergebnis der letzten über die Grenze durchzufuhren, 

Ahmet-Ahmet (92). „Wir schlie- Angriffe getötet und mehrere während sie sich im Nordirak auf- 

fen für einige Tage unter freiem Zivilisten verletzt. halten, noch dabei neue Rekruten 

Himmel, bis uns Hilfsorganisa- Die Türkei sagt, ihre Angriffe ziel- anzuziehen,“ sagt Aliza Marcus, 

tionen Zelte brachten.“ ten auf die kurdische Arbeiterpar- die Autorin von „Blood and 

Das UN-Flüchtlingsbüro in der tei (PKK), die linke Aufstandsbe- Belief', einem Geschichtsbuch 

nordirakischen Stadt Suleyman- wegung, die mehr Rechte und Fortsetzung auf Seite 2 

Amerikanischer Journalist von 
Abschiebung bedroht 

Der amerikanische Journalist Jake Hess ist als freier Journalist erwähnte dort die Bombardie- 

Jake Hess wurde Mittwochnacht tätig. Er war der einzige westliche rungen von Zivilistinnen und 

von der türkischen Polizei in Journalist, der über die Bomben- Flüchtlingen. 

Amed (Diyarbakir) unter dem angriffe der türkischen Armee auf Es war bekannt, dass den türki- 

Vorwurf der „Unterstützung der zivile Ortschaften und die von sehen Behörden die Reporta- 

PKK“ verhaftet. Berichten Soldaten gelegten Waldbrände gen von Hess missfielen - letzt- 

zufolge steht die Verhaftung im berichtet hatte. Er berichtete von endlich verhafteten sie ihn am 

Zusammenhang mit den KCK- Amed aus; die meisten seiner Mittwoch vor seiner Wohnung. 

Ermittlungen, in deren Rahmen Reportagen wurden von der lin- Momentan befindet er sich in 

seit dem letzten Jahr hunderte ken oppositionellen Nachrichte- der Sicherheitsdirektion von 

kurdische Politikerinnen verhaf- nagentur IPS veröffentlicht. Diyarbakir. Es wird damit 

tet worden waren. Dem inhaf- ln seinem bislang letzten Artikel gerechnet, dass kurzfristig seine 

tierten Journalisten droht nun (siehe oben) berichtete er am 4. Abschiebung erfolgt, 

die Abschiebung. August aus Suleymaniya und (ANF, 12.8., ISKU) 
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Fahrplan zur „demokratischen 
Autonomie“ angekündigt 

KCK-Exekutivratsmitglied 
Murat Karayilan erklärte in ver¬ 
schiedenen Interviews mit der 
Nachrichtenagentur Firat 
(ANF), dass in den kommen¬ 
den Tagen wichtige Mitteilun¬ 
gen der Öffentlichkeit bekannt 
geben werden. 

Rarayilan erklärte, dass der 
KCK-Vorsitzende Abdullah 
Öcalan einige Botschaften an 
sie gegeben bat: „Unser Vorsit¬ 
zender hat bezüglich des anste¬ 
henden Prozesses einige Mittei¬ 
lungen gegeben. Unsere Bewe¬ 
gung hat diese in den letzten 
zwei Wochen ausdiskutiert. In 
den kommenden Tagen werden 
wir unsere Beschlüsse aus diesen 
Diskussionen bekannt geben, 
ln diesem Rahmen werden wir 
auch den Inhalt unseres Planes 
für die .demokratische Autono¬ 
mie’ erklären.“ 

(ANF 6.8., ISKU) 

Demonstration für 
„demokratische Autonomie“ 

In Esenfehir, im Stadtviertel 
Ümraniye in Istanbul, versam¬ 
melten sich Jugendliche zu 
einer Demonstration für 
„demokratische Autonomie“. 

In der Nacht auf den 5. August 
versammelten sich eine Gruppe 
Jugendlicher auf der Hauptstra¬ 
ße und behinderten den Ver¬ 
kehr. Sie riefen Parolen wie 
„Die Jugend von Esenfehir 
grüßt die demokratische Auto¬ 
nomie“ oder „Kurdistan wird 
das Grab des Faschismus wer¬ 
den“ und „Es lebe Apo“. Ein 
lokales Büro der AKP griffen sie 
mit Steinen an. Nacn knapp 
einer Stunde löste sich die 
Demonstration auf. 

(ANF 5.8., ISKU) 

Wieder eine Nacht mit schwe¬ 
ren Auseinandersetzungen von 
Piran bis Colemerg 
Am Abend und in der Nacht 
kam es zu Zusammenstößen 
zwischen derkurdischen Gueril¬ 
la HPG und der türkischen 
Armee bei §irnex (§irnak), 
Wan, Colemerg (Hakkari) und 
Amed (Diyarbakir). 

Bei einem Gefecht bei Agiri 
(Agri) soll mindestens ein türki¬ 
scher Soldat getötet worden 
sein. Am Cuai-Berg in der 
Region §irnex wurden ebenfalls 
neue Zusammenstöße gemel¬ 
det. 

In Piran (Diele), in der Provinz 
Amed wurden Zusammenstöße 
gemeldet. Die Stromzufuhr 
wurde von Spezialteams unter¬ 
brochen. Die türkische Armee 




Kurdische Gefangene prangern 
Haftbedingungen an 

Der kurdische Gefangene Ebedin tel und selbst die Matratzen liehen Maßnahmen ausgesetzt. So 
Abi, der im E-Typ-Gefängnis in schimmeln.“ wurden zuvor von der Verwal- 

in Trabzon einsitzt, hat sich mit tung genehmigte Radios ohne 

einem Brief an den Menschen- Diskriminierung der politischen Begründung beschlagnahmt, 
rechtsverein 1HD gewandt und Gefangenen „Sdbst die Rosen, die die wir hier 

beschreibt darin unter anderem Abi beschreibt auch, dass die poli- angepflanzt hatten, wurden uns 
völlig überfüllte Zellen und unge- tischen Gefangenen, obwohl im weggenommen. Dieses Verhalten 
meßbares Essen. So seien für drei Gefängnis eigentlich genug Platz dient klar der Provokation.“ 

Personen vorgesehene Zellen in sei, in überlullten Isolationszellen Abi führt auch aus, dass die 

der Regel mit sechs Insassen gehalten werden, während andere Familien der meisten politischen 

belegt. Das an die Gefangen aus- Gefangene zu fünft oder sechst in Gefangenen im Südosten leben 

gegebene Essen ist voller Insek- Zwölf-Personen-Zellen leben, und lange Wege für Besuche auf 
ten. Sport ist den politischen Gefange- sich nehmen müssen. Alle Anträ- 

Proteste gegen die Haftbedingun- nen nur zwei Mal im Monat ge auf eine Verlegung in die 
gen werden von der Gefängnis- erlaubt; von anderen sozialen und Nähe ihrer Angehörigen seien 
Verwaltung mit Disziplinarstrafen Freizeit-Aktivitäten sind sie ganz ohne Begründung abgelehnt 
beantwortet, schreibt Abi und ausgeschlossen. worden. 

fügt hinzu: „Nach unserer Abi, der an Diabetes und einer 

Beschwerden wurden wir in eine Provokative FFerzkrankheit leidet, müsste 

Zelle verlegt, wo sich Küche und Zellendurchsuchungen monatlich von einem Arzt unter- 

Schlafsaal in einem Raum befin- Während der monatlich stattfin- sucht werden, was ihm ebenfalls 

den. Auf Grund der Luftfeuchtig- denden Durchsuchung der Zellen verweigert wird, 

keit verderben die Nahrungsmit- sind die Gefangenen Willkür- (ANF, 12.8., ISKU) 

Kurdische Ortsschilder angekündigt 

Bei einem Treffen mit Dorfvor- wurden auch alle kurdischen ordnet, insbesondere kurdische, 

Stehern aus dem Bezirk Baglar in geographischen Bezeichnungen armenische und lazische. 

Amed (Diyarbakir), in dem auf geändert. Auch armenische, grie- Die Umsetzung dieser Verord- 
Bitten der Dorfbewohner über chische und lazische Namen nung wurde auf Grund des zwei- 
die Infrastrukturprobleme der waren davon betroffen. ten Weltkrieges verzögert, bekam 

Region diskutiert wurde, kün- Die „Türkifizierung“ von geogra- dann aber 1949 mit dem Gesetz 
digte der Bürgermeister von phischen Namen in Anatolien über die Provinzverwaltung Nr. 

Amed Osman Baydemir an, dass hat ihre Ursprünge in den frühen 5442 eine neue legale Grundla- 
die Dörfer, deren Namen türki- Jahren der Republik Türkei. So ge. Eine spezielle Umbenen- 
siert worden waren, neue Orts- bekamen z. B. die meist georgi- nungskommission wurde 1957 
Schilder erhatlten, auf denen sehen Siedlungen in der Provinz gebildet und erst 1978 aufgelöst, 
auch der kurdische Ortsname Artvin am Schwarzen Meer 1925 nachdem sie mit der Umbenen- 
aufgeführt ist. einen türkischen Namen. nung historischer Stätten begon- 

Diese „Türkifizierung“ erreichte nen hatte. 

Assimilationspolitik des in den 1940er Jahren mit dem Es wird geschätzt, dass die 

türkischen Staates Erlass Nr. 8589 des Innenminis- Namen von mehr als 12.000 

Im Rahmen der Verleugnung der teriums ihren Höhepunkt. Darin Dörfern verändert wurden, was 
Existenz der Kurdinnen und des wurde die Entfernung aller 35% aller Dörfer in der Türkei 
Verbots der kurdischen Sprache nicht-türkischen Namen ange- entspricht. (ANF, 12.8., ISKU) 

„Wir leben nicht,(Fortsetzung) 

über die PKK gegenüber IPS. „Wir suchen nach zusätzlichen folgten, fielen mehr als 130 unse- 
„Rebellen werden kaum getötet, Wegen, wie wir die Türkei unter- rer Freunde.“ 
denn das Land ist so schroff, dass stützen können,” sagte der US- Am 14. April 2009 begann die 
es für türkische Flugzeuge sehr Botschafter in der Türkei James türkische Regierung eine Serie 
schwer ist, sie zu treffen.“ Jeffrey neulich. „Wir versuchen so von Verhaftungsoperationen, die 

Die lokale Dorfbevölkerung und viel wie möglich, so schnell wie zur Inhaftierung von zwischen 
Hilfsorganisationen, die in der möglich für die Türkei zu bekom- 840 und 1600 kurdischen politi- 
Region aktiv sind, berichten, dass men.“ sehen Aktivistinnen und Aktivi- 

die türkischen und iranischen Die PKK beendete ihre einseitige sten, unter ihnen gewälilte Bür- 
Bombardierungen in diesem Jahr Waffenruhe am 1. Juni 2010 und germeister der linken, prokurdi- 
heftiger sind und näher an zivilen attackiert seitdem regelmäßig tür- sehen Friedens und Demokratie- 
Ansiedlungen stattfinden als in kische Armeestellungen. partei (BDP) und anerkannte 

den vergangenen Jahren. Die „Seit 1993 haben wir 6 einseitige Menschenrechtsaktivisten. A 

Eskalation könnte die ersten Waffenstillstände ausgerufen und „Kurdinnen und Kurden werden JN U £ e 

Schritte hin zu einem sich ent- nach einer friedlichen, demokra- in allen Gebieten angegriffen, erscheint wöchentlich und kann in 
wickelnden Großangriff auf die tischen Lösung der kurdischen Wir können nicht unsere Hände gewünschter Stückzahl gegen 
kurdischen Rebellenstützpunkte Frage innerhalb der Grenzen der in den Schoß legen und auf unse- Übersendung des Portos bei der 
in den Kandilbergen darstellen. Türkei gesucht,“ erklärt der PKK ren Tod warten. Wir müssen Informationsstelle Kurdistan 

Die türkische Regierung erklärte Sprecher Ahmed Deniz gegenü- unser Recht auf Selbstverteidi- Stahltwiete 10 
vor kurzem Pläne, eine neue pro- ber IPS in einem Interview in der gung ausüben, denn alle Türen 22761 Hamburg 
fessionalisierte „Spezialarmee zu Nähe der Rebellenstützpunkte in [für eine Lösung] sind geschlos- Tel.: 040 - 421 02 845 
stationieren und 150 neue militä- den Kandilbergen. „Die andere sen worden,“ sagt Deniz gegenü- E-mail: isku@nadir.org 
rische Außenposten in der Region Seite hat kein solches Projekt und ber IPS. bestellt werden, 

zu errichten, um die PKK entlang bis jetzt keinerlei Schritte einge- „Wie alle Völker wollen wir frei Spenden auf unser Konto: 
der irakischen Grenze zu leitet.“ unsere Sprache sprechen und Postbank Köln, BLZ 37010050 

bekämpfen. Die USA öffnete „Die türkische Armee hat ihre unsere Kultur entwickeln. Wir Konto-Nr.: 3968-506 
außerdem größere Teile des iraki- Operationen niemals beendet. In wollen, dass unsere Grundrechte Weitere Informationen und einen 
sehen Luftraums, um Angriffe der den ersten eineinhalb Monaten, akzeptiert werden — so einfach ist täglichen Pressespiegel findet Ihr 
Türkei auf die PKK zu erleich- die auf unsere Erklärung eines das.‘ im Internet unter: 

fern. Waffenstillstands im Apru 2009 (Jake Hess/IPS, 4.8., ISKU) www.isku.org 


setzte Hubschrauber zur Verfol¬ 
gung der Guerilla ein. 

In Ebex (CJaldiran) in der Pro¬ 
vinz Wan wurde ein Verwal¬ 
tungszentrum von der Guerilla 
angegriffen 

Bei Zusammenstößen zwischen 
dem türkischen Militär und der 
Guerilla wurden bei Depin in 
der Provinz Colemerg nach 
ersten Informationen drei Gue¬ 
rilla-Kämpfer getötet. 

(ANF, 5.8., ISKU) 

Angriff der Guerilla an 
historischem Ort in Dihe 
Laut einer Erklärung der HPG 
beschlagnahmte die Guerilla am 
2. August zwei Fahrzeuge, die 
sie für einen Angriff in Dihe 
(Eruh) benötigte. Mit den Fahr¬ 
zeugen fuhr sie ins Stadtzen¬ 
trum, wo sich das Gebäude des 
Gouverneurs sowie andere 
Stützpunkte des Militärs befin¬ 
den. Dort griff sie die Gebäude 
an. Es kam zu Gefechten mit 
dem türkischen Militär. 

Nach der Erklärung der HPG 
flog die türkische Armee ihre 
toten und verletzten Soldaten 
mit Hubschraubern aus der 
Stadt, so dass über Verlust der 
Armee keine Angaben gemacht 
werden können. 

Bei der Auseinandersetzung 
wurden 3 Guerilla-Kämpferin¬ 
nen getötet. 

Nach dem Angriff wurde 27 
Einwohnerinnen von der Poli¬ 
zei festgenommen. 14 von 
ihnen, darunter auch der Bür¬ 
germeister von Dihe, Melih 
Mehmet Oktay, wurden am fol- 

f enden Tag wieder freigelassen. 

fit einem Angriff in Dihe 
begann am 15. August 1984 der 
bewaffnete Kampf der PKK. 

(ANF, 4J5.8., ISKU) 

Keine Stimme für die Verfas¬ 
sungsreform 

Selanattin Demirtaf von der 
Partei für Frieden und Demo¬ 
kratie (BDP) erklärte, dass die 
BDP beim Referendum über 
die von der türkischen Regie¬ 
rung angestrebten Verfassungs¬ 
reformen am 12. September 
„die Wahlboxen leer zurücksen¬ 
den“ werde. 

(AKnews, 4.8., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
IPS www.ipsnews.net 
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Kann sich die türkische Regierung der 
Herausforderung des Friedens stellen? 


Wieder einmal ist es die PKK, die 
den ersten Schritt unternimmt. 
Die Erklärung eines weiteren ein¬ 
seitigen Waffenstillstands zeigt, 
dass sich die PKK in einer Posi¬ 
tion der Stärke befindet. Und 
zwar politischer Stärke, ln der Tat 
brauchen wichtige Entscheidun¬ 
gen starke interne Unterstützung 
und Konsens. Die PKK hat 
gezeigt, dass sie darüber verfügt. 
Was man von der türkischen Re¬ 
gierung nicht gerade sagen kann, 
die in den letzten Jahren (und 
nicht nur da) demonstriert hat, 
dass sie nicht mehr ist als eine 
Geisel der Armee, der eigenen 
fundamentalistischen und chau¬ 
vinistischen Fraktionen und der 
Oppositionsparteien mit ihrem 
blinden Nationalismus und Ras¬ 
sismus. 

Die PKK hat wieder einmal be¬ 
wiesen, dass sie die Initiative inne 
hat und zeigt damit letztendlich, 
dass sie über eine Vision für die 
Zukunft verfügt. Und dass diese 
Vision eine gemeinsame ist, was 
nichts anderes heißt als das dieses 
Vision vom kurdischen Volk 
geteilt wird. Und zwar vom kur¬ 
dischen Volk in all seinen Schat¬ 
tierungen und Organisationen, in 
seinen reichen und mannigfalti- 
en Aktivitäten - seien es die 
tadtverwaltungen, die Basisbe¬ 
wegungen, die kulturelle Arbeit, 
der soziale Bereich oder die Arbeit 
der Frauen. Was die kurdische 
Befreiungsbewegung in all den 


Jahren bewiesen hat, ist die 
unglaubliche Fähigkeit, sich den 
Herausforderungen in allen 
Bereichen des Lebens zu stellen. 
Es gibt diesen Zusammenhalt 
und diese Kontinuität, die die 
Arbeit der Stadtverwaltungen 
und der BDP - und zuvor der 
DTP - am Aufbau der sogenann¬ 
ten „demokratischen Autonomie“ 
möglich machen, einem tragfähi¬ 
gen Konzept, wie ein Staat funk¬ 
tionieren kann. Ein Staat, der - 
das werden sowohl die Kemali- 
sten als auch die Ultranationali¬ 
sten früher oder später einsehen 
müssen - nicht der Republik Tür¬ 
kei entspricht, wie sie Kemal Ata- 
türk 1923 ausgerufen hat. Diese 
Republik gab es genau genom¬ 
men nie, weil sich schon aus der 
eigenen Zusammensetzung er¬ 
gibt, dass die Republik Türkei nie 
nur das Territorium der Türken 
mit Türkisch als einziger Sprache 
sein kann. Aber das ist eine ande¬ 
re Geschichte. 

Zurück zur Gegenwart, in der die 
PKK mit ihrer Waffenstillstands¬ 
erklärung erneut der (schwachen) 
türkischen Regierung eine Chan¬ 
ce gegeben hat. Die Chance, end¬ 
lich ernst zu machen, was nichts 
anderes heißt als sich am Aufbau 
eines praktikablen, demokrati¬ 
schen und gleichberechtigten 
Friedensprozess' zu beteiligen. 
Der frühere Präsident des Men¬ 
schenrechtsvereins IFfD und jet¬ 
zige Parlamentsabgeordnete Akin 


Birdal hat recht, wenn er sagt, 
dass jetzt die türkische Regierung 
am Zug sei. Das ist sie in der Tat, 
und die PKK ist sogar so weit 

P egangen, die vier einfachen 
unkte auszusprechen, die behan¬ 
delt werden müssen, um ein auf¬ 
richtiges Bekenntnis zu einem 
dauerhaften Frieden abzugeben, 
ln ihrer Erklärung sagt die PKK, 
dass „zuerst die andauernden 
Operationen im militärischen 
und politischen Bereich einge¬ 
stellt werden müssen und ein Pro¬ 
zess des beidseitigen Waffenstill¬ 
stands entwickelt werden muss.“ 
Der zweite Punkt ist die Forde¬ 
rung nach der „unverzüglichen 
Freilassung der der etwa 1.700 
kurdischen Politikerinnen und 
Mitglieder der Friedensgruppen, 
die mit ungerechten und unrecht¬ 
mäßigen Anklagen verhaftet wur¬ 
den.“ Der dritte Punkt unter¬ 
streicht die Notwendigkeit des 
„Beginns eines Verhandlungspro¬ 
zesses, der auf dem von Abdullah 
Öcalan der Öffentlichkeit vorge¬ 
stellten Drei-Punkte-Plan zur 
Lösung basiert und der Schaffung 
von Bedingungen, unter denen 
Öcalan aktiv an einem Friedens- 

f irozess teilnehmen kann.“ Im 
etzten Punkt wird die „Absen¬ 
kung der 10-Prozent-Hürde, die 
in keinem demokratischen Land 
existiert“ gefordert. 

Abdullah Öcalan hatte drei 
Bedingungen genannt, die zur 

Fortsetzung auf Seite 2 


Öcalan: Wir werden keine 


Ablenkungsmanöver akzeptieren 


Der KCK-Vorsitzende Abdullah 
Öcalan hat es begrüßt, dass die 
Arbeiterinnenpartei Kurdistans 
(PKK) seinem Aufruf zum Waf¬ 
fenstillstand gefolgt ist und sprach 
in Richtung der türkischen Regie¬ 
rung die Warnung aus, dass er 
Versuche zurückweisen wird, die 
kurdische Frage zu verschleppen. 
Öcalans Erklärung ging die 
Deklaration eines einseitigen 
Waffenstillstands bis zum 20. 
September durch die PKK vor¬ 
aus. 

Während seines wöchentlichen 
Treffens mit seinen Anwältlnnen 
sagte Öcalan, dass er die Waffen- 
stfllstandserklärung der PKK 
unterstütze. Er dankte der Orga¬ 
nisation dafür, seine Vorschläge 
akzeptiert zu haben. 

„Die Guerilla wird keine militäri¬ 
schen Stellungen angreifen. Sie 
wird auch keine ferngezündeten 


Sprengsätze einsetzen, solange es 
nicht unabdingbar zur Selbstver¬ 
teidigung ist. Aber wie schon 
zuvor gesagt, die Guerilla kann 
jedes notwendige Mittel einset¬ 
zen, wenn sie Vernichtungsangrif¬ 
fen ausgesetzt ist und .es keinen 
anderen Weg zum Überleben 
gibt.“ 

öcalan warnte, dass der aktuelle 
Prozess zwar zum Frieden führen 
könne, aber auch die Gefahr der 
Ausweitung des Konflikts in sich 
birgt. 

Er rief die demokratischen Kräfte, 
Intellektuelle und NGOs dazu 
auf, alles in ihrer Kraft stehende 
zu unternehmen, um den Weg zu 
einer friedlichen Lösung der kur¬ 
dischen Frage zu ebnen. „Diejeni¬ 
gen Organisationen, die zu einem 
Waffenstillstand aufgerufen 
haben, müssen nun zu diesem 
Prozess beitragen“, sagte er. 


Der KCK-Vorsitzende sagte 
gegenüber seinen Anwältlnnen 
auch, dass er Ablenkungsmanö¬ 
ver seitens der türkischen Regie¬ 
rung nicht akzeptieren werde. Er 
bezeichnete die Phase des Waf¬ 
fenstillstands als „einen Test für 
die Aufrichtigkeit der regieren¬ 
den AKP“ 

Öcalan führte weiter aus, dass er 
nicht an politische Lösungen 

f laube, die die Bildung eines 
urdischen Staates beinhalten. 
„Wir wollen nur, dass der Staat 
die rassistisch-faschistischen Ele¬ 
mente in seiner Struktur besei¬ 
tigt.“ 

Wenn eine Lösung aktuell 
würde, die die Gründung eines 
kurdischen Staates beinhaltet, 
würde die kurdische Frage so 
unlösbar wie die palästinensi¬ 
sche werden, warnte er. 

(ANF, 15.8., ISKU) 


Meldungen 

Birdal: Jetzt ist 

die Regierung am Zug 

Der Abgeordnete der Partei für 
Frieden und Demokratie 
(BDP) Akin Birdal rief die 
Regierung dazu auf, die not¬ 
wendigen Schritte als Antwort 
auf die Waffenstillstandserklä¬ 
rung der PKK zu unterneh¬ 
men. 

„Die Forderungen der PKK 
sind angemessen. Nun ist es an 
der türkischen Regierung, die 
notwendigen Schritte zur 
Beendigung des Blutvergie¬ 
ßens zu unternehmen“, sagte 
Birdal im Rahmen einer Ver¬ 
sammlung der BDP in Amed 
(Divarbakir). 

Birdal rief die türkische Armee 
auf, alle Operationen gegen 
die kurdische Guerilla einzu¬ 
stellen und sagte, dass beide 
Seiten an eine Roadmap für 
eine friedliche Lösung der kur¬ 
dischen Frage arbeiten sollten. 

(ANF, 14.8., ISKU) 

Barzani begrüßt 
Waffenstillstand 
Der Präsident der Autonomen 
Region Kurdistan im Irak, 
Masud Barzani, hat die Waf¬ 
fenstillstandserklärung der 
PKK begrüßt, ln einer kurzen 
Erklärung, die auf der Websei¬ 
te des Präsidenten veröffent¬ 
licht wurde, drückte er seine 
Unterstützung für den Waffen¬ 
stillstand aus und erklärte, dass 
die kurdische Frage durch 
Frieden und Dialog gelöst wer¬ 
den könne. „Wir hoffen, dass 
der Waffenstillstand andau¬ 
ert“, so Barzani. 

Auch der ehemalige Minister¬ 
präsident der kurdischen 
Regionalregierung in Erbil, 
Necirvan Barzani, begrüßte 
die Waffenstillstandserldärung 
und rief zu einer bilateralen 
Waffenruhe auf. 

„Die Erklärung eines einseiti¬ 
gen Waffenstillstands durch 
die PKK ist eine gute Ent¬ 
scheidung. Wir sind erfreut, 
solch eine positive Entwik- 
klung zu erleben“, erklärte er. 
Barzani betonte, dass die kur¬ 
dische Frage nicht mit militä¬ 
rischen Mitteln zu lösen sei. 

Er hoffe, dass die türkische 
Regierung auf den Waffenstill¬ 
stand reagiert, in dem sie ihn 
zu einem beiderseitigen aus¬ 
baue. 

„Wir hoffen, dass (alle Seiten) 
diesen Waffenstillstand als 
neue und friedliche Möglich¬ 
keit betrachten und ihn bilate¬ 
ral und andauernd verwirk¬ 
lichen, um die Gewalt und das 
Töten zu stoppen“, so Barzani. 





Militäroperationen dauern an 


Die Operationen des türkischen 
Militärs gegen die HPG (Volks- 
verteidigunskräfte), die am 13. 
August eine Waffenpause einge¬ 
leitet haben, dauern an. 

Im Landkreis Cukurca in Hakka- 
ri sind bei Gefechten, die im 
Zuge einer Militäroperation ent¬ 
standen sind, zwei Soldaten getö¬ 
tet worden. 

Nahe des Dorfes Tiyare in dieser 
Region kam es bei einer Opera¬ 
tion des türkischen Militärs zu 
Gefechten mit HPG-Guerillas. 
Am 16. August haben militäri¬ 
schen Spezialeinheiten die Gue¬ 
rillas der HPG belagert, worauf¬ 
hin die Guerillas sich verteidigt 
haben. Laut den Informationen 
der HPG-Pressestelle (BIM) wur¬ 
den bei den Gefechten zwei Sol¬ 
daten der Spezialeinheit getötet 
und weitere Soldaten vermisst. 
Nach der Auseinandersetzung 
transportierte das türkische Mili¬ 


tär die Toten und Verletzten mit 
Sikosky-Helikoptern ab. Die 
Operation dauert hingegen zur 
Stunde noch an. 

Neue Operation in Mu$ 
Weiterhin hat das türkische Mili¬ 
tär am 17. in den Morgenstun¬ 
den Operationen begonnen, wel¬ 
che cfie Regionen Girme^ok, 
Baskent, Benzen, Geliye Gulik 
und Mile Koxe im Landkreis 
Varto in Mus betreffen. Die 
HPG-Pressestelle lässt verlauten, 
dass militärische Spezialeinhei¬ 
ten zusammen mit Soldaten in 
zivil an der Operation, die 
immer noch andauert, teilneh¬ 
men würden. 

Gleichzeitig Operationen 
und Bombardements 

Laut HPG-Pressestelle startete 
das türkische Militär am Abend 
14. August in den Regionen Kepe 


Mirifka und Kevire Spi im Land¬ 
kreis Cukurca der Provinz Hakka- 
ri Operationen, die bis zum 
Abend des 16. August andauerten 
und in einem ergebnislosen 
Rückzug des Militärs endeten. 
Vor allem das Gebiet Küfük Gare 
sei verstärkt bombardiert worden. 

Minen und Bomben 
töten Tiere 

Gleichzeitig haben regionale 
Quellen gemeldet, dass am 10. 
August im Dorf Sineva in Yüksek- 
kova eine von Soldaten gelegte 
Mine explodierte und Tiere der 
dortigen Dorfbewohnerinnen 
tötete. 

Danach bombardierte das türki¬ 
sche Militär die Dorfbewohner¬ 
innen. Es gab dabei weder Ver¬ 
letzte noch Tote, jedoch wurde 
weiteres Vieh der Dorfbewohne¬ 
rinnen getötet. 

(ANF, 17.8., ISKU) 


Ex-Militär: Morde waren Staatspolitik 


In der Türkei erhebt ein Ex- 
Admiral schwere Vorwürfe gegen 
führende Politiker und Militärs 
der neunziger Jahre. Sie sollen 
von der Ermordung tausender 
Kurden gewusst und diese zum 
Teil befohlen haben. 

Kein kleiner Offizier in einer kur¬ 
dischen Provinzstadt habe von 
sich aus entscheiden können, 
kurzerhand diesen oder jenen 
Journalisten oder Menschen¬ 
rechtler aus dem Weg zu räumen, 
sagte Kiyat im Privatsender 
Habertürk. „Nein, dafür kam 
immer ein Befehl von oben. Nun 
sitzen diese Kameraden hinter 


Gittern, während diejenigen, die 
für diese Staatspolitik verant¬ 
wortlich waren, ruhig in ihren 
Betten schlafen.“ 

Kiyat appellierte an die führen¬ 
den Politiker und Militärs der 
neunziger Jahre, klipp und klar 
zu sagen, dass die Morde staatlich 
sanktioniert waren. „Es ist leider 
so, dass die Führung dieses Lan¬ 
des damals außergerichtliche 
Tötungen als Mittel der Terror¬ 
bekämpfung betrachtete.“ 
Menschenrechtler werten die 
Aussage als offizielle Bestätigung 
des seit Jahren gehegten Ver¬ 
dachts, dass es Mitglieder der 


Sicherheitskräfte waren, die in 
den neunziger Jahren reihenweise 
angebliche Unterstützer der 
PKK-Kurdenrebellen verschwin¬ 
den ließen. 

„Seit fast 20 Jahren treibt uns die 
Frage nach den Verschwundenen 
und nach den ungeklärten Mor¬ 
den um,“ sagte der Menschen¬ 
rechtler Cemal Babaoglu kürzlich 
auf einer Kundgebung in Urfa. 
Cemal ist der Bruder des vor 16 
Jahren spurlos verschwundenen 
Journalisten Nazim Babaoglu. 
“Aber allein für unsere Fragen 
sind viele von uns schon ermor¬ 
det worden.“ (TS, 16.8., ISKU) 


Herausforderung des Friedens (Fortsetzung) 


Einleitung eines Friedensprozes¬ 
ses notwendig sind: ein beidseiti¬ 
ger Waffenstillstand, die Einrich¬ 
tung einer Wahrheits- und 
Gerechtigkeitskommission ver¬ 
gleichbar mit jener, die in Süd¬ 
afrika nach dem Ende der Apar¬ 
theid etabliert wurde und das 
Organisieren der Rückkehr der 
PKK-Guerillas in das zivile 
Leben (welche in verschiedenen 
Phasen stattfinden wird, begin¬ 
nend mit dem Sammeln der 
Guerillas an einem Ort unter 
Aufsicht einer internationalen 
Organisation und schließlich, 
wenn die Bedingungen dafür reif 
sind, der massenhaften Rück¬ 
kehr.) 

ln ihrer Erklärung unterstreicht 
die PKK erneut, dass „die türki¬ 
sche Regierung entsprechend 
handeln muss, um diesen Prozess 
zu einem stabilen und dauerhaf¬ 
ten Frieden zu entwickeln. Wenn 
sich die AKP-Regierung mit ver¬ 
schiedenen Ausreden weigert, 
sich zu bewegen und durch die 
Fortführung der Vernichtungs- 
olitik die Entwicklung blok- 
iert, sollte sie bewusst sein, dass 
dieser Prozess nicht einseitig fort¬ 
gesetzt wird.“ 


ln der Erklärung heißt es weiter: 
„Um diese Phase ohne Ausein¬ 
andersetzungen, die zum siebten 
Mal einseitig ausgerufen wurde, 
zum Erfolg zu führen, muss sich 
nicht nur die türkische Regierung 
bewegen. Auch die demokrati¬ 
schen Kräfte und Nichtregie- 
rungsorganisationen müssen ihrer 
Verantwortung gerecht werden. 
Deshalb rufen wir alle Kräfte in 
der Türkei, die für den Frieden 
und für die Demokratie einste¬ 
hen, dazu auf aktiv zu werden.“ 
Die PKK ist sich bewusst, dass 
„der Erfolg dieser von uns ausge¬ 
rufenen Phase auch von der Ein¬ 
heit und Solidarität aller kurdi¬ 
schen Kräfte abhängig ist, sowohl 
in Nordkurdistan aß auch in allen 
anderen Teilen, und alle im Sinne 
des Friedens und des demokrati¬ 
schen Kampfes verantwortlich 
handeln müssen. Daher rufen wir 
die Führer der autonomen Re¬ 
gion Kurdistan und alle anderen 
kurdischen Kräfte auf, ihrer Ver¬ 
antwortung gerecht zu werden.“ 
Die Erklärung endet mit dem 
Aufruf an „die Vereinten Natio¬ 
nen und andere internationale 
Organisationen, verantwortlichen 
zu handeln, wenn es um die kur¬ 


dische Frage geht. Wir rufen auch 
diese Kräfte dazu auf, Anstren¬ 
gungen zu einer friedlichen, zeit¬ 
gemäßen und demokratischen 
Lösung der kurdischen Frage zu 
unternehmen und damit ihrer 
humanitären Verantwortung 
gerecht zu werden.“ Und ein Auf¬ 
ruf richtet sich an „unser Volk 
und die Kämpferinnen und Mili¬ 
tanten in unserer Bewegung, die¬ 
sen Prozess genau zu verstehen, 
der in Übereinstimmung mit den 
Botschaften unseres Anführers 
entwickelt wurde, und noch ver¬ 
antwortungsbewusster als bisher 
zu agieren, um diese Phase zum 
Erfolg zu führen und ihren Auf¬ 
gaben gerecht zu werden.“ 

Die nächsten Tage und Wochen 
werden zeigen, ob die türkische 
Regierung und das türkische 
Establishment bereit sind, sich 
der Herausforderung durch die 
PKK zu stellen. Es wird entschei¬ 
den sein, genau zu beobachten 
was sich hinter den Kulissen 
abspielt. Denn diese Herausforde¬ 
rung durch die PKK ist wieder 
einmal keine militärische. Es ist 
die Herausforderung, über den 
Frieden zu reden. 

(Nucan Cudi/ANF, 14.8. ISKU) 


Er fügte hinzu, dass „wir jeden 
friedfertigen Schritt seitens der 
Türkei außerordentlich begrü¬ 
ßen werden.“ 

(ANF, 14.115.8., ISKU) 

40 Dorfschützer legen 
die Waffen nieder 
ln der Gemeinde Hilal des 
Landkreises Uludere wurde 
bekannt gegeben, dass 40 
Dorfschützer die Waffen 
niederlegen werden. 

Es war die Rede davon, dass 
ein Kommandant gegenüber 
den Dorfschützern abwertend 
gesprochen und sie auch tät¬ 
lich angegangen habe, worauf¬ 
hin die Dorfschützer verkün¬ 
deten, die Waffen niederlegen 
zu wollen. 

Andere Verantwortliche des 
Militärs, die von dem Vorfall 
hörten, haben eine sieben¬ 
köpfige Delegation der Dorf¬ 
schützer zur 23. Gendarmarie 
Brigade rufen lassen, um sie 
von ihren Vorhaben abzubrin- 

f en. An dem Treffen zwischen 
Filitärs und Dorfschützern, 
nahm auch der AKP-Bürger- 
meister von Hilal, Cafer 
Benek, teil. 

(ANF, 17.8., ISKU) 

Türkei schiebt amerikani¬ 
schen Journalisten ab 

Die Türkei wird den amerika¬ 
nischen Journalisten Jake 
Hess, der am vergangenen- 
Donnerstag in Amed (Diyar- 
bakir) verhaftet wurde, abge¬ 
schieben. 

Hess stand am Sonntag vor 
Gericht, wo der Bezirksstaats¬ 
anwalt von Amed die Auswei¬ 
sung beantragte. 

Hess, der amerikanischer 
Staatsbürger ist, hat Unterstüt¬ 
zung durch US-Behörden 
abgelehnt. 

Jake Hess lebte und arbeitete 
in Amed; seine Reportagen 
wurden vor allem von der lin¬ 
ken oppositionellen Nachrich¬ 
tenagentur 1PS veröffentlicht. 
Mit der Abschiebung von Jake 
Hess, die noch vom mnemini- 
sterium bestätigt werden muss, 
wird in der kommenden 
Woche gerechnet. 

(ANF 15.8., ISKU) 
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Öcalan: Überlegungen zur 
Demokratischen Autonomie 

Der KCK-Vorsitzende Abdullah tische Autonomie ist die verkör- muttersprachliche Unterricht aus- 

Öcalan kam am Mittwoch den perte Form der Demokratischen sehen? wie muss die Sprachpoli- 

20. August mit seinen Anwälten Nation. Die Autonomie hat eini- tik der Demokratischen Nation 

zusammen. Während der Konsul- ge Parameter: sein? Eine Bildungspolitik muss 

tationen erklärte Öcalan seine Politisch: Dieses Parameter bein- ausgearbeitet werden. Wie kön- 

Gedanken bezüglich des Projekts haltet ein Parlament oder einen nen die Kurdinnen das kulturelle 

der Demokratischen Autonomie. Volkskongress. Dieser nennt sich Genozid überwinden? Solche 

Öcalan sagte, dass der laufende Demokratischer Volkskongress. Sachen müssen ausdiskutiert wer- 

Prozess sehr sensibel behandelt Dieser Kongress hat einen Exeku- den. 

werden muss und fugte hinzu: tivrat. Selbstverteidigung: Dies kann 

Die Demokratische Autonomie Rechtlich: Dies drückt den recht- auch Sicherheit“ genannt werden, 

ist das Lösungsprojekt der Kur- liehen Status der Demokratischen Hier wird das Genozid angegan- 

dlnnen und bedeutet, die eine Autonomie aus. Katalanen drük- gen. Wie können die Kurdinnen 

politische, wirtschaftliche, kultu- ken dies mit dem Wort Status sich vor dem Genozid retten? Der 

relle, diplomatische, rechtliche aus. Wir können dies auch Status Begriff ,Genozid“ beinhaltet alle 

und eine Seite und die Selbstver- nennen. Das ist sehr wichtig. Was Formen der Vernichtung. Die 

teidigung. wird also der rechtliche Status der Gesellschaft wird auch ihre eigene 

Öcalan sprach den Demokrati- Kurdinnen sein? Dies kann aus- Selbstverteidigung aufbauen, 

sehen Gesellschaftskongress gearbeitet und in die Verfassung Hiermit ist nicht die Waffe, das 

(DTK) an: ,Am letzten Kongress verankert werden. Mittels Geset- Militärische gemeint. ,Selbstver¬ 
des DTK nahmen einige Grup- zen wird der Rahmen der Demo- teidigung“ drückt nicht die Art 

pen nicht teil. Die Erklärungen kratischen Autonomie gesetzt. der KCK oder PKK aus, sondern 

zur Beteiligung am DTK haben Wirtschaftlich: Die IJemokrati- die des Volkes. Damit möchte ich 

ihre Haltung aufgedeckt. Zum sehe Nation hat auch eine wirt- die Organisierung in allen Berei- 

Referendum nabe ich die Erklä- schaftliche Seite. Die Art und chen der demokratischen Gesell¬ 
rungen einiger NGOs aus Amed Weise dieser Wirtschaft kann ver- schaft ausdrücken. An diesen 

ehört. Diese haben sich mit dem feinert werden. Wir können den Punkten kann die Gesellschaft 

taat geeinigt. Sie wurden überre- Kapitalismus als wirtschaftliches alles ausdiskutieren und verschie¬ 
det; der Staat versprach ihnen, System nicht anerkennen. Man dene Ergebnisse erzielen. Bei- 

dass sie die Initiative ergreifen kann den Kapitalismus vielleicht spielsweise können sie ausdisku- 

werden, wenn die PKK vernichtet nicht ganz aBschaffen, aber sehr deren, ob die Kurdinnen eine 

worden ist. Wir aber verhindern weit einschränken. Wir können Wehrpflicht haben werden. Wie 

dies und ihre Pläne laufen nicht unser eigenes System aufbauen. wird das Dorfschützer-System 

wie gewollt". Kulturell: Die kulturelle Seite aufgelöst? Die Selbstverteidigung 

Öcalan erklärte zur Demokrati- beinhaltet Sprache, muttersprach- ist so wichtig wie Wasser und 

sehen Autonomie: „Wenn die liehen Unterricht, Geschichte Brot. Ohne dies ist ein Leben 

Demokratische Nation der Geist und Kunst. Wie sollte die Bezie- nicht möglich, 

ist, ist die Demokratische Auto- hung der kurdischen Sprache zur Diplomatie: Dies beinhaltet die 

nomie der Körper. Die Demokra- türkischen sein? Wie sollte der Fortsetzung auf Seite 2 

Aktion kurdischer Kriegsdienstver¬ 
weigerer in der Schweiz 

Die Schweizer Polizei verbietet Schweizer Vereinigung kurdi- der das Militär ablehnt und dem 

eine Solidaritätsaktion kurdischer scher Vereine (FEKAR) und die vorher keine Alternative gelassen 

Kriegsdienstverweigerer vor der Antifaschistische Aktion wurde und der in den Lagern 

türkischen Botschaft. Die Kriegs- Schweiz. Metin Aydin äußerte im Unterdrückung und Zwang 

dienstverweigerer fordern die Namen der kurdischen Kriegs- erlebt hat, fahnenflüchtig", so 

Türkei auf, sich an internationa- dienstverweigerer, dass Inan Aydin. 

les Recht zu halten. Süver seit dem 5. November Ein Dossier bezüglich der Situa- 

In der Schweizer Hauptstadt 2009 in Militärhaft gefangen ist tion von Kriegsdienstverweige- 

Bern wurde von kurdischen und sich seit dem 9. August im rern in der Türkei wurde, laut 

Kriegsdienstverweigerern eine Hungerstreik befindet. Aydin, an internationale Organi- 

Solidaritätskundgebung für Inan Süver hätte sich aus Gewissens- sationen und Vereinigungen 

Süver organisiert. Süver wurde gründen und Überzeugung für übergeben, die zusagten, sich 

am 5. November letzten Jahres eine Verweigerung des Militär- über deren Situation auf dem 

verhaftet und befindet sich seit dienstes entschieden. „Jemanden, Laufenden zu halten. „Wir erklä- 

dem im Militärgefängnis. Die der den Kriegsdienst verweigert ren uns solidarisch mit Inan 

Kundgebung sollte eigentlich vor nach Militärrecht zu bestrafen, Süver und werden den freiwilli- 

der türkischen Botschaft in Bern bewerten wir als Verletzung der gen und berufsmäßigen Militär¬ 
stattfinden. Nachdem die Menschenrechte. Wir verurteilen dienst weiterhin ablehnen." 

Schweizer Gerichte dies verbo- diese Logik. Jemanden, der das Im Anschluss verlasen zwei junge 

ten, wurde die Kundgebung auf Militär ablehnt vor einem Mili- Kurdinnen die Deklaration der 

dem Helvetiaplatz abgehalten. tärgericht anzuklagen und in Kriegsdienstverweigerer und 

Zu den Unterstützerinnen der einem Militärgefängnis gefangen gaben ihre Entscheidung zur Ver- 

Aktion von der Bewegung kurdi- zu halten, zeigt die Brutalität die- Weigerung des Dienstes an der 

scher Kriegsdienstverweigerer ses lächerlichen Justizsystems. Waffe öffentlich bekannt, 

gehörten Karakök Otonomu, die Selbstverständlich wird jemand, (ANF, 24., ISKU) 


Meldungen 

Transparent zum Boykott des 
Referendums verboten 
Der Türkische Hohe Wahlrat hat 
ein Transparent der Partei für 
Frieden und Demokratie BDP 
zum Boykott des Referendums 
verboten. Begründet wird dieses 
Verbot, weil es in einer anderen 
Sprache als Türkisch geschrieben 
worden sei. Das Verbot wegen 
der Verwendung der kurdischen 
Sprache wurde von Mitgliedern 
des Rates, die der Regierungspar¬ 
tei AKP und den Oppositions¬ 
parteien CHP und MHP zuge¬ 
ordnet werden, unterzeichnet. 
Am 12. September soll mit 
einem Referendum eine Verfas¬ 
sungsänderung in der Türkei 
durchgesetzt werden. Die BDP 
hat sich zum Boykott entschie¬ 
den, weil eine Verbesserung für 
Kurdinnen mit dieser Änderung 
nicht erfolgt. (ANF, 26.8., ISKU) 

Angriffe der türkischen 
Armee dauern an 
Am 20.8 begann die türkische 
Armee in der Nähe des Dorfes 
Nogelya bei §emzinan Colemerg 
(Hakkari) eine Operation mit 
Haubitzen und Mörsergranaten, 
auch wurde mit Kampfhub¬ 
schraubern bombardiert. Gegen 
7.30 Uhr drangen Soldaten ins 
Guerillagebiet vor und es kam zu 
Gefechten, die bis 14.00 Uhr 
andauerten. Dabei kam ein tür¬ 
kischer Offizier ums Leben. 
Auch vier Guerillakämpferinnen 
verloren ihr Leben. Die Namen 
der Gefallenen sind: Bafür Kur¬ 
distan (Zindan Ahmet Yusuf), 
Beritan (Gulistan Ergul), Dilo- 
can Soran (§ervan Ivadir) und 
Sarina Zerduft (§eyma Yildiz). 
Am 20.8. wurde dias Gebiet 
Besta von der türkischen Armee 
bombardiert. Am 19.8. wurden 
im Kreis Pervari die Regionen 
Ca<?e, Xot und Kaniya Mare von 
der türkischen Armee niederge¬ 
brannt. 

Am 7.8. ist ein Guerilla aus Ost¬ 
kurdistan mit Namen Diljad 
Eravi (Nasir Nexjini) bei §irnax 
in einem Hinterhalt gefallen. Am 
15 August kamen bei Wan Erdif 
bei dem Dorf §ahpazar bei Aus¬ 
einandersetzungen in Folge einer 
Operation der türkischen Armee 
zwei Gueriillas mit Namen 
Amed §ahin(Sedat Feyaz) ü 
Nüman Newroz(Feyzulalah 
Koyun) ums Leben. 

(HPG, 22.8., ISKU) 

Iranische Armee greift 
Meder-Verteidigungsgebiete an 

Am 23.8 kam es in den Gebieten 
Ertüj, dem kleinen Cilo, im Tal 
§ehid Newal und im Dorf Petrot 
am Zapfluss zu Mörserraketen¬ 
angriffen durch die türkische 




Publikationsverbot Nr. 8 gegen 
kurdische Zeitung „Azadiya Welat“ 


Die Tageszeitung „Azadiya 
Welat" wurde seit 1994 in der 
Stadt Diyarbakir herausgegeben 
und nun zum achten Mal stillge¬ 
legt. 

Seit Januar 2010 wurde damit 
zum dritten Mal ein solches 
Urteil gegen "Azadiya Welat" ver¬ 
hängt. 

Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte hat wiederholt 
Entscheidungen türkischer Ge¬ 
richte angefochten. 

EU-Beamte sagen, dass die gän- 
ige Entscheidungskultur unter 
en Richtern und Staatsanwälten 
sowie die Härte in mehreren 
Artikeln des Strafgesetzbuches 
ernsthafte Hindernisse für den 
Antrag der Türkei auf eine mögli¬ 
che EU-Mitgliedschaft darstel- 
len.Aber trotz vieler Verspre¬ 
chungen hat die Regierung bis¬ 
lang nur wenig Fortschritte bei 
der Reform der Justiz gemacht. 
Im vergangenen Jahr machte Eser 
Uyansiz’ Vorgänger Vedat Kur§- 
un Schlagzeilen als er wegen als er 
zu 166 72 Jahren Gefängnis ver¬ 
urteilt wurde. 

Begründet wurde Kur$uns Verur¬ 
teilung mit mehreren Beiträgen 
in der Ausgabe vom 11. August 
2007, darunter die Todes anzei- 
gen von PKK- Kämpferlnnjen. 
Wir fragten Eser Uyansiz, ob er 
uns etwas über den Druck der 
letzten Jahre erzählen kann: 


„Wie Sie wissen, ist die kurdische 
Presse immer unter Druck und in 
Gefahr. Die Entscheidung, eine 
kurdische Zeitung zu veröffent¬ 
lichen, bringt unweigerlich viele 
Probleme, von Schließungen bis 
zur Verhängung von Geldstrafen 
gegen den verantwortlichen Red¬ 
akteur und den Lizenzinhaber. 
Ganz zu schweigen von Haftstra¬ 
fen, wie im Fall von Vedat Kur- 
sun und Ozan Kilinc. Sie sitzen 
im Typ-D-Gefängnis in Diyarba¬ 
kir. Vertriebspersonal unserer 
Zeitung wird ständig durch die 
Polizei schikaniert und bedroht. 

Kannst du ans von der letzten Still¬ 
legung berichten? 

Hagen gegen uns werden ständig 
geführt mit Bezug auf die TMK 
(Anti-Terror-Gesetze). Unsere 
Zeitung ist bisher sieben Mal 
geschlossen worden. Fast alles, 
was in der Zeitung veröffentlicht 
wird, wird als Verbrechen gese¬ 
hen. Zum Beispiel ist es ein ver¬ 
brechen, über den Begriff "Füh¬ 
rer des kurdischen Volkes" zu 
schreiben, über die Begriffe "Vor¬ 
sitzenden der KCK", 'Tührer der 
PKK", "Herr Abdullah Öcalan", 
über die Begriffe HPG, PKK, 
KCK, PJAK, PAJK, Guerrilla, 
Märtyrer, .. Kurdistan, Amed, 
Fotos von Öcalan zu publizieren, 
Artikel und Interviews über die 
Guerilla ... praktisch alles, was 


Bezug auf die Kurdinnen nimmt 
und die kurdische Frage behan¬ 
delt, könnte als Verbrechen 
betrachtet werden. 

Die letzte Schließung der Tages¬ 
zeitung "Azadiye Welat" am 
21.8. wurde wie bei allen [ver¬ 
gleichbaren] anderen Zeitungen 
auch begründet: Mit der Propa¬ 
ganda für die PKK / Kongra Gel. 

Ein kurdischer lournalist zu sein ist 
schwierig, ein kurdischer Journalist 
für eine kurdische Zeitung zu sein 
ist noch schwieriger. Wie kommen 
junge Journalisten zu Ihnen? Wel¬ 
che Art von Ausbildung haben sie 
und welche Bestrebungen? 

Die Zeitung wird seit 20 Jahren 
veröffentlicht, viele Mitarbeiter¬ 
innen wurden entführt und 
etötet wie zum Beispiel der 
ekannte Journalist und Intel¬ 
lektuelle Musa Anter. Der letzte 
Todesfall ist Metin Alataf (er 
wurde am 4. April 2010 in 
Adana) getötet. Freiwillige und 
Mitarbeiter arbeiten in allen ver¬ 
antwortlichen Bereichen bei der 
Zeitung. Alter ist nicht wichtig 
für den Eigentümer der Zeitung. 
Alle Mitarbeiter haben Erfah¬ 
rung. Kurdische Journalisten 
führen regelmäßig Workshops 
durch und bei diesem Training 
wird viel Arbeit geleistet. 

(ANFfkm, 25.8., ISKU 


Hrant Dink: Türkei räumt Mitschuld ein 


Die türkische Regierung hat erst¬ 
mals indirekt eine Mitschuld des 
Staates an der Ermordung des 
Journalisten Hrant Dink einge¬ 
standen und angekündigt, sie 
strebe eine mit Entschädigungen 
verbundene gütliche Einigung 
mit dessen Fnnterbliebenen an. 
Die Familie hat den türkischen 
Staat vor dem Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte 
verklagt, weil dieser nichts zum 
Schutz Dinks unternommen 
habe, obwohl seine Gefährdung 


Beziehungen zu anderen Völkern 
und Gesellschaften. Welche Art 
von Beziehung wollen wir? Das 
ist das Aufgabengebiet der diplo¬ 
matischen Seite. 

Öcalan erwähnte in diesem 
Zusammenhang, dass das Refe¬ 
rendum [zur Verfassungsände¬ 
rung] nur zur Ablenkung des 
wahren Anliegens — der Demo¬ 
kratischen Autonomie - dient. 

Bis zu den nächsten Wahlen 
müsse das kurdische Volk ihr Pro¬ 
jekt vorlegen können, ln diesem 
Zusammenhang erwähnte Öca¬ 
lan die Katalanlnnen. Die Katal- 
anlnnen haben das Projekt ihrer 
Autonomie ausgearbeitet. .. Glei¬ 
ches Vorgehen empfiehlt Ö ca l an 
dem DTK und der BDP. Öcalan 
empfiehlt, dass diese Vorgehens¬ 


bekannt gewesen sei. Wie die Zei¬ 
tung „Fiürriyet“ am Mittwoch 
berichtete, haben sich Außenmi¬ 
nister Davutoglu, Justizminister 
Ergin und der Jur Inneres zustän¬ 
dige Minister Atalay darauf ver¬ 
ständigt, der Familie diese Eini¬ 
gung auf Grundlage der Artikel 2 
(Recht auf Leben) und 10 (Frei¬ 
heit der Meinungsäußerung) der 
europäischen Menschenrechts¬ 
konvention anzubieten. Dies 
bedeute, dass die Türkei im Fall 
Dink ihr Versagen, das Leben und 


weise auf schnellstem Weg in 
Gang gesetzt werden muss. 
„Wenn der Staat in Zukunft nach 
einem Projekt fragt, dann muss 
der DTK und die BDP eins vor¬ 
legen können. Vorher muss das 
aber mit dem ganzen Volk ausdi¬ 
skutiert werden", so Öcalan. 

Zur Stellung der KCK in der 
Demokratischen Autonomie 
sagte er: „Sie sollen ihren Platz 
selbst bestimmen“, und fügte 
hinzu, dass er sich da nicht einmi- 
schen wird. Außerdem sagte Öca¬ 
lan, dass er das Projekt der Demo¬ 
kratischen Autonomie in seinem 
Buch „Özgürlük Sosyolojisi“ 
[Soziologie der Freiheit] ausführ¬ 
lich beschrieben habe. 

Er erwähnte im weiteren Verlauf 
seiner Konsultation noch einmal, 


Recht auf freie Meinungsäuße¬ 
rung eines ihrer Staatsbürger zu 
wahren, eingestanden habe, so 
das Blatt. 

Der türkisch-armenische Journa¬ 
list Dink war im Januar 2007 in 
Istanbul erschossen worden. 
Zuvor war er in seiner Heimat 
wegen angeblicher Verletzung des 
Artikels 301 der türkischen Ver¬ 
fassung („Herabwürdigung des 
Türkentums“) für schuldig 
befunden worden. 

(FAZ, 25.8., ISKU) 

(Fortsetzung) 

dass der Aufbau der Demokrati¬ 
schen Nation nicht derselbe sei 
wie der eines Nationalstaates. Als 
Beispiel nannte Öcalan Israel und 
Palästina: „Ein kleiner palästinen¬ 
sischer Staat will gegründet wer¬ 
den, damit später Krieg geführt 
werden kann. Nach der Staats¬ 
gründung sollen Israel und Palä¬ 
stina im ständigen Krieg sein. 
Kurdinnen, mit derselben Ein¬ 
stellung, sind der Meinung, dass 
eine Staatsgründung ausreicht, 
auch wenn er klein ist. Ein solches 
Verständnis würde zu hundertau- 
senden Toten führen. Der Gedan¬ 
ke, dass Völker mittels eines Staa¬ 
tes ihre Zukunft selbst bestimmen 
werden, war eines der Haupt¬ 
gründe für den Verfall des Realso¬ 
zialismus.“ (ANF, 20.8., ISKU) 


Demokratische Autonomie 


Armee, ln der Folge brachen 
Brände im Newaltal und in Pet- 
rot aus, die andauern. 
14.30-15.00 Uhr wurden gegen 
die Hügel Heliz und Xerib und 
im Alaniftal sowie im Tal Sehid 
Viyan erneut türkische Raketen 
eingesetzt. 

Zwischen 18.00-20.00 Uhr kam 
es zu weiteren Angriffen in der 
selben Gegend. 

Am 16. August wurden in der 
Region Xakurke der Meder Ver¬ 
teidigungsgebiete Angriffe der 
iranischen Armee mit Haubitzen 
und Mörsergranaten durchge¬ 
führt. Dabei kamen drei Gueril¬ 
lakämpferinnen ums Leben. 
Auch am 21. und 22. war es zu 
Angriffen in Haftanin im Zapge- 
biet am Cilo gekommen. 

(HPG, 21.-24.8, ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
HPG hezenparastin.com 
km kurdmania 


Termine: 

Mittwoch, 1.September 

Bundesweiter Aktionstag der 
Kampagne TATORT Kurdistan 

Bremen: Infotische, Ausstellung 
und Schauspiel - 14:30-17:00 
Uhr — Marktplatz 
Kiel: Demonstration — 18:00 
Uhr — Asmus-Bremer-Platz 
Nürnberg: Kundgebung - 15:00 
Uhr - Aufseßplatz 
Hamburg: Kundgebung, Aus¬ 
stellung und Halenrundfahrt - 
12:00 Uhr Be ginn Kundgebung, 
Musik, Ausstellung und andere 
Aktivitäten, 18:00 Uhr Hafen¬ 
rundfahrt - Landungsbrücken 1 
Fankfurt: Kundgebung mit Info¬ 
tischen, Schauspiel und Redebei¬ 
trägen, anschließend Demon¬ 
stration — 15:00 Uhr Beginn 
Kundgebung, 18:00 Uhr Beginn 
Demonstration — KonstAler 
Wache 

Erfurt: Kundgebung mit Info¬ 
stand - 12-18:00 Uhr - Anger 
(Stadtzentrum) 

Düsseldorf: Demonstration 

TATORT Kurdistan - 18:00 
Uhr - U-Bahnhof Nordstraße 
Berlin: TATORT Kurdistan 
JAM - 16:00 Uhr Heinrichplatz 
tatort-kurdistan. blog. de 
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Weltfriedenstag: 1.9.2010 


Kampagne TATORT Kurdistan 

Am gestrigen Weltfriedenstag 
fanden in 12 deutschen Städten 
Aktionen der Kampagne 
TATORT Kurdistan statt, getra- 

§ en von breiten Bündnissen 
estehend aus friedenspoliti¬ 
schen und antifaschistischen 
Gruppen, Parteien wie DIE 
LINKT, und kurdischen Verei¬ 
nen. In Frankfurt, Düsseldorf, 
Hannover und Kiel beteiligten 
sich die TATORT 
Aktivistinnen an den bunten 
und kraftvollen Antikriegsde¬ 
monstrationen. 

ln Berlin wurde im Rahmen 
eines kostenlosen OpenAir 
Konzertes mit Kundgebung 
gegen deutsche Waffenlieferun¬ 
gen in die Türkei protestiert. 
Zahlreiche Künstlerinnen, dar¬ 
unter der kurdische Rapper 
Muharrem und der deutsch¬ 
sprachige Raggeasänger Gania- 
man unterstützten die Forde¬ 
rung mit ihren musikalischen 
Beiträgen. 

ln Hamburg brachen die 
TATORT Aktivistinnen im 
Anschluss an die Kundgebung 
zu einer Hafenrundfahrt unter 
dem Motto Wasser als Ware, 
Wasser als Waffe - Rüstungspro¬ 
duktion im Hamburger Hafen' 
auf. Der Hafen erlangte bereits 
in 1990er Jahren traurige 
Berühmtheit, als sämtliche 
NVA-Rüstungsgeschenke von 
Hamburg aus in die Türkei ver¬ 
schifft wurden. Bilder von die¬ 
sen Panzern, die kurze Zeit spä¬ 
ter Kurdinnen zu Tode schleif¬ 
ten, gingen damals auch in 
Deutschland durch die Presse. 
Aufgrund umfassender Proteste 
am Ort werden bis heute 
Rüstungsgüter nicht mehr über 
Hamburg, sondern über Emden 
verschifft. 


ln Hamburg, Bremen, Vechta, 
Wuppertal, Dortmund, Köln, 
Nürnberg und Erfurt gab es 
Infotische an zentralen Orten 
der Innenstadt. Die Organisa- 
tor_innen stießen damit auf 
reges Interesse bei der Bevölke¬ 
rung, insbesondere mit den teils 
begehbaren Schautafeln zur 
deutschen Beteiligung am 
Kriegsgeschehen in Kurdistan. 
Zu sehen waren dort Bilder und 
Hintergrundberichte zu deut¬ 
schen Waffen in der Türkei, 
deutscher Flüchtlingspolitik 
'Flucht und Asyl', Repression 
gegen kurdische Aktivistinnen 
hier in Deutschland und deut¬ 
scher Unterstützung problema¬ 
tischer Energieprojekte wie z. B. 
der Nabucco Erdgaspipeline. 
Kleine Theaterperformances zur 
Kriegsrealität in Kurdistan fes¬ 
selten die Aufmerksamkeit der 
Zuschauerinnen. Das ver¬ 
meintlich friedliche Deutsch¬ 
land liefert Waffen an die Tür¬ 
kei, mit denen systematisch 
Menschenrechte verletzt wer¬ 
den. Diesen Zusammenhang 
hier in Deutschland zu begrei¬ 
fen, ist schwer. 

Die Frage, woher die Waffen 
stammen, die in Kurdistan 
töten, wird wohl auch die 
Zuschauer des kurdischen 
Kinofilms 'MIN D1T - die 
Kinder von Diyarbakir' beglei¬ 
ten, der im Rahmen des 
Aktionstages in Karlsruhe und 
Celle gezeigt wurde. 

Mehr Informationen finden Sie 
auf der Webseite: www.tatort- 
kurdistan.blog.de 

Aktivitäten in Nordkurdistan 
Semsur: Die IHD-Vertretung 
von Semsur beteiligte sich an 
den Aktionen zum 1. Septem¬ 
ber unter der Parole „Für einen 
bleibenden Frieden halten wir 


Wache“. Bis zum frühen Mor¬ 
gen wurde eine Mahnwache 
abgehalten. Einige Zivilorgani¬ 
sationen und gesellschaftliche 
Gruppen beteiligten sich an der 
Aktion. Es gab Musik und 
Filme. Der Vorsitzende des 
IHD Semsur, der Anwalt 
Osman Suzen betonte, dass 
Frieden die Geschwisterlichkeit 
der Völker, Recht und Gleich¬ 
heit bedeute. 

§irnax: Die Plattform der Werk¬ 
tätigen von §irnax hatte im Ata- 
türk Teegarten eine Veranstal¬ 
tung unter dem Motto „Frie¬ 
den, Verfassung, Boykott, was 
machen wir?“ organisiert. Das 
Mitglied des Türkeirats Hakan 
Taymaz, das Mitglied der Füh¬ 
rung der KESK Emirali §im§ek 
und die Wissenschaftlerin und 
Autorin Ayfe Berktay beteilig¬ 
ten sich. 

Ramazan Uysal aus der Leitung 
der BDP, die Mitglieder des 
Rates der Stadt und zahlreiche 
weitere Besucher nahmen teil. 
Die Autorin Ayse Berktay 
erklärte, dass die Türkei ihre 
Militäroperationen und das 
Niederbrennen von Wäldern 
auch am 1. September fortfüh¬ 
re. 

ln vielen weiteren Städten betei¬ 
ligten sich Menschen an den 
Aktionen zum 1. September: 
„Die Kurdinnen wollen Demo¬ 
kratie. Wir boykottieren das 
Referendum. Sie sollen wissen, 
dass wir den Wunsch nach einer 
neuen Verfassung haben“, 
erklärte Berktay weiter. 

Das Mitglied des Türkeirates 
Hakan Tahmaz sagte: „Die Wäl¬ 
der brennen, es [die aktuelle 
Waffenruhe] ist die siebte Mög¬ 
lichkeit einer Lösung ohne Waf¬ 
fen. Bisher wurde sie nicht 
beantwortet. 

(TATORT, DIHA, 2.9., ISKU) 


Aufruf zur Teilnahme am 
Hasankeyf-Solidaritäts-Camp! 


Wir, die Initiative zur Rettung 
von Hasankeyf, rufen alle interes¬ 
sierten Menschen und Organisa¬ 
tionen zur Teilnahme am Hasan¬ 
keyf-Solidaritäts-Camp auf. Das 
Camp wird vom 11. bis 17. Okt¬ 
ober 2010 in Hasankeyf im 
Tigristal, das vom Bau des llisu- 
Staudammprojekts bedroht ist, 
stattfinden. 

Der Ilisu-Staudamm wird den 
bedeutenden kulturellen und 
natürlichen Reichtum der anti¬ 


ken Stadt Hasankeyf überfluten 
und sich gravierend auf das 
Tigristal im Unterstrom auswir¬ 
ken. Insgesamt 75.000 Men¬ 
schen werden durch dieses Pro¬ 
jekt die Lebensgrundlagen entzo- 

f en. Die Lage ist ernst, denn im 
rühjahr 2010 haben die Bauar¬ 
beiten am Staudammort im Dorf 
llisu und für den neuen Umsied¬ 
lungsort von Hasankeyf begon¬ 
nen. Damit wird dieses Zerstö¬ 
rung bringende Projekt trotz der 


jahrelangen Proteste der betroffe¬ 
nen Bevölkerung und breiter Kri¬ 
tik von Menschen und Organisa¬ 
tionen aus der Türkei und der 
ganzen Welt umgesetzt. (...) 
Kontaktadresse für Interessierte: 
Initiative zur Rettung von Has¬ 
ankeyf 

Tel: 0090-488-212 5053 
hasankeyfgirisimi@gmail.com 
www.hasankeyfgirisimi.com 
Der vollständige Aufruf ist auf 
unserer Internetseite zu finden. 


Meldungen 

Militärische Operationen der 
türkischen Armee gehen weiter 
Trotz der Waffenruhe der Gueril¬ 
la ab dem 13. August fuhrt die 
türkische Armee weiter Opera¬ 
tionen durch. Am 31.8. fand in 
der Umgebung von Colemerg 
Gever gegen das Dorf §itazin ein 
Angriff der türkischen Armee 
mit schwerer Artellerie statt. 
Auch die Region CJewlik Azar- 
pert in der Umgebung von §ehid 
Xebat wurde mit Mörsern und 
Haubitzen unter Beschuss 
genommen. 

Am 30.8 kam es im Rahmen 
einer Militäroperation der türki¬ 
schen Armee in der Region 
Amed Lice bei Canbogazi zu 
Auseinandersetzungen zwischen 
der Armee und der Guerilla. 
Nach Ende der Auseinanderset¬ 
zungen bombardierte die Armee 
die Gegend mit Mörsern und 
Haubitzen. Am gleichen Tag 
bombardierte die türkische 
Armee die Hügel Partizan und 
Heliz in den Meder-Verteidi¬ 
gungsgebieten, außerdem die 
Dörfer Ere, Alanif und Ava Güz, 
und das Tal §ehit Viyan in Haf- 
tanin. 

Am 29.8. kam es in der Region 
Colemerg §emzinan einen 
Angriff der Armee gegen den 
Helikopterhügel durch Obus 
und Mörsergranaten. In der 
Folge geriet die Umgebung in 
Brand. Ebenfalls am 29. begann 
die türkische Armee eine Opera¬ 
tion gegen die Hochalm Firliz in 
der Region Serfnyol. ln der Folge 
kam es zu einem 40-minütigem 
Gefecht. Dabei sollen mehrere 
Soldaten verletzt worden bzw. 
ums Leben gekommen sein. 
Nach dem Gefecht wurde die 
Firliz Hochalm in Richtung 
Aktepe bei Hatay und in der 
Region Hatay Dortyol von der 
türkischen Armee angezündet. 
Am 28.8. wurde bekannt, dass 
eine Militäroperation in der 
Region Colemerg §emztnan um 
das Dorf Katüna begonnen hat. 
Am Abend des 29. zog sich die 
Armee wieder zurück. Wie 
bekannt wurde, führte die Armee 
jedoch zwischen dem Dorf Katü¬ 
na und §ikeftan militärische 
Aktionen, u. a. Hinterhalte 
durch. 

Am 28. kam es zu Auseinander¬ 
setzungen zwischen der Guerilla 
und der Armee. Bei Dercem und 
Xirbeka. Soldaten sollen verletzt 
und getötet worden sein. Am 29. 
begann die Armee eine Militär¬ 
operation in der Umgebung. 

Am 24.8. hatte die Armee bei 
Merdin gegen die Dörfer Cinata, 
Xireb, Xirbeka und Herbe sowie 
in der Region Nisebin bei den 
Dercem, Yest und Miftin bei 




Dänemark: 

Anklage gegen Roj TV 


Wegen »Propaganda für eine ter¬ 
roristischen Vereinigung« wurde 
in Dänemark Anklage gegen den 
lizensierten kurdischen Satelli¬ 
tensender Roj TV erhoben. Die 
Staatsanwaltschaft fordert zudem 
einen Widerruf der Sendelizenz 
durch die dänische Radio- und 
TV-Behörde. Der Sender würde 
die Aktivitäten der von der EU 
als terroristisch angesehenen 
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) 
bewerben, erklärte Generalstaats¬ 
anwalt Jorgen Stehen Soerensen 
am Dienstag. So würden fortlau¬ 
fend Interviews mit PKK-Mit- 
gliedern gesendet, und es werde 
über Gefechte zwischen der 
PKK-Guerilla und der türkischen 
Armee berichtet. 

Leitartikel in nordschleswiger.dk 
von Siegfried Matlok: 

Es gibt Zufälle, die gibt es gar 
nicht. Doch, denn just als Nato- 
Generalsekretär Anders Fogh 
Rasmussen in Kopenhagen zu 
seinem offiziellen Besuch eintraf, 
da kam die Meldung, dass der in 
Kopenhagen ansässige Kurden- 
Sender Roj TV nun wegen Ter¬ 
rorverdachts vor ein dänisches 
Gericht gebracht wird, um ihn - 
laut Forderung des Reichsadvo- 
kats - natürlich mundtot zu 
machen. Man erinnert sich noch 
an eine Geschichte, die interna¬ 
tional die Runde machte, als 
Fogh Rasmussen zum Nato- 
Generalsekretär gewählt wurde. 
Die Türken wehrten sich gegen 
seine Nominierung, nicht nur 
wegen der Mohammed-Krise, 
sondern auch weil er als däni¬ 
scher Regierungs-chef Roj TV 
nicht verboten hatte. Nach türki¬ 
scher Lesart ein Propaganda-Sen¬ 


der für die kurdische Terror- 
Organisation PKK. Angeblich 
wurde Fogh trotz türkischen 
Vetorechts als Kandidat nur 
durchgesetzt, nachdem - angeb¬ 
lich - aus Kopenhagen als 
Gegenleistung signalisiert wor¬ 
den war, dass Dänemark dann 
doch den Betrieb von Roj TV 
einstellen würde. 

Fogh hat dies stets dementiert, 
aber nun wird konkret der Ver¬ 
such unternommen, Roj TV 
zum Schweigen zu bringen. Der 
türkische Botschafter in Däne¬ 
mark frohlockte gestern. Den 
Türken war Roj TV stets ein 
Dorn im Auge. Als ein Journalist 
von Roj TV auf einer Pressekon¬ 
ferenz in Kopenhagen eine Frage 
an Türken-Premier Erdogan stel- 
len wollte, brach dieser - im 
besten Chruschtschow-Stil - 
zum Erschrecken seines Gastge¬ 
bers Fogh die Pressekonferenz ab 
und verließ beleidigt Dänemark. 
»Berlingske Tidende« hatte in 
letzter Zeit mehrere Berichte ver¬ 
öffentlicht, die dokumentieren 
sollten, dass sich Vertreter von 
Roj TV geheim mit Angehörigen 
der PKK getroffen haben sollen, 
was auch dem dänischen Nach¬ 
richtendienst PET nicht entgan¬ 
gen war. Das Terror-Verfahren, 
das nun gegen Roj TV in Kopen¬ 
hagen stattrinden soll, kam des¬ 
halb nicht völlig unerwartet. 
Bemerkenswert ist dabei jedoch, 
dass der Reichsadvokat, der die¬ 
sen Fall für den Justizminister 
führen wird, gleichzeitig mit der 
Eröffnung eines Verfahrens auch 
eine Untersuchung darüber ein- 
eleitet hat, warum seine eigenen 
taatsanwälte sage und schreibe 


fünf Jahre (!) benötigt haben, um 
jetzt zu einer Anklageerhebung 
zu schreiten. Dass es nur an der 
Arbeitsmoral der Staatsanwalt¬ 
schaft gelegen haben mag, wird 
man kaum glauben können. Ver¬ 
dacht, vielleicht haben da ja 
andere hinter den Kulissen kräf¬ 
tig gezogen und mitgemischt. 

Das Bundesinnenministerium 
hat Mitte Juni 2008 den Betrieb 
von Roj TV in Deutschland ver¬ 
boten, da der Sender in die Orga¬ 
nisationsstruktur der PKK einge¬ 
bunden sein soll. Das Bundesver¬ 
waltungsgericht in Leipzig hob 
Anfang 2010 das Verbot wieder 
auf, leitete die Klage aber an den 
Europäischen Gerichtshof 
(EuGH) in Luxemburg weiter. 
Die Bundesrichter unterstrichen, 
die Kontrolle über Roj TV liege 
»bei dem Staat, in dem der Sen¬ 
der seinen Sitz hat« — in Däne¬ 
mark seit März 2004. 

Natürlich weisen die Kurden, die 
sich in der Türkei als verfolgte 
Minderheit verstehen, die Terror- 
Vorwürfe zurück. Dieser Prozess 
wird Dänemark internationales 
Aufsehen bringen. Einerseits 
stand für die Regierung bei den 
Mohammed-Karikaturen die 
Meinungsfreiheit überhaupt 
nicht zur Diskussion, steht sie 
nun bei Roj TV etwa zur Dispo¬ 
sition? Aus außen- und sicher¬ 
heitspolitischen Gründen? Oder 
gar wegen Anders Fogh? Die 
dänischen Richter werden nun 
entscheiden müssen, ob die 
Sonne (Kurdisch= Roj) via Satel¬ 
lit für die Kurden bald untergeht. 
Da bahnt sich Konfliktstoff an! 

(jW, ns, 2.9., ISKU) 


Omeryan Hinterhalte gelegt und 
Aufklärung betrieben. 

(HPG, 1.9.131.8., ISKU) 

Spezial Einheiten sind in der 
Grenzregion zum Irak tätig 
Die türkische Regierung treibt 
den Bau neuer militärischer 
Vorposten an der Grenze zum 
Irak weiter an. 

Auch seien die Spezialkräfte der 
Bolu- und Kayseri- Bergbriga¬ 
den, die berüchtigt sind wegen 
massiver Menschenrechtsverstö¬ 
ße gegen die kurdische Dorfbe¬ 
wohner in den 1990er Jahren, 
wieder in die Region verbracht 
worden. 

Die Bevölkerung ist sehr 
besorgt. Die weiter anhaltenden 
militärischen Aktivitäten sowie 
der weitere Bau und die Verstär¬ 
kung der Außenposten der tür¬ 
kischen Armee in der Region 
sind eine Behinderung und 
Bedrohung für sie. Die Dorfbe¬ 
wohner erklärten, dass die mili¬ 
tärischen Kontrollpunkte zwi¬ 
schen den Dörfern und die lan¬ 
gen Kontrollen an diesen Posten 
ihnen das Leben unerträglich 
machen. Sie beschweren sich 
auch über Misshandlungen 
durch das Militär, die sie in der 
Region immer wieder erfahren 
müssen. (ANF, 1.9., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
Dl HA Diele 

Nachrichtenagentur 
HPG hezenparastin.com 

jW junge Welt 

ns nordschleswiger.dk 

Termin: 

18. internationales kurdisches 
Kulturfestival in Köln 
"Freiheit für Öcalan - Frieden 
in Kurdistan" 

Das 18. Internationale Kurdi¬ 
sche Kulturfestival findet am 
18. September 2010 im Kölner 
RheinEnergieStadion statt. Das 
Festival trägt das Motto 
"Bewahren wir unser Dasein 
und erlangen wir unsere Frei¬ 
heit!" und ist den 5 hingerichte- 
ten Kurden in Ostkurdistan 
gewidmet worden. 

Thematisiert wird die Demo¬ 
kratische Autonomie in Kurdi¬ 
stan, der Militärputsch am 12. 
September 1980 in der Türkei 
und das physische, kulturelle 
und politische Massaker gegen 
Kurden. 
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Boykott des Referendums wird von 
37 Frauenvereinigungen unterstützt 


Frauenvereinigungen aus 15 
Städten haben entschieden, das 
Referendum über die Grundge¬ 
setzänderung am 12. September 
zu boykottieren. 

Zu dem bevorstehenden Refe¬ 
rendum wurde im Sümerpark in 
Diyarbakir eine Pressekonferenz 
abgehalten. Rusen Seydaoglu 
vom Selis Frauenverein hat eine 
gemeinsam vorbereitete Erklä¬ 
rung verlesen, in der eine 
grundlegende Veränderung des 
Grundgesetzes, das seit dem 
Militärputsch von 1982 gültig 
ist, gefordert wird. Seydaoglu 
erklärt, das das Anliegen der 
Regierung heute nicht viel 
anders sei als damals. „Tausende 
Menschen sind noch immer im 
Gefängnis, weil sie Oppositio¬ 
nelle sind, weil sie von ihren 
demokratisch politischen Rech¬ 


ten Gebrauch machen, weil sie 
Aktivistinnen der Frauenbewe¬ 
gung sind, weil sie die Men¬ 
schenrechte verteidigen." 

Rusen Seydaoglu macht darauf 
aufmerksam, dass in einem 
Land, in dem die Verbrechens¬ 
rate gegen Frauen um 1.400 
Prozent gestiegen sei, Frauen 
immer noch nicht die grund¬ 
sätzlichen Menschenrechte für 
Frauen garantiert werden. 

ln der Erklärung wird mit 
Nachdruck gefordert, dass die 
Operationen während der von 
der KCK erklärten Waffenruhe 
beendet werden müssen, damit 
die Gefechte aufhören. Ob die 
Bevölkerung gleichberechtigt 
und in Frieden leben kann oder 
nicht hängt davon ab, ob die 
Waffenruhe eingehalten wird 


oder nicht. Sorgen mache, so 
Saydaoglu, dass die Regierung 
weiterhin in militärisch männ¬ 
licher Manier die Schritte der 
Frauen hin zum Frieden igno¬ 
riert. Im Namen der Frauenve¬ 
reinigungen dieser Region gibt 
sie bekannt: Für die Kinder in 
den Gefängnissen, die ihre Mut¬ 
tersprache nicht sprechen dür¬ 
fen, für die Mütter, die ihre 
Kinder als Guerillas oder Solda¬ 
ten im Gefecht verloren haben 
und deren Leichen durch Folter 
bis zur Unkenntlichkeit 
eschändet wurden, für die 
rauen, deren Ehemänner 
Opfer von Morden unbekann¬ 
ter Täter geworden sind und für 
die Frauen, die Opfer häuslicher 
Gewalt geworden sind, wird der 
Boykott der BDP unterstützt. 

(DIHA, 24.8., ISKU) 
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Pressemitteilung der Internationalen Unabhängige Untersuchungs¬ 
kommission (IUK) zur Aufklärung der Todesumstände von Andrea Wolf 

Verantwortliche Militärs müssen 
endlich vor Gericht gestellt werden 

Im Fall der Tötung der Mün- an für den Sachverhalt relevan- gemacht. Die türkische Justiz 
chenerin Andrea Wolf gibt es ten militärischen Aktionen hat versagt und offensichtlich 
nach nunmehr über sieben Jah- beteiligt waren. Im Hinblick auf aus politischem Interesse eine 
ren ein Urteil gegen den türki- die von der deutschen Justiz der adäquate Aufklärung des Todes 
sehen Staat: ln seiner Entschei- türkischen Justiz zur Verfügung von Andrea Wolf seit Jahren 
düng vom 8.6.2010, verurteilt gestellten Beweise kritisiert der unterlassen. Es ist zu hoffen, 
der Europäische Gerichtshof für EGMR, dass die sich daraus dass das Urteil des EGMR dazu 
Menschenrechte (EGMR) die ergebenden Ermittlungsansätze führt, dass die Ermittlungen in 
Türkei wegen eines Verstoßes in keiner Weise für die Aufklä- der Türkei wieder aufgenom- 
gegen die Europäische rung des Todes von Andrea men werden, wozu es auch 
Menschenrechtskonvention Wolf genutzt wurden. Diese juristischer und politischer 
(EMRK), weil „die nationalen Kritik Bezieht der Gerichtshof Anstrengungen durch die 
Behörden entgegen den Forde- explizit auch auf die Missach- Bundesrepublik Deutschland 
rungen von Artikel 2* der Kon- tung der der türkischen Justiz bedarf. “ 
vention keine adäquate und von der Internationalen unab- 

effektive Untersuchung in hängigen Untersuchungskom- Rechtsanwältin Angelika Lex, 
Bezug auf das Schicksä der mission (IUK) übermittelten die die Internationale Unabhän- 
Tochter der Klägerin (Anmer- Beweise. Der EGMR bestätigt gige Untersuchungskommission 
kung: die Mutter von Andrea darüber hinaus, dass die (IUK) vertritt: „Das Urteil ist 
Won) geführt haben“. Die Tür- Schlussfolgerung der IUK, die eine schallende Ohrfeige für den 
kei wird darüber hinaus zur im Januar 2003 zu der Klage türkischen Staat. Jetzt müssen 
Zahlung einer „angemessenen gegen die Türkei vor dem endlich die verantwortlichen 
Genugtuung für die seelischen EGMR geführt hatten, sich auf Militärs, die Andrea Wolf gefol- 
Leiden“ an Lilo Wolf, die Mut- „legitime Verdachtsmomente“ tert und vorsätzlich getötet 
ter der getöteten Andrea Wolf, stützen kann: Die Nicht-Regie- haben, ermittelt und vor 
verurteilt. rungskommission IUK kam Gericht gestellt werden. Des- 

bereits damals zu dem Schluss, halb fordern wir die Staatsan- 
Akribisch listen die Richter in dass die Münchenerin Andrea waltschaft Frankfurt dazu auf, 
ihrem Urteil die einzelnen Wolf am 23. Oktober 1998 von die Ermittlungen im Fall 
Punkte der Missachtung und der türkischen Armee im Gebiet Andrea Wolf wieder aufzuneh- 
Verletzung der Mindestanforde- Van gemeinsam mit anderen men, die überlebenden Zeugen 
rungen für ein rechtsstaatliches Mitgliedern der PKK lebend des Kriegsverbrechens zu ver- 
Ermittlungsverfahren durch die gefangen genommen und nehmen und ..gemeinsam mit 
türkischen Justizbehörden auf anschließend verhört, gefoltert der IUK eine Öffnung des Gra- 
und rügen dabei insbesondere und hingerichtet worden sei - bes von Andrea Wolf und eine 
einerseits die Unterlassungen die Leiche sei von den Soldaten Obduktion durch internationa- 
von Ermittlungen und anderer- am Ort des Kriegsverbrechens le Gerichtsmediziner vorzube- 
seits die Voreingenommenheit in den Bergen Kurdistans reiten. Dazu werden wir weitere 
bei der Auswahl von Beweisen, zurückgelassen worden. Auch Beweise vorlegen.“ 
die gerade nicht zur Aufklärung der EGMR geht davon aus, dass 

der Tötung beigetragen haben, Andrea Wolf dort getötet wor- Oskar Schmid, Mitglied der 
sondern von vornherein auf die den ist. Da dafür jedoch ausrei- IUK: „Es darf kein vergessen 
Einstellung des Verfahrens ziel- chende gerichtsverwertbare geben — auch dann nicht, wenn 
ten. Das betrifft im Einzelnen Beweise noch fehlten, die „über man für die Aufklärung von 
u. a. die Feststellungen des jeden Zweifel erhaben“ die Ver- Menschenrechtsverletzungen 
EGMR, dass die türkische Justiz antwortung des türkischen wie der extralegalen Hinrich- 
nicht nach dem Auffindungsort Militärs beweisen, konnte der tung von Andrea Wolf Jahr- 
des Leichnams von Andrea Wolf Gerichtshof die Türkei nicht zehnte braucht: Denn Kriegs¬ 
gesucht hat, dass benannte und auch wegen Verantwortlichkeit Verbrecher und staatliche Folte- 
vorhandene Zeugen nicht für die Tötung und Folter von rer dürfen und können sich nie 
gehört wurden sowie ungeprüft Andrea Wolf nach Art. 2 in Sicherheit wiegen. Deswegen 
und einseitig bestimmte Zeu- EMRK verurteilen. ist das Urteil des EGMR so 

f enaussagen übernommen wor- bedeutend: Jetzt ist auch für die 

en sind. Der Gerichtshof bean- Rechtsanwalt Jörg Arnold, Mit- Türkei die Zeit gekommen, dass 
standet weiter, dass die türki- glied im Vorstand des Republi- die Verantwortlichen für Folter 
sehe Staatsanwaltschaft nicht kanischen Anwältinnen- und und Tötung zur Rechenschaft 
versucht hat herauszufinden, Anwältevereins und Prozessbe- gezogen werden müssen. Dafür 
welche militärischen Einheiten vollmächtigter der Mutter von sind die Impulse von außen 
und deren Akteure, die sich Andrea Wolf: „Die Türkei hat nötig, genauso wie die Initiati- 
dem Vorwurf der Folter und sich eines schweren Verstoßes ven demokratischer Kräfte in 
vorsätzlichen Tötung von gegen die Europäische Men- der Türkei selbst.“ 

Andrea Wolf ausgesetzt sehen, schenrechtskonvention schuldig 

(Internationale Unabhängige 
Untersuch ungskommission 
(IUK), 8.9.2010) 
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Türkische Armee an der Gren¬ 
ze zu Südkurdistan 

Die türkische Armee hat eine 
Operation mit Sikorsky-Heli- 
koptern in der Region Hakkari 
begonnen. Die Operation soll 
mit intensivem Einsatz sowohl 
von Land- als auch aus der Luft 
fortgesetzt werden. Trotz der 
Warfenstillstandserklärung der 
KCK hat die türkische Armee 
diese Operation heute Morgen 
an der Grenze fortgesetzt. Die 
Armee soll die Region zuvor mit 
schwerer Artellerie bombardiert 
haben. 

Betroffen seien die Umgebung 
von Helwesis, Bellone, das Dorf 
Talisa und die Hügel Miriska 
und Bere Spi in Cukurca. 

Nach Informationen der HPG 
dauert die Operation mit Betei¬ 
ligung einer großen Anzahl von 
Soldaten an, außerdem wird 
intensiv mit schwerer Artellerie, 
sowie Kobra-Hubschraubern 
bombardiert. Es wird berichtet, 
dass die türkische Armee weiter 
unter dem Einsatz von Hoch¬ 
technologie vorrücke und die 
Kleinen Gare Berge an der 
Grenze erreicht hätte. 

Die Brände, als Folge der Bom¬ 
bardements, um Ertus und um 
das DorfTe, dauern an. 

(Kurdish Info, 6.9., ISKU) 

Nordkurdische Delegation 
besucht irakischen Präsidenten 
Eine Delegation der Partei für 
Frieden und Demokratie (BDP) 
und des Demokratischen 
Gesellschaftskongresses (DTK) 
besuchten während ihres Auf¬ 
enthaltes in Südkurdistan den 
irakischen Präsidenten Jalal 
Talabani. Die stellvertretenden 
Vorsitzenden der DTK Ahmet 
Türk und Aysel Tugluk, die Par¬ 
lamentarier Bengi Yildiz, Sirri 
Sakik und die BDP-Vertreterin 
in Erbil, Rusen Mahmutoglu 
trafen den irakischen Präsiden¬ 
ten Jalal Talabani gestern in 
Suleymaniya. Wie berichtet 
wird, waren hohe PUK-Vertre¬ 
ter ebenfalls anwesend. 

Bei einer Pressekonferenz wurde 
veröffentlicht, dass der einseiti- 

f e Waffenstillstand, die die 
ICK erklärt hatten sowie eine 
Nationale Kurdistan Konferenz, 
Thema des Treffens waren. 
Obwohl die BDP-DTK-Dele- 

f ation geplant hatte, den KDP- 
hzepräsidenten Necirvan Barz- 
ani in Erbil zu treffen, war die¬ 
ses Treffen von Necirvan Barz- 
ani abgesagt worden, da dieser 
nicht in Erbil anwesend sei. 

(Kurdish Info, 7.9, ISKU) 


* Artikel 2 der Konvention: 

„1. Das Recht jedes Menschen auf das Leben wird gesetzlich geschützt. 




Kurdenpolitik: Von der 
Schulbank in die Zelle 

4000 Kinder und Jugendliche - scher Aktivitäten", also der ver- beiten musste. Dann wäre Selim 

meist Kurden — sind seit 2006 in botenen kurdischen Arbeiterpar- vielleicht einfach weitergegan- 

der Türkei in Gefängnisse tei PKK. gen. 

gesteckt worden. Mit der jüngs¬ 
ten Welle von Freilassungen Selim Tekel war bei einer sol- Ein Polizeikommando drang 
nach einer Gesetzesänderung chen Demonstrationen in Di- gleich nach den Krawallen vor 
wurde die Öffentlichkeit yarbakir, der Hauptstadt der dem AKP-Gebäude in die Woh- 
getäuscht, sagen Bürgerrechtler. Kurden im Südosten der Türkei, nung der Tekels im Stadtteil 

Das heißt, eigentlich sei er nur Baglar ein. Alles hätten sie auf 
Sein Heft mit den Gedichten auf dem Weg zu seinem Onkel den Kopf gestellt, die Wohnung 
zieht er aus einem Bettkasten an der gewalttätigen Menge vor- gefilmt, den Vater gleich zum 
unter der Couch hervor. Man beigekommen, damals am 29. Verhör mitgenommen, erzählt 
denkt: So muss man das wohl November 2009, so erzählt er. die Mutter. Dass die Polizisten 
machen, wenn die Polizei jeden An die 20 Jugendliche griffen nichts über Selims Verletzung 
Augenblick wieder in die Woh- den Sitz der Regierungspartei sagten, verzeiht sie ihnen bis 
nung stürmen kann. Selim Tekel AKP an und schleuderten Steine heute nicht, 
liest vor: "O wertvolle Freiheit, / und Molotowcocktails. Ein 

Ich weiß, du bist bei mir, / Ich Sicherheitsmann der Partei feu- Jugendliche wie Selim findet 
kann dich in meinen Adern füh- erte und traf Selim am rechten man leicht in Diyarbakir. Oder 
len / Ich gehe zu Bett mit dir Oberschenkel. Es war ein glatter deren Eltern und Verwandte, die 
und wache auf mit dir." Durchschuss, ein Nervenstrang von den Gefängnisbesuchen 

Ein ganzes Schuljahr hat die wurde wohl durchtrennt. Selim berichten. Einmal in der Woche, 

Justiz dem jungen Kurden hinkt jetzt. der Sohn hinter der Scheibe, 

eraubt, vom Dezember 2009 Arif Akaya zum Beispiel, Vater 

is zum August dieses Jahres. "Ich lag auf dem Boden, Polizis- eines damals 15-jährigen Häft- 

Dann kam er frei wie 150 bis ten kamen sofort und setzten lings, durfte seinen Sohn nicht 

160 andere, weil das türkische mir ein Gewehr an den Kopf, menr sehen, weil er einmal am 

Parlament kurz vor der Som- Ich soll meinen Namen sagen, Ende eines Besuchs auf das "Vic- 

merpause und dem Referendum brüllten sie." Acht Kinder und tory"-Zeichen der Kinder auch 
über die Verfassungsänderung Jugendliche wurden an dem Tag mit zwei gespreizten Fingern 
die Gefängnisstrafen für Min- verhaftet, vier blieben im geantwortet hatte. Jetzt küm- 

derjährige neu regelte. Was die Gefängnis, darunter Selim, ein mert er sich mit einem Verein 

Europäische Konvention für schmächtiger, klein gewachsener um die Jugendlichen, viele sind 

Menschenrechte nicht zulässt, Bub, mangelhaft ernährt. Vor psychisch und körperlich 

machte das Anti-Terrorgesetz ein paar Tagen wurde er 18. geschädigt. (...) 

TMK der Türkei möglich: Fest- Man sieht es ihm nicht an. Wäre 

nähme von Kindern und er nicht niedergeschossen wor- Die Gesetzesänderungen vom 

Jugendlichen bei Demonstratio- den, so lässt sich mutmaßen, vergangenen Juli seien eine 

nen und ihre Verurteilung hätte die Justiz keinen Fall Augenauswischerei, sagt die 

wegen "Unterstützung terroristi- gehabt, den sie irgendwie bear- Rechtswanwältin Keziban Yil- 

maz vom türkischen Menschen¬ 
rechtsverein IHD in Diyarbakir. 

Kinder und Jugendliche könn¬ 
ten zwar nun nicht mehr wegen 
angeblicher Zugehörigkeit zu 
einer terroristisdien Organisa¬ 
tion angeklagt werden. Dafür 
wurden Tatbestände in drei Arti¬ 
keln umformuliert. Die Teilnah¬ 
me an einer Kundgebung mit 
einer Waffe ist nun strafbar, 
wobei etwa ein Stein als Waffe 
gilt. Sechs Monate bis fünf Jahre 
Haft seien für einen Steinwurf 
möglich, zwischen fünf und 15 
Jahren für das Ausrollen einer 
kurdischen Fahne. "Die Richter 
haben es mit einem chaotischen 
und vage gehaltenen Gesetz zu 
tun", sagt Yilmaz, "und der 
Druck der Öffentlichkeit, rasch 
die jungen Häftlinge freizulas- A 

sen, ist jetzt wieder weg". IN U £ e 

erscheint wöchentlich und kann in 
So kommt es, dass auch nach der gewünschter Stückzahl gegen 
gesetzlichen Neuregelung noch Übersendung des Portos bei der 
an die 130 Minderjährige in Informationsstelle Kurdistan 
Haft sind. Nach Angaben der Stahltwiete 10 
Anwältin wurden in der Türkei 22761 Hamburg 
nach der Ausweitung der Anti- Tel.: 040 - 421 02 845 
Terrorgesetze auf Minderjährige E-mail: isku@nadir.org 
im Jahr 2006 innerhalb von vier bestellt werden. 

Jahren mindestens 4000 Kinder Spenden auf unser Konto: 
und Jugendliche zwischen zwölf Postbank Köln, BLZ 37010050 
und 18 Jahren in Gefängnisse Konto-Nr.: 3968-506 
gesteckt. Weitere Informationen und einen 

(Markus Bernath aus Diyarkabir, täglichen Pressespiegel findet Ihr 
Der Standard, 07.09.2010, im Internet unter: 

ISKU) www.isku.org 


Aufruf zur Prozessbeobachtung nach Diyarbakir 

Strafverfahren gegen kurdischen Bürgermeister, Politiker und Men¬ 
schenrechtler in der Türkei: 

Am 24. Dezember 2009 wurden mehr als 80 Personen im Südosten 
der Türkei verhaftet. Es handelte sich um Personen aus der BDP 
(Partei für Frieden und Demokratie), sowie Menschenrechtsaktivis¬ 
ten und Mitglieder von NGOs. Am 28.12 2009, wurden weitere 24 
Menschen in den kurdischen Gebieten der Türkei festgenommen. 
Die BDP ist die Nachfolge-Partei der vor kurzem verbotenen Partei 
für eine demokratische Gesellschaft (DTP). Die Staatsanwaltschaft 
wirft den Inhaftierten vor, Mitglieder der KCK (Gemeinschaft der 
Gesellschaften Kurdistans) zu sein. 

Die Repressionen gegen pro-kurdische Politikerinnen verstärkten 
sich kurz nach den Erfolgen der Kommunalwahlen im März 2009 
massiv. Unmittelbar nach dem Wahlerfolg wurden DTP Führungs¬ 
kräfte, inklusiv der Partei Vize-Präsident, in Gewahrsam genom¬ 
men. Die Inhaftierten sind bis heute nicht vor Gericht gestellt wor¬ 
den. Darüber hinaus hat die Staatsanwaltschaft den Grund der 
Anklage noch nicht bekannt gegeben. 

Bisher wurden rund 1500 kurdische Politiker, darunter DTP Füh¬ 
rungskräfte und Mitglieder festgenommen. 

Nach 16 Monaten wird die erste Verhandlung vor dem Gericht am 
18. Oktober 2010 in Amed (Diyarbakir) stattfinden. 

Für eine Solidarität mit den Inhaftierten Vorort hat sich eine Vor¬ 
breitungsgruppe für eine Delegationsreise gebildet. In der Vorbrei¬ 
tungsgruppe sind: Murat Cakir, Gülten Kelloglu, Melike Yasar, 
Ibrahim Isik, Rusen Turgut. 

Wir wünschen uns, dass die europäische Öffentlichkeit über diesen 
Prozess informiert wird. Mit unserer Solidarität und Anwesenheit 
am ersten Prozesstag in Amed, werden wir viel dazu beitragen. 
Unterstützen wir die Initiativen in der Türkei für die Freilassung der 
Inhaftierten und für eine politische Lösung der kurdischen Frage! 

Wer an der Delegationsreise teilnehmen möchte, kann sich unter 
der folgenden Adresse an die Vorbreitungsgruppe wenden: 
soli. delegation@googlemail.com 


Nabucco-Konsortium kann auf 
vier Milliarden Euro Darlehen 
hoffen 

Die als Konkurrenz zu russi¬ 
schen Gasleitungen geplante 
Nabucco-Pipeline kann auf 
milliardenschwere Kredite von 
Weltbank und anderen öffent¬ 
lichen Geldgebern hoffen. Die 
Europäische Investitionsbank 
(EIB), die Europäische Bank für 
Wiederaufbau und Entwick¬ 
lung (EBRD) sowie die Welt¬ 
bank Unterzeichneten am Mon¬ 
tag in Brüssel ein Mandat zur 
Prüfung des Projekts mit dem 
Konsortium, dem auch der 
Essener RWE-Konzern ange¬ 
hört. (AFP, 6.9., ISKU) 

Frauenrat Farqin aktiv für Boy¬ 
kott 

In elf Stadtteilen von Farqin (Sil¬ 
van) hat der Frauenrat Aktivitä¬ 
ten für den Boykott des Referen¬ 
dums einer neuen Verfassung 
durchgeführt. Nachts gehen sie 
auch in die Dörfer, um mit der 
Bevölkerung zu reden. Eine Ver¬ 
sammlung mit 500 Teilnelime- 
rinnen wurde durchgeführt. 

Für den Frauenrat von Farqine 
sprach Sadiye „Unsere 

Arbeit in 11 Stadtteilen dauert 
an. Bis zum Referendum machen 
wir weiter. Unser Volk steht auf. 
Solange die Rechte der Kurdin¬ 
nen nicht durchgesetzt werden, 
werden wir boykottieren. Aber 
als Kurdinnen glauben wir an 
den Erfolg und arbeiten weiter. 
Die AKP und die anderen Par¬ 
teien betrügen uns.“ 

(ANF, 8.9., ISKU) 

Leichname von neun mutmass¬ 
lichen HPGlern nach Wan 
gebracht 

Die Leichen von neun Personen, 
die bei der breitangelegten Ope¬ 
ration der türkischen Armee in 
Colemerg (Hakkari) getötet wor¬ 
den waren, wurden laut Informa¬ 
tion, sie seien HPGler in das 
Staatskrankenhaus nach Wan 
gebracht. 

Mit der Beteiligung von tausen¬ 
den Soldaten fancf eine Miltär- 
operation in §irnex, Wan und 
Golemerg statt. Die neun Toten 
wurden zur Autopsie ins Lei¬ 
chenschauhaus von Wan 
gebracht. (ANF, 8.9., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 

Nachrichtenagentur 
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Öcalan: Boykott des Referen¬ 
dums letzte Chance für Erdogan 

Die Zeitung Aksam veröffent- „Wenn eine demokratische und um die Auseinandersetzungen 
lichte ein Interview mit Abdul- gerechte Lösung für die Kurden- zu stoppen, ansonsten kann er 
Iah Öcalan, indem er noch ein- frage von türkischer Seite daraur keinen Einfluss ausüben, 
mal auf die Gespräche einging, gewollt ist, muss das Problem Falls bestimmte Bedingungen 
die er mit verschiedenen Delega- selbst ernsthaft angegangen wer- erfüllt werden, wird er alles für 
tionen in dem Hochsicherhetts- den und ein Gesprächspartner ihn mögliche tun, um eine 

f efängnis von Imrali geführt des kurdischen Volkes anerkannt demokratische Lösung der Kur- 
atte. Am Anfang seien die Mit- werden. Ich habe nie gesagt, dass denfrage zu finden, 
glieder der Delegationen Mili- die Türkei mit mir verhandeln 

tärs gewesen, bei den letzten muss. Es spielt keine Rolle, ob Kurdinnen gaben Erdogan eine 
Gesprächen aber Zivilisten. ich, die BDP oder die PKK der letzte Chance 

Das Ziel sei für ihn gewesen, Gesprächspartner ist, das Wich- Zu dem Referendum über die 
diese Gespräche hin zu Verhand- tigste ist, dass die Türkei positive Verfassung warnte Öcalan Mini¬ 
lungen zu führen. Doch dafür Schritte in die richtige Richtung sterpräsident Erdogan, die 
waren sie nicht geeignet, da sie entwickelt“, so Öcalan. Chance, die ihm die Kurdinnen 

allein den Zweck verfolgten, Zu der von der PKK erklärten gegeben haben, zu ergreifen. 

Informationen von ihm zu begrenzten Waffenruhe sagte „Die Entscheidung der BPD 
beschaffen. Öcalan, wenn der türkische zum Boykott des Referendums 

Die Gespräche mit den aktuel- Staat bis zum 20. September wurde zu einer Unterstützung 
len Delegationen verliefen laut keine Schritte unternimmt, für eine neue Verfassung', 

Öcalan auf Dialog-Ebene. werde er keine Verantwortung erklärte er. Wenn die Kurdinnen 

für eine Verlängerung der Waf- mit Nein gestimmt hätten, dann 
Zu dem von der PKK erklärten fenruhe übernehmen. wäre für Hie AKP das Referen- 

einseitigen Waffenruhe erklärte Zudem erklärte er, dass die dum verloren gegangen. Er 
er, dass die Türkei bis zum 20. Gespräche eine Kontinuität bezeichnete diese Entscheidung 
September Schritte zu einer bekommen müssen. Dann kann als eine letzte Chance für Erdog- 
Lösung entwickeln muss, er auch eine Rolle einnehmen, an. (ANF, 19.9., ISKÜ) 

Boykott des Referendums trotz 
Repression erfolgreich 

Aufgrund der Aufrufe der kurdi- religiös-neoliberal geprägten und Demokratisierung der Ver¬ 
sehen Bewegung zum Boykott Regierungspartei AKP statt. L)ie fassung. 
des Referendums zur Verfassungs- AKP stellte ihre Verfassungsände- 

änderung blieb die Teilnahme im rung als einen Gewinn für die Hohe Beteiligung am Boykott in 
Durchschnitt in den kurdischen Demokratisierung der Türkei dar. der kurdischen Region 
Provinzen unter 50 Prozent, ln Real bedeuten die Veränderungen ln allein sechs Regionen ging die 
etlichen Regionen lag die Beteili- der AKP jedoch nur eine Erweite- Beteiligung am Boykott über 
gung am Boykott bei über 93% rung ihres Einflusses auf die 50% hinaus, in zwei Kreisen war 
(z. B. Provinz Colemerg (Hakka- kemalistisch dominierte Justiz die Beteiligung bei 49% und in 
ri)). Dies geschah trotz massiver und das Militär und damit einen 10 Kreisen über 40%. Insbeson- 
Repressalien, Übergriffen, Be- weiteren Ausbau ihrer Machtba- dere in der Großstadt Amed 
trugsversuchen und Bedrohungen sis, weder die Anerkennung ande- (Diyarbakir), die als Hauptstadt 
durch Polizei, Militär, CHP- und rer Identitäten als der Türkischen, Kurdistans angesehen wird, lag 
AKP-Funktionäre sowie der noch die 10%-Wahlhürde für den die Beteiligung am Boykott bei 
Dorfschützer. Vielerorts, wie in Einzug ins Parlament, noch das 70%, in der Großstadt Wan bei 
Amed (Diyarbakir) feierten die Recht auf eine andere Sprache als 57%, in Elih (Batman) bei 63% 

Menschen den großen Erfolg des der Türkischen soll in der Verfas- und in der Region Colemerg 
Boykotts mit Feuerwerk und sung verankert werden. Die Geg- (Hakkari) bei mehr als 93%, um 
Kundgebungen unter Fahnen der ner des Entwurfs der AKP, allen nur einige Beispiele zu nennen, 
linken, prokurdischen Partei für voran die kemalistische Militär- 

Frieden und Demokratie (BDP) partei CHP, traten für den Erhalt Staat versucht Menschen mit 
und von PKK- und KCK-Fah- der Putschverfassung von 1980 allen Mitteln an die Urnen zu 
nen. Viele riefen, „Es lebe das ein, an deren Grundsätzen jedoch zwingen 

freie, autonome Kurdistan!“ Auf- auch die AKP nichts veränderte. Nachdem in den letzten Tagen 
grund von Wahlbetrugsversuchen Aufgrund dieser Situation konnte mehr als 136 Menschen, die sich 
und Polizeiangriffen kam es auch die kurdische Bewegung nur die an den Vorbereitungen des Boy- 
am 12.9. wieder in etlichen kur- Konsequenz ziehen und zum kotts beteiligten, festgenommen 
dischen Städten und in Istanbul Boykott aufrufen. Schnell wurde worden waren, setzte sich die 
zu heftigen Straßenkämpfen. aus dem Boykott eine inoffizielle Repressionswelle mit massiven 

Am 12. September, dem Jahrestag Abstimmung über das Modell der Polizeiangriffen auf Boykott- 
des Militärputsches 1980 fand demokratischen Autonomie der kundgebungen, Razzien in BDP- 
das Referendum über die Verfas- kurdischen Freiheitsbewegung Büros und den Angriff eines 
sungsänderungsvorschläge der und für eine wirkliche Änderung Faschisten auf den BDP-Abge- 


Meldungen 

Aufruf zum einwöchigen Schul¬ 
boykott 

Die TZPKurdi hat in der Türkei 
zum einwöchigen Boykott der 
Schulen aufgerufen. Mit der For¬ 
derung nach muttersprachlichem 
Unterricht sollen vom 19. bis 
zum 25. September die kurdi¬ 
schen Kinder dem Schulunter¬ 
richt fern bleiben. Die TZPKur¬ 
di erklärte, dass, sollte die Regie¬ 
rung der berechtigten Forderung 
nach mutterspracKlichem Unter¬ 
richt nicht nachkommen, sie 
überall eigene Schulen eröffnen 
würden.“ (ANF 15.9, ISKU) 

Ankara mitschuldig an Hrant 
Dinks Ermordung 

Ein Schmerzensgeld von 
100.000 Euro muss der türkische 
Staat der Familie des 2007 
ermordeten türkisch-armeni¬ 
schen Publizisten Dink zahlen, so 
entschied der Europäische Men¬ 
schengerichtshof. 

Erst zum Ende hin hat die türki¬ 
sche Staatsspitze versucht, das 
Urteil des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte 
abzuwehren. Bei der Familie von 
Hrant Dink, dem ermordeten 
türkisch-armenischen Publizi¬ 
sten, entschuldigte sie sich für 
Versäumnisse der Polizei und der 
Sicherheitsdienste und bot einen 
Vergleich an. Zu spät, zu wenig, 
sagten die Hinterbliebenen. Nun 
haben die Straßburger Richter 
entschieden: 100.000 Euro 
Schmerzensgeld muss die Türkei 
Dinks Familie zahlen. Die Polizei 
wusste von den Mordplänen 
gegen den renommierten Her¬ 
ausgeber der Wochenzeitung 
Agos, habe es aber unterlassen, 
sein Leben zu schützen, heißt es 
in dem am Dienstag verkünde¬ 
ten Urteilsspruch. 

(DS, 15.9., ISKU) 

In Colemerg und Simex Vcrgel- 
tungsaktionen der HPG 

Am 14.9. unternahmen die 
HPG in der Region Colemerge 
§emzinan eine Aktion gegen 
einen Polizeikontrollpunkt. 
Informationen über Tote und 
Verletzte auf Seiten der Angegrif¬ 
fen gibt es bislang nicht. 

Am selben Tag bombardierte die 
türkische Armee die Dörfer Kel- 
hoxe, Bezirgan, Birka Evdalan, 
Zavite und Gire Guvenlik in den 
Meder-Verteidigungsgebieten. 
Am 13.9. unternahm die Gueril¬ 
la eine Vergeltungsaktion für die 
in Colemere und Garisan 
ermordeten Guerillas in Sirnexe 
Hezex. Drei Spezialkräfte der 
Polizei wurden dabei getötet. 

Am 12.9. unternahm die türki¬ 
sche Armee in der Region CJewlik 
Kaniref mit der Beteiligung von 




Anschlag auf die Bevölkerung in Colemerg 


In Colemerg (Hakkari) sind bei 
einer Explosion einer Mine 10 
Menschen getötet und 3 weitere 
verletzt worden. Sie traf auf der 
Landstraße in der Nähe des Dor¬ 
fes Peyanis (Ge^itli) einen vollbe¬ 
setzten Minibus. 

Das Fahrzeug kam aus dem Dorf 
Peyanis und befand sich auf dem 
Weg in die Stadt Colemerg. Nach 
der Explosion fanden Dorfbe¬ 
wohner in der Nähe einen Mili¬ 
tärrucksack in denen sich weitere 
3 Minen und Kabel befanden, ln 
einem Funkgespräch der türki¬ 
schen Streitkräne, das abgehört 
worden ist, soll von „Material das 
am Ort des Geschehens verges¬ 


sen“ wurde „und das nun schnell 
geholt werden solle“ die Rede 
ewesen sein. Als sich daraufhin 
oldaten auf den Weg machten, 
kam es zwischen der TDorfbevöl- 
kerung, die sich mittlerweile zahl¬ 
reich eingefunden hatte, und den 
Soldaten zu Auseinandersetzun¬ 
gen. Den Rucksack wollte die 
Bevölkerung nur dem Staatsan¬ 
waltsanwalt überantworten, nicht 
den Soldaten. 

Die Soldaten gaben Warnschüsse 
gegen die Bevölkerung ab. Diese 
wdirten sich mit Steinen. Letzt¬ 
endlich gelang es den Dorfbe¬ 
wohnern sich durchzusetzen, und 


der Rucksack wurde dem Staats¬ 
anwalt übergeben. 

Mittlerweile liegt auch eine Erklä¬ 
rung der KCK vor, in der sie jeg¬ 
liche Verantwortung für den 
Bombenanschlag von sich weist. 
Die HPG befände sich in Waffen¬ 
ruhe die vom 13. August bis zum 
20. September eingehalten werde, 
ln ihrer Erklärung wertete die 
KCK den Bombenanschlag als 
„Massaker“ und als ,Aktion der 
Kontraguerilla“ und erklärte:„Die 
Bevölkerung von Colemerg ist 
nicht allein. Der Anschlag auf die 
Bevölkerung ist ein Anschlag 
gegen das gesamte kurdische 
Volk.“ (ANF 16.9., ISKU) 


100.000 Menschen nahmen an der Beisetzung 
getöteter Guerillas teil 


Die Leichname einiger der 9 am 
6. Juli getöteter Guerillas wurden 
am 14.9. in Colemerg (Hakkari) 
in und (§irnak) beigesetzt. In 
Colemerg nahmen mehrere 
Zehntausend Menschen an der 
Beerdigung Teil, in §irnex/Silopi 
überstieg die Zahl der Teilneh¬ 
merinnen sogar die 60.000 in 
Cizra Botan (Cizre) waren es 
ebenfalls 60.000, in Hezex (Idil) 
waren es ebenfalls mehrere Tau¬ 
send. Der Abgeordnete der lin¬ 
ken, prokurdischen Partei für 
Frieden und Demokratie BDP, 
Hasip Kaplan, betonte, dass 
militärische Operationen dieser 
Art die Frieaensbestrebungen 
des kurdischen Volkes negieren. 
Die Feuerpause der Guerilla, die 
bis zum 20. September andauern 
soll, stelle eine historische Chan¬ 
ce dar. 


Der Konvoy mit den Leichen der 
Guerillas wurde schon auf dem 
Weg nach Girge Arno (Silopi) 
bzw. Cizra Botan (Cizre) von 
vielen Dorfbewohnerinnen am 
Wegesrand mit Jubel und Paro¬ 
len begleitet. §ahin Kendal 
wurde in Cizra Botan von mehr 
als 60.000 Menschen beigesetzt. 
Ugur Kar war zuvor am selben 
Tag von mehreren tausend Men¬ 
schen in Hezex (Idil) beigesetzt 
worden. Der Konvoy fuhr dann 
weiter nach Girge Arno (Silopi). 
Dort wurden sie von vielen 
Zehntausend empfangen. Von 
den Balkons wurden Blumen auf 
den Beerdigungszug geworfen. 

Colemerg: etwa 50.000 auf 
Guerillabeerdigung 
Am Morgen des 14.9. wurde die 
Leiche von Buytullah Ozkan von 


etwa 50.000 Menschen in einer 
großen Demonstration beige¬ 
setzt. Es wurden Parolen für die 
PKK gerufen und Fahnen von 
PKK, KCK und Abdullah Öca- 
lan gezeigt. 

Wan: 30.000 beteiligten sich an 
Beerdigung 

Am 15.09. wurde die Leiche von 
Ferman Ozlü in Wan von meh¬ 
reren zehntausend Menschen 
beigesetzt. An der Leiche wurden 
schwere Brandspuren festgestellt. 
Nach der Beerdigung zogen 
Jugendliche mit Molotowcock- 
tails zu einer Polizeistation im 
Stadtviertel und lieferten sich 
schwere Auseinandersetzungen 
mit der Polizei. 

(HN, ANF, 14./15.9., ISKU) 


Fortsetzung: Boykott des Referendums trotz Repression 


ordneten Akin Birdal, als er auf 
einer Boykottkundgebung in 
Bursa gesprochen hatte, fort. 
Auch am 12.9. hielten die Ein¬ 
schüchterungsversuche und 
Übergriffe auf die kurdische 
Bevölkerung weiter und es zeig¬ 
ten sich ebenfalls in verschiede¬ 
nen Städten. 

Schwere Übergriffe durch Dorf¬ 
schützer 

In Kozluk wollten zwei Dorf¬ 
schützer die Stimmen aller Wäh¬ 
lerinnen ebenfalls im staatlichen 
Interesse verwenden. Als dies 
bekannt wurde, kam es zu Aus¬ 
einandersetzungen zwischen der 
Dorfbevölkerung und den Dorf¬ 
schützern. Die Dorfschützer 
schossen in die Luft und bedroh¬ 
ten die Dorfbevölkerung mit dem 
Tode. Die Jandarma schaute bei 
diesen Auseinandersetzungen nur 
zu. Die gleiche Praxis wurde an 
diesem Tag ebenfalls in der Pro¬ 
vinz §emzinan (§emdinli) ange¬ 
wandt. 

Nachdem Vertreter der BDP 
dagegen protestierten, dass in 
einem Ort im Kreis Cinar in der 
Provinz Amed (Diyarbakir), die 


Dorfschützer für die ganze Bevöl¬ 
kerung abstimmen sollten, wur¬ 
den sie von diesen angegriffen. 
Dabei wurden mindestens zwei 
BDPler verletzt. 

In §irnex (§irnak) kam es zu 
einem weitaus heftigeren Angriff 
durch Dorfschützer. Die BDP- 
Vertreterlnnen wurden hier von 
den Dorfschützern mit Messern 
und Schusswaffen angegriffen, 
mindestens 15 Personen Kamen 
ins Krankenhaus. 

Einschüchterungsversuche durch 
Staat, Polizei und Militär 
ln Hezex (Idil) bedrohten Mit¬ 
glieder des Militärs die Bevölke¬ 
rung an den Abstimmungen teil¬ 
zunehmen, in Riha (Urfa) und 
Elih (Batman) fuhr die Polizei 
sogar durch die Straßen und rief 
die Menschen zur Beteiligung am 
Referendum auf. 

Im Dorf Koca in der Provinz 
Merdin (Mardin), drangen Solda¬ 
ten in mindestens 15 Gebäude 
ein und bedrohten die Bevölke¬ 
rung mit den Worten: „Nach 
dem Gesetz seit ihr gezwungen 
eure Stimme abzugeben“, dann 
wurden die Dorfbewohnerinnen 


unter Zwang zu den Urnen 
gebracht und zur Abstimmung 
genötigt. Ähnliche Maßnahmen 
wurden auch aus anderen Regio¬ 
nen bekannt. 

Der AKP-Kreisvorsitzende von 
Lice zog durch verschiedene Dör¬ 
fer in der Region und bedrohte 
die Bevölkerung mit dem Entzug 
der für kostenlose Gesundheits¬ 
versorgung notwendigen „Grü¬ 
nen Karte. ‘ 

ln Erzirom (Erzurum) wurde die 
Bevölkerung vom Gouverneur 
damit unter Druck gesetzt, dass 
ihnen die Wasserversorgung nicht 
mehr gewährleistet und auch 
keine Straßen mehr gebaut wür¬ 
den. 

Betrugsversuche 

ln Riha (Urfa) wählten dieselben 
Polizisten in mehreren Wahlloka¬ 
len und gaben so ihre Stimme 
mindestens doppelt ab. 

In Müf und im Umkreis nahm 
ein großer Teil der Bevölkerung 
nicht an der Abstimmung teil. 
Obwohl einigen Orts niemand zu 
den Urnen gegangen war, wurden 
sie als voll präsentiert. 

(ANF, DIHA, 12.9., ISKU) 


Dorfschützern aus Qrik und Ser- 
xane eine Operation gegen Kizi- 
lagai^, das Tal Cehennem und 
Kare. Die Armee legte Hinterhal¬ 
te. 

Am 13. bombardierte die türki¬ 
sche Armee mit Mörsern und 
Haubitzen die Region Haftanin 
in den Meder-Verteidigungsge¬ 
bieten. 

Am selben Tag unternahmen die 
HPG eine Vergeltungsaktion für 
die ermordeten Guerillas in 
Colemerg gegen einen Armee¬ 
konvoi. 

(hpg-onlinel4./15.9., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
HN Hakkari News 

DS Der Standard 

Termin: 

18. Internationales Kurdisches 
Kulturfestival am 18. September 
in Köln 

Mit dieser inzwischen zur Tradi¬ 
tion gewordenen Veranstaltung 
und einem umfangreichen kul¬ 
turpolitischen Programm wollen 
wir unsere Perspektiven für eine 
Partnerschaft in Europa und im 
Nahen Osten darlegen und unse¬ 
ren Wünsch nach Frieden, Frei¬ 
heit und Demokratie zum Aus¬ 
druck bringen. Die Bevölkerung 
in den kurdischen Gebieten der 
Türkei hat das Verfassungsrefe¬ 
rendum vom vergangenen Sonn¬ 
tag erfolgreich boykottiert, unter 
anderem, weil sich die Regierung 
von Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan geweigert hatte, 
die von den Kurden geforderte 
Senkung der Zehnprozent- 
Hürde bei Wahlen in das 
Reformvorhaben mit aufzuneh¬ 
men. Die Kurdinnen und Kur¬ 
den wollen indes ihre politische 
Energie für eine demokratische, 
selbstverwaltete Autonomie für 
Kurdistan in den Grenzen der 
Türkei einsetzen. Wir erwarten 
hierfür eine große Zustimmung 
der Teilnehmerinnen und Teil¬ 
nehmer des Festivals. 

Zahlreiche Gäste aus dem 
benachbarten Ausland und der 
Türkei werden durch ihre Anwe¬ 
senheit die Wünsche und Forde¬ 
rungen der Kurden nach Gerech¬ 
tigkeit und Freiheit unterstützen 
und mit uns feiern. 

Das Festival-Programm beginnt 
um 11.00 Uhr und endet um 
20.00 Uhr. 

YEK-KOM e.V. 

N u 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Stahltwiete 10 
22761 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 
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Schulboykott für kurdische 
Muttersprache 


ln Nordkurdistan und der Tür¬ 
kei sind Schulen Orte an denen 
besonders scharf Nationalismus, 
Ausgrenzung und Assimilation 
vermittelt werden. Angefangen 
beim allmorgendlichen Fahnen¬ 
eid unter dem Motto „Ich bin 
Türke, ich bin aufrichtig und 
fleißig“ bis hin zum Verbot einer 
anderen Sprache oder Identität 
als der türkischen über die 
Unterdrückung jeder Form von 
anderer Religion oder Weltan¬ 
schauung als der des sunniti¬ 
schen Islam. Die Schulen dienen 
einerseits als Projekte des Spezi¬ 
alkriegs, um neue Soldaten zu 
schaffen und Loyalität zu 
sichern, und andererseits, um die 
Menschen, die nicht in dieses 
Schema passen, zu überwachen, 
auszugrenzen und zu verfolgen. 
Gerade in den kurdischen Pro¬ 
vinzen kommt es häufig zu Auf¬ 
ständen gegen das Schulsystem 
und gegen die häufigen Miss¬ 
handlungen durch Lehrkräfte. 
Nach dem Erfolg der kurdischen 
Bewegung im Boykott des Ver¬ 
fassungsreferendums wird nun 
dieses Schulsystem, das der Assi¬ 
milation dient, angegangen. 
Unter der Forderung nach Aus¬ 
bildung in der Muttersprache 
begann am Montag, den 20.9., 
ein einwöchiger Boykott der 
Schulen in Kurdistan. Der Boy¬ 
kott war bis jetzt insbesondere in 
den Städten Colemerg (Hakka- 
ri), §irnex (§irnak), Wan, Müf, 
Agiri (Agri), Gever (Yüksekova), 
(Jele ((Jukurca), Gefitli, Amed 
(Diyarbakir), Silivan (Silvan), 
(Jinar, Piran (Lice), Bismil, Giy- 
adin (Diyadin), Panos (Patnos), 
Dütax (Tutak), Bazid (Dogubey- 
azit), Kop (Bulanik), Kele 
(Malazgirt), Gimgim (Varto), 
Bostankp, §emzinan (§emdinli), 
Celebibag, Cizir (Cizre), Girge 
Arno (Silopi), Hezex (Idil), Elke 
(Beytüffebap), Qilaban (Ulude- 
re), Merdin (Mardin), Qoser 
(Kiziltepe), Nisebin (Nusaybin) 
und Igair besonders deutlich zu 
spüren. Dies geschieht trotz 
massiver Drohungen durch Poli¬ 
zei, Armee, Gouverneur und 
Schuldirektoren und der 
Behauptung der türkischen 
Medien, der Boykott sei nicht 
erfolgreich. Alle Schülerinnen, 
die nicht zum Unterricht 
erscheinen, werden erfasst und 
es wird mit rechtlichen Schrit¬ 
ten, wie z. B. dem Entzug der 
„grünen Karte“ zur Krankenver¬ 
sicherung, gedroht. Aufgrund 
des großen Erfolgs des Boykotts 


überlegen nun auch andere 
esellschaftliche Gruppen zu 
iesem Mittel zu greifen. So 
wird gerade in alevitischen Krei¬ 
sen diskutiert, einen Boykott 
gegen den zwangsweise durchge- 
FüKrten sunnitischen Religions¬ 
unterricht zu beginnen. 

Wan 

ln der Großstadt Wan mit etwa 
700.000 Einwohnerinnen, folg¬ 
te ein Großteil der Schülerinnen 
dem Boykottaufruf der kurdi¬ 
schen Bewegung. Einige Schu¬ 
len wurden überhaupt nicht 
besucht, ln den Stadtteilen am 
Rand von Wan war der Boykott 
zu 100% wirksam, im Stadtzen- 



Verbiete meine Sprache nicht 


trum gingen etwa 100 Schüle¬ 
rinnen zur Schule. Vor den 
Schulen gaben Schülerinnen 
Erklärungen ab, wie: „Wir wol¬ 
len in unserer Muttersprache 
ausgebildet werden. Wir wollen 
Kurdisch sprechen. Wir können 
kein Türkisch. Die Lehrer in 
unseren Kursen sprechen Tür¬ 
kisch aber wir verstehen sie 
nicht. Wenn wir Kurdisch spre¬ 
chen, verstehen sie uns nicht, 
und daraus entstehen immer 
wieder Probleme. Es sollen 
Schulen in unserer Sprache 
errichtet werden, dann gehen 
wir auch hin.“ Die Schülerinnen 
führten Spontandemonstratio¬ 
nen durch die Stadtviertel 
durch. 

Auch in Bostanitp und (Jelebi- 
bag in der Nähe von Wan war 
der Boykott wirksam und es 
fand eine Demonstration vom 
Büro der linken, prokurdischen 
Partei für Frieden und Demo¬ 
kratie (BDP) zum Gouverneurs¬ 
amt statt. 

Colemerg 

In der Stadt Colemerg (Fiakkari) 
wurde keine der 150 Schulen 


besucht. Nur Kinder von Solda¬ 
ten und Polizisten gingen zur 
Schule, insgesamt lag daher die 
Teilnahme am Boykott bei etwa 

95%. 

ln der Kleinstadt Getptli in der 
Provinz Colemerg Fiakkari nah¬ 
men ebenfalls nur vier Schüle¬ 
rinnen am Unterricht teil. Am 
16.9. begingen vermutlich 
Kontrakräfte dort ein Massaker, 
dem neun Zivilpersonen zum 
Opfer fielen. ^ 

Auch in (Jele ((Jukurca) in der 
Provinz Colemerg, nahm keiner 
der 1150 Schülerinnen am 
Unterricht teil. Auch in §emzi- 
nan (§emdinli) war der Boykott 
unter der kurdischen Bevölke¬ 
rung vollständig erfolgreich, 
auch hier besuditen nur die 
Kinder von Soldaten und Polizi¬ 
sten den Unterricht, 
ln der Stadt Gever (Yüksekova), 
die etwa 110.000 Einwohnerin¬ 
nen hat, machte keine Schule 
auf, da niemand erschienen war. 
Obwohl der regionale Verant¬ 
wortliche für Erziehung ange¬ 
ordnet hatte, „Wenn auch nur 
ein Schüler erscheint, wird die 
Schule geöffnet.“ Eine Demon¬ 
stration von Schülerinnen 
wurde aufgelöst. 

Auch in der Nachbarprovinz Sir- 
nex (§irnak) sind die Schulen 
nun den zweiten Tag leer. 

Amed 

Auch in Amed (Diyarbakir) war 
der Boykott wirksam und die 
Mehrheit der Schülerinnen 
nahm nicht am Unterricht teil. 
Vor einigen Schulen fanden 
Kundgebungen statt, mit denen 
die Scnülermnen deutliche Zei¬ 
chen setzten. 

Hausdurchsuchungen und Fest¬ 
nahmen wegen Scnulboykott 

Bei Hausdurchsuchungen im 
Centrum sowie der umhegen¬ 
den Dörfer von Dütax (Tutak) 
wurden am Morgen des 23.9. 
fünf Schüler sowie der Vorsit¬ 
zende Ayhan Demirel der Partei 
für Frieden und Demokratie 
BDP der Kreisstadt Agiri (Agri) 
festgenommen. Als Grund für 
die Testnahmen und die Haus¬ 
durchsuchungen wurde die 
Unterstützung des Schulboy¬ 
kotts und dir Forderung des 
Rechts auf Bildung in kurdi¬ 
scher Sprache angegeben. 

(ANF, Yuksekovahaber, Hakkari- 
news, DIHA, Giindem, OP, 
21.122.9., ISKU) 


Meldungen 

Murat Karayilan wirft Israel 
Hilfe bei ihrer „Ausrottung“ 
vor 

Murat Karayilan (KCK), hat 
Israel vorgeworfen, die Türkei 
durch Waffenlieferungen bei 
der „Unterdrückung und Aus¬ 
rottung“ der Kurden zu unter¬ 
stützen. In den 60er und 70er 
Jahren seien die Kurden und 
Israel noch „Freunde“ gewesen, 
sagte Murat Karayilan in einem 
Interview mit einem israeli¬ 
schen Fernsehsender, das am 
Mittwoch auszugsweise von der 
Zeitung „Haaretz“ veröffent¬ 
licht wurde. „Aber seit Israel 
seine militärische Zusammenar¬ 
beit mit der Türkei verstärkt 
hat, seid ihr Teil jener, die sich 
an unserer Unterdrückung und 
Ausrottung beteiligen.“ 

(AFP, 22.9., ISKU) 

Zeyneb Celaliyan nach Kirma- 
jan verlegt 

Zeyneb Celaliyan, eine politi¬ 
sche Gefangene, die im Iran 
zum Tode verurteilt worden ist 
und deren Verbleib lange Zeit 
ungewiss war, ist jetzt vom 
berüchtigten Gefängnis Evin in 
Teheran in ein Gefängnis in 
Kirmajan verlegt worden. Zey¬ 
neb Celaliyan war 2008 in Kir- 
ma$an verhaftet worden. Unter 
dem Vorwurf der „Mitglied¬ 
schaft in der PJAK“ wurde über 
sie 2009 in einer nur sieben 
Minuten dauernden Gerichts¬ 
verhandlung die Todesstrafe 
verhängt, ihr Anwalt war weder 
bei der Gerichtsverhandlung 
zugelassen noch hat er bis heute 
Akteneinsicht erhalten. 

(ANF, 20., ISKU) 

Protest gegen Staudämme in 
Dersim 

In Dersim haben die Bodenson¬ 
dierungsarbeiten für die Stau¬ 
dämme Karatepe 1 und Harate- 
e 2 begonnen. Die beiden 
taudämme sind Teil der 14 
Staudämme, die in Dersim von 
der türkischen Regierung zur 
Ausschreibung gestellt sind. 
Erst im letzten Jahr war ein 
Staudamm in Dersim fertigge¬ 
stellt worden. Die Ankunft der 
Ingeneure der Hazal Hidroelek- 
tronik, die die Bodensondie¬ 
rungsarbeiten durchführen sol¬ 
len, nat Unmut bei der Bevölke¬ 
rung ausgelöst. Spontan 
demonstrierten hunderte Dersi- 
mer, darunter auch Aysel 
Dogan, Mitglied der 2. Frie¬ 
densgruppe, gegen den Bau des 
Staudamms, und forderten die 
Aussetzung der Bauvorhaben. 

(ANF, 18.9., ISKU) 



KCK verlängert einseitigen Waffenstillstand 


Die Leitung des Exekutivkommi- 
tees der Gemeinschaft der Gesell¬ 
schaften Kurdistan KCK berich¬ 
tete, dass die am 13 August ausge¬ 
rufene und zunächst bis zum 20. 
September terminierte Waffenru¬ 
he bis zu einer weiteren Erklärung 
der KCK nächste Woche ausge¬ 
weitet wird. 

Weiterhin heißt es in der Erklä¬ 
rung der KCK, dass in Hinblick 
auf die Angriffe im Dorf Peyanis 
bei Colemerg (Hakkari) der tür¬ 
kische Staat versuche, die Schuld 
der kurdischen Guerilla zuzu¬ 
schieben. Nach Informationen 
würden die KCK in der folgen¬ 
den Woche eine Presseerklärung 
veröffentlichen, in der die Ereig¬ 
nisse und Entwicklungen bewer¬ 
tet würden. Bis dahin werde die 
augenblickliche Waffenruhe fort- 
gefuhrt. 

ln der Erklärung heißt es: „Wir 
haben schon erklärt, dass unsere 
Kräfte in keinem Zusammenhang 
mit dem Angriff im Bezirk Penay- 
is Colemerg stehen, bei dem 


Der türkische Staat beantworte¬ 
te die einseitige Waffenruhe, die 
am 13. August von der Gemein¬ 
schaft der Gesellschaften KCK 
erklärt worden war, mit intensi¬ 
ven militärischen und polizei¬ 
lichen Operationen. Zwischen 
dem 13. August und dem 20. 
September starben mindestens 
neun Zivilpersonen und 19 
Guerillakämpferinnen. 554 Per¬ 
sonen wurden festgenommen, 
28 Bodenoperationen und 26 
Artilleriebombardements fanden 
statt. Darüber hinaus wurden in 
10 verschiedenen Regionen vom 
türkischen Militär Wälder in 
Brand gesetzt. 

Am 13. August erklärten die 
KCK einen Waffenstillstand mit 
Bezug auf das Verfassungsrefe¬ 
rendum am 12. September und 
den Fastenmonat Ramadan. 
Trotz des einseitigen Waffenstill¬ 
stands wurden die Militäropera¬ 
tionen gegen kurdische Guerilla 
fortgesetzt und hunderte Kur¬ 
den und Kurdinnen festgenom¬ 
men und inhaftiert. Die Regie¬ 
rung setzte ihre nationalistische 
Rhetorik fort. Weiter fanden 
Hinterhalte gegen kurdische 
Zivilpersonen und die Guerilla 
in Verteidigungsstellung statt. 
Kurdische Politikerinnen und 
Politiker wurden angegriffen, 
um Provokationen herbeizufüh¬ 
ren. 

Bei Militäroperationen gegen 
die HPG fiel len in dem Zei¬ 
traum von 13. August bis zum 
20. September 19 Guerillas. Am 


unsere Zivilistinnen brutal 
ermordet worden sind. Der türki¬ 
sche Staat und die Spezialkriegs¬ 
organe setzen absichtlich Behaup¬ 
tungen in die Welt und beschul¬ 
digen uns, um die öffentliche 
Meinung zu beeinflussen. Der 
türkische Staat und die Presse 
beschuldigen unsere Bewegung 
für dieses Massaker gegen unser 
patriotisches Volk indem sie 
sagen: ,Es gibt Gruppen in der 
PKK‘ und einige Namen von 
Guerillakommandantlnnen ver¬ 
öffentlichen. Wir rufen unser 
Volk, die Demokratlnnen und 
die Öffentlichkeit auf, sich dieser 
Behauptungen und falscher 
Anschuldigungen bewusst zu 
sein. Heute ist der letzte Tag des 
Waffenstillstandes, den wir am 
13. August ausgerufen haben. In 
dieser Phase fanden Operationen 
gegen uns statt und die Anspan¬ 
nung blieb immer hoch. 

Trotz allem hat die Waffenruhe 
ihre Bedeutung, ln diesem 
Zusammenhang werden wir 
nächste Woche eine Presseerklä¬ 


rung veröffentlichen, in der die 
letzten Ereignisse und Entwick¬ 
lungen bewertet werden. Bis 
dahin wird der augenblickliche 
Waffenstillstand in Kraft blei¬ 
ben.“ 

Gleichzeitig riefen die KCK das 
kurdische Volk auf, sich an der 
Schulboykottkampagne für das 
Recht auf Ausbildung in der Mut¬ 
tersprache zu beteiligen und seine 
Kinder nicht zur Schule zu schi¬ 
cken. 

ln der Erklärung heißt es: „Das 
Recht auf Ausbildung in der Mut¬ 
tersprache ist ein fundamentales 
Menschenrecht. Es ist ein natürli¬ 
ches Recht der kurdischen Kin¬ 
der, Bildung in ihrer Mutterspra¬ 
che zu erhalten. In dieser Hin¬ 
sicht ist es eine Pflicht der 
Menschlichkeit und des Patrio¬ 
tismus, sich an dem fünftägigen 
Schulboykott zu beteiligen. Wir 
rufen unser Volk auf, sich an die¬ 
ser bedeutenden Kampagne zu 
beteiligen.“ 

(KI, 20.9., ISKU) 


Lösungsweg der kurdischen 
Frage in Syrien 

In einem Interview gegenüber 
ANF hat die PYD ihren 
Lösungsansatz für die Überwin¬ 
dung der Probleme der Kurden 
in Syrien dargestellt. Für die 
Überwindung der Probleme der 
Kurden in Syrien hält die PYD 
grundsätzlich drei Punkte für 
unumgänglich: Herstellung der 
Eigenständigkeit der lokalen 
Verwaltung, Kulturelle Autono¬ 
mie und die Absicherung des 
Existenzrechtes der Kurden in 
der Landesverfassung, ln Syrien 
gäbe es zwar ein Gesetz, das die 
lokale Verwaltung beinhalte, 
doch in der Realität beherrsche 
die regierende BAAS Partei 
alles. Alle Bürger Syriens gelten 
als Araber. Das Land wird über 
Notstandsgesetze mit oligarchi- 
schen Führungsclique regiert. 
Mit der Fortführung der Politik 
des „Arabischen Gürtels“ wer¬ 
den die Kurden in Syrien 
weiterhin von ihrem Land ver¬ 
trieben, assimiliert, verleugnet 
und in die Armut getrieben. 
Eine Anzahl von mehreren hun¬ 
dert Kurden befände sich aus 
politischen Gründen in Gefäng¬ 
nissen. Folter sei an der Tages¬ 
ordnung. Auch komme es in 
letzter Zeit vermehrt zu unge¬ 
klärten Todesfällen kurdischer 
Soldaten in der syrischen 
Armee. 

(ANF, 23.9., ISKU) 

15-Jähriger von iranischen Sol¬ 
daten an der Grenze erschossen 
Der 15-jährige kurdische Dorf¬ 
bewohner Taner Kurucan 
wurde durch iranische Soldaten 
in der Provinz Wan an der irani¬ 
schen Grenze getötet. 

Der Jugendliche soll bei dem 
Versuch Heizöl zu schmuggeln 
bei der Ortschaft Damlacik im 
Landkreis Qerqeli (Özalp) von 
den Soldaten erschossen wor¬ 
den sein. Dorfbewohner brach¬ 
ten ihn noch in ein Kranken¬ 
haus, wo er aber verstarb. 

(ANF, 23.9., ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Stahltwiete 10 
22761 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 


Einmonatige Bilanz der einseitigen Waffen 
ruhe der HPG: 554 Festnahmen, 28 Mili¬ 
täroperationen, 26 Bombardierungen 


16. September wurde mit einer 
Bombe ein Bus mit kurdischen 
Dorfbewohnerinnen und 

Bewohnern aus dem Dorf Peya¬ 
nis in der Provinz Colemerg 
(Hakkari) angegriffen. Neun 
Menschen starben vier weitere 
wurden verletzt. Die Regierung 
und die prostaatlichen Medien 
versuchten schuldbewusst den 
Vorfall zu vertuschen, anstatt 
ihn aufzuklären. 

Der türkische Staat, die Regie¬ 
rung, paramilitärische Kräfte 
una die Medien versuchten 
Hand in Hand den einseitigen 
Waffenstillstand zu diskreditie¬ 
ren und zu provozieren, was zu 
der für die kurdische Seite 
schwerwiegenden Bilanz führte. 
Während die einseitige Waffen¬ 
ruhe darauf abzielte Frieden zu 
erreichen, jagte der türkische 
Staat Kurdinnen und Kurden. 

Nach Berichten von Nachrichte¬ 
nagenturen starben zwischen 
dem 13. August und dem 20. 
September mindestens neun 
Zivilpersonen und 19 Guerillas, 
554 Personen wurden festge¬ 
nommen. 28 Bodenoperationen 
und 26 Artilleriebombarde¬ 
ments fanden statt. Dabei wur¬ 
den zwei Dorfbewohner verletzt. 
Darüber hinaus wurden in 10 


Militäroperation in Colemerg 

Am 21.9. begann das türkische 
Militär eine weitere Operation in 
Colemerg/Gever (Hakkari/Yükse- 
kova). Die Militär-Stützpunkte 


verschiedenen Regionen vom 
Militär Wälder in Brand gesetzt. 
83 Waldbrände wurden seit Juli 
2010 von der türkischen Armee 
verursacht. Die realen Zahlen 
sind höchstwahrscheinlich 
höher. 

Am 13. September wurden in 
Amed (Diyarbakir), Sirnex (Sir- 
nak), Riha (Urfa), Elih (Bat- 
man), Sert (Siirt), Colemerg 
(Hakkari) und Mü$ 49 Personen 
nach dem Verfassungsreferen¬ 
dum festgenommen. 

Am Tag des Referendums wur¬ 
den in Istanbul 94, in Mersin 
20, in Antalya vier, in ü or l u 
sechs und in Bursa 10, insge¬ 
samt 124 kurdische Unterstütze¬ 
rinnen und Unterstützer des 
Boykotts festgenommen. In 
Kurdistan wurden insgesamt 
164 Menschen festgenommen, 
in Wan 77, in Elih (Batman) 47, 
in Nisebin (Nusaybin) 17, in 
Gever (Yükekova) 15, in Girge 
Arno (Silopi) 5 und in Cizra 
Botan (Cizre) drei. 

Vor dem Referendum zwischen 
dem 13. August und 12. Sep¬ 
tember waren 217 Personen fest¬ 
genommen worden, 142 von 
ihnen in den letzten beiden 
Tagen vor dem Referendum. 

(KI/ANF, 20.9., ISKU) 


an der Grenze zum Iran wurden 
ebenfalls verstärkt. Bisher waren 
aber noch keine Auseinanderset¬ 
zungen gemeldet worden. 

(DIHA, 22.9., ISKU) 
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Demokratische Autonomie ist Mel<lon8en 

| | a | || • • PKK vor neuem Waffenstill- 

demokratische Selbstorgamsierung 

Die derzeitige Waffenruhe solle 
mindestens bis zur Parlaments- 


Abdullah Öcalan hat beim jüngs- Gespräch mit der CHP gesucht 
ten Anwaltsbesuch zu Beginn werden. Zur Ausarbeitung einer 
dieser Woche das Regime der Verfassung wäre seiner Meinung 
AKP im Kontext der innenpoliti- nach auch die Inspiration und 
sehen Verhältnisse während der Orientierung an Verfassungen 
Gründungsjahre der türkischen anderer Länder, so zum Beispiel 
Republik analysiert. Seine Analy- am katalanischen Verfassungs- 
se mündet in der eindringlichen entwurf, denkbar. Eine Kommis- 
Warnung, die globalen Kräfte- sion, die der Wahrheitsfindung 
Verhältnisse, auf die sich die AKP diene, sollte zeitgleich die Akti- 
stützt und die sie „gefährlicher vitäten von Organisationen wie 
macht als Ergenekon“, nicht Ergenkon usw. und Vorfälle wie 

ernst genug zu nehmen. Als den jüngsten Vorfall in Colemerg 
geeignete Maßnahme dem entge- (Hakkari) untersuchen und 
gen zu wirken rät er, Moscheen deren Verantwortliche benennen, 
zu meiden und stattdessen eigene Auch deren Ergebnisse sollten 
Moscheen und Gebetshäuser zu nach der Wahl dem neu gewähl- 
eröffnen in denen der Gottes- ten Parlament vorgelegt werden, 
dienst in der eigenen Mutterspra- „Es blieben acht Monate. Diese 
che abgehalten werde. acht Monate sollte man nicht 

Für die nächste Zeit sieht er vor ungenutzt verstreichen lassen.“ 
allem den Bedarf zwei grundsätz- An jene gerichtet die glaubten, 
liehe Arbeiten voranzutreiben, „neben der AKP gäbe es keine 
Als vorrangig erachtet er die Bil- Alternative“, erklärte er: Die vor 
düng einer Kommission für die uns liegenden Entwicklungen 
Entwicklung eines Verfassungs- „sind von staatspolitischer Trag¬ 
entwurfes und die Bildung einer weite und nicht nur im Rahmen 
Kommission zur Wahrheitsfin- irgend einer Regierung zu sehen, 
düng. Die Ergebnisse der beiden Die vor uns liegenden acht 
Kommissionen sollten dann Monate sind von entscheidender 
nach der Parlamentswahl zur Bedeutung. ... Der Staat in der 
Abstimmung dem neu gewählten Türkei ist nicht allein die AKP. 
Parlament vorgelegt werden. Der Zugegebener Maßen, die AKP 
neue Verfassungsentwurf müsse hat sich innerhalb des Staates 
dabei Ergebnis einer breit ange- organisiert. Aber der Staat ist des- 
legten Diskussion sein, ln dem halb nicht mit der AKP gleichzu- 
Rahmen könne auch das setzen. Die Gespräche die hier 

Ihr gebt die Waffen, um uns 

Das erste Mal gab Murat Kara- Israel erwartet, dass es uns [Kur- 
yilan der israelischen Presse dlnnen] gegenüber Verständnis 
gegenüber ein Interview . Ein zeigt und uns unterstützen 
Team des israelischen Senders würde. Ihr habt den Elolocaust 
Chanel 2 war in Kandil und traf erlebt, seid massakriert worden, 
sich dort mit Murat Karayilan. seid in die Emigration gezwun- 
Veröffentlicht wurde das Inter- gen worden, wurdet verfolgt, 
view unter anderem auch auf der Und nun blickt auf unser Volk, 
Titelseite der Zeitung Haaretz. auf die kurdischen Menschen. 
Das Verhältnis zwischen PKK Wir teilen jetzt das gleiche 
und Israel war vor allem in den Schicksal. Die Syrer, die Türken, 
letzten Jahren getrübt. Erwähnt die Iraner, alle Mächte der 
sei hier nur die Entführung Region wollen uns vernichten 
Abdullah Öcalans im Jahre und bemühen sich, dies auch zu 
1999, bei der der israelische bewerkstelligen. Und in der gro- 
Geheimdienst eine entscheiden- ßen Gemeinschaft der Völker ist 
de Rolle spielte. Aktuell sind es ausgerechnet euer Volk jenes, 
vor allem die Heron genannten das ihnen in ihrem Bemühen 
Drohnen — unbemannte Flug- hilft, indem ihr ihnen die Waf- 
objekte - die zur Aufklärung im fen gebt mit denen sie uns ver- 
Kampf gegen die PKK von der nichten. 

Türkei eingesetzt werden und Es gab einmal eine Zeit, in der 
die die Türkei von Israel bezieht. wir Freunde waren. In den Jah- 
Murat Karayilan sagte in dem ren 1960/1970 unterstützte 
Interview: „Wissen Sie, für mich Israel die Kurdinnen. Wir haben 
besteht das größte Rätsel in Fol- das begrüßt. Aber seit den 
gendem: Von allen Völkern der 1980er Jahren, seit Israel die 
Welt hätte ich vor allem von Beziehungen zur Türkei und die 


stattgefunden haben“, sagt Öca- wähl im Juni 2011 verlängert 
lan, „haben im Namen des Staa- werden, meldeten die Zeitung 
tes stattgefunden. Niemand solle "Taraf" und der türkische 
sich unnötig Sorgen machen. Bei Nachrichtensender NTV am 
dem Projekt hier handelt es sich Mittwoch übereinstimmend, 
um ein Projekt von staatspoliti- Die PKK werde dies noch im 
scher Tragweite.“ Laufe der Woche offiziell ver- 

Im Hinblick auf die demokrati- künden. 

sehe Autonomie meint Öcalan: Am Montag hatte die Kurden- 
„Zurzeit befinden wir uns in politikerin Aysel Tugluk den 
einer Phase des Übergangs. Die inhaftierten PKK-Chef Abdul- 
Demokratische Autonomie Iah Öcalan besucht und sich 
betrachte ich als Raum der Frei- anschließend zuversichtlich 
heit für die Kurdinnen. Wie ich über ein Ende des seit 1984 
auch zuvor schon dargestellt anhaltenden bewaffneten Kon- 
habe, kennzeichnet sich die flikts zwischen den Rebellen 
Demokratische Autonomie nicht und der türkischen Armee geäu- 
durch die Begrenzung auf eine ßert. Öcalan habe im Gespräch 
Ethnie oder auf einen bestimm- mit Tugluk die verlängerte Waf- 
ten geographischen Raum. Son- fenruhe der PKK verlangt, 
dern es nandelt sich um die Bil- berichtete "Taraf". Eine voll- 
dung der Selbstverwaltung, ständige Entwaffnung der 
Unter der Demokratischen Rebellen steht demnach aber 
Autonomie bauen die Kurdin- nicht auf der Tagesordnung, 
nen ihre eigene demokratische DS, 29.9., ISKU 

Selbstverwaltung auf. Das ist 

keine Kriegserklärung oder so. 10 Monate Haft für BDP Co- 
Das ist ein demokratischer Akt. Vorsitzenden 
Ein Akt der demokratischen Ein türkisches Gericht in Amed 
Organisierung. Und sie wird (Diyarbakir) hat den Co-Vorsit- 
überall stattfinden und sich ver- zenden der Partei für Frieden 
breitem. Angefangen bei Sport- und Demokratie BDP, Selahat¬ 
clubs bis hin zu Kooperativen, tin Demirtaf „wegen Propagan- 
jede Ebene der Gesellschaft wird da für die PKK“ zu 10 Monaten 
sie organisieren.“ Haft verurteilt. 

Demirtaj hatte vor drei Jahren 
ANF, 29.9., ISKU in einer Sendung des kurdi¬ 
schen Fernsehens die Haftbe¬ 
dingungen von Abdullah Öca- 
„II -\t(^ lan kritisiert und ihn als Rep rä- 

L U- V CA IA1C11LC11 sentanten des kurdischen Vol¬ 
kes bezeichnet. Zum Zeitpunkt 
militärische Zusammenarbeit der Sendung war Demirtaj Vor- 
mit der Türkei forciert hat, sitzender des Menschenrechts¬ 
sehen wir sie an der Seite jener, Vereins IHD Diyarbakir. 
die uns systematisch unterarük- Zunächst wurde Demirtaf zu 
ken und vernichten wollen. einem Jahr Gefängnisstrafe ver- 

Ist denn Handel, ist denn Profit urteilt, wegen guten Verhaltens 
alles! Natürlich sollte es auch während des Prozesses wurde 
zwischen der Türkei und Israel die Strafe noch in der Verhand- 
Beziehungen geben. Warum lung auf 10 Monate reduziert, 
nicht? Aber warum müssen die ANF, 28.9., ISKU 

Beziehungen zu unseren Lasten 

gehen? Warum müssen sie uns Vierzehn Dorfschützer in 
unser Leben kosten? Ich frage Gever legten ihre Waffen nieder 
mich, ob den Menschen in Israel Vierzehn Dorfschützer in Gever 
bewusst ist, in welcher Art die (Yüksekova) im Kreis Colemerg 
Türkei die Waffen und die (mili- (Hakkari) legten ihre Waffen 
tärische) Ausbildung, die sie der nieder. Äydin E., der seine 
Türkei zukommen lasst, nutzt.“ Waffe nach 21 Jahren zurück 
Erdogan hat mehr und offener gab erklärte, dass er eigentlich 
als jeder andere türkische Mini- bald pensioniert würde. Aber 
sterpräsident die Beziehungen die letzte Boykott-Kampagne 
zur Hizbullah und zu Syrien for- der BDP sowie das Massakerbei 
eiert. Er umarmt Ahmadinejad dem Dorf Peyanis, bei dem 
und spricht sich lobend über die neun Personen ihr Leben verlo- 
Hamas aus. Seid ihr euch wirk- ren haben, habe ihn zu dieser 
lieh sicher, dass die Türkei euch Entscheidung gebracht. Die 
freundschaftlich gesinnt ist?“ kurdischen Menschen seien alle 
ANF, 22.123.9, ISKU gegen die Verleugnung und die 




Konfliktparteien fuhren intensive Gespräche 

Uber Jahrzehnte weigerte sich war die Einsicht der türkischen dass eine neue Seite aufgeschla- 
der türkische Staat strikt, mit Militärs, dass die PKK mit Waf- gen wurde", sagte Vize-Premier 

Vertretern der Kurden über eine fengewalt allein nicht zu besie- Cemil Cicek nach dem Treffen 

friedliche Beilegung des Kon- gen sein würde. Daraus ergab mit der Führung der Kurdenpar- 
flikts zu reden, der Zehntausen- sich mehr Spielraum für eine tei BDP. Nahziel ist die 

den Menschen das Leben kostete Suche nach einer politischen Umwandlung der derzeitigen 

und ganze Landstriche verwüste- Lösung. Ministerpräsident befristeten Waffenruhe der PKK 

te. Jetzt holt Ankara die Gesprä- Recep Tayyip Erdogan sprach als in einen dauerhaften Waffenstill- 

che nach. erster Regierungschef seines Lan- stand. Die unabhängige Tages- 

Noch nie haben die Hauptbetei- des von einem "Kurdenpro- zeitung "Taraf" meldete, dass 

ligten im Kurdenkonflikt so blem", räumte Fehler des Staates sich die Kurdenrebellen ganz aus 

intensiv miteinander gesprochen ein und versprach mehr Demo- dem türkischen Staatsgebiet 

wie derzeit. Sogar der inhaftierte kratie. Seine Regierung über- zurückziehen wollten. 

PKK-Chef Abdullah Öcalan, bis wand auch ihre Abneigung Bei aller Gesprächsbereitschaft 

vor Kurzem eine Unperson, ist in gegen Gespräche mit den nonf- gehen die Vorstellungen von den 

die Gespräche eingebunden. irakischen Kurden, auf deren politischen Schritten nach einem 

Kurzfristiges Ziel ist eine dauer- Gebiet die PKK ihr Hauptquar- stabilen Waffenstillstand weit 

hafte Waffenruhe der PKK, tier unterhält und die bei einer auseinander. Kurdenpolitiker 

mittelfristig soll die Gewalt ganz Entwaffnung der Rebellen eine wollen, dass die Türkei die Exi- 

aufhören. wichtige Rohe spielen könnten. stenz des kurdischen Volkes im 

Am Montag fuhr die prominen- Zwar gibt es immer wieder Rahmen einer neuen Verfassung 

te Kurdenpolitikerin Aysel Rückschläge, wie das Verbot der offiziell anerkennt. Die BDP ver- 

Tugluk mit staatlicher Genehmi- Kurdenpartei DTP durch das langt zudem kurdischen Unter- 

gung auf die Gefängnisinsel Verfassungsgericht im vergange- rieht in staatlichen Schulen 

Imrali bei Istanbul, um mit Öca- nen Jahr, und die immer wieder sowie eine Ausweitung der regio- 

lan zu reden. Öcalan selbst ver- aufflammende Gewalt. Doch nalen Autonomie, eine Forde¬ 
handelt mit dem türkischen inzwischen scheint eine kritische rung, die in der zentralistisch 

Geheimdienst und bezeichnete Schwelle überschritten: Nur aufgebauten türkischen Repu- 

diese Gespräche kürzlich als Rechtsnationalisten favorisieren blik bisher fast als Hochverrat 

positiv. Die Kurdenpartei BDP noch Feuer und Schwert als allei- galt. Immerhin konnten die Kur¬ 
traf sich unterdessen mit einem nige Mittel gegen die PKK. Vor den ihre Forderungen vortragen, 

türkischen Vize-Premier und wenigen Wochen konnte Erdo- ohne gleich ins Gefängnis 

dem Justizminister. Und der tür- gan sogar das politische Risiko geworfen zu werden, 

kische Innenminister besuchte eingehen, die vertraulichen Die neue Gesprächskultur ist des- 

die nordirakischen Kurden, um Gespräche zwischen den Behör- halb das bisher greifbarste Ergeb- 

über die Zukunft der PKK- den und Öcalan publik zu nis der Bemühungen um ein 

Kämpfer im Irak zu reden. Der machen. Seinen Sieg beim Ver- Ende des Kurdenkonflikts. Alle 

deutsche Innenminister Thomas fassungsreferendum vor zwei Beteiligten haben zudem gezeigt, 

de Maiziere lobte bei seinem Wochen sieht Erdogan auch als dass sie sich von Rückschlägen 

Türkei-Besuch vergangene Rückendeckung für seine Kur- nicht entmutigen lassen. Nach 

Woche die "vielversprechende denpolitik. dem Tod von neun Menschen bei 

innenpolitische Diskussion" in Niemand in der türkischen einem Anschlag auf einen Mini- 

Ankara. Hauptstadt erwartet, dass über bus in Hakkan im Kurdengebiet 

Der Sinneswandel ist Ergebnis Nacht der Frieden ausbricht, vor zwei Wochen wurden Gesprä- 

eines Prozesses, der vor einigen Eine vorsichtige Zuversicht ist che zwar verschoben, aber nicht 

Jahren begann. Ausgangspunkt dennoch spürbar. "Wir hoffen, abgesagt. WZ, 27.9., ISKU 

Es bedarf eines konkreten Plans über ein 
Zustandekommen des Friedens 

ln einem Kommentar in der Ursprünglich war geplant den oder ein Niederlegen der Waffen 

Zeitung Gündem hat Yüksel Rückzug innerhalb von zwei nicht Vorbedingungen sind 

Gen^ zu Meldungen in den Zei- Monaten zu bewältigen. Der „sondern nur innerhalb eines 

tungen Taraf und Yeni §afak Rückzug wurde allerdings erheb- Friedensprozesses in Frage kom- 

Stellung bezogen. Die Zeitung lieh erschwert, da die türkische men“. Dass „ein Niederlegen der 

Taraf hatte in den letzten Tagen Armee den Rückzug der Gueril- Waffen also nur in Frage 

die Meldung „die PKK würde la nutzte, um durch anhaltende kommt, wenn der Grund, wes- 

ihre bewaffneten Kräfte hinter militärische Operationen dieser halb zu den Waffen gegriffen 

die Grenze zurückziehen“ lan- schwere Verluste zu zufügen. So wurde, aus der Welt geschafft 

eiert. Die Tageszeitung Yeni mussten 500 Mitglieder der wäre“. Jüngste Beispiele, wie das 

§afak brachte unter der öchlag- Guerilla den Rückzug, d. h. das der Tamilen, bestätigten dies 

zeile „Die Zeit der Auswande- Bemühen um einen gerechten eindeutig. 

rung aus Kandil hat begonnen“ Frieden, mit ihrem Leben Wer also für einen Rückzug der 

die Meldung „Die PKK verließe bezahlen. Yüksel Gern; weist in PKK oder das Niederlegen ihrer .. T A 

den Kandil und würde sich in ihrem Kommentar darauf hin, Waffen, bzw. wer für den Frie- IN U ^ e 

Mahmur niederlassen“. dass die PKK das „noch nicht den plädiere, müsse sich heute erscheint wöchentlich und kann in 

Yüksel Gen^ wies in ihrem vergessen habe“. Dass trotz der für das Zustandekommen von gewünschter Stückzahl gegen 

Kommentar in Gündem darauf einschneidenden Erfahrung das Friedensverhandlungen und die Übersendung des Portos bei der 

hin, sich doch der Bedingungen Bemühen der PKK um Frieden Einbeziehung ÖcaTans einset- Informationsstelle Kurdistan 

zu erinnern unter den der Rück- auch in jenen Tagen nicht nach- zen. Auch dürften konkrete Vor- Stahltwiete 10 

zug im Jahre 1999 zustande gelassen habe und die PKK die Schläge über vertrauensbildende 22761 Hamburg 

gekommen ist. 1999 hatte Öca- ersten Gruppen der Friedensbot- Maßnahmen von Seiten der Tel.:040-421 02 845 

lan die Guerilla zum Rückzug schafter in die Türkei entsandt Türkei nicht außer Acht gelassen E-mail: isku@nadir.org 

hinter die Grenze aufgerufen, ln habe. Diese jedoch in der Türkei werden. Es bedarf eines konkre- bestellt werden, 

jenen Tagen hatte die PKK ihre postum verhaftet wurden. ten Plans über ein Zustande- Spenden auf unser Konto: 

ideologische Erneuerung in Diese Erfahrung zeige jedoch kommen des Friedens. Postbank Köln, BLZ 37010050 

Angriff genommen und mit nicht, so meint Yüksel Gene, Konto-Nr.: 3968-506 

dem Rückzug sowohl ihre ideo- dass ein Rückzug oder ein Yüksel Gen^ war Mitglied der 1. Weitere Informationen und einen 

logische Neuorientierung als Niederlegen der Waffen für die Friedensbotschafterinnen täglichen Pressespiegel findet Ihr 

auch einer demokratischen PKK inakzeptabel wäre. Son- im Internet unter: 

Lösung den Weg ebnen wollen, dern zeige nur, dass ein Rückzug Gündem, 28.9., ISKU www.isku.org 


Vernichtung durch die Türkei. 
Doch die Dorfschützer stehen 
außerhalb der eigenen Bevölke¬ 
rung. „Die Zeit ist für die Dorf¬ 
schützer gekommen diese Tatsa¬ 
che zu realisieren", erklärte er. 
Die 14 Dorfschützer gaben ihre 
Gewehre an das Hauptquartier 
der Gendarmerie in Gever 
(Yüksekova) zurück. 

Die BDP von Gever begrüßte 
die Entscheidung der T)orf- 
schützer in der Hoffnung, dass 
mehr und mehr Dorfschützer 
ihre Waffen niederlegen. 

ANF, 28.9., ISKU 

PKK-Urfa-Prozess beendet 
Der PKK-Prozess von Urfa, der 
vor dem 8. Schweren Strafge¬ 
richt in Ankara anhängig war, ist 
beendet. Zwischen den insge¬ 
samt 117 Angeklagten befanden 
sich namhafte Personen wie 
Abdullah Öcalan, Cemil Bayik 
und Murat Karayilan. Das Ver¬ 
fahren wurde 1987 eröffnet, der 
erste Prozesstag war im Dezem¬ 
ber 1999. Bisher war jedoch 
lediglich die Aussage von Abdul¬ 
lah Öcalan gehört worden. 
Gegen die insgesamt 117 Ange¬ 
klagten wurde ursprünglich die 
Todesstrafe gefordert. Das 
Gericht begründete das jetzige 
Aussetzen des Verfahrens mit 
Verjährung. ANF, 24.9., ISKU 

Regierungsantrag zur grenz¬ 
überschreitenden Operation 

Der Ministerrat erörterte auf 
seiner Sitzung die Verlängerung 
des grenzüberschreitenden Ein¬ 
satzes der türkischen Streitkräf¬ 
te. Nach der Sitzung des Mini¬ 
sterrates sagte Regierungsspre¬ 
cher CerniE Cicek, der betref¬ 
fende Regierungsantrag sei ver¬ 
längert und dem Mmisterrat 
vorgelegt worden. 

Auf der Tagesordnung standen 
auch die Anpassungsgesetze im 
Zusammenhang mit dem Ver¬ 
fassungsänderungspaket. Cicek 
erklärte, dass in dieser Angele¬ 
genheit ein Anpassungsaus¬ 
schuss gebildet worden ist. Der 
Ausschuss werde von Cicek 
geleitet. trt, 28.9., ISKU 
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12. Jahrestag des Internationalen 
Komplotts gegen Öcalan 


... ein Angriff 

Am 9. Oktober 1998 wurde 
Herr Öcalan von einem interna¬ 
tionalen und regional-reaktionä¬ 
ren Bündnis, in das auch Europa 
involviert war, zum Verlassen des 
Mittleren Ostens gezwungen. 

... ein Ziel 

Damit wurde der Startschuss für 
die Bekämpfung des Strebens 
der Kurden nach Frieden und 
Freiheit gegeben. Mit der 
Absicht, das Ansehen von Herrn 
Öcalan als Repräsentant der 
Kurdinnen und Kurden zu zer¬ 
stören und die Bevölkerung von 
ihm zu entfremden, sollte auch 
die Region in ein Chaos endlo¬ 
ser Auseinandersetzungen ge¬ 
stürzt werden. 

... die Realität 

Doch war es Herr Öcalan, der 
unter Achtung der universellen 
Werte der Menschheit die 
Demokratie- und Friedensbe¬ 
strebungen vertieft und die Kur¬ 
den von einer Spirale der 
Gewalt und daraus resultieren¬ 
den Kriegen ferngehalten hat. 
Auch die harten Isolationshaft¬ 
bedingungen, sein stark ange¬ 
griffener Gesundheitszustand 
und die permanenten Angriffe 
egen seine Person haben ihn 
is heute nicht von seinen auf 
politische Lösungen orientierte 
Überzeugungen abbringen kön¬ 
nen. 


... das Ergebnis 

Diese Haltung von Herrn Öcalan 
und die unermüdlichen friedens¬ 
politischen Bemühungen der kur¬ 
dischen Seite werden das interna¬ 
tionale Komplott im Hinblick auf 
seine Ziele, Absichten, Methoden 
und Ergebnisse letztlich als 
gescheitert in die Geschichte ein- 
gehen lassen. 

... die Gegenwart 
Die Kurden haben mit dem Boy¬ 
kott des Referendums zur völlig 
unzureichenden Änderung der 
seit dem Militärputsch vom 12. 
September 1980 geltende Verfas¬ 
sung gezeigt, dass die von ihnen 
geforderte „demokratische Auto¬ 
nomie“ innerhalb der türkischen 
Staatsgrenzen die passendste 
Lösungsformel der kurdischen 
Frage ist. Eine demokratische 
Türkei und ein demokratisches, 
autonomes Kurdistan ist eine For¬ 
mel, die nichts mit Separatismus 
zu tun hat, sondern ein Weg zur 
Selbstverwaltung der Menschen 
und zu einem freien Leben mit 
eigener Kultur und Identität sein 
soll. 

ln diesem Sinne hat Herr Öcalan 
die jeweiligen Seiten - 
Türkei und die Kurden, DTK 
(Demokratischer Gesellschafts¬ 
kongress) und BDP (Partei für 
Frieden und Demokratie) - zu 
Verhandlungen aufgerufen. Trotz 
anhaltender Repression gegen die 
Bevölkerung, Bürgermeister, Poli¬ 


tikerinnen und gegen zivilgesell¬ 
schaftliche Einrichtungen setzt 
die kurdische Seite auf eine politi¬ 
sche Lösung der Konflikte und 
hat deshalb eine Verlängerung der 
Waffenruhe bis in das kommende 
Jahr erklärt. Diese Chance sollte 
genutzt werden! 

... ein Aufruf 

Das kurdische Volk fordert eine 
Autonomie, in der grundlegende 
kulturelle, soziale und politische 
Rechte gewährleistet werden. 
Auch hier sollte auf die Türkei 
eingewirkt und der zaghaft 
begonnene Konfliktlösungsweg 
von der internationalen Gemein¬ 
schaft unterstützt werden. Die 
Zeit ist schon lange reif für Frie¬ 
den in Kurdistan und Demokra¬ 
tie im Mittleren Osten, 
ln diesem Sinne fordern wir von 
den europäischen Staaten insbe¬ 
sondere im Rahmen der Verhand¬ 
lungen über einen EU-Beitritt der 
Türkei, ihren Einfluss für eine 
demokratische Lösung der kurdi¬ 
schen Frage geltend zu machen - 
auch und gerade im Hinblick auf 
ihre rechtlichen und moralischen 
Verpflichtungen. Gleichzeitig 
erwarten wir ein Ende der Repres¬ 
sion gegen Kurdinnen und Kur¬ 
den und setzen auf eine Praxis des 
Dialogs und der politischen Aus¬ 
einandersetzung. 

Freiheit flir Öcalan — Frieden in 
Kurdistan — Demokratie im Mitt¬ 
leren Osten! ( YEK-KOM , 9.10.) 


Karayilan: Türkei bereitet sich auf 
Militäroperation vor 


Murat Karayilan sprach am 
Dienstag über das Radio zur kur¬ 
dischen Guerilla. Er wies auf die 
Bemühungen der Türkei hin, die 
kurdische Bewegung mit einer 
breit angelegten Mihtäroperation 
zu vernichten. Er erklärte, die 
letzten diplomatischen Bemü¬ 
hungen der Türkei deuteten auf 
Vorbereitungen einer Militärope¬ 
ration hin. 

Der türkische Innenminister 
Besir Atalay besuchte in den let¬ 
zen zwei Wachen Irak, Syrien und 
kurdische Städte an der Grenze. 
Diese diplomatischen Bemühun¬ 
gen mit den Vereinigten Staaten 
und regionalen Kräften hätten 
das Zieh die kurdische Bewegung 
in militärische, ökonomischer 
und politischer Hinsicht nieder¬ 
zuringen, so Karayilan. „So wol¬ 
len sie ihre Lösung in Kurdistan 


durchsetzen.“ Karayilan wies 
auch auf die verstärkte türkische 
Unterstützung kurdischer Bewe¬ 
gungen in Kurdistan hin. „Die 
Türkei versucht, eine alternative 
olitische Bewegung zur PKK zu 
reieren. Sie wollen politische 
Dorfschützer gestalten“ sagte er. 
Über die Verhandlungen mit dem 
Vertreter der Kurdinnen, Abdul¬ 
lah Öcalan, sagte Karayilan, diese 
seien „strategisch“. Er sagte, für 
die kurdische Bewegung habe 
eine neue Phase mit neuen 
Methoden begonnen. 

Karayilan sagte auch, wenn die 
türkische Regierung bestimmte 
Schritte unternehme, werde die 
kurdische Seite den Waffenstill¬ 
stand auf unbestimmte Zeit ver¬ 
längern. Aber wenn nicht, werde 
die kurdische Seite sich neue 
Optionen offenhalten. 


Die Polizeioperationen gegen 
die Partei für Frieden und 
Demokratie BDP nannte 
Karayilan türkische Politik der 
Kriminalisierung der kurdi¬ 
schen politischen Bewegung. 
“Sie beschuldigen die BDP Mit- 

f lieder, sie seien Mitglieder der 
ICK. Wir sind die KCK und 
wir sind hier. Wir haben keine 
Verbindung mit den beschul¬ 
digten kurdischen Politikern“, 
so Karayilan. 

Er rier die Guerilla auf, den 
Waffenstillstand zu respektieren 
und Auseinandersetzungen mit 
der Armee zu vermeiden. Aber 
er sagte auch, das Recht auf 
Selbstverteidigung sei ein natür¬ 
liches Recht und die Guerilla 
sollte sich aggressiv verteidigen, 
wenn sie angegriffen werde. 

(ANF, 6.10\ ISKU) 


Meldungen 


Verteidigt die Meinungsfreiheit 
— Finger weg von Roj Tv! 

40 Millionen Kurden in der gan¬ 
zen Welt sehen die Sendungen 
von ROJ TV. Das versucht die 
dänische Regierung auf Druck 
von der Türkei zu stoppen! Roj 
TV ist das größte kurdische 
Medium und eines der größten 
Medien in der Türkei. Die Türkei 
drängt die dänische Regierung, 
die Sendelizenz von Roj TV, mit 
dem Kampf gegen den Terro¬ 
rismus als Vorwand, einzuziehen. 
Den Kurden geht es um Mei¬ 
nungsfreiheit, um Nachrichten 
und Kultur in einer Sprache zu 
verbreiten, die die türkische 
Regierung seit vielen Jahrzehnten 
unterdrückt. Deshalb: Finger 
weg von ROJ TV! Unterschrif¬ 
tenliste unter www.isku.org 

Keine „demokratische 
Öffnung“ in den Gelangnissen 
der Türl :ei 

„Es gibt keine demokratische 
Öffnung in den Gefängnissen 
der Türkei“, so das frühere Mit¬ 
glied der nun verbotenen DTP 
Nedim Täf, der vor kurzem nach 
einer 19-monatigen Gefängnis¬ 
strafe nach der „KCK-Opera- 
tion“ entlassen wurde. 

Laut Nedim Ta$, sind intensive 
Isolation, Mangel an medizini¬ 
scher Versorgung, keine Amne¬ 
stie für kranke Gefangene, 
zunehmende physische Be¬ 
schwerden aufgrund von 
schlechten Verhältnissen, über¬ 
füllte Baracken, starker Druck 
auf Besucher, wie auch gegen 
Gefangene, kein Recht die Mit¬ 
gefangenen zu sehen, Drangsalie¬ 
rung auf dem Transport zu Kran¬ 
kenhaus oder Gericht, keine 
Publikationen oder Briefe in 
Kurdisch, und extrem begrenzte 
Zeit auf dem Gefängnishof die 
Probleme, mit denen die Gefan¬ 
genen nach der „Demokrati¬ 
schen Öffnung“ zu tun haben. 

(mHA, 5.10, ISKU) 


Kind bei Explosion getötet 
Ahmet I. (12) und Ramazan I. 
(12) spielten in der Nähe ihres 
Zuhauses in dem Dorf Gumus- 
yazi in der Nähe der Kreisstadt 
Base (Guclukonak). Augenzeu¬ 
gen berichteten, dass dielCinder 
etwas fanden und es in die 
Hände nahmen und es darauf¬ 
hin zu einer Explosion kam. 
Wie sich wenig später heraus¬ 
stellte, fanden die Kinder mili¬ 
tärische Munition, die in den 
Händen von Ahmet I. explo¬ 
dierte. Ahmet I. wurde aur der 
Stelle getötet, sein Freund 
Ramazan i. schwer verletzt. 

(ANF, 5.10., ISKU) 




BDP-Mitglieder in Riha verhaftet 


Bei einer Operation im Rahmen 
der KCK Verfolgung wurden in 
Urfa am Wochenende 24 Men¬ 
schen verhaftet. Mittlerweile 
sind 16 von ihnen wieder auf 
freiem Fuß, die übrigen 8 wur¬ 
den in Haft genommen, darun- 


Die Volksverteidigungskräfte 
HPG veröffentlichten am 2.10. 
die Bilanz über die durchgeführ¬ 
ten Militäroperationen, Gefechte 
und Aktionen. Nach dieser Bilanz 
hat das türkische Militär 25 Ope¬ 
rationen, sechs Luftangriffe und 
41 Artillerieangriffe durchgeführt 
und 13 Waldbrände ausgelost. Es 
wurden, obwohl die Guerilla den 
Waffenstillstandes befolgte, ein 
Guerilla gefangen genommen, 13 
Guerillas und 20 Soldaten getö¬ 
tet. Da trotz der einseitigen Waf¬ 
fenruhe die Militäroperationen 
andauerten, erklärte die Guerilla, 


ter zwei Regionalvertreterinnen 
der BDP sowie eine Frau mit 
ihrem 3-jährigen Sohn. 

Die Anklagen beziehen sich auf 
Telefonmitschnitte, in denen 
über eine Shampoo-Marke 
gesprochen wird. Anwalt Bekir 


dass sie vom Recht auf Vergeltung 
Gebrauch machen werde. Das 
türkische Militär führe verdeckte 
Aufklärungsoperationen durch 
und versuche bei jeder Gelegen¬ 
heit Guerillas zu töten. Aufgrund 
dieser Operationen kam es zu 
sechs Gefechten mit der Guerilla. 
Die FIPG erklärten dazu: „In der 
Region Colemerg (Hakkari) wur¬ 
den sehr breite Militäroperatio¬ 
nen in Vernichtungsabsicht 
durchgeführt. Gegen diese vor¬ 
sätzlichen, feigen, faschistischen 
Angriffe haben unsere Guerilla¬ 
streitkräfte von ihrem legitimen 


Benek erklärte, dies würde den 
Angeklagten von der Staatsan¬ 
waltschaft als verschlüsselte Bot¬ 
schaften auslegt, Menschen zur 
Organisation in die Berge brin¬ 
gen zu wollen. Der BDP-Parla- 
mentsabgeordnete Binici sagte: 
"Selbst sich nach der Gesund¬ 
heit einer Person zu erkundigen, 
wird einem als Verbrechen aus¬ 
gelegt. Das Telefonat mit dem 
Regionalvertreter wurde genau 
protokolliert. Ein Parlamentsab- 

f eordneter wird abgehört und 
ie Regionalvertreterinnen wer¬ 
den mit phantasierten Beweisen 
angeklagt. Unsere Partei soll zu 
Terroristen gemacht werden." 
Die Anklage sei so lächerlich, 
dass sich selbst Polizeibeamte 
und Strafverfolger bei der Befra¬ 
gung nicht das Lachen verknei¬ 
fen konnten, so ein Prozessbeob¬ 
achter der Zeitung Azadiya 
Welat. 

LIintergrund war die Befreiung 
eines minderjährigen Mädchens 
aus den Händen einer Zuhälter¬ 
bande und ihre Unterbringung 
in einem Frauenhaus in Arnea 
(Diyarbakir). Das Mädchen war 
von der Bande anschließend 
unter Druck gesetzt worden und 
hatte ausgesagt, sie solle in die 
Berge geschickt werden. 
Rechtsanwalt Benek gibt zu 
bedenken: "Diejenigen, die sich 
anschicken, demokratische Poli¬ 
tik zu machen, sollen sich lieber 
um die Probleme der Gesell¬ 
schaft kümmern. Während 
unsere Partei ihr bestes gibt für 
eine friedliche Atmosphäre mit 
Erklärungen, Aktivitäten und 
ihren Bemühungen um die kur¬ 
dische Frage, werden Exekutiv- 
und Regionalvertreter gefangen¬ 
genommen." 

Und Parlamentsabgeordneter 
Binici fügt hinzu: "Die AKP, die 
denkt, die BDP mit der Festnah¬ 
me von Regionalvertreterinnen 
in Riha (Urfa) schwächen zu 
können, kann man nicht mehr 
falsch verstehen. Die Menschen 
von Riha (Urfa) werden die AKP 
bei den Wahlen 201 labstrafen. 
Sie sollten mit ihren schmutzi¬ 
gen Händen nicht die sauberen 
Türen der BDP berühren." 

(ANF, 5.10., ISKU) 


Recht auf Selbstverteidigung 
Gebrauch gemacht und eine Ver¬ 
geltungsaktionen durchgeführt.“ 
Auf allen Ebenen gehen die Ope¬ 
rationen weiter. In Nisebin rich¬ 
ten Einheiten des türkischen 
Militärs Hinterhalte an Durch¬ 
zugswegen der Guerilla ein, das 
Gabar-Gebiet wird willkürlich 
aus Kobra-Helikoptern bombar¬ 
diert. Die Bombardierung der 
Meder-Verteidigungsgebiete dau¬ 
erte in den letzten Tagen an. Von 
den Luftangriffen sind auch meh¬ 
rere Dörfer im Zagros-Gebiet 
betroffen. (ANF, 2.10., ISKU) 


Zwei Jugendliche wegen 
Teilnahme am 
Schulboykott verhaftet 

Zwei Jugendliche im Alter von 
15 Jahren, deren Namen aus 
rechtlichen Gründen nicht veröf¬ 
fentlicht werden, wurden am 
Sonntag in Kadifekale zusam¬ 
men mit 13 anderen festgenom¬ 
men. Die Jugendlichen hatten 
sich am Schulboykott, der von 
der Initiative für das Recht auf 
die eigene Muttersprache organi¬ 
siert worden war, beteiligt. Sie 
hatten an einer Demonstration, 
auf der das Recht auf Bildung in 
der Muttersprache gefordert 
wurde, teilgenommen. 

Ein Gericht in Izmir stellte nun 
einen Haftbefehl gegen die bei¬ 
den aus und übergab sie dem ört¬ 
lichen Gefängnis. Sie werden der 
„Unterstützung einer terroristi¬ 
schen Vereinigung“ sowie der 
„Zerstörung öffentlichen Eigen¬ 
tums“ angeklagt. 

(ANF, 5.10., ISKU) 

Todersurteil gegen 
Gulperipur bestätigt 

Das Hone Gericht des Iran hat 
das Todesurteil gegen Hebibulla 
Gulperipur (27) bestätigt. Gul¬ 
peripur Defindet sich seit Herbst 
2009 im Gefängnis von Maha- 
bad. Das Gericht in Mahabad 
hat gegen H. Gulperipur unter 
demVorwurf der „Mitgliedschaft 
in der PJAK“ und „Feindschaft 
zu Allah“ die Todesstrafe ver¬ 
hängt. Seit 2007 sind wegen 
„Mitgliedschaft in der PJÄK“ 
mindestens 7 Menschen im Iran 
hingerichtet worden. 

(ANF, 6.10., ISKU) 
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Termine: 

Demonstrationen 

anläßlich des Jahrestages des 
Komplotts gegen Abdullah 
Öcalan 

Berlin: 9.10., 14.00 Uhr 
Alexanderplatz 
Hamburg: 9.10., 14.00 Uhr 
Gänsemarkt 

Marburg: 8.10., 17.00 Uhr 
Kirchplatz 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Stahltwiete 10 
22761 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 


Erklärung des 
BDP-Frauenrats 


ln einer schriftlichen Erklärung 
hat der BDB-Frauenrat darauf 
hingewiesen, dass der Großteil 
der Betroffenen der jüngsten 
Verhaftungswelle in Riha (Urfa) 
Frauen sind; das eigentliche Ziel 
dieser Repression sei es, Frauen 
daran zu hindern, eine alternati¬ 
ve Politik zu machen. „Die Vor¬ 
fälle in Riha (Urfa) weisen auf 
die Angst und Besorgnis hin, die 
das System vor uns politisch 
aktiven Frauen hat“, heißt es in 
der Erklärung. „Das Recht wird 
dabei mit Füßen getreten und es 
wird versucht, eine allgemeine 
Paranoia auszulösen.“ 
ln Riha (Urfa) war am 4. Okt¬ 
ober im Ermittlungsverfahren 
gegen „KCK-Strukturen“ u. a. 
auch die Ehefrau des bereits 
zuvor verhafteten Bürgermei¬ 
sters der Kreisstadt Suruc, 
Ethem Sahin, verhaftet worden. 
Aynur Sahin wurde gemeinsam 
mit ihrem dreijährigen Sohn 
Agir inhaftiert. 

Der Frauenrat wies weiter darauf 
hin, dass Hintergrund der 
Anschuldigungen gegen die 
BDP in Riha (Urfa) dieTragödie 
einer Minderjährigen sei: „Die 
beschuldigten BDP-Frauen 
haben einer jungen Frau gehol¬ 
fen, die zur Prostitution 
gedrängt worden war und 
gleichzeitig drogenabhängig und 
Gewaltoprer ist. Die Frau wurde 
im Frauenschutzhaus in Amed 
(Diyarbakir) untergebracht.“ 
„Bandenmitglieder“ aus dem 
früheren Umfeld der Betroffe¬ 
nen hätten sie dazu gebracht, 
eine Aussage zu machen, dass sie 
„in die Berge geschickt“ werden 
solle. Dabei handele es sich um 
ein Komplott, das von den 


Sicherheitskräften entworfen 
worden sei, um die Arbeit der 
BDP in Riha (Urfa) zu behin¬ 
dern. „Unsere Freundinnen 
haben einer Frau geholfen, die 
Opfer von Gewalt geworden 
war, und sie in einem Frauen¬ 
schutzhaus untergebracht. Es 
stellt sich die Frage, warum eine 
Frau, die in die Berge geschickt 
werden soll, in einem Frauen¬ 
haus untergebracht wird.“ 
Abschließend heißt es in der 
Erklärung: „Wir haben eine 
Frage an diejenigen, die behaup¬ 
ten, die kurdische Frage werde 
gelöst und alles werde gut: Wie 
passt das mit Repression, Dro¬ 
hungen, Festnahmen und Ver¬ 
haftungen zusammen? (...) Als 
Frauen sind wir der Auffassung, 
dass all das nicht nötig ist. Die 
Lösung ist ganz einfach und 
beruht auf einer friedlichen 
Lösung. Für eine Lösung muss 
die AKP von allen militärischen 
und politischen Operationen 
Abstand nehmen und vertrau¬ 
ensbildende Maßnahmen auf 
den Weg bringen. Alle, die im 
Rahmen des KGK-Ermittlungs- 
verfahrens inhaftiert worden 
sind, müssen unverzüglich frei- 

f elassen werden und es müssen 
riedensgespräche geführt wer¬ 
den. Es sollte eindeutig sein, 
dass keine Macht der Welt uns 
Frauen von Freiheit, Gerechtig¬ 
keit, Gleichberechtigung und 
dem Aufbau einer demokrati¬ 
schen Autonomie abhalten 
kann. Als BDP-Frauen werden 
wir uns den Drohungen nicht 
beugen. Unsere Antwort kann, 
in Großbuchstaben, nur FREI¬ 
HEIT lauten.“ 

(ANF, 07.10., ISKU) 


Guerilla veröffentlicht Bilanz fiir 
Monat September 





Nr. 486 

15. Oktober 2010 


Informationsstelle Kurdistan e.V. 

isku@nadir.org 

www.isku.org 


N ü 9 e 

wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Prozessbeginn am Montag in Amed 

Kurdinnen bereiten sich auf 
historischen Prozess vor 


Von den 2000 festgenomme¬ 
nen kurdischen Politikerinnen 
unter denen sich auch Bürger¬ 
meisterinnen und Vorsitzende 
des Menschenrechtsvereins 
IHD befinden, werden nun 
151 am 18.10.io im Rahmen 
des „KCK Verfahrens“ das erste 
Mal dem Gericht vorgeführt. 
Für die Verteidigung stehen 
300 Anwältlnnen bereit. Für 
die Zeit des Prozesses sind von 
kurdischer Seite verschiedene 
Aktionen geplant. 

ln Vorbereitung für den ersten 
Gerichtstermin des KCK-Ver- 
fahrens wurden eine Rechts¬ 
und eine Diplomatie-Kommis- 
sion gegründet. Einerseits wird 
die Verteidigung vorbereitet, 
andererseits daran gearbeitet, 
das „KCK Verfahren der Pres¬ 
seöffentlichkeit zugänglich zu 
machen. Um den von Seite der 
KCK im letzten Monat verlän¬ 
gerte Beschluss zur Aktionslo- 
sigkeit in einen dauerhaften 
Waffenstillstand zu verwandeln 
gilt es, „die kurdischen Politie- 
rlnnen freizulassen“. Alle Auf¬ 
merksamkeit ist nun auf den 
Prozessbeginn am 18.10. in 
Amed gerichtet. 

Die Diplomatie Kommission 
arbeitet einerseits in Richtung 
Gewerkschaften, NGOs, Ver¬ 
treterinnen politischer Par¬ 
teien, Journalistinnen und 
trifft sich mit diesen. Aber auch 
nach außen wird gearbeitet und 
Treffen mit den Konsulaten, 
Parlamentarierinnen, Vertrete¬ 
rinnen politischer Parteien 
organisiert. Für die Prozessbe¬ 
obachtung wird daran gearbei¬ 
tet, eine nationale und interna¬ 
tionale Kommission aufzubau¬ 
en. 

Von Seiten der Anwältlnnen 
wurde eine „Rechtskommis¬ 
sion“ eingerichtet. Es geht 
darum, die im Rahmen des 
Gerichtsverfahrens vorgebrach¬ 
ten Beweise zu widerlegen, die 
Rechtswidrigkeit der Verhöre 
darzustellen und die während 
den Festnahmen und Inhaftie¬ 
rungen geschehene Rechtslosig- 
keit vorzubringen. Die Rechts¬ 
kommission arbeitet an einer 
internationalen Anwältlnnen- 


kommission zur Beobachtung 
des Prozesses. 

300 Anwältlnnen stehen bereit 

Mit dem Ziel, jede/n Angeklag- 
te/n von einer Anwältin bzw. 
einem Anwalt vertreten zu las¬ 
sen, sind 300 Anwältlnnen für 
den Prozess vorbereitet. Für die 
Prozessbeobachtung sowohl 
durch die Familien der Ange¬ 
klagten, als auch von nationaler 
und internationaler Seite wurde 
eine Kommission gegründet. 

Neuer Gerichtssaal im Bau 
Aufgrund der hohen Anzahl 
der Angeklagten im Prozess 
wurden im 6. Gericht für 
schwere Strafen in Amed (Di- 
yarbakir) zwischen dem 18.10. 
und 12.11. alle anderen Verfah¬ 
ren verlegt, in diesem Zeitraum 
wird es nur das KCK-Verfahren 
geben. Es wurde begonnen auf 
einer Freifläche einen Gerichts¬ 
saal zu bauen, die Fertigstel¬ 
lung bis zum Prozessbeginn ist 
unwahrscheinlich. 

Aktionen 

Um die Angeklagten zu unter¬ 
stützen, werden sich vom ersten 
Tag an vor dem Gerichtsgebäu¬ 
de in Amed Menschen versam¬ 
meln, die während des gesam¬ 
ten Verfahrens immer wieder 
Zusammenkommen werden. 

Operationen dauern an 

Nach dem Erfolg der mittler¬ 
weile verbotenen DTP bei den 
Kommunalwahlen am 29.3.09, 
bei der sie ihren Stimmenanteil 
verdoppeln konnten und damit 
die Anzahl der Bürgermeiste¬ 
rinnenämter auf 99 anstieg, 
begannen am 14.4.09 in ver¬ 
schiedensten Regionen zahlrei¬ 
che Polizei-Operationen. Ent¬ 
sprechend den von Seite der 
BDP veröffentlichten Zahlen, 
wurden seither ungefähr 4 000 
Personen festgenommen und 
mehr als 2 000 inhaftiert. 
Einen Tag vor dem Beginn der 
Repressionswelle hatte die 
KCK am 13.4.09 einen Waf¬ 
fenstillstand verkündetet. 

151 Personen angeklagt 

Die Anklageschrift wurde im 
Juni 2010 dem 6. Gericht für 
schwere Strafen in Amed (Di- 
yarbakir) vorgelegt. 103 der 


151 Angeklagten wird „Mit¬ 
gliedschaft in einer verbotenen 
Organisation“, „Unterstüt¬ 
zung“, „Gefährdung der natio¬ 
nalen Einheit“ und ähnliches 
vorgeworfen. Die Anklage¬ 
schrift umfasst 7578 Seiten und 
es werden zwischen 15 Jahren 
und lebenslanger Haft gefor - 
dert. Die KCK/TM (Gemein¬ 
schaft der Kommunen Kurdi¬ 
stans/ Türkei Rat) sei „auf dem 
Weg einen neuen Staat zu 
gründen“ heißt es in der Ankla¬ 
geschrift und ein 4 Phasen Plan 
mit 4 grundlegenden Zielen 
wird beschrieben, in deren 
Konsequenz die Anklage 
„Gefährdung der staatlichen 
und nationalen Einheit“, „Mit¬ 
glied und Führung einer terro¬ 
ristischen Organisation“ und 
„Unterstützung einer terroristi¬ 
schen Organisation“ lautet. Bei 
den in Verbindung mit den 
Festnahmen gelaufenen Haus¬ 
und Arbeitsjnatzdurchsuchun- 
gen wurden weder Waffen und 
noch nicht einmal so etwas wie 
Klappmesser gefunden. Als 
Beweise dienen lediglich abge¬ 
hörte Telefone und Überwa¬ 
chungen. 

KCK bestreitet jede Verbin¬ 
dung 

Die Gemeinschaft der Gesell¬ 
schaften Kurdistan KCK 
bestreitet jede Verbindung mit 
den inhaftierten kurdischen 
Politikerinnen. Murat Karayi- 
lan, Exekutivratsvorsitzender 
der KCK erklärte aus den Kan- 
dil-Bergen, dass sie die KCK 
seien und nicht die Politikerin¬ 
nen. 

Vor Europäischen Menschen¬ 
gerichtshof (EGMR) gebracht 
104 BDP- und ehemals DTP- 
Verantwortliche, die im Rah¬ 
men der KCK-Operationen 
festgenommenen wurden, sind 
mit der Begründung eines 
unfairen Prozesses vor den 
EGMR gezogen. Zunächst 
wendeten sich 53 davon am 
19.1.10 und später am 14.5. 
weitere 51 an das EGMR. Die 
Türkei hätte in ihrem Vorgehen 
gegen die Paragraphen 3, 5, 6, 
13 und 14 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention 
verstoßen. 

(ÖP, 13.10, ISKU) 


Meldungen: 

Iran: Festnahme von sechs 
Frauen verheimlicht 

In der ostkurdischen Stadt Sine 
wurde die Festnahme von 6 
Frauen verheimlicht. 

Die 20-jährige Leyla M. aus 
Hanis wurde Informationen zu 
Folge im April festgenommen 
und ins Gefängnis von Sine 
überstellt. Die Familie erhielt 
darüber keine Informationen. 
Von der ebenso im April festge¬ 
nommene 25-jährigen Hisam S. 
aus Awaye wurde seit 6 Mona¬ 
ten nichts mehr gehört. Ebenso 

t ibt es über den Verbleib von 
en festgenommenen Frauen 
Mihemea P. (27 Jahre) Xebat 
M. (20 Jahre), Enwer R. (40 
Jahre) und Mihemed §. (21 
Jahre) keine Informationen. 

(ANF, 13.10., ISKU) 

Besuch bei. Öcalan 
Abdullah Öcalan bekam in der 
vergangenen Woche Besuch von 
seinem Bruder Mehmet, der 
sich im Anschluss an den ein- 
stündigen Besuch bei seinem 
Bruder gegenüber Vertretern 
der Presse äußerte. A. Öcalan 
habe erklärt, wenn in der Zeit 
derWaffenruhe die Liquidation 
der Kurden weiter auf die Agen¬ 
da gesetzt werde, kein gesunder 
Frieden entwickelt werden 
könne. Sollte den Kurden aber 
ihre demokratischen Rechte 
zugestanden werden und sich 
die Waffenruhe beidseitig ent¬ 
wickeln, dann werde er das sei- 
nige dazu beitragen. Jedoch 
wären am zweiten Tage der 
Waffenruhe 24 Politiker der 
BDP in Riha (Urfa) verhaftet 
worden. Unter den betroffenen 
befände sich der Kreisvorsitzen¬ 
de so wie leitende Funktionäre 
von Gewerkschaften. Letztend¬ 
lich sind 8 von ihnen inhaftiert 
worden. Wenn also das Ziel die 
Liquidation der Kurden sei, 
dann kann daraus kein gesun¬ 
der Friede resultieren. A. Öca¬ 
lan, wolle noch bis zum 31. 
Oktober abwarten. Sollte bis 
dahin weiterhin diese Art der 
liquidatorischen Politik verfolgt 
werden, dann würde man zu 
anders gelagerten Beschlüssen 
kommen. 

(ANF, 11.10., ISKU) 


Journalistinnen wehren sich 
gegen Schließung von Roj TV 
Mitarbeiterinnen von Roj TV 
demonstrierten in Brüssel gegen 
die drohende Schließung ihres 
Senders. Sie hoffen auf Solida¬ 
rität und Unterstützung seitens 
der EU-Kommission und des 
EU-Parlament in ihrem Enga¬ 
gement für den Erhalt von Roj- 
TV. Jürgen Klute, Mitglied des 




Konferenz des Sprach- und Bildungs- 
komitees in Südkurdistan 


Die erste Konferenz des Sprach- 
und Bildungskomitees fand in 
Südkurdistan zwischen dem 
29.9. und dem 2.10.2010 mit 
60 Delegierten aus allen Teilen 
Kurdistans statt. 

Der Vorsitzende des KCK-Rates, 
Murat Karayilan, betonte auf 
der ersten KCK-Konferenz des 
Sprach- und Bildungskomitees 
die Bedeutung der Arbeit an der 
kurdischen Sprache für die kur¬ 
dische Bewegung. Insbesondere 
der Arbeiten seit 2000 an der 
Entwicklung der kurdischen 
Sprache und dem Aufbau von 
entsprechenden Institutionen 
mass er in seiner Rede große 
Bedeutung zu. „Wir brauchen 
von niemanden eine Erlaubnis, 
um unsere Sprache in allen 
Bereichen unseren sozialen 
Lebens zu sprechen. Wir haben 
alle Möglichkeiten um die kur¬ 
dische Sprache zu schützen.“ 
Methoden und Politik um die 
kurdische Sprache vor Assimilie- 
rung zu schützen waren das 
Elauptthema der Konferenz. 


Es wurde beschlossen: 

1. Alle Schriften vom Vorsitzen¬ 
den Abdullah Öcalan sollen in 
alle kurdischen Sprachen über¬ 
setzt werden. Alle Schriften über 
Sprache und Bildung sollen 
zusammenfasst als Buch veröf¬ 
fentlicht werden. 

2. Um die Assimilation zu über¬ 
winden, wird Kurdisch Alltags¬ 
sprache im autonomen und 
demokratischen Kurdistan ... 

3. ... Um die Probleme des Kur¬ 
dischen zu überwinden sollen 
Akademien aufgebaut werden. 
Im Rahmen der Möglichkeiten 
sollen einige Sprach-, Bildungs¬ 
und kurdische Literatur- Akade¬ 
mien aufgebaut und miteinan¬ 
der verbunden werden ... 

4. Für ein Bildungssystem im 
demokratischen, autonomen 
Kurdistan soll vor allem auf die 
Erfahrungen aus dem Maxmur 
Camp zurückgegriffen werden. 

5. Die verschiedenen Sprachen 
des Kurdischen sind ein Reich¬ 
tum des kurdischen Volkes. Eine 


Sprache über eine andere Spra¬ 
che zu stellen ist chauvinistisch. 
Alle kurdischen Sprachen sind 
gleichwertig und die am jeweili- 
en Ort gesprochene kurdische 
prache soll die jeweilige Ausbil¬ 
dungssprache sein ... 

6. Um das Sprachenproblem zu 
lösen braucht es eine nationale 
Sprachkonferenz ... 

7. Die Konferenz ruft die Jugend 
dazu auf, die kurdische Sprache 
zu schützen ... 

8. Die Konferenz ruft die Intel¬ 
lektuellen, Arbeiterinnen und 
Akademikerlnnen dazu auf, ein 
Sprach- und Bildungssystem mit 
aufzubauen. 

9. Die Konferenz ruft den Staat 
und die AKP dazu auf, von ihrer 
Verleugnungs- und Vernich¬ 
tungspolitik abzukommen. Das 
kurdische Volk wartet nicht 
mehr darauf, dass ihr das Recht 
auf kurdische Bildung gegeben 
wird, Es baut nun eigenständig 
ein kurdisches Bildungssystem 
auf. 

(ANF, 13.10., ISKU) 


Bemüht sich die Regierung um langfristigen 
Waffenstillstand mit der PKK? 


Die kurdische Frage ist rund 
acht Monate vor der nächsten 
Parlamentswahl in den Fokus 
der türkischen Politik zurückge¬ 
kehrt. Die islamisch-konservati¬ 
ve AKP-Regierung hat nach 
dem für sie erfolgreichen Verfas¬ 
sungsreferendum vom 12. Sep¬ 
tember eine Reihe von Maßnah¬ 
men ergriffen, um die Arbeiter¬ 
partei Kurdistans PKK zu einem 
langfristigen Waffenstillstand zu 
bewegen. Dabei setzt die AKP 
wie bereits bei ihrer »kurdischen 
Öffnung« im vergangenen Jahr, 
die sich schließlich als Luftnum¬ 
mer erwiesen hat, auf Zucker¬ 
brot und Peitsche. So traf sich 
die Regierung nicht nur mit 
Abgeordneten der prokurdi¬ 
schen Partei für Frieden und 
Demokratie BDP, sondern gab 
erstmals auch zu, einen Dialog 
mit dem inhaftierten PKK-Füh- 
rer Abdullah Öcalan zu führen. 
Als Resultat dieser Gespräche 
erklärte Öcalan Anfang Oktober 
gegenüber seinen Anwälten, die 
AKP werde nach der Parla¬ 
mentswahl Protokolle zur 
Gewährung demokratischer 
Rechte der Kurden einbringen, 
eine Kommission für eine neue 
Verfassung einsetzen und die 
Menschenrechts Verletzungen 
der Vergangenheit untersuchen 
lassen. 

Neben solchen unter Ausschluß 
der Öffentlichkeit gegenüber 
dem PKK-Führer getätigten 
Versprechungen setzt die AKP 
weiterhin auf die repressive 
Karte. So beantragte die Regie¬ 
rung vergangene Woche im Par¬ 
lament eine Verlängerung des 


Mandats für grenzüberschreiten¬ 
de Militäroperationen. Der tür¬ 
kische Innenminister Besir Ata- 
lay einigte sich Ende September 
in Ankara mit seinem deutschen 
Amtskollegen Thomas de Maizi¬ 
ere auf die Bildung einer 
gemeinsamen Antiterrorkom¬ 
mission insbesondere gegen 
PKK-Finanzquellen in Deutsch¬ 
land. Schließlich hat die däni¬ 
sche Generalstaatsanwaltschaft, 
wie schon lange von türkischer 
Seite gefordert, vergangene 
Woche ein Verbot des in Däne¬ 
mark lizensierten kurdischen 
Satellitensenders Roj TV bean¬ 
tragt. 

Weiterhin bemüht sich die 
AKP-Regierung analog zu den 
gegen die PKK aulgestellten 
Dorfschützermilizen um die 
Schaffung »politischer Dorf¬ 
schützer«. Der türkische Innen¬ 
minister Besir Atalay suchte 
hierzu den Präsidenten der kur¬ 
dischen Autonomieregion im 
Nordirak, Masud Barsani, auf, 
dessen Aufgabe darin bestehen 
soll, prominente kurdische Poli¬ 
tiker zu einer Einflußkommis¬ 
sion gegenüber der PKK zu for¬ 
mieren. Diese Bemühungen der 
Regierung um die Einbindung 
ihr genehmer konservativer Kur¬ 
den zielen auch auf die ostanato- 
lischen Unternehmerverbände, 
die sich für ein Ja beim Verfas¬ 
sungsreferendum ausgesprochen 
hatten. 

Beobachter wie das Aspen-Insti- 
tut für Außenpolitik in Colora¬ 
do gehen davon aus, daß die 
treibende Kraft in diesem Pro¬ 


zeß die USA sind. So stand am 
Anfang der jetzigen Manöver 
der Erdogan-Regierung Mitte 
September ein Besuch des türki¬ 
schen Geheimdienstchefs 
Hakan Fidan in den USA. Die 
US-Regierung sicherte Fidan 
zwar zu, weiterhin auf die euro¬ 
päischen Partner einzuwirken, 
damit diese gegen Medien und 
Geldquellen der PKK Vorgehen. 
Doch diese Maßnahmen wür¬ 
den von den Europäern nur 
gebilligt, wenn zugleich politi¬ 
sche Schritte zur Lösung des 
Kurdenproblems erkennbar 
seien. 

Der US-Regierung geht es 
darum, die von ihr aufgrund 
ihres neoliberalen Kurses favori¬ 
sierte AKP an der Regierung zu 
halten und nach dem Teilrück¬ 
zug ihrer Kampftruppen aus 
dem Irak die regionale Stabilität 
zu sichern, ln Washington hat 
sich dabei die Erkenntnis durch¬ 
gesetzt, daß eine einseitig repres¬ 
sive Strategie zur Aufstandsbe¬ 
kämpfung nicht ausreicht. So 
hatte die PKK während einer 
Guerillaoffensive im Sommer 
ihre militärischen Fähigkeiten 
trotz fortgesetzter Bombardie¬ 
rungen ihrer Stellungen unter 
Beweis gestellt. Ebenso hat die 
zivile kurdische Bewegung trotz 
der Verhaftungen von über 1700 
Kommunalpolitikern während 
der letzten anderthalb Jahre ihre 
Stärke beim massiv befolgten 
Boykott des Verfassungsreferen¬ 
dums und einem nachfolgenden 
Schulstreik gezeigt. 

(jW, 11.10., ISKU) 


Europäischen Parlaments (Die 
Linke. - GUE/NGL) sagte den 
Demonstrierenden seine Unter¬ 
stützung zu. Konkret bot er 
ihnen an, die drohende Schlie¬ 
ßung von Roj-TV in der kurdi¬ 
schen Freundschaftsgruppe im 
Europäischen Parlament zum 
Thema zu machen. „Angesichts 
der gegenwärtigen Situation in 
der Türkei wäre es ein gänzlich 
falsches politisches Signal, wenn 
die dänische Regierung dem 
Druck der Türkei nachgäbe und 
Roj-TV zum Schweigen bräch¬ 
te!' , kommentierte Klute die 
Lage. 

(scharf4inks.de, 12.10., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
ÖP Yeni Özgür Politika 

jW junge Welt 

Termine: 

Verteidigt die Meinungsfreiheit 
für ROT TV! 

40 Millionen Kurden in der 
ganzen Welt sehen und nutzen 
die Sendungen von ROJ TV. 
Das versucht die dänische 
Regierung auf Druck von der 
Türkei zu stoppen! 

ROJ TV ist aas größte kurdi¬ 
sche Medium und eines der 
größten Medien im Nahen 
Osten. Die Türkei drängt die 
dänische Regierung, ROJ TVs 
Sendelizenz einzuziehen, mit 
dem Kampf gegen den Terro¬ 
rismus als Vorwand. Den Kur¬ 
den geht es um Meinungsfrei¬ 
heit, um Nachrichten und Kul¬ 
tur in einer Sprache zu verbrei¬ 
ten, die die türkische Regierung 
seit vielen Jahrzehnten unter¬ 
drückt. 

Deshalb: Finger weg von ROJ 

Protest-Kundgebungen sind am 
15.10.2010, um 12.00 Uhr vor 
der dänischen Botschaft, 
Rauchstr. 1, in Berlin. 

Am Dienstag, dem 19.10. in 
Kopenhagen vor dem Gericht, 
in dem das Urteil zu Roj TV 
gesprochen wird. Aus mehreren 
Städten fahren Busse nach 
Dänemark. Kontakt über die 
kurdischen Vereine in den Städ¬ 
ten. 

N U 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Stahltwiete 10 
22761 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 
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Prozessbeginn gegen 
151 Kurdinnen in Amed 

Der Oberbürgermeister der hier wären, würde die Polizei Justizkomplott gescheitert 

Millionenstadt Diyarbakir, schießen«, meinte ein Verkäufer Der Oberbürgermeister von 

Osman Baydemir, setzte sich am dazu. Über 100 Parlamentarier Diyarbakir, Osman Baydemir, 

Dienstag erst mit einigen Minu- und Menschenrechtsaktivisten ist am Dienstag Nachmittag 

ten Verspätung auf die Anklage- aus dem Ausland, unter anderem vom Vorwurf freigesprochen 

bank des 6. türkischen Strafge- von der deutschen Linkspartei, worden, einen Jugendlichen zur 

richtshofs. Regierungsgeschäfte waren als Beobachter zum Proze- PKK-Guerilla in die Berge 

hatten den bekanntesten Ange- ßauftakt am Montag angereist, geschickt und ihm dafür Geld 

klagten in dem seit Montag lau- gegeben zu haben. Offenbar 

fenden Mammutprozeß gegen »Die Angeklagten repräsentieren handelte es sich um ein Justiz- 

151 kurdische Tolitiker im das Volk«, erklärte der ehemalige komplott, um den populären 

benachbarten Rathaus aufgehal- Parlamentsabgeordnete Hatip Politiker zu belasten. Er habe 

ten. Neben Baydemir sind elf Diele in einer kurzen Prozeßer- Baydemir nie zuvor gesehen, 

weitere Bürgermeister, Vor- klärung am Montag. Im Mittel- erklärte der Jugendliche, der tat- 

standsmitglieder der mittlerweile punkt dieses Verfahrens stehe sächlich kurze Zeit bei der Gue- 

verbotenen Partei für eine demo- die kurdische Frage: »Zu einem rilla war, im Zeugenstand. Bei 

kratische Gesellschaft (DTP), Zeitpunkt, an dem über eine seiner Rückkehr in die Türkei sei 

der Vorsitzende des Menschen- Niederlegung der Waffen [der ihm von der Justiz Straffreiheit 

rechtsvereins von Diyarbakir, PKK] diskutiert und intensiv zugesichert worden, wenn er den 

Muharrem Erbey, Aktivistinnen nach einer demokratischen Bürgermeister beschuldige, den- 

der Frauenbewegung, Journalis- Lösung dieses Problems gesucht noch sei er weiterhin in Haft, 

ten, Anwälte und Gewerkschaf- wird, dürfte ein solcher Prozeß Nachdem Baydemir in diesem 

ter angeklagt. Sie sollen mit nie stattfinden.« ln diesem Prozess einen Sieg erringen 

ihren legalen kommunalpoliti- Zusammenhang kündigte er konnte, musste er in den näch- 

schen und Menschenrechtsakti- auch an, daß sich die Angeklag- sten Gerichtssaal zurückkehren, 

vitäten die Arbeiterpartei Kurdi- ten gemeinsam in kurdischer in dem zur Zeit gegen ihn und 

stans (PKK) unterstützt haben. Sprache verteidigen würden. 150 weitere kurdische Politiker 

Im Falle einer Verurteilung dro- Dieses Ansinnen wies die Kam- wegen angeblicher PKK-Unter- 

hen den Angeklagten, von denen mer am Dienstag jedoch zurück. Stützung verhandelt wird. In 

viele bereits seit 18 Monaten im »Der soziale und Bildungsstand unzähligen Verfahren wegen 

Gefängnis sitzen, Haftstrafen der Angeklagten zeigt, daß sie Unterstützung der PKK oder 

zwischen 15 Jahren und lebens- Türkisch beherrschen«, begrün- Separatismus drohen Baydemir 

länglich. Vertreten werden sie dete das Gericht diese Entschei- bereits jetzt über 200 Jahre Haft 

von rund 300 Rechtsanwälten, düng. Die Angeklagten gaben 

Dutzende im Gerichtssaal auf- ihre Personalien dennoch in kur- Verhaftungswelle reisst nicht ab 

marschierte bewaffnete Militär- discher Sprache an. Dabei wur- Während in Diyarbakir der 

Polizisten wecken Erinnerungen den sie bereits nach den ersten KCK-Prozess begonnen hat, 

an die Massenprozesse gegen zwei Worten »name min« — »ich wurde Lezgin Bingöl, der Bür¬ 
kurdische und linke Oppositio- heiße« - unterbrochen, und der germeister von Koiludere in der 

nelle, die nach dem Militär- Richter verlass die Daten Provinz Bitlis festgenommen, 

putsch von 1980 am selben Ort anschließend in türkischer Spra- Der Bürgermeister des Land¬ 
stattgefunden hatten. che. kreises Kozluk in der Provinz 

Batman, Mehmet Rejit Hafimi 

Vor dem Gerichtsgebäude ver- Während Übersetzer in den (BDP) wurde am 21.10. vom 5. 

sammelten sich auch am zweiten Augen des Gerichts die Ver- Strafgerichts von Diyarbakir 

Prozeßtag Tausende Menschen, handlungsdauer unnötig verlän- wegen „Propaganda für eine ver- 

Trotz eines Großaufgebots der gern würden, soll der Prozeß botene Organisation zu 7,6 Jah- 

mit Wasserwerfern und Räum- nun mit der Verlesung der 7578 ren Haft verurteilt und erneut 

panzern aufgefahrenen Polizei Seiten umfassenden Anklage- gab es in vielen kurdischen Städ- 

wurden Straßenschilder mit schrift fortgesetzt werden. Vor- ten Festnameoperationen gegen 

PKK-Symbolen überklebt, gesehen sind vorerst 20 Ver- kurdische Aktivistinnen. 

Jugendliche sangen Guerillalie- handlungstage bis zum 12. 

der. »Wenn die Tiuropäer nicht November. (jW, ANF, 20./21.10., ISKU) 


TV vor dänischem Gericht 

Am 19.10. hat ein Gericht in roristischer Aktivitäten erhoben der Prozess beginnen. 
Kopenhagen die Beschlagnahme hatte. Roj TV sendet mit einer däni- 

der Gelder von Roj TV aufgeho- Der dänische Gerichtshof wird sehen Lizenz sein Programm 
ben. Die dänische Polizei natte über den Zeitpunkt der Ver- aus. Seit seiner Gründung am 1. 
mehrere Konten gesperrt, nach- handlung gegen Roj TV im März 2004 verlangt die türki- 
dem die Staatsanwaltschaft in November entscheiden. Nach sehe Regierung von Dänemark 
Kopenhagen Anklage gegen den Informationen der Anwälte von eine Aufhebung der Lizenz. 
Sender wegen Unterstützung ter- Roj TV wird im Sommer 2011 (ANF, 19.10., ISKU) 



Meldungen: 

Veröffentlichen Sie ihre Bücher 
in kurdischer Sprache! 

Unter dem Motto: „Veröffent¬ 
lichen Sie ihre Bücher in kurdi¬ 
scher Sprache", beginnt am 1. 
November eine von dem 
Schriftsteller Cezmi Ersöz mit 
weiteren Schriftstellern initiier¬ 
te Kampagne. Das Ziel der 
Kampagne soll Bereitstellung 
von genügend Lehrmaterial für 
die Schulbildung in der Mutter¬ 
sprache in der Türkei sein. 
Unterstützung findet dieser 
Initiative u. a. durch den PEN, 
die Lehrer Gewerkschaft Egitim 
Sen, die Gewerkschaft für 
Jugendliche (Gen^-Sen), die 
sozialistische Jugend-Plattform, 
Gemeindezentren und vielen 
bekannten Schriftstellern wie 
Yelda Karataf, Sezai Sarioglu, 
Erdogan Aydin, Tevfik Tas, 
Ragip Zarakolu, Enver Ercan, 
Ümit Kivan^, Tarik Günersel, 
Bilgesu Erenus. 

(DIHA, 21.10., ISKU) 

Demonstration gegen militäri¬ 
sche Operationen in Dersim 
Politische Parteien und NGOs 
in Dersim protestierten mit 
einer Demonstration gegen die 
anhaltenden militärischen Ope¬ 
rationen des türkischen Militärs 
in der Region. 

Trotz der Waffenruhe der Gue¬ 
rilla halten die Operationen 
durch das türkische Militär wei¬ 
ter an. Deswegen organisierten 
mehr als 10 Organisationen, 
darunter auch Gewerkschaften 
und politische Parteien wie 
BDP, ESP, EMEP, DHF, EÖC, 
PARTIZAN, KESK, TÜRK-lS 
und DiSK den Protestmarsch. 
Zuletzt sind bei Zusammenstö¬ 
ßen zwischen Militär und Gue¬ 
rilla am 12.10. zwei Soldaten 
und vier Mitglieder der Gueril¬ 
la HPG getötet worden. 

(DIHA, 20.10., ISKU) 

Zwei kurdische Gefangene im 
Iran hingerichtet 

Im Iran wurden zwei kurdische 
Gefangene hingerichtet, die erst 
kürzlich verurteilt wurden. Die 
Anwälte von Lawand Yusuf 
Mirza (32) und Syamend Yusuf 
Mirza (31) wussten nichts von 
dem Urteil und nennen die 
Hinrichtung rechtswidrig. 
Syamend wurde vor ungefähr 
einem Monat von dem Gericht 
in Zanjan zu lebenslanger Haft 
verurteilt, Lawand zu 8 Jahren. 
Verurteilt wurden sie aufgrund 
von Drogendelikten. 

Die Familie von Yusuf und Sya¬ 
mend, die nach Soran, in die 
Nähe von Erbil gezogen sind, 
erklärten, dass sie kurz nach der 
Festnahme und etwa einen 




Proteste gegen Staudammbau 

„Rettet Hasankeyf' forderten wie die linke, von der Partei für protestieren, kettete sich der 

Umwelt- und Menschenrechts- Frieden und Demokatie BDP bekannte Menschenrechtsakti- 

aktivisten aus der Türkei und gestellte Stadtverwaltung von vist Oktay Konyar am Samstag 

Europa mit einem am Sonntag Batman und Staudammgegner an dem Tor. „Hier ist die freie 

zu Ende gegangenen einwöchi- aus anderen Teilen der Türkei. Republik Kurdistan. Hier darf 

gen Protestcamp in der von Auf Veranstaltungen wird über sich niemand einmischen“, 

Überflutung bedrohten Stadt im die Gefahren des Uisu-Dammes erklärt der selber aus dem west¬ 
kurdischen Osten der Türkei, und den Widerstand dagegen türkischen Bergama stammende 

Durch den Bau des Ilisu-Groß- informiert. Anwälte geben den Aktivist, der nicht nur wegen 

staudamms würden rund 200 von Vertreibung bedrohten seines großen Schnautzbartes 

Dörfer und die 11.000 Jahre alte Menschen Auskunft über ihre den Spitznamen „Asterix“ trägt. 

Kleinstadt Hasankeyf mit ihren Rechte. Einige Anwohner haben Etwas Hoffnung gibt es wieder 

historischen Monumenten in sich bereits mit Geldbeträgen für Hasankeyf. Eine Studien- 

den Fluten des Tigris versinken vom Staat kaufen lassen, mit gruppe der Technischen Univer- 

und 65.000 Menschen vertrie- denen sie ihre Familien aller- sität Ankara, eigentlich die 

ben. Offiziell dient das Stau- dings kaum längere Zeit ernäh- Kaderschmiede der konventio- 

dammprojekt der Energiegewin- ren könnten, wenn sie ihre nellen Staudammbauer, fand 

nung. „Jeder weiß, dass das Äcker gegen eine Wohnung in nämlich heraus, dass der Bau 

Tigris-Tal überflutet werden den Elendsvierteln von Batman von fünf kleineren Staustufen 

soff, weil das hier PKK-Gebiet oder Diyarbakir eingetauscht besser geeignet ist als das jetzige 

ist“, meint ein Lehrer aus einem haben. Seit Juni ist der Burgberg Ilisu-Projekt. Dann könnten 

nahegelegenen Dorf. So sehen der Stadt für Besucher gesperrt Teile des Tigris-Tales und vor 

das auch Jura-Studenten auf worden. Aus Sicherheitsgrün- allem Hasankeyf gerettet wer- 

einer Spontandemonstration den, erläutert einer der Polizis- den. Menschenrechtsaktivist 

durch den Ort am Samstag. ten, die einen Eisenzaum um die Konyar ist skeptisch: „Um Has- 

„Unser Leben für Hasankeyf - Altstadt errichtet haben. Doch ankeyf zu retten, ist Frieden in 

Kurdistan wird das Grab des die Bewohner von Hasankeyf, der Region die Grundvorausset- 

Kapitalismus werden“, skandie- für die der Tourismus die einzige zung.“ 

ren sie. Einnahmequelle ist, sehen darin Erklärung einer deutschen Pro- 

Bewohner umliegender Dörfer nur einen weiteren Versuch, sie zessbeobachterdelegation in 

unterstützten das Camp ebenso, zu vertreiben. Um dagegen zu Diyarbakir, 20.10.2010 

Todesurteil im Iran bestätigt 

Die wegen „Mitgliedschaft in der sen. Wenn er sprechen wolle, so fest. Verhängt wurde die Todes- 

PJAK“ und „Feindschaft gegen sagte man ilim, solle er mit den strafe. 

Allah“, in einer 7-minütigen Ver- Beinen wackeln. Auf diese Art Die Sehfähigkeit von Huseyin 

handlungsdauer gefällte Todes- wurde er unzählige Male schwerst Xizri, der auch mit Elektroschok- 

strafe gegen den 28-jährigen gefoltert. Nachdem er monate- ks gefoltert wurde, hat sich auf- 

Huseyin Xizri wurde nun von lang unter Folter in einer Zelle grund der Folter um ca. 30 Pro- 

dem iranischen Kassationsgericht verbracht hatte wurde er am 9. zent verschlechtert. Er hatte wäh- 

bestätigt. Juli 2009 vor Gericht gestellt, rend der Zeit innere Blutungen 

Huseyin Xizri wurde im August Dies war das erste und einzige erlitten und leidet auf Grund der 

2008 im Busbahnhof von Kirma- Mal, dass er vor den Richter trat, schlechten Haftbedingungen an 

fan verhaftet und in einen Mili- Nach der Verhandlung wurde er einer Infektion der Leber, die 

tärstützpunkt verbracht. Gründe ins Gefängnis von Urmiye ver- immer noch andauert, deren The- 

für seine Verhaftung wurden ihm legt. Bei der Gerichtsverhandlung rapie jedoch verweigert wird, 

dort nicht genannt. In dem Fol- war nach Angaben seiner Ange- Mit der Bestätigung des Todesur- 

terzentrum verblieb er 49 Tage, hörigen auch sein Anwalt zuge- teils durch ein iranisches Kassa- 

Hier wurde er unter anderem gen. Sowohl seinem Anwalt als tionsgericht besteht höchste 

auch an Händen und Füßen auch Huseyin Xizri wurde aller- Gefahr für Leib und Leben von 

gefesselt an der Decke aufge- dings jegliche Möglichkeit einer Huseyin Xizri, da nun das Urteil 

hängt. Dabei wurde ihm der Verteidigung verwehrt. In nur 7 jederzeit vollstreckt werden kann. 

Mund mit Klebeband und die bis 8 Minuten stand das Urteil 

Nase mit einem Tuch verschlos- (ANF, 20.10., ISKU) 

Es gibt keinen Grund warum wir zur 
Armee gehen sollten 

Aktivisten der kurdischen Gewissensgründen richtete eine die uns gesagt haben, dass sie N U ^ e 

Kriegsdienstverweigerer aus Presseerklärung im Gebäude der zum Militärdienst gehen, haben erscheint wöchentlich und kann in 

Gewissensgründen riefen alle BDP der Gemeinde Akdeniz in unsere Dörfer niedergebrannt, gewünschter Stückzahl gegen 

Jugendlichen der Türkei auf, um Mersin aus. Wir werden vertrieben. Unsere Übersendung des Portos bei der 

das Töten zu beenden, den Mili- Im Namen der Organisation Kinder bleiben ohne Haus und Informationsstelle Kurdistan 

tärdienst zu verweigern. sprach Savaf Hindioglu: „Im Hof und werden traumatisiert. Stahltwiete 10 

Der Kriegsdienstverweigerer Krieg werden Jugendliche getö- Es gibt so viele Gründe nicht 22761 Hamburg 

Savaf Hindioglu rief die Jugend- tet und den Herzen der Mutter zum Militärdienst zu gehen, Tel.:040-421 02 845 

liehen auf, sich nicht an dem Schmerzen zugefügt. In der Tür- dafür hinzugehen, gibt es keinen E-mail: isku@nadir.org 

Töten von Jugendlichen und kei ist der Krieg Schauplatz von erkenntlichen Grund.” bestellt werden, 

den Schmerzen die dadurch den Profiteuren geworden. Die Hindioglu rief alle Jugendlichen, Spenden auf unser Konto: 

Müttern zugefügt werden zu Regierung sollte endlich von ob kurdisch oder türkisch auf, Postbank Köln, BLZ 37010050 

beteiligen. Hindioglu erklärte, es dem Verständnis eine Sprache, nicht das Blut ihrer Geschwister Konto-Nr.: 3968-506 

gebe keinen Grund zum Militär- eine Kultur und eine Nation zu vergießen und den Kriegs- Weitere Informationen und einen 

dienst zu gehen. abweichen. dienst zu verweigern, und sich täglichen Pressespiegel findet Ihr 

Die kurdische Bewegung der Der Staat sollte den Militär- nicht am Töten zu beteiligen. im Internet unter: 

Kriegsdienstverweigerer aus dienst abschaffen. Diejenigen, (Roj TV, 20.10.; ISKU) www.isku.org 


Monat vor der Hinrichtung 
darüber informiert wurden, 
dass ihr Fall erneut verhandelt 
werde. Aber keiner der 9 
Anwälte, denen sie die Fälle 
übergeben hatten, bekamen 
Einsicht in die Prozessakten. 

An dem Tag, an dem Syamend 
und Lawand gehängt wurden, 
wurde ihr Vater ohne weitere 
Angabe von Gründen gebeten, 
nach Zanjan zu kommen. Er 
hoffte, dass er seine Söhne dies¬ 
mal mit nach Hause bringen 
und ein neues Leben beginnen 
könnte. Der Vater überlebte 
diesen Tag nicht. Nachdem ihm 
gesagt wurde, dass seine Söhne 
hingerichtet worden sind, erlitt 
er einen Herzinfarkt. 

Fünf Arbeitskollegen von Sya¬ 
mend wurden freigelassen. 

(ANF, 20.10., ISKU) 

Europäische Juristinnen und 
Juristen fordern: Streichung 
der PKK von EU-Terrorliste 
Seit 2002 wird die Arbeiterpartei 
Kurdistans (PKK) auf Wunsch 
der türkischen Regierung in der 
vom Rat der Europäischen 
Union regelmäßig aktualisierten 
Terrorliste geführt. Als wesentli¬ 
che Begründung wurden 
Gewalttaten der PKK in der 
Türkei und im Ausland genannt. 
Im Dezember 2009 wurde die 
Partei der Demokratischen 
Gesellschaft (DTP) vom türki¬ 
schen Verfassungsgericht verbo¬ 
ten. Die DTP hatte sich für eine 
nationale Anerkennung der Kur¬ 
den und eine friedliche Lösung 
der Kurdenfrage eingesetzt. 
Damit wurde den etwa 20 Milli¬ 
onen Kurden in der Türkei die 
Möglichkeit genommen, sich für 
ihre Rechte und Interessen auf 
friedlichem Weg einzusetzen. 
Vollständige Erklärung unter: 
www.eldh.eu/ 

PYD-Funktionär festgenommen 

Der Staatssicherheitsdienst in al 
Qamischli hat am 16. Oktober 
2010 Isa Ibrahim Hisu festge¬ 
nommen. Zuvor war er vom 
Staatssicherheitsdienst vorgela¬ 
den worden. Hisu ist Funktio¬ 
när der Partei der Demokrati¬ 
schen Union. 

(kurdwatch, 20.10., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
DIITA Diele Haber Ajansi 
jW junge Welt 
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Schmutzige Praktiken des türkischen Staates an der Tagesordnung 

Die Zeichen stehen auf Krieg 


Amed, 25.10.10: Zwischen dem 
21. und 23. Oktober besuchte 
eine Delegation aus Berlin, Celle 
und Hamburg die Provinz Cole¬ 
merg (Hakkari). Hier hielten wir 
uns in den Städten §emztnan 
(§emdinli), Gever (Yüksekova) 
und Colemerg auf. Während die 
türkische Regierung der AKP von 
einer Neuauflage einer „demokra¬ 
tischen Öffnung“ spricht und 
von ihrem Interesse an einer 
friedlichen Lösung der kurdi¬ 
schen Frage, zeigen die Zeichen 
nicht nur in der Provinz Cole¬ 
merg auf Eskalation. 

Nachdem in der Provinz Cole¬ 
merg der durch die kurdische 
Bewegung ausgerufene Boykott 
des Verfassungsänderungsreferen¬ 
dums mit sehr großem Erfolg von 
oft über 90% Destritten worden 
war, verschärfte sich die Gangart 
der AKP-Administration gegen 
diese Region. Sie wurde u. a. vom 
Ministerpräsident offiziell als 
feindliches Gebiet bezeichnet, das 
„befreit“ werden müsse. Die 
Region erlebt eine Militarisierung 
neuer Dimension und auch die 
schmutzigen Praktiken des Ter¬ 
rors parastaatlicher und staat¬ 
licher Kräfte sind an der Tages¬ 
ordnung. Der türkische Staat 
nutzt die Waffenruhe der kurdi¬ 
schen Guerilla aus, um den Ver¬ 
such zu unternehmen die kurdi¬ 
sche Freiheitsbewegung zu ver¬ 
nichten. Entlang der Grenze wer¬ 
den 141 neue Militärstützpunkte 
errichtet. Große Soldatenkontin¬ 
gente werden zu den, sich vor 
Einbruch des Winters weiter ver¬ 
schärfenden, Militäroperation 
hinzugezogen. Die Anzahl der 
Kontrollpunkte, sowie des schika¬ 
nösen Handelns der Soldaten 
gegenüber der Bevölkerung 
haben ebenso zugenommen wie 
oft tödliche Übergriffe durch 
Sicherheitskräfte. 

Besonders hoch ist hier die 
Anzahl der inhaftierten und 
gefolterten Kinder und Jugend¬ 
lichen. So soll ein Klima der Ein¬ 
schüchterung und Repression 
über die Region verhängt werden 
und die Menschen dazu gezwun¬ 
gen werden, das Gebiet zu verlas¬ 
sen oder sich bedingungslos 
unterzuordnen. Allein die Stadt 
Colemerg verließen in den letzten 
zwei Monaten mehr als 87 Fami¬ 
lien aufgrund dieser Lage. 

Gever (Yüksekova) 

Die Stadt Gever, mit ihren etwa 
200.000 Einwohnerinnen, liegt 
auf einer etwa 2000 m hoch gele¬ 


genen Ebene. Die Stadt stellt tra¬ 
ditionell eine Hochburg der kur¬ 
dischen Bewegung dar, in der die 
Konzepte des demokratischen 
Konföderalismus, die Viertelräte 
und Basiskomitees umgesetzt 
werden. Die kurdische Bewegung 
hat hier eine derartige Stärke 
erreicht, dass die Polizei sich 
nachts nur in großen Kontingen¬ 
ten auf den Straßen bewegt. Bei 
Polizeiaktionen kommt es fast 
wöchentlich zu schweren Stra¬ 
ßenkämpfen mit der gut organi¬ 
sierten kurdischen Jugend. Die 
linke prokurdische und mittler¬ 
weile verbotene Demokratische 
Gesellschaftspartei, DTP, bekam 
hier bei den Regionalwahlen 
2009 eine Ergebnis von über 
90% und auch die Beteiligung 
am Boykott des Verfassungsrefe¬ 
rendums lag hier bei 96%. Fast 
jede Familie hat gefallene Gueril¬ 
las in ihren Reihen zu beklagen 
und kann von schwersten Über¬ 
griffen der Staatsgewalt berichten. 
In der Umgebung von Gever fin¬ 
den permanent Militäroperatio¬ 
nen statt, Kobra- und Skorsky- 
Hubschrauber starten und landen 
aus Kasernen innerhalb der Stadt. 
An vielen Wänden sind Parolen 
für die PKK, ihren Vorsitzenden 
und für den kurdischen Befrei¬ 
ungskampf zu finden. 

Wir besuchten unter anderem das 
Büro der Friedens und Demokra¬ 
tiepartei BDP, der Nachfolgepar¬ 
tei der DTP. Dort berichteten die 
Menschen über die Menschen¬ 
rechtsverletzungen und Folter die 
sie erlitten hatten. Sie kritisierten 
die Rolle der europäischen Regie¬ 
rungen und zeigten von jung Dis 
alt ein sehr ausgeprägtes politi¬ 
sches Bewusstsein. Auch die Ver¬ 
änderung der Gesellschaft durch 
den Kampf der kurdischen Frau¬ 
enbewegung wird gerade in einer 
traditionell konservativen Stadt 
wie Gever sichtbar. Innerhalb der 
BDP : Zentrale ist unter anderem 
ebenfalls eine Schule eingerichtet, 
in der politische Bildung nach 
neuen Konzepten betrieben wird. 
Dabei wird besonders auf eine 
linke, feministische Geschichts¬ 
betrachtung aus Perspektive der 
Unterdrückten heraus, Wert 
gelegt. (...) 

Semzinan (§emdinli) 

Von Gever aus reiste unsere Dele¬ 
gation weiter in die Kleinstadt 
Semzinan mit etwa 12.000 Ein¬ 
wohnerinnen. §emzinan wird im 
Osten von der iranischen und im 
Süden von der irakischen Grenze 


eingefasst und ist Ausgangspunkt 
für Grenzüberschreitende Opera¬ 
tionen der türkischen Armee 
gegen die kurdische Guerilla. (...) 
Unsere Delegation konnte u. a. 
hier massive Truppenbewegun¬ 
gen in Richtung Grenze beobach¬ 
ten. Hierbei fiel vor allem die 
große Zahl deutscher Waffen, 
von Unimogs, Mercedes Benz 
Lastwagen bis hin zum BTR-60 
Radpanzer, auf. 

Die Kleinstadt ist vom staatlichen 
Terror gezeichnet. So wurde sie 
bekannt, als 2005 Angehörige des 
türkischen Militärs bei einem 
Anschlag auf eine linke kurdische 
Bücherei „Umut Kitabevi“ von 
der Bevölkerung gestellt wurden 
und bei ihnen Todeslisten und 
Waffen gefunden worden waren. 
Obwohf bei dem Angriff ein 
Mensch ums Leben kam und die 
Personen schon vier Tage zuvor 
eine Moschee in die Luft 
gesprengt hatten, wurden die 
Täter nach Verfahrensverschlep¬ 
pung und Drohungen des Mili¬ 
tärs wieder freigelassen. (...) 

Doch der staatliche Terror war 
damit nicht vorbei. Neben 
etlichen extralegalen Hinrichtun¬ 
gen und anderen Menschen¬ 
rechtsverletzungen und Kriegs¬ 
verbrechen kam es zu mehreren 
besorgniserregenden aktuellen 
Erejgnissen. So umstellten am 
15.9.10 Spezialeinheiten das 
Haus des BDP-Bürgermeisters 
Sedat Töre und eröffneten das 
Feuer, dies diente als Vergeltung 
der Sicherheitskräfte für einen 
vorherigen Angriff der Guerilla. 
Ein Verwandter von ihm wurde 
ebenfalls wie viele Andere verhaf¬ 
tet und gefoltert. Die Soldaten 
verhöhnten ihn: „Du hast Sedat 
Töre unterstützt, jetzt soll er 
kommen und dir helfen.“ (...) 
Dass solche Praktiken Alltag sind 
und einen ausgeweiteten Angriff 
auf die Zivilbevölkerung darstel¬ 
len wurde uns in der folgenden 
Nacht deutlich vor Augen 
eführt. Militäreinheiten 

eschossen bei einer Razzia im 
DorfBesosin (Ortaklar) nahe von 
§emzinan aus Skorpion-Panzern 
Dorfbewohner und verletzten 
dabei den 16-jährigen Izzet 
Demir schwer. (...). 

Colemerg (Hakkari) 

Die Hauptstadt der Provinz ist 
Colemerg (Hakkari). Dort leben 
etwa 60.000 Menschen, viele 
kommen aus der Zwangsmigra¬ 
tion durch die Zerstörung der 
Dörfer. In der Stadt herrscht ein 


Meldungen: 

Berüchtigtes Diyarbakir-Gefän- 

f nis soll Museum werden 
fehr und mehr Menschen for¬ 
dern in einer Unterschriften¬ 
kampagne, dass das ehemalige 
Gefängnis von Diyarbakir, das 
Militärgefängnis Nummer 5, 
das bekannt wurde wegen seiner 
grausamen Folter an den Häft¬ 
lingen, in ein Museum umge¬ 
wandelt werden soll. Ehemalige 
Häftlinge, die während des 
Militärputsches dort inhaftiert 
waren, starteten die Kampagne 
am 18.10. In kürzester Zeit 
unterschrieben allein in Amed 
(Diyarbakir) 20.000 Menschen. 
Die Initiative wird mit verschie¬ 
denen Aktivitäten die Kampag¬ 
ne in andere Regionen und 
Städte der Türkei ausweiten. 
Außerdem wurde eine Kommis¬ 
sion eingerichtet, die die 
Geschichte des Gefängnisses 
und die Bedingungen für die 
Gefangenen untersucht. Ein 
Sprecher der Initiative erklärte, 
dass das Gefängnis eine Schan¬ 
de für die Türkei sei. Die Initia¬ 
tive habe den Kampf gegen die 
Zerstörung des Militärgefäng¬ 
nisses Nummer 5 aufgenom¬ 
men und werden alles in ihrer 
Macht stehende tun, damit das 
ehemalige Gefängnis in ein 
Museum umgewandelt werde. 

(DIHA, 27.10., ISKU) 


Tugluk beantragt erneuten 
Besuch bei Öcalan 

Aysel Tugluk beantragte erneut 
einen Besuch bei Abdullah 
Öcalan, damit er sich für eine 
Verlängerung der derzeitigen 
Waffenruhe, die am 31. Ok¬ 
tober enden soll, einsetzt. Tug¬ 
luk will Öcalan bitten, sich 
nicht aus der Verantwortung zu 
ziehen. Öcalan hatte bei dem 
ersten Besuch mit Frau Tugluk 

f ewarnt, dass, wenn es keine 
hränderungen bis zum 31. 
Oktober geben werde, er sich 
von einer weiteren Verantwor¬ 
tung zurückziehen wird. 

Die Gemeinschaft der Gesell¬ 
schaften Kurdistan KCK hatte 
die Waffenruhe in einer Erklä¬ 
rung vom 30.9. bis zum 31.10. 
verlängert. Ziel soll ein beidsei¬ 
tiger Waffenstillstand sein, den 
die KCK jedoch von der Praxis 
der Türkei abhängig macht. 

(DIHA, 27.10., ISKU) 


HPG: Immer wieder Angrilfe 
auf Guerilla 

Die HPG haben für die am 14. 
Oktober in Dersim gefallenen 
vier Guerillas bei einer Vergel¬ 
tungsaktion vier Mitglieder von 
Spezialeinheiten getötet. In der 
Kleinstadt Dersim griffen die 
HPG die Polizeidirektion an. 




Erster BDP-Frauenkongress in Amed 


Am 31. Oktober wird der erste 
Frauenkongress der BDP in 
Amed unter dem Motto „Ver¬ 
stärkter Kampf gegen die Rege¬ 
lungen, die Frauen in der Politik 
behindern" stattfinden. 

Ziel ist die Steigerung des Enga¬ 
gements von Frauen in der Poli¬ 
tik und die Flebung des Frauen¬ 
anteils in den Gremien. 

Im Zuge der Vorbereitungen für 
den Kongress wurden innerhalb 
der letzen eineinhalb Monate 
950 Delegierte auf breit angeleg¬ 
ten Frauenversammlungen in 45 
Städten gewählt. Außer diesen 
werden noch weitere 10.000 
Frauen erwartet, unter anderen 
Unterstützerinnen aus der Tür¬ 
kei, der Autonomen Region Kur¬ 
distans und Europa. 

Die BDP-Frauen bereiten sich 
auf dieses Zusammentreffen mit 
einer Konferenz vor, „ die vom 
28.-29. Oktober in Elih (Bat- 


man) stattfinden soll. Hier wer¬ 
den etwa 250-300 Delegierte 
erwartet. 

Der Kongress, auf dem der 25- 
köpfige Trauenrat der BDP 
gewählt wird, gilt als organisato¬ 
rische Vorbereitung der Wahlen 
in 2011. Aynur (jo§kun, Mit- 

f lied des bestehenden BDP- 
rauenrates, betonte, dass der 
Kongress ein starkes Signal geben 
werde, um die Beteiligung der 
Frauen an der Politik graduell zu 
steigern. Schon jetzt Bezeichnet 
sie die BDP als „Frauenpartei" - 
mit einer 40% „Gender Quote" 
hat sie den höchsten Frauenan¬ 
teil im türkischen Parlament. 
Zum Konzept sagt sie: „Wir 
haben die Delegiertenwahlen 
abgeschlossen. Als letzte Etappe 
organisieren wir überall öffentli¬ 
che Sitzungen. Der Schwerpunkt 
unserer Arbeit lag vor allem in 
Amed (Diyarbakir): wir führten 


Trainings durch, machten Tref¬ 
fen in allen Vierteln von Amed." 
So soll die Frauenpolitik ausge¬ 
hend von der lokafen Ebene hin 
zur zentralen Ebene organisato¬ 
risch gesteigert werden. 

Die Sprecherin des BDP-Frauen- 
rats, $ükran Dikmen, wies dar¬ 
auf hin, dass die kurdische Frau¬ 
enbewegung ein wichtiges Bei¬ 
spiel für die weltweite Frauenbe¬ 
wegung darstelle, die kurdischen 
Frauen die Politik anführten und 
der Kongress ein wichtiger 
Schritt zur Verdeutlichung der 
Willenskraft und Organisations¬ 
fähigkeit der Frauen sei. 

So werden die Kongressteilneh¬ 
merinnen auch gemeinsam den 
Prozess gegen die kurdischen 
Politikerinnen begleiten, um die 
kurdischen Frauen zu unterstüt¬ 
zen, die seit 14. April in Haft 
sind. 

(ANF, 23.10., ISKU) 


Fortsetzung: 


Klima von Repression und 
Widerstand. Demonstrationen 
und Polizeiangriffe sind an der 
Tagesordnung. 

Der Landkreis um Colemerg 
wurde zum Schauplatz der 
schwersten Kriegsverbrechen der 
vergangenen Wochen. 

So explodierte am Morgen des 
16.9. um 9.00 Antipanzermine 
eine ferngezündete aus deutscher 
Produktion in der Nähe des Dor¬ 
fes Peyanis (Getptli) unter einem 
Reisebus und riss neun Dorfbe¬ 
wohnerinnen in den Tod. Der 
Staat begann sofort damit, zu 
betonen, die kurdische Guerilla 
habe hier ein Massaker begangen. 
Eine Analyse und Recherche der 
Fakten durch Menschenrechtle¬ 
rinnen aus der Region wirft 
jedoch ein ganz anderes Licht auf 
die Tat: 

ln den türkischen Medien wurde 
das Dorf als zur Türkei loyales 
Dorfschützerdorf dargestellt und 
damit das angebliche Massaker 
der PKK begründet. Zwei ent¬ 
scheidende Gründe sprechen 
hiergegen. Einerseits ist dieses 
Dorf schon vor einiger Zeit zur 
BDP übergetreten, unterstützt 
die kurdische Freiheitsbewegung 
und hatte eine Boykottquote von 
99%, andererseits zählt weder der 
verwendete Sprengsatz, noch die 
Art, ein Massaker an der Zivilbe¬ 
völkerung zu begehen, zu den 
Mitteln der PKK. 

Weiterhin wurden am Tatort 
zurückgelassene Rucksäcke von 
Spezialeinheiten der Region 

f efunden, welche Sprengsätze, 
label und Anleitungen aus Mili¬ 
tärbesitz enthielten. Darüber hin¬ 
aus befindet sich der Tatort auf 
einer übersichtlichen Ebene, die 
an allen möglichen Fluchtwegen 
von Militärstützpunkten abge¬ 
sperrt ist. In der Entfernung von 
100 bzw. 200 m befinden sich 
Dorfschützerstationen, die direk¬ 
ten Blick auf den Tatort haben. 
Der Tatablauf stellt sich in diesem 


Die Zeichen stehen auf Krieg 


Zusammenhang folgendermaßen 
dar: 

Nachdem die Täter den Spreng¬ 
satz gelegt hatten, zogen sie sich 
zurück, um ihn zu zünden. Dabei 
wurden mehrere Taschen zurück¬ 
gelassen. Nach der Detonation 
funkten die Täter, dass ihre Aus¬ 
rüstung dort zurückgeblieben sei 
und geholt werden müsse. Die 
Bevölkerung war jedoch schon an 
den Tatort geströmt und hatte die 
Beweise in Besitz genommen. 
Erst nach 40 min kam das Militär 
zum Tatort und feuerte mehrfach 
in die Luft, um Zugriff auf die 
Taschen zu bekommen. Die 
Bevölkerung übergab sie jedoch 
erst später nach eingehender 
Dokumentation direkt der Staats¬ 
anwaltschaft. 

Schon vor der Tat ging eine 
Order an die Dorfschützer der 
Region heraus, eine Gruppe die 
herumzieht, nicht zu behelligen. 
Obwohl der Ort in drei Minuten 
per Hubschrauber aus Colemerg 
erreichbar ist und bei jeder Sicht¬ 
barkeit von Kämpferinnen der 
PKK das türkische Militär eine 
Operation mit Luftunterstützung 
startet, blieben Maßnahmen die¬ 
ser Art an diesem Tag aus. Selbst 
der Gouverneur erklärte „Er ver¬ 
stehe auch nicht warum das so 
war.“ (...) 

Trotz des andauernden Waffen¬ 
stillstands der kurdischen Gueril¬ 
la reißen die Militäroperationen 
nicht ab. Auch während wir 
anwesend waren, hörten wir den 
Lärm startender Hubschrauber 
und Schüsse aus Maschinenge¬ 
wehren von den Bergen widerhal¬ 
len. So wurden am 8.9.10 erneut 
neun Guerillas, die sich in Defen¬ 
sivposition befanden durch das 
türkische Militär getötet. Auf¬ 
grund dieses Angriffs breiteten 
sich Proteste über ganz Kurdistan 
aus. (...) Bei den Protesten an die¬ 
sem Tag schoss ein Offizier des 
türkischen Militärs dem 15-jähri¬ 
gen kurdischen Jugendlichen 
Enver Turan gezielt in den Kopf. 


Er verstarb wenige Wochen spä¬ 
ter. (...) In Colemerg wurden 
auch in den letzten Monaten 
zahlreiche Politikerinnen, 

Gewerkschafterlnnen und Jour¬ 
nalistinnen festgenommen. Dar¬ 
unter der ehemalige stellvertre¬ 
tende Bürgermeister, Bülent 
Armut und die engagierte Men¬ 
schenrechtsjournalistin Hamdiye 
Ciftci. Im Fall Bülent Armut 
wurde ebenfalls eine Geheimhal¬ 
tungsverfügung verhängt, die 
beinhaltet, dass ihm nicht einmal 
der Grund seiner Inhaftierung 
mitgeteilt wird. 

Als Fazit müssen wir leider fest¬ 
stellen, dass das Vorgehen staat¬ 
licher türkischer Kräfte in der 
Provinz Colemerg zeigt, dass die 
türkische Regierung entgegen 
anderer Bekundungen kein Inter¬ 
esse an einem Frieden hat. Im 
Gegenteil, wie dargestellt, werden 
sowohl Methoden des offenen 
Kriegs als auch schmutzige Pra¬ 
xen der 90er Jahre wie Bomben¬ 
anschläge auf Zivilistinnen und 
Parteibüros und militärische 
Angriffe auf die Zivilbevölkerung 
mit systematischer Regelmäßig¬ 
keit durchgeführt. Die Defensiv¬ 
position der Guerilla soll ausge¬ 
nutzt werden um möglichst viele 
Kämpferinnen mit allen Mitteln 
zu töten. Durch die Verbreitung 
der Anwendung sog. Geheimhal¬ 
tungsverfügungen, verschärft sich 
das Klima der Rechtlosigkeit. 
Weder der Grund des Verfahrens 
oder Inhaftierung, noch die 
Dauer sind den Opfern dieser 
Praxis bekannt. (...) 

Die Herstellung internationaler 
Öffentlichkeit wird in der gesam¬ 
ten Provinz Colemerg mit Sank¬ 
tionen von Repression bis hin zu 
lebensbedrohenden Vorgehens¬ 
weisen quittiert. Das ist nicht 
hinnehmbar. 

Menschenrechtsdelegation ans 
Hamburg, Berlin und Celle 


Bei dem Gefecht kamen vier 
Mitglieder von Spezialeinheiten 
und ein Guerilla ums Leben. 
Nach Angaben des Pressezen¬ 
trums der HPG war die Aktion 
am 23.10. um 22.00 Uhr 
durchgeführt worden. Bei den 
darauffolgenden Gefechten 
wurde der Guerilla Bahoz Cudi 
(Bawer Kotik) verletzt und 
sprengte sich selbst, um einer 
Festnahme zu entgehen, in die 
Luft. 

Nach der Aktion nahm das tür¬ 
kische Militär das Stadtzentrum 
von Dersim unter Blockade und 
eröffnete willkürlich das Feuer, 
eine großangelegte Militärope¬ 
ration wurde eingeleitet. 

(ANH 25.10., ISKU) 

Prozess gegen 58 Umweltschüt¬ 
zer wegen Anti-Atom-Protesten 
Vor einem Gericht in Ankara 
hat ein Prozess gegen 58 
Umweltschützer begonnen, 
denen wegen einer Demonstra¬ 
tion gegen das erste türkische 
Atomkraftwerk mehrjährige 
Haftstrafen drohen. Aus Verfah¬ 
rensgründen wurde der Prozess 
am TDonnerstag auf den 12. 
Januar vertagt, wie die Umwelt¬ 
organisation Greenpeace mit¬ 
teilte. Den Angeklagten droh¬ 
ten wegen Teilnahme an einer 
nicht angemeldeten Demons¬ 
tration und Widerstands gegen 
die Staatsgewalt Haftstrafen von 
bis zu drei Jahren, sagte Deniz 
Sözüdogru von Greenpeace 
Türkei. Die Hälfte von ihnen 
sind demnach Greenpeace-Mit- 
glieder. (AFP, 28.10., ISKU) 

Mörder von Hrant Dink vor 
Jugendgericht 

Der Hauptangeklagte im Ver¬ 
fahren wegen des Mordes an 
dem armenisch-türkischen 
Journalisten Hrant Dink wird 
an ein Jugendgericht überstellt. 
Die Anwälte des Angeklagten 
hatten argumentiert, ihr Man¬ 
dant sei zum Tatzeitpunkt noch 
minderjährig gewesen. Bei der 
Verhandlung vor einem Jugend¬ 
gericht kann er mit einer niedri¬ 
geren Strafe rechnen. 

(jW, 26.10., ISKU) 
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KCK verlängert Waffenruhe 
bis zum Sommer 2011 


Der Exekutivrat der Gemein¬ 
schaft der Gesellschaften Kurdi¬ 
stan KCK hat am 1.11. die seit 
zwei Monaten dauernde Waffen¬ 
ruhe bis zu den Parlamentswah¬ 
len zum Sommer 2011 verlän¬ 
gert. 

Die Erklärung der KCK doku¬ 
mentieren wir in Auszügen: 

Seit mehr als 18 Jahren wird an 
einer friedlichen und demokrati¬ 
schen Lösung der kurdischen 
Frage gearbeitet. Der Repräsen¬ 
tant der Kurdinnen Abdullah 
Öcalan arbeitet seither ernsthaft 
an einer Lösung. Auf der Gefäng¬ 
nisinsel Imrali konkretisierte er 
seine Bemühungen. Besonders 
weil der türkische Staat und Öca¬ 
lan intensive Gespräche in jüng¬ 
ster Vergangenheit führten, ent¬ 


schloss sich unsere Bewegung ab 
dem 13. August 2010 eine einsei¬ 
tige Waffenruhe auszurufen. 

Mit der Erklärung unseres Waf¬ 
fenstillstandes haben wir auf not¬ 
wendige Schritte aufmerksam 
gemacht, die der türkische Staat 
ftir eine wirkliche Lösung der 
kurdischen Frage gehen muss: 

• das Ende militärischer und 
politischer Operationen. 

• Freilassung aller zu Unrecht 
verhafteten kurdischen Politike¬ 
rinnen 

• Die Einbindung Abdullah Öca- 
lans in den laufenden Prozess, 
und die Fortdauer der geführten 
Gespräche 

• Die Gründung einer Wahr¬ 
heitsfindungskommission und 


Kritische Stunden auf Imrali 


Der Hintergrund, auf dem die 
Verlängerung der Waffenruhe von 
Seiten der KCK zustande gekom¬ 
men ist, gewinnt an Klarheit. Die 
Verlängerung der einseitigen Waf¬ 
fenruhe gründet sich demnach 
auf zwei Treffen zwischen Öcalan 
und einer Delegation des türki¬ 
schen Staates. 

Es gab wohl schon länger Gesprä¬ 
che auf Imrali. Zum Abbruch der 
Gespräche kam es, nachdem am 
16. September neun Personen 
durch eine Mine in Colemerg 
(Hakkari) ermordet worden 
waren. Bei der Konsultation mit 
seinen Anwälten hatte Öcalan 
daraufhin sowohl der Organisa¬ 
tion als auch dem türkischen 
Staat einen Brief gesandt...Noch 
am 13. Oktober hatte Öcalan 
gegenüber seinen Anwälten 
erklärt, bis zum 31. Oktober war¬ 
ten zu wollen. Sollte bis dahin 


keine Antwort vorliegen, werde er 
sich zurück ziehen und man 
müsse dann das Gespräch mit der 
KCK suchen. Daraufhin sei es am 
25. Oktober zu einem ersten Tref¬ 
fen mit einer Delegation des tür¬ 
kischen Staates gekommen. Die¬ 
ses Gespräch habe drei Stunden 
und 15 Minuten gedauert und 
befasste sich hauptsächlich mit 
der Waffenruhe. ..Diese Delega¬ 
tion überbrachte Öcalan auch die 
Antwort auf seinen Brief an die 
KCK in Kandil. Das zweite Tref¬ 
fen fand am 1. November statt. 
Dieser Delegation übergab Öca¬ 
lan einen Brief an Kandil, welcher 
noch am selbigen Tage seinen 
Zielort erreichte. Auf den Brief 
hin gab die KCK bekannt, die 
Waffenruhe bis zu den Parla¬ 
mentswahlen im kommenden 
Jahr verlängern zu wollen 

(ANF, 2.11., ISKU) 


einer Kommission zur Erarbei¬ 
tung einer neuen Verfassung 
• Die Senkung der 10-Prozent- 
Wahlhürde 

Unsere Bewegung hat nach vielen 
Diskussionen die Ansicht und 
Perspektive unseres Vorsitzenden 
Öcalans für richtig empfunden. 
Trotz der undemokratiscnen Ein¬ 
stellung der AKP-Regierung 
sehen wir uns aus unserer Verant¬ 
wortung zu unseren Völkern ver¬ 
pflichtet, unseren Waffenstill¬ 
stand bis zu den Wahlen 2011 zu 
verlängern, um eine ruhige Wahl¬ 
phase zu ermöglichen. Ein wich¬ 
tiger Punkt hierbei ist die positive 
Beantwortung des Waffenstill¬ 
standes durch den türkischen 
Staat. Um aus dem Waffenstill¬ 
stand einen Frieden zu machen 
ist es notwendig, dass keine wei¬ 
teren Operationen durchgeführt 
werden! Auch müssen Gespräche 
in Imrali vertieft und die zu 
Unrecht verhafteten Politikerin¬ 
nen des kurdischen Volkes frei 
gelassen werden. 

Binnen dieses Zeitraumes werden 
unsere Guerilla-Einheiten keine 
Angriffe durchführen. Allerdings 
nehmen wir uns das Recht 
gegenüber Angriffen in Verteidi- 

f ungsstellung zu gehen. 

lit diesem Beschluss sind wir als 
kurdische Bewegung unsere Auf¬ 
gabe zur Vertiefung des Friedens¬ 
prozesses, mit der Perspektive 
einer demokratischen Türkei — 
ein autonomes Kurdistan, 
gerecht geworden. Nun ist der 
türkische Staat und die AKP- 
Regierung an der Reihe, ihrer 
Verantwortung, unter Berück¬ 
sichtigung des oben von uns 
gezeichneten Rahmens, vertrau¬ 
enswürdige Schritte einzuleiten, 
gerecht zu werden. 

{ANF, Ul-, ISKU) 


Tugluk:Vom Dialog zu Verhandlungen 


Die Co-Vorsitzende des Demo¬ 
kratischen Gesellschaftskongres¬ 
ses DTK, Aysel Tugluk, erklärte 
nach ihrem letzten Besuch auf 
Imrali,..dass die Gespräche zwi¬ 
schen Öcalan und dem Staat fort- 
gefiihrt werden. Tugluk erklärte 
zu ihrem Gespräch: „Die Staats¬ 
bediensteten hatten ein wichtiges 
und ernstzunehmendes Gespräch 
[mit Öcalan]. Man ist von einer 
Dialogphase in eine Art Verhand¬ 
lungsphase übergegangen.“ Dem¬ 
zufolge sei der Staat an einer fried¬ 
lichen Lösung interessiert. Die 


Politik jedoch stelle ein Hindernis 
hierfür dar. Die Parteien AKP, 
CHP und MHP werden ihrer 
Verantwortung für eine friedliche 
Phase nicht gerecht, so Öcalan. 
Die politischen Parteien seien 
hinter kurzfristigen Zielen her 
und vertreten nur ihre eigenen 
Interessen, was der Türkei großen 
Schaden zufuge. Öcalan machte 
nochmals deutlich, dass sein 
Lösungsmodell keinerlei eigenen 
Staat vorsehe. Zum Anschlagguf 
dem Taksim-Platz erneuerte öca¬ 
lan seinen Vorschlag, eine Wahr¬ 


heitsfindungskommission ins 
Leben zu rufen. Dies sei Aufgabe 
des Parlaments. Öcalan erklärte, 
dass man den Anschlag im Kon¬ 
text mit der Mienenanschlag auf 
die Zivilbevölkerung in Colemerg 
(Hakkari) und der Tötung der 
neun Guerilleros ebenfalls in 
Colemerg betrachten müsse. Es 
sei lebensnotwendig, die Draht¬ 
zieher dieser Angriffe ausfindig zu 
machen. In diesem Sinne müsse 
eine Wahrheitsfindungskommis¬ 
sion unmittelbar ins Leben geru¬ 
fen werden. (ANF, Ul-, ISKU) 


Meldungen: 


Guerilla im Meder- 
Verteidigungsgebiet gefallen 
Am 2.11 wurden die Meder 
Verteidigungsgebiete bei den 
Dörfern Hergu? und Govend 
im Zagros Gebiet durch die tür¬ 
kische Armee mit Mörsergrana¬ 
ten bombardiert. 

Am 1.11. wurden in der Region 
Xakurke die Gebiete Stro, 
Geliye Re? und Ber^eman von 
der türkischen Armee bombar¬ 
diert. Dabei kam der Guerilla 
Dil?ad (Xalid Süleyman) ums 
Leben. (hpg, 3.11., ISKU) 

Syrien: Zwei Jahre Haft für 
P YD-Mitglied 

Das Militärstrafgericht in Alep¬ 
po hat am 26. Oktober 2010 
Manal Ibrahim Ibrahim gemäß 
Artikel 278 Strafgesetzbuch zu 
zwei Jahren Freiheitsstrafe ver¬ 
urteilt. Ibrahim, Mitglied von 
Yekitiya Star, der Frauenorgani¬ 
sation der Partei der Demokra¬ 
tischen Union (PYD), war am 
15. Oktober 2009 in Aleppo 
verhaftet worden. 

(KW, 3.11., ISKU) 

Gericht: Kurdisch ist 
„unbekannte Sprache“ 

Im Prozess gegen 152 kurdische 
Politikerinnen vor dem sech¬ 
sten Hohen Strafgericht in Diy- 
arbakir - dem so genannten 
KCK-Prozess — sollte der Ange¬ 
klagte Bayram Altun am Don¬ 
nerstag seine Verteidigungsrede 
halten. Als er seine Rede in kur¬ 
discher Sprache begann, wurde 
ihm vom Richter das Mikro¬ 
phon abgestellt, da der Ange¬ 
klagte „in einer unbekannten 
Sprache“ spräche. Ein weiterer 
Angeklagter, der dagegen prote¬ 
stierte, wurde von der Verhand¬ 
lung ausgeschlossen, woraufhin 
sich alle anderen Angeklagten 
erhoben und ihm folgten. 

(ANF, 4.11., ISKU) 

EU: Türkei kommt bei 
Grundrechten nicht voran 

Im EU-Fortschrittsbericht kriti¬ 
siert die EU, dass die Türkei zu 
wenig für Meinungsfreiheit, 
Religionsfreiheit und Frauen¬ 
rechte tut. Der Report beurteilt 
jährlich die Arbeit der Beitritts¬ 
kandidaten. 

Trotz ei nig er Fortschritte 
komme die Türkei nach Ansicht 
der Europäischen Union in 
Sachen Grundrechte nicht 
voran. "Meinungsfreiheit und 
die Freiheit der Medien müssen 
sowohl per Gesetz als auch in 
der Praxis gestärkt werden. 
Defizite bleiben bei der Ausü¬ 
bung der Religionsfreiheit. 
Fortschritt ist auch bei Frauen- 





Ilisu: „Schlüsselübergabe“ markiert 
den Beginn der Vertreibungen 


Mit schönen Parolen und den 
glänzenden Häuserfassaden von 
Neu-Ilisu versucht die Türkei 
zu vertuschen, dass sie für ihre 
Wirtschaftspolitik das Leben 
von 75‘000 Menschen in der 
llisu-Region sowie einzigartige 
Kulturgüter und einzigartige 
Flora und Fauna opfert. Nach 
den internationalen Umwelt- 
und Sozialstandards missachtet 
die Regierung Erdogan nun die 
Menschenrechte der Zwangs- 
umgesiedelten. 

Mit einer symbolischen Schlüs¬ 
selübergabe zelebrierte der tür¬ 
kische Premierminister Erdo- 

f an Ende Oktober die Einwei- 
ung der ersten Umsiedlungs¬ 
häuser von Ilisu. Er signalisierte 
damit aller Welt, dass die Tür¬ 
kei das 1.5 Milliarden Euro 
Staudammprojekt am Tigris 
allein stemmen kann. Auf zivil¬ 
gesellschaftlichen Druck waren 
im Juli 2009 die schweizeri¬ 
schen, deutschen und österrei¬ 
chischen Regierungen und 
Finanzgeber aus dem Projekt 
ausgestiegen, weil internationa¬ 
le Umsiedlung- und Umwelt¬ 
standards nicht eingehalten 
wurden. 


Was Erdogan bei seinem Blitzbe¬ 
such im Kurdischen Anatolien 
verschwiegen hat: Die Zwangs- 
umgesiedelten werden in den 
Häusern kaum lange bleiben, da 
keine adäquaten neuen Einkom¬ 
mensquellen geplant sind. 
Zudem gibt es im steinigen 
Umsiedlungsgebiet kein frucht¬ 
bares Land für die Nahrungssi¬ 
cherung der heutigen Bauern 
und Fischer und seit Monaten 
sind die Felder, auf denen ihre 
Kühe und Kleintiere weiden, 
durch die Bautätigkeiten nicht 
mehr nutzbar „Selbst wenn wir 
Luxushäusern bekämen, wie sol¬ 
len wir ohne Felder zum Säen 
und Wiesen für unsere Tiere 
leben?" fragt daher der Bürger¬ 
meister von Ilisu, Mehmet Cdik. 
Außerdem seien die neuen Häu¬ 
ser nur fünf Jahre kostenlos. 
Danach müssten sie für den dop¬ 
pelten Preis gekauft werden, den 
die Familien als Entschädigung 
erhalten haben. 

„Internationale Richtlinien verur¬ 
teilen ein solches Vorgehen als 
Vorleistung zur Vertreibung“ 
kommentiert Christine Eberlein 
von der Erklärung von Bern. Die 
türkische Regierung verletze die 


Menschenrechte, weil sie den 
Umsiedlungsprozess falsch herum 
aufgleist: Denn zuerst muss das 
Einl tommen und Überleben der 
Betroffenen gesichert werden, erst 
dann darf mit dem Bau des 
Damms begonnen werden. 
„Doch so wie sich die türkische 
Regierung um internationale 
Standards foutiert, ignoriert sie 
nun auch alle Bedenken von 
Betroffenen. 

Auch in Hasankeyf, der antiken 
Stadt am Tigris, an deren drohen¬ 
der Überflutung sich der interna¬ 
tionale Widerstand gegen den 
Uisu-Staudamm entzündet, sind 
die Bewohner existenziell 
bedroht. Nach einem Felssturz im 
Juli 2010 sperrte die Regierung 
die historisch und touristisch 
bedeutsamsten Teile der Stadt. 
Sicherungsmaßnahmen, die eine 
Wiedereröffnung der Attraktio¬ 
nen ermöglichen würden, sind 
bezeichnenderweise nicht ge¬ 
plant. Damit steht der Ort vor 
dem Ruin. Die schleichende Ent¬ 
eignung und Verarmung der 
Staudammbetroffenen findet hier 
bereits statt, lange bevor ihr Land 
überflutet wird. (Christine 

Eber lein, EvB, 2.11., ISKU) 


649 NGOs zur Diskussion 


nach Amed eingeladen 


Der Demokratische Gesell¬ 
schafts Kongress (DTK) hat 
649 NGOs aus kurdischen 
Städten zu einem Treffen in 
Amed (Diyarbakir) für die 
nächste Woche eingeladen. Die 
Vertreterinnen treffen sich, um 
die möglichen Entwicklungen 
nach der KCK-Erklärung zur 
Verlängerung der Waffenruhe 
zu diskutieren. Der Prozess, der 
im Rahmen der „KCK-Opera- 
tionen“ zurzeit gegen 151 kur¬ 
dische Politikermnen in Amed 


geführt wird, soll ebenfalls auf 
der Tagesordnung stehen. 

Die NGOs hatten im vergange¬ 
nen Juli die Gemeinschaften 
der Gesellschaften Kurdistan 
KCK aufgefordert, eine einseiti¬ 
ge Waffenruhe auszurufen. 
Daraufhin wurde die Waffenru¬ 
he zum 13. August erklärt. 

Jetzt, nach einer Verlängerung 
der Waffenruhe für weitere acht 
Monate - bis zu den allgemei¬ 
nen Wahlen im Juni 2011 — 
sind die NGOs aufgerufen, 


über weitere Schritte zu einem 
dauerhaften Frieden in der 
Region zu diskutieren, ln der 
letzten Woche rief die Türkei 
Versammlung für den Frieden 
(TBM) alle politischen Parteien 
und NGOs auf, die Anstren¬ 
gungen für eine demokratische 
Lösung der kurdischen Frage zu 
intensivieren. Auch die Partei 
für Frieden und Demokratie 
(BDP) formulierte einen ähn¬ 
lichen Anruf. 

(ANF, 3.11., ISKU) 


352 tote Gefangene in zehn Jahren 


Nach einem Bericht des Doku¬ 
mentationszentrums der türki¬ 
schen Menschenrechtsstiftung 
(TIHV) zu Rechtsverstößen in 
den ersten sechs Monaten diesen 
Jahres warten derzeit 97 schwer 
erkrankte Gefangene auf eine 
Behandlung. Trotz zahlreicher 
Intervention dutzender Institu¬ 
tionen und politischer Organisa¬ 
tionen wie 1HD, Mazlum-Der, 
Tuhad-Fed, DTO, BDP und 
Blue Libra Jurists bei der Regie¬ 
rung wurden bislang keinerlei 
Schritte unternommen. 

Laut Untersuchungen sind in 
den letzten zehn Jahren 352 
Gefangene in den Knästen ver¬ 
storben. Während die Untätig¬ 
keit der Behörden die Gefange¬ 


nen jeden Tag dem Tod näher 
bringt, wächst die Sorge der 
Angehörigen zu einem Aufstand 
heran, ln dem die bisherigen 
Todesfälle als „Altersschwäche“ 
deklariert werden, schaffen die 
Behörden einen legalen Rahmen 
für weitere Todesfälle wie den 
von Abdullah Ak^ay, der vor sei¬ 
nem achtzehnten Lebensjahr an 
Krebs erkrankt war und im 
Gefängnis verstarb. 

Die Situation einiger erkrankter 
Gefangener hat sioi in den letz¬ 
ten Wochen besorgniseregend 
entwickelt. Nurettin Soysal, der 
an sein Bett gebunden ist und 
keine Chance zum Überleben 
hat, wartet im D-Typ-Gefängnis 
von Diyarbakir auf seinen Tod. 


Versorgt wird er ausschließlich 
von seinen Mitgefangenen. Auf 
eine Entscheidung der forensi¬ 
schen Abteilung, zu der Soysal 
bereits drei mal gebracht wurde, 
wird weiter gewartet. 

Bei Ismet Azay im E-Typ- 
Gefängnis von Adiyaman hat 
sich der Schilddrüsenkrebs mitt¬ 
lerweile zu einem Kehlkopfkrebs 
entwickelt. Der Versuch seiner 
Familie, einen Ambulanzwagen 
für den Transport zur medizini¬ 
schen Untersuchung zu mieten, 
da der Zustand des Gefangenen 
einen regulären Gefangenen¬ 
transport nicht zulässt, wurde 
bislang von der Gefängnislei¬ 
tung blockiert. 

(ANF, 3.11., ISKU) 


rechten, Geschlechtergleichheit 
und den Rechten der Gewerk¬ 
schaften notwendig", zitiert die 
Tageszeitung "Die Welt" aus 
dem diesjährigen Fortschritts¬ 
bericht, der dem Blatt vorliegt. 
Der Report, der kommenden 
Dienstag präsentiert wird, zieht 
ein jährliches Resümee über die 
Arbeit der EU-Beitrittskandida- 
ten. Kritisch beurteilt Brüssel 
darin auch das Verhältnis zwi¬ 
schen der Türkei und Zypern: 
"Es gab keinen Fortschritt in 
Richtung einer Normalisierung 
der bilateralen Beziehungen', 
resümiert der Bericht. Zudem 
habe die von Premierminister 
Recep Tayyip Erdogan Ende 
2009 begonnene demokratische 
Öffnung, welche die Rechte der 
Kurden und anderer Minder¬ 
heiten stärken soll, "vor allem in 
Bezug auf die Kurden-Frage bis¬ 
her nur begrenzte Ergebnisse 
gezeigt." (DP, 2.11., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
DIHA Diele Haber Ajansi 
KW Kurdwatch 

DP Die Presse 

EvB Erklärung von Bern 

hpg hpg-online.com 


Termine: 

Demonstration: 

Samstag, 20.11., 13:00 Uhr 
Hauptbahnhof Heilbronn 
Frieden und Freiheit für Kurdi¬ 
stan 

Keine Waffenlieferungen an das 
türkische Militär! 

Stoppen wir die Kriegstreiber 
und ihre Verbündeten! 
Internationale Klassensolida¬ 
rität aufbauen! 

Film: 

Auf dem Schulweg / Du Ziman, 
Baholek 

Kino Die Pumpe Kiel 
Do 18. 11., 20:30 
Kultur- und Kommunikations¬ 
zentrum 
Haßstr. 22 
24103 Kiel 

Orhan Eskiköy, Özgür Dogan. 
Türkei, NL 2008. 91 Min. Kur¬ 
disch, Türkisch mit englischen 
Untertiteln 
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Kurdische Nationalkonferenz 
vermutlich im Frühling 

Auf dem Kongress der Sozialisti- henden Parlamentswahlen im in den kommenden Tagen an den 

sehen Internationale kamen eine kommenden Sommer einen Arbeiten einer neuen Verfassung 

Delegation der BDP um deren wichtigen Beitrag zur Lösung der mit Einbezug der BDP beginnen 

Co-Vorsitzenden Selahattin kurdischen Fragen leisten kann.“ und somit den Dialogprozess 

Demirtaf auf Einladung des ira- Ebenso betont Talabani, dass die eröffnen.“ Demirtaf ergänzte, 

kischen Staatspräsidenten Celal Aktionspause der Guerilla bezüg- dass nur die Aussage, die BDP sei 

Talabani zusammen. Demirtaf lieh einer friedlichen Lösung von Verhandlungspartner, ohne die 

fasste die Gesprächsinhalte für allen Seiten richtig bewertet wer- dazugehörigen praktischen 
ANF zusammen. Unter anderem den müsse. Demirtaf brachte Schritte einzuleiten, nicht mehr 
wurde über die Entwicklung der zum Ausdruck, dass auf der Sozi- als Taktiererei sei. 

Türkei und des Irak diskutiert. alistischen Internationale die Es fand zudem ein Treffen der 
Des Weiteren kamen es zum Kommission der Kurdinnen BDP-Delegation mit dem Vorsit- 
Meinungsaustausch bezüglich erneut wieder belebt werden zenden der Sozialistischen Inter- 
der geplanten kurdischen Natio- müsse, und dass die BDP zusam- nationale Georges Papandreou 
nalkonferenz. men mit Talabani an diesem statt. Der BDP-Delegierte Eyüp 

Neben der Gratulation zu der Punkte mehr Anstrengungen Doru erklärte die Forderungen 
Wiederwahl als irakischer Staats- unternehmen werden. Demirtaf der BDP-Delegation: 

Präsident, kam es zur konkrete- fügte hinzu, dass „die Aussage der Die Aktionspause der Guerilla 
ren Aussagen zur kurdischen AKP, die die BDP als rechtmäßi- müsse Unterstützung erhalten. 

Nationalkonferenz. Talabani setz- gen Ansprechpartner bezeichne- Für eine friedliche Lösung der 
te den kommenden Frühling als te, eine wichtige Entwicklung kurdischen Frage müssen mehr 
möglichen Zeitpunkt für die kennzeichnet. Jedoch wäre es ver- Bemühungen der Sozialistischen 
Konferenz an, an der sich neben früht, um vom Beginn eines Internationale unternommen 
Talabani auch der Präsident der Lösungsprozesses zu sprechen.“ werden. 

Kurdischen Autonomie Region Nach Worten von Demirtaf han- Eine Delegation müsse den 

des Nordirak mit größerer Inten- delt es sich bei der BDP sowieso KCK-Prozess in Amed beobach- 

sität einbringen sollten. um einen rechtmäßigen Ver- ten. 

Demirtaf erklärte, dass, „Herr handlungspartner: „Falls die Die Kurdische Arbeitsgruppe 

Talabani ihm mitteilte, dass ein Regierung uns als Ansprechpart- müsse wieder belebt werden. 

Erfolg der BDP bei den anste- ner wahrnimmt, dann müsse sie (ANF, 16.11., ISKU) 

Kurdistan-Konferenz in Brüssel 

Die Eröffnungsrede der 7. Inter- Seite nicht in Betracht gezogen vitäten der Menschenrechtsaktivi- 
nationalen Konferenz über „Die worden waren. Jedoch fugte er stlnnen in der Türkei“ zum Aus¬ 
EU, die Türkei und die Kurdin- hinzu, dass 70 %, die sich für das druck brachte und die türkische 
nen- der Weg zum Frieden, die Referendum ausgesprochen hat- Regierung aufrief, EU Forderun- 
Herausforderung annehmen“ ten einen „starken Wunsch“ der gen umzusetzen, indem sie „ ihre 
hielt der Deutsche MEP Jürgen türkischen Gesellschaft für einen Politik reformiert und alle Arten 
Klute, der im Namen der Wandel in Richtung Demokratie von Diskriminierung gegenüber 
GUE/NGL und im Namen der zum Ausdruck bringe. Dies sollte den Kurdinnen und anderen eth- 
Europäischen Parlamentarischen von der Türkei als ein Baustein nischen Minderheiten elimi- 
Freundesgruppe, die dieses Jahr genutzt werden, diesen Prozess niert.“ Auch die Sacharow Preis¬ 
gegründet worden war und Mit- vorwärts zu bringen.“ trägerin Leyla Zana begrüßte die 

glieder aus allen parlamentari- Die Veranstaltung wurde von jüngsten „Bemühungen für einen 

sehen Gruppen hat, die Teilneh- Kariane Westrheim, Vertreterin friedlichen und demokratischen 

merlnnen Degrüßte. „Freiheit der EU Türkei Civic Commission Willen unter allen Parteien auf 
und Gerechtigkeit für das kurdi- (EUTCC), eingeleitet, die sagte, der Suche der Kurdinnen für ihre 
sehe Volk ist in unserem Herzen, dass die Möglichkeit, die Türkei Rechte, für Gerechtigkeit und 

quer durch das politische Spek- in eine Demokratie umzuwan- Freiheit.” 

trum dieses Parlaments“, so MEP dein noch immer bestünden Den Einführungsteil zusammen- 

Klute. „aber nur, wenn alle Parteien fassend sagte MEP Jürgen Klute, 

Er sagte, dass die Konferenz eine involviert sind.“. die Tatsache, dass die PKK ihren 

Möglichkeit sei, die letzen Ent- Die Konferenz wurde von Erzbi- Waffenstillstand bis zu den Wah- 

wicklungen zu diskutieren, so wie schof Desmond Tutu via Video- len nächstes Jahr ausgedehnt 
die Publikation des Kommis- botschaftgehört, der seine andau- habe, sei ein „klares Signal für 
sionsberichtes über die Entwik- ernde Unterstützung für die eine friedliche und gerechte 

klungen der Türkei bezüglich des EUTCC erklärte, „bis wir die Lösung. Es ist höchste Zeit, das 

Beitritts und um die Inhalte die- Etablierung des kurdischen The- die türkische Regierung mit 

ses Berichts zu „verifizieren, mas in derTürkei und den Abbau einem eigenen Waffenstillstand 

widersprechen oder zu unterstrei- der Hindernisse für den Beitritt antwortet und mit ihrem politi- 

chen“. der Türkei zur EU erreicht sehen Willen eine friedliche 

Er begrüßte das letzte konstitutio- haben“. Lösung um Gerechtigkeit, Men- 

nelle Referendum in der Türkei Schriftliche Botschaften kamen schenrechte und menschliche 

als einen „bedeutenden Prozess“ von der Nobelpreisträgerin Dr Würde für alle zu erreichen, 

aber bedauerte, dass Erwartungen Shirin Ebadi, die ihre Unterstüt- anstrebt.“ 

und Forderungen der kurdischen zung für „ die friedvollen Akti- ANF, 16.11., ISKU 


Meldungen: 

Mord an der Grenze zum Iran 
Um 14:00 Uhr Ortszeit wurde 
der 18-jährige Murat Eskinyar 
auf dem Rückweg aus dem 
Iran in sein Dorf Axurka Jori 
(Yukari Turgah) von der irani¬ 
schen Armee erschossen. 

Der Leichnam von Eskinyer 
wurde von den Dorfbewohne¬ 
rinnen, die sich nachdem sie 
Schüsse gehört hatten zum Ort 
des Geschehens begaben, in 
das Staatskrankenhaus 

gebracht. 

Vor dem Krankenhaus prote¬ 
stierten die Dorfbewohnerin¬ 
nen gegen die Ermordung und 
forderten ein Ende der Hin¬ 
richtungen an der iranischen 
Grenze. (ANF, 16.11., ISKU) 

Aktionsplan des Ministeriums 
für Religionsangelegenheiten 
für kurdische Ortschaften 

Der türkische Minister für 
Religionsangelegenheiten 
(türk.: Diyanet Bakanligi) hat 
das Projekt „Haus der Imame“ 
vorgelegt, durch welches die 
Ausbildung von Imamen in 
den kurdischen Ortschaften 
gefördert werden soll. Das 
Ministerium hat für das kom¬ 
mende Jahr für dieses Projekt 
ein Budget von 100 Millionen 
TL verlangt und will in den 
kurdischen Regionen 1362 
Moscheen errichten. 

Nachdem die AKP-Regierung 
erklärte, dass sie in der Region 
die Anzahl von Imam-Hatip- 
Schulen, [staatliche Berufs¬ 
fachgymnasien für die Ausbil¬ 
dung zum Imam (Vorbeter) 
und Prediger in der Türkei und 
Koran Kursen], erhöhen 
möchte, hat das Ministerium 
für Religionsangelegenheiten 
seinen dringenden Aktions¬ 
plan vorgelegt. 

Der türkische Innenminister 
Besir Atalay hatte im vergange¬ 
nen Monat erklärt, dass aas 
Ministerium für Religionsan¬ 
gelegenheiten Möglichkeiten 
von Predigten gegen die PKK 
prüfe. Atalay verwies auf die 
Arbeiten bezüglich einer mög¬ 
lichen Erhöhung der Anzahl 
von Imam-Hatip-Schulen und 
Koran Kursen in den kurdi¬ 
schen Gebieten und unter¬ 
strich, dass man in der Region 
„geistliche Vorkehrungen“ 
steigern wolle. 

(ANF, 16.11., ISKU) 

Ermittlungen gegen Özgür 
Politika auf türkischen 
Wunsch 

Aufgrund einer Anzeige der 
Botschaft der Republik Türkei 
läuft momentan ein Ermitt¬ 
lungsverfahren gegen die pro- 




Karayilan: Wir ziehen uns nicht 
aus Nordkurdistan zurück 

Laut dem amtierende Vorsitzen- türkischen Armee mit Angriffen Er wies entsprechende Aufrufe 
den der Arbeiterpartei Kurdi- auf die sich zurückziehenden von türkischer Seite zurück und 
stans, Murat Karayilan, ist ein Guerillaeinheiten beantwortet sagte, dass ein Rückzug nicht bei 
Rückzug der Guerilla aus Nord- wurde. Zwischen dem 1. August der Lösung der Kurdischen 
kurdistan nicht möglich. 1999 und dem 1. August 2000 Frage helfen werde, 

ln der türkischen Presse wurde starben mehr als 200 Guerillas Er wies ebenso Spekulationen 
darüber spekuliert, dass die PKK bei türkischen Militäroperatio- zurück, die Freiheitsfalken Kur¬ 
den Forderungen der türkischen nen. distans (TAK) hätten Verbin- 

Regierung nach einem begrenz- Karayilan schloss für die jetzige düngen zu PKK oder KCK. Die 
ten Rückzug nach Südkurdistan Phase einen Rückzug der Guertl- TAK seien eine eigenständige 
(Irak) nachkommen würde. la kategorisch aus. Organisation, die vor sieben Jah- 

Nach einem Aufruf Abdullah „Wenn die Chance zum Frieden ren gegründet wurde. Niemand 
Öcalans zu einem andauernden gibt, werden sich unsere Kräfte könne die PKK oder die KCK 
Waffenstillstand im Jahr 1999 in Dersim an diesem Prozess für die Altionen der TAK verant- 
gab es einen Rückzug aus Nord- beteiligen. Aber sie bleiben, wo wörtlich machen, 
kurdistan, der jedoch von der sie jetzt sind.“, so Karayilan. (ANF, 9.11., ISKU) 

Kinder kommen immer noch in 
die Gefängnisse 

Am 25. Juli trat die Erweiterung strationen beteiligten abge- leeres Blatt Papier zu setzen, mit 
des Antiterrorgesetztes (TMKJ schwächt habe. denen die Polizei vorgefertigte 

in Kraft, auch als „Steine-wer- Nach Informationen von der Aussagen schieb. 
fende-Kinder“-Gesetz bekannt, DIHA Nachrichtenagentur wur- Tuncel glaubt, dass das geänder- 
dennoch treten Sicherheitsbe- den in den letzen Tagen 20 Kin- te Antiterroigesetz nicht mehr 
hörden auf Kinderrechten der mit der Beschuldigung „Mit- ist als ein Blatt Papier. „Die 
herum. Nach dem revidierten glied einer illegalen Organisa- Änderung wurde gemacht, um 
TMM dürfen Kinder keine tion“ zu sein oder „im Auftrag Leute zu beruhigen, nicht als 
Gefängnisstrafen für die Teil- einer Organisation zu handeln eine permanente Lösung. Noch 
nähme an politischen Demon- oder „öffentliches Eigentum zu immer können kurdische Kin- 
strationen oder Protesten erhal- beschädigen“, „explosives Mate- der angeklagt werden, Mitglie- 
ten, es sei denn sie setzen rial zu verwenden“ bzw. „das der illegaler Organisationen zu 
Schusswaffen bei der Aktion ein. Demonstrationsrecht zu verlet- sein, oder Propaganda zu 
In den letzen 25 Tagen verhafte- zen“ in Gewahrsam genommen, machen. 

te die Polizei allein in Mersin 15 Die Kinder sind alle 14 bis 15 Dies verletzt internationale und 
Kinder. Eyüp Sabri Öncel Mit- Jahre alt. nationale Kinderrechtsgesetze, 

glied des Menschenrechtsverei- Weiterhin behaupten die Eltern genauso wie die Konvention 
nes (IHD), Zentralexekutivaus- einiger Kinder, dass die Kinder über Kinderrechte der Vereinten 
Schusses erklärte, dass die Geset- in Gewahrsam gezwungen wur- Nationen. Die Regierung muss 
zesänderung nichts an der Situa- den, Arbeiten für die Polizei zu einen anderen Umgang mit die- 
tion der Kinder geändert habe, verrichten und andere falsche sen Themen finden anstatt Kin- 
bzw. die staatliche Verfolgung Aussagen zu unterschreiben, der zu verhaften“, so Tuncel. 
der Kinder, die sich an Demon- bzw. ihre Unterschrift unter ein (ANF 17.1 L, ISKU) 

NGOs: Restriktionen 
gegen Ocalan lockern 

683 Nichtregierungsorganisatio- der Militäroperationen gegen und mit anderen politischen 
nen haben nach einem Treffen die kurdische Guerilla. Kräften sollten fortgesetzt wer- 

in Amed (Diyarbakir) die türki- den. Die Regierung muss den 

sehe Regierung aufgerufen, die ln ihrer Erklärung definieren die Weg für deren Beteiligung am 
Restriktionen gegenüber Abdul- NGOs acht Bedingungen: Friedensprozess ebnen. 

Iah Ocalan zu lockern. • Die türkische Regierung sollte • Die 10-Prozent-FIürde für 

Die kurdischen . NGOs hoben das Recht der kurdischen Politi- Wahlen muss gesenkt werden, 
die Bedeutung Öcalans für den kerlnnen, die derzeit in Amed • Eine Wahrheits- und Gerech- 
Friedensprozess in der Türkei vor Gericht stehen, auf Verteidi- tigkeitskommission zur Untersu- 
hervor und forderten von der gung in ihrer Muttersprache chung von extralegalen Tötungen 
Regierung, ihn an diesem Pro- anerkennen. Für eine friedliche in der Vergangenheit sollte einge- 
zess teilhaben zu lassen. Lösung der Kurdischen Frage richtet werden. 

Die Vertreterinnen der NGOs sollten die Einschränkungen der • Die Vorbereitungen für eine 
erklärten auch ihre Unterstüt- kurdischen Sprache unverzüglich neue demokratische Verfassung 
zung für die angeklagten kurdi- aufgehoben werden. sollten unverzüglich beginnen, 

sehen Politikermnen und for- • Die Militäroperationen müssen • Alle politischen Krähe sollten 
derten die Einrichtung einer aufhören. Das Anti-Terror- die Bedeutung des Waffenstil- 
Wahrheits- und Gerechtigkeits- Gesetz sollte aufgehoben und Stands der PKK anerkennen, 
kommission, um die extralega- andere anti-demokratische • Die historische Chance für eine 
len Tötungen im Konflikt zwi- Gesetze reformiert werden. Lösung der kurdischen Frage darf 

sehen PKK und Türkei zu unter- • Die Verhandlungen mit Abdul- nicht vergeben werden, 
suchen. Iah Öcalan, der nach unserer Dies sind gerechte Forderungen, 

ln der Erklärung wird auch ein Auffassung eine positive Rolle bei die die Hoffnungen der Kurdin¬ 
beidseitiger Waffenstillstand der Suche nach einer Lösung der nen der Region wiedergeben, 
gefordert sowie die Einstellung Kurdischen Frage spielen kann, (ANF, 10.11., ISKU) 


kurdische Tageszeitung Yeni 
Ozgür Politika mit Sitz in 
Neu-Isenburg/Hessen. Gegen¬ 
stand des Verfahrens ist eine 
Presseberichterstattung. Die¬ 
sem Sachverhalt entsprechend 
wurde über das Flessische 
Ministerium für Justiz für 
Integration in Europa über die 
Generalstaatsanwaftschaft in 
Frankfurt der Leitende Ober¬ 
staatsanwalt in Darmstadt 
angeschrieben. Dieses Schrei¬ 
ben enthält im Betreff folgen¬ 
den Inhalt: "Rechtshilfever¬ 
kehr in strafrechtlichen Ange¬ 
legenheiten mit der Türkei". 
Die zuständige Staatsanwalt¬ 
schaft Darmstadt hat signali¬ 
siert, dass in dieser Sache 
Anklage gegen die europaweit 
einzige kurdische Tageszeitung 
erhoben werden wird. 

(YÖP, 11.11., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
YÖP Yeni Özgür Politika 
GS Gegenströmung 


Termine: 

Der kurdische Knoten 

Diskussionsveranstaltung mit 
Brigitte Kiechle, Rechtsanwäl¬ 
tin und Autorin, Interventio¬ 
nistische Linke Karlsruhe (in 
Gründung). 

Freitag, 19.November 
19.30 Uhr 

Naturfreundehaus Köln-Kalk 
Kapellenstraße 9a (U-Bahn 
Kalk Kapelle, Linien 1 und 9) 


Demonstration 
Frieden und Freiheit für Kur¬ 
distan 

Keine Waffenlieferungen an 
das türkische Militär! 

Stoppen wir die Kriegstreiber 
und ihre Verbündeten! 
Internationale Klassensolida¬ 
rität aufbauen! 

Demonstration am Samstag, 
20.11. um 13:00 Uhr 
Treffpunkt Hauptbahnhof 
Heilbron 

ktirdistandemoheilbronn.jimdo.com 
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Urgent Action Kampagne von Amnesty International 

Keine Hinrichtung von 
Zenynep Celaliyan und Hossein Khezri 

Hossein Khezri steht unmittel- mitteilen, dass ich noch am Gesundheitszustand von Cela- 
bar die Hinrichtung bevor. Sein Leben bin". liyan verschlechtert sich 

Todesurteil wurde etwa am 17. Hossein Khezri wurde 2008 in Der Gesundheitszustand der im 
November zur Vollstreckung Kermanschah festgenommen Iran zum Tode verurteilten kur¬ 
weitergeleitet. Zuvor war ein und in einem Gerichtsverfahren dischen Frauenaktivistin Celaliy- 
Brief veröffentlicht worden, im Mai 2009 zum Tode verur- an soll sich verschlechtert haben, 
den Hossein Khezri im Gefäng- teilt. Ein Rechtsmittelverfahren Die in Kermanshah inhaftierte 
nis geschrieben hatte und in im August 2009 führte zur Zeynep Celaliyan habe als Folge 
dem er Foltervorwürfe erhob. Bestätigung des Todesurteils, der monatelang erlittenen Folter 
Hossein Khezri ist 28 oder 29 Seinen Angaben zufolge hat große gesundheitliche Probleme. 

Jahre alt. Er wurde auf der man Hossein Khezri in der Trotz ihrer großen Schmerzen, 

Grundlage seiner Mitglied- Haft gefoltert. Er bat daraufhin habe die Gefangnisleitung bisher 
schaff in der Partei für ein um eine Untersuchung der Fol- keinerlei Anstände gemacht, der 
Freies Leben in Kurdistan tervorwürfe, die aber im März Inhaftierten zu helfen, 
wegen „Feindschaft zu Gott" 2010 abgelehnt wurde. Am 11. Zeynep Celaliyan, 1982 in Mako 
(moharebeh) zum Tode verur- April wurde er vom Zentralge- geboren, wurde im Jahr 2008 in 
teilt. Hossein Khezri gibt fängnis in Oromieh an einen Kermanshah mit dem Vorwurf 
jedoch an, dass seine Aktivitä- unbekannten Haftort verlegt. PJAK-Mitglied zu sein verhaftet, 
ten rein politisch waren. Er hat Schon damals stand deshalb zu Am 14. Januar 2009 wurde sie in 
Ende Oktober aus dem Gefäng- befürchten, dass seine Hinrich- einem insgesamt siebenminüti- 
nis von Oromieh (Abteilung tung unmittelbar bevorstand. gen Gerichtsverfahren zum Tode 
12) einen Brief geschrieben, der Im dran sitzen derzeit etwa 17 verurteilt. 

am 6. November auf der Web- Kurdinnen in der Todeszelle, Zuvor hatte man monatelang 
Seite einer Oppositionspartei nachdem sie aus politischen keine Nachricht von Celaliyan 
veröffentlicht wurde. In diesem Gründen zum Tode verurteilt bekommen, bis herauskam, dass 
Brief beschrieb er, dass er worden sind, darunter die 28- sie nach monatelanger Folter ins 
sowohl in den Hafteinrichtun- jährige Zeynab Celalian. Ihr berüchtigte Evin Gefängnis von 

f en der Revolutionsgarden in Rechtsanwalt sprach im Juli Teheran gebracht wurde. Nach- 
lermanshah und Oromieh als 2010 mit dem Teheraner Staats- dem sie noch einige weitere Male 
auch in einer Haftanstalt des anwalt und hoffte, dass ihr in verschiedene Gefängnisse ver- 
Geheimdienstministeriums Todesurteil aufgehoben würde, legt wurde, ist sie nun seit Sep- 
gefoltert wurde. In seinem Brief Bis Anfang November hat er tember im Gefängnis von Ker¬ 
schrieb Hossein Khezri weiter: jedoch noch keine schriftliche manshah. 

"Man hat mir den Zeitpunkt Bestätigung der Aufhebung des 

meiner Hinrichtung nicht mit- Todesurteils erhalten. Zudem Amnesty international ruft zu 
geteilt. Ich weiß nicht, ob sie hatte ihm Zeynab Celalian in Email-, Fax- und Briefaktionen 
morgen, übermorgen oder einem Telefongespräch am 2. auf: http:llwww.amnesty.del 

heute Nacht sein wird, ich darf Oktober mitgeteilt, dass ihr urgent-actionlua-088-2010-11 
auch keine Besuche erhalten immer noch die Hinrichtung hinrichttim-verhindern/ 
und kann noch nicht einmal drohe. (ANFai, 19.124.11., ISKU) 

Neue Repression: Spezialeinheiten 
fuhren Razzien in §emzinan durch 

Trotz der Verlängerung der Waf- Nacht und am Morgen zum Diskussion um eine Lösung der 
fenruhe der kurdische Guerilla 24.11. Razzien in vielen Woh- kurdischen Frage: „Während 
bis nach den türkischen Paria- nungen in verschiedenen Stadt- einerseits ein einseitiger Waffen- 
mentswahlen im nächsten Som- teilen der kurdischen Kleinstadt Stillstand herrscht, ist es 
mer geht die Kriegspolitik des Semzinan durch. Dabei wurden besonders bedauerlich, dass die 
türkischen Staates weiter. Neben Mitarbeiterinnen der Stadtver- Repression gegen die kurdische 
Bombardierungen, Bodenopera- waltung und mindestens fünf Bevölkerung und ihre legalen 
tionen und staatsterroristischen Jugendliche im Alter zwischen Institutionen zunimmt. Zuletzt 
Angriffen, werden immer wieder 15 und 17 Jahren festgenom- wurden 11 Personen, unter 
kurdische Aktivistinnen und men. ihnen Menschen aus der BDP- 

Mitglieder von Stadtverwaltun- Leitung, Mitarbeiterinnen der 

gen nach dem Antiterrorgesetz Proteste gegen Festnahmewelle Stadtverwaltungen und andere 
festgenommen. In der Nacht Die Partei für Frieden und ohne einen Grund zu nennen 
zum 24.11.10 fanden in Izmir Demokratie BDP, der Men- festgenommen. Die Razzien, die 
und §emzinan (Semdinli) Raz- schenrechtsverein IHD und der auf der Basis von Behauptungen 
zien statt, bei denen mehrere Verein für die Hinterbliebenen geheimer Zeugen mitten in der 
Personen festgenommen wur- „Verschwundener“ MEYA-DER Nacht durchgeführt wurden, 
den. verurteilten die Festnahmen haben eine große Besorenis und 

Spezialeinheiten der Jandarma scharf und bewertet dies als eine Unruhe erzeugt. (YH, SH, ANF, 
und der Polizei führten in der Provokation während der 24.11.2010, ISKU) 


Meldungen 

Türkische Armee bombardiert 
weiter Südkurdistan 

Trotz der einseitigen Waffenruhe 
der HPG, die am 13. August aus¬ 
gerufen und bis zu den Parla¬ 
mentswahlen im Sommer 2011 
verlängert wurde, halten die 
Angriffe der türkischen Armee 
auf Gebiete in Südkurdistan wei¬ 
ter an. Bisher sind seit Beginn der 
Waffenruhe 20 Guerillas von der 
Armee getötet worden. 

Die Pressestelle der Volksverteidi¬ 
gungskräfte HPG berichtet, dass 
die Angriffe der türkischen 
Armee auf die Gebiete Haftanin, 
Xakurke und die Mediya-Vertei¬ 
digungsgebiete in Südkurdistan 
(Nordirak) weiter anhalten. Auch 
am 22. November nahm die Tür¬ 
kei die Gebiete mit schwerer 
Artillerie unter Beschuss. Am 
3.11. verlor das Mitglied der 
HPG-Guerilla Khalit Suleyman 
bei einem dieser Angriffe der tür¬ 
kischen Armee sein Leben. 

Die türkische Armee startete eine 
militärische Operation gegen die 
HPG in Piran (Diele) in der Pro¬ 
vinz Amed (Diyarbakir). Bisher 
kam es jedoch noch nicht zu 
Auseinandersetzungen zwischen 
der kurdischen Guerilla und der 
türkischen Armee. 

(ANF, 23.11., ISKU) 

Soldatenkugel trifft vierzehn¬ 
jährigen Jungen in §irnex 

In §irnex (§irnak) wurde ein vier¬ 
zehnjähriger Junge durch die 
Kugel eines Soldaten getroffen. 
Der schwerverletzte Junge wurde 
in das Krankenhaus von Amed 
(Diyarbakir) verlegt. 

Der vierzehnjährige Ahmet A. 
und sein fünfzehnjähriger Bruder 
Emin sollen beim Spielen vor der 
Haustür von zwei wache halten¬ 
den Soldaten von der gegenüber¬ 
liegenden Kaserne zu sich geru¬ 
fen worden sein. Ahmet folgte 
der Aufforderung lief zu den Sol¬ 
daten. Kurz darauf seien Schüsse 
gehört worden und Emin fand 
seinen Bruder blutüberströmt 
am Boden liegen. 

Laut Angaben des Krankenhau¬ 
ses befinde sich am Ahmet A. 
weiterhin in Lebensgefahr. Die 
Kugel eines G3 Infanteriege- 
wenrs habe seine Leber getroffen. 
Genauere Informationen wie es 
zu der Schussverletzung von 
Ahmet A. gekommen ist, liegen 
noch nicht vor. 

(ANF, 21.11., ISKU) 

Polizei nimmt fünfjähriges 
Kind in Nisebin fest 

In Nisebin (Nusaybin) kam es zu 
gewaltsamen Auseinandersetzun¬ 
gen zwischen Bewohnerinnen 
und der Polizei, als diese versucht 
hatte, ein fünf Jahre altes Kind 




Trotz 17 Jahren Kriminalisierung — Die kurdische Bewegung 
lebt und die Forderung bleibt: 

Aufhebung des PKK-Betätigungsverbots 


1993, nachdem die kurdische 
Guerilla im Frühjahr einen ein¬ 
seitigen Waffenstillstand als 
Angebot zur politischen 
Lösungssuche ausgerufen hatte 
und im Mai in Deutschland das 
Recht auf Asyl faktisch abge¬ 
schafft worden war, verfügte der 
damalige CDU-Innenminister 
Manfred Kanther am 26. 
November das Betätigungsverbot 
gegen die PKK. 

Begonnen hatte die Repression 
bereits Mitte der 1980er Jahre, 
nachdem der Befreiungskampf 
der PKK zunehmend auch von 
der in Europa - insbesondere in 
Deutschland - lebenden kurdi¬ 
schen Bevölkerung unterstützt 
wurde. Zahlreiche politische 
Aktivistinnen und Aktivisten 
wurden in der Folge verhaftet 
und der Mitgliedschaft in einer 
„terroristischen Vereinigung“ (§ 
129a StGB) beschuldigt. Der 
1989 begonnene und berüchtigte 
„Düsseldorfer Prozess“ gegen 20 
Kurden endete im März 1994 
mit vier verbliebenen Angeklag¬ 
ten. Dieser Prozess ist als der 
roßte in die Geschichte der 
eutschen Strafjustiz eingegan¬ 
gen. Auf fruchtbaren Boden fie¬ 
len fortan die systematischen 
Kampagnen gegen die PKK und 
ihre Anhänger, die zu den 
„gefährlichsten Terroristen Euro- 
as“ erklärt wurden. Das Verbot 
993 war das Ergebnis dieser von 
der Politik und den Medien fort¬ 
gesetzten antikurdischen Hetze. 
Maßgeblich hierfür aber war und 


ist bis zum heutigen Tage die 
politische, ökonomische und 
militärische Zusammenarbeit 
zwischen Deutschland und der 
Türkei. 

Mit Hilfe des Straf-, Polizei- und 
Verwaltungsrechts setzte eine flä¬ 
chendeckende tiefgreifende 
Repression gegen die kurdische 
Bewegung, ihre Institutionen 
und ihre Anhängerinnen ein. 
Nahezu jede politische oder kul¬ 
turelle Aktivität wurde verboten, 
hunderte von Kurden wurden 
seitdem verhaftet, Vereine und 
Wohnungen durchsucht, Zehn¬ 
tausende Ermittlungsverfahren 
wegen des Rufens von Parolen 
oder Zeigens von inkriminierten 
Fahnen, Symbolen oder Plakaten 
eingeleitet. Mit allen geheim¬ 
dienstlichen Methoden wurden 
und werden Kurdinnen und Kur¬ 
den eingeschüchtert und daran 
gehindert, sich politisch für ihre 
Anliegen zu engagieren. 

Auch im 17. Jahr wird das Betäti¬ 
gungsverbots ungeachtet tatsäch¬ 
licher politischer Veränderungen 
innerhalb der kurdischen Bewe¬ 
gung weiter durchgesetzt, wobei 
alle Behörden - ob ausländer- 
oder steuerrechtlich - sowie Ver- 
waltungs- und Strafgerichte nach 
dem von der Politik vorgegebe¬ 
nen Motto „PKK = KADEK = 
KONGRA GEL = KCK = PKK“ 
handeln. 

Durch diese Vorgehensweise sol¬ 
len alle Wege zu einem politi¬ 
schen Dialog versperrt, die 
Gesellschaft gespalten und die 


Solidarität mit der kurdischen 
Bewegung diskreditiert werden. 
Dass die PKK seit 2002 auf der 
EU-Terrorliste indiziert ist, 
erleichtert die Arbeit der deut¬ 
schen Strafverfolgungs- und Aus¬ 
länderbehörden: in jeder Ankla¬ 
geschrift, jedem Asylwiderrufsbe¬ 
scheid oder jeder Einbürgerungs¬ 
ablehnung wird mit dieser 
Listung argumentiert. 

Und dennoch: Trotz der jahrelan- 
en Zermürbungsstrategie ist es 
is heute keiner deutschen Regie¬ 
rung gelungen, die kurdische 
Bewegung zu marginalisieren. 
Solange die Probleme, deren 
Ursachen in einem seit Jahrzehn¬ 
ten schwelenden politischen Kon¬ 
flikt liegen, nicht gelöst sind, wer¬ 
den die Menschen gegen Unfrei¬ 
heit, Verleugnung und Unter¬ 
drückung kämpfen. Wenn deut¬ 
sche Politiker die Beseitigung von 
Fluchtgründen in den Fierkunfts- 
ländern fordern und gleichzeitig 
Waffen und Kriegsgerät dorthin 
liefern — wie im Falle der Türkei — 
spielen sie ein schmutziges Spiel, 
wenn die deutsche Politik die 
Kriminalisierung von Kurdinnen 
und Kurden aufrecht erhält, ist sie 
mitverantwortlich zu machen für 
die Verfolgung der kurdischen 
Bevölkerung in der Türkei. 
Deshalb: für eine Lösung der 
kurdischen Frage ist Aufhebung 
desPKK-Verbots unverzichtbar. 

AZADI e. V, Rechtshilfefonds 
für Kurdinnen und 
Kurden in Deutschland 


Erklärung des KCK zum Internationa¬ 
len Tag gegen Gewalt an Frauen 


Das kurdische Volk und die Frau¬ 
en aus Kurdistan begrüßen den 
25.November, den internationa¬ 
len Tag gegen Gewalt an Frauen, 
indem sie den Freiheitskampf 
erhöhen. 

Es steht außer Frage, dass es die 
Frau ist, die heute am meisten 
unter den Klauen der kapitalisti¬ 
schen Moderne unterdrückt und 
der Gewalt ausgesetzt wird. Die 
Menschheit wird nicht die 
Tugend der Menschlichkeit errei¬ 
chen, ohne sich vom Phänomen 
der Gewalt an Frauen, welche von 
der patriarchalen Herrschafts¬ 
mentalität herrührt, zu lösen, um 
die wirkliche Freiheit der Frauen 
zu erreichen. Die am Boden lie¬ 
gende Menschheit kann aus¬ 
schließlich auf diesem Wege auf 
die Beine gebracht werden und 
eine freie demokratische und stol¬ 
ze Lebensweise entwickeln. Aus 
dieser Perspektive betrachtet, 
kann es also keine Freiheit des 
Menschen ohne die Freiheit der 
Frau geben. 

Unser Vorsitzender Apo (Abdul¬ 
lah Öcalan) hat ein revolutionäres 
Verständnis in unserer Freiheits¬ 


bewegung verankert, die die 
Revolution der Frauen in ihren 
Mittelpunkt setzt. Indem sich die 
kurdische Frau auf diese Realität 
stützt, nimmt sie heute stärker 
denn je die vorderste Front im 
Kampf gegen jegliche Gewalt und 
Herrschaftsdenken ein. 

Wir möchten als Bewegung beto¬ 
nen, dass wir angefangen bei den 
Frauen Kurdistans affen Frauen 
der Welt im Kampf gegen die 
patriarchale (Staats-) Mentalität 
unsere Unterstützung Zusagen. 
Das geschlechterbefreiende, 
demokratisch-ökologische Para¬ 
digma unserer Bewegung schließt 
die Linie der freien Frau ein. Mit 
dieser Perspektive gehen wir 
davon aus, dass der 25. Novem¬ 
ber ein Vorstoß des Widerstandes 
gegen jegliche Gewalt an der Frau 
und dem Herrschaftsverständnis 
sein wird, ln diesem Sinne begrü¬ 
ßen wir den Freiheitskampf und 
den Widerstand der Frauen. 
Wenn die Gewalt- und Vergewal¬ 
tigungspolitik gegenüber dem 
kurdischen Volk und den Frauen 
Kurdistans kein Ende findet, wird 
es nicht zur Freiheit der kurdi¬ 


schen Frauen und des kurdischen 
Volkes kommen. In Kurdistan 
wird eine Kolonialpolitik betrie¬ 
ben. Kolonialpolitik bedeutet 
nichts anderes, als dass ein Volk 
und sein Land vergewaltigt wer¬ 
den. Daher ist es von großer 
Bedeutung, dass die freie kurdi¬ 
sche Frau eine Kampagne zur 
Überwindung der Vergewalti- 

f ungskultur ins Leben gerufen 
at. Nicht allein gegen die kurdi¬ 
sche Frau, sondern auch gegen 
kurdische Kinder und Jugendli¬ 
che wird eine unmenschliche 
Politik des gesellschaftlichen und 
kulturellen Genozids gefahren. 
Die AKP-Regierung, die keinerlei 
Anstalten macht, die Mörder der 
Kinder wie Ugur Kaymaz, Ceylan 
oder Enes zur Rechenschaft zu 
ziehen, ist auch dafür verantwort¬ 
lich, dass zuletzt der junge Meh¬ 
met Acar schwer verletzt wurde. 
Wir verurteilen mit Nachdruck 
diese Gewalt, die an kurdischen 
Kindern und Frauen ausgeübt 
wird, und rufen unser Volk zu 
einem entschlossenen Widerstand 
dagegen auf 

(ANF, 24.11., ISKU) 


festzunehmen. Bei dem Vorfall 
wurde neben einem fünfjährigen 
Kind auch eine 18-jährige Person 
festgenommen. 

Nach Angaben von Augenzeugen 
soll die Polizei, in einem Panzer¬ 
fahrzeug sitzend, Kinder, die in 
Nisebin am Spielen waren, beim 
Vorbeifahren mit Beleidigungen 
attackiert haben. Daraufhin 
beschmissen die Kinder das Fahr¬ 
zeug mit Steinen. Als die Polizei 
dann versuchte, ein fünfjähriges 
Kind festzunehmen, kam es zu 
Auseinandersetzungen mit den 
Bewohnerinnen, die schließlich 
in einer Straßenschlacht münde¬ 
ten. Die Bewohnerinnen wurden 
von einem anrückenden Sonder¬ 
kommando unter immensem 
Einsatz von Tränengasgranaten 
angegriffen. 

(ANF 18.11., ISKU) 

2 Dorfbewohner an der Grenze 
zu Südkurdistan erschossen 
Mitglieder der iranischen Revo¬ 
lutionären Garden haben im 
Grenzort Kanires in der Provinz 
Kelares das Feuer auf Zivilisten 
eröffnet. Die Dorfbewohner 
Lokman T. und Nadir M. wur¬ 
den getötet, Musa T. wurde 
schwer verletzt. 

(ANF 24.11., ISKU) 

Lebenslange Haft für in 
Deutschland lebende 
türkische Soziologin 
Eine in Deutschland lebende 
Soziologin aus der Türkei ist in 
ihrem Heimatland in einem 
umstrittenen Prozess höchstins- 
tanzlich zu lebenslanger Haft ver¬ 
urteilt worden. Die Entschei¬ 
dung gegen Pinar Selek wurde 
von der Großen Kammer des 
Berufungsgerichts in Ankara 
gefällt, wie die türkische Presse 
am Dienstag berichtete. Selek 
war zuvor in jahrelangen Verfah¬ 
ren von Istanbuler Gerichten 
mehrmals freigesprochen wor¬ 
den. Derzeit lebt sie mit einem 
Stipendium des PEN-Zentrums 
in Deutschland. 

(AFP, 23.11., ISKU) 
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Hunderttausende feiern den 
32. Jahrestag der Gründung der PKK 


Allein in Kurdistan und der Tür¬ 
kei gingen Hunderttausende zum 
32. Jahrestag der Gründung der 
kurdischen Arbeiterinnenpartei 
PKK auf die Straße. Obwohl der 
türkische Staat dies vielerorts zu 
verhindern versuchte, ließen sich 
die Menschen davon nicht abhal¬ 
ten. Mancherorts kam es zu hefti- 

f en Auseinandersetzungen mit 
er Polizei, in Gever (Yüksekova) 
halten diese Straßenkämpfe seit 
drei Tagen an. ln Istanbul gab es 
in 17 verschiedenen Stadtteilen 
Feiern und auch in Silopi, Cizir 
(Cizre), Amed (Diyarbakir), Nise- 
bin (Nusaybin), §irnex (§irnak), 
Riha (Urfa), Mersin, Elih 
(Batman), Weranjar (Viranfehir), 
Colemerg (Hakkari), Gever, Lice 
und vielen anderen Orten fanden 
Veranstaltungen statt an denen 
teilweise mehr als 40.000 Men¬ 
schen teilnahmen. Viele Men¬ 
schen machten immer wieder 
deutlich, dass die PKK für sie 
nicht nur eine Guerillaorganisa¬ 
tion ist, sondern eine Garantie, 
die sie vor der völligen Vernich¬ 
tung bewahrt. Die massive Teil¬ 
nahme der Bevölkerung an den 
Feierlichkeiten macht die Veran¬ 
kerung dieser linken revolutionä¬ 
ren Bewegung deutlich. Die 
Gemeinschaft der Gesellschaften 
Kurdistan KCK erklärte zum Jah¬ 
restag, wenn bis März trotz eines 
einseitigen Waffenstillstandes 
keine Schritte von Seiten des tür¬ 
kischen Staates zu einer Lösung 
der kurdischen Frage unternom¬ 
men würden, ein „revolutionärer 
Widerstand der Bevölkerung“ 
beginnen würde. In diesem Sinne 
rief sie alle Kräfte auf, sich für eine 
friedliche Lösung zu engagieren. 
Am 27. und 28.11. bombardierte 
das türkische Militär das Zagros¬ 
gebiet und setzte Wälder in 
Brand. 

Lice: Tausende demonstrieren 
zum Gründungsort der PKK 

Im Bezirk Lice, dort wo die PKK 
ihren Gründungskongress veran¬ 
staltet hatte, versammelten sich 
etwa zehntausend Menschen auf 
einer von der Stadtverwaltung 
organisierten Feier. Aus Merdin 
(Mardin), Amed (Diyarbakir) 
und anderen Orten reisten Besu¬ 
cherinnen zu diesem Festival an. 
Es wurden viele Fahnen der PKK, 
der HPG und Bilder der Grün¬ 
dungsmitglieder der PKK gezeigt. 
Es gab Feuerwerk und viele Perso¬ 
nen aus der Führung der BDP 
und vom demokratischen Gesell¬ 
schaftskongress DTK nahmen an 
der Veranstaltung teil. Die Bür¬ 


germeisterin von Lice, Fikriye 
Aydin, erklärte auf der Veranstal¬ 
tung: „Das kurdische Volk stand 
immer wieder der Vernichtungs¬ 
und Verleugnungspolitik des 
Staates gegenüber. Wir antworten 
auf diese Angriffe mit diesem 
Festival, voll von historischem 
Widerstandsgeist.“ 

Sirnex: Große Feiern und 
Polizeiangriffe 

Mehrere Tage lang fanden in der 
Provinzhauptstadt §irnex, einer 
Region die gezeichnet ist vom 
Krieg und den Übergriffen des 
türkischen Militärs, Feiern zum 
Gründungsjubiläum der PKK 
statt, an denen sich Tausende 
aktiv beteiligten. Am Abend des 
27.11. kam es zu heftigen Ausein¬ 
andersetzungen zwischen Jugend¬ 
lichen und der Polizei, die Trä¬ 
nengas und Wasserwerfer einsetz¬ 
te, während die Jugendlichen 
Molotowcocktails und Steine 
benutzten. 

Silopi: 50.000 Menschen 
auf der Straße 

Auch in Silopi im Kreis §irnex 
nahmen Tausende an den Feier¬ 
lichkeiten teil. Es wurde viel 
getanzt und Feuerwerk zur Feier 
des Tages abgebrannt. Die Men¬ 
schen trugen Fahnen der PKK 
und des demokratischen Konfö- 
deralismus. Hunderte vermumm¬ 
ter Jugendlicher führten eine 
Demonstration mit Fackeln 
durch. Der Demonstration 
schlossen sich schließlich viele 
Tausende ..unter Parolen für 
Abdullah Öcalan und die PKK 
an. Auch hier griff die Polizei die 
Menschenmenge mit Tränengas 
und Wasserwerfern an. Die 
Jugendlichen antworteten mit 
Feuerwerkskörpern und Steinen. 
Insbesondere Kinder und Alte 
waren schwer betroffen von dem 
Tränengaseinsatz. 

Cizire: 50.000 Menschen 
auf der Straße 

Hier versammelten sich zum 
27.11. mehr als 40.000 Men¬ 
schen. Sie feierten bis in die spä¬ 
ten Nachtstunden mit Feuerwerk, 
sangen Lieder und riefen Parolen. 
Auch hier griff die Polizei mit 
Wasserwerfern und Gasgranaten 
an und verletzte dabei u.a. einen 
10-jährigen Jungen. 

Gever: Reden von Abdullah Oca- 
lan über Moscheelautsprecher 
Nachdem die Polizei am 26.11. 
die Feiern zum 27.11. angegriffen 
hatte, kam es zu heftigen Straßen¬ 


kämpfen zwischen Jugendlichen 
und der Polizei, die drei Tage 
andauerten. Die Polizei verletzte 
bei ihrem Angriff einen 14-jähri¬ 
gen Jungen schwer. Er befindet 
sich im Krankenhaus von Wan in 
Behandlung. Neben Wasserwer¬ 
fern und Tränengas setzte die 
Polizei teilweise auch scharfe 
Munition ein. 

Die Jugendlichen traten hier mit 
einem sehr hohen Organisie¬ 
rungsgrad auf. Viele waren unter 
anderem mit Schilden aus Holz 
zur Verteidigung ausgerüstet, auf 
denen in Anlehnung an die Poli¬ 
zeischilder „KCK-Ürdnungskräf- 
te“ stand. U.a. über die Moschee¬ 
lautsprecher wurden in der gan¬ 
zen Stadt hörbar Reden des 
Repräsentanten der Icurdischen 
Bewegung Abdullah Öcalan ver¬ 
breitet. 

Der massive Tränengaseinsatz 
führte zu Schäden an Wohnun¬ 
gen und Geschäften, da eine 
große Zahl von Scheiben durch 
die Granaten durchschlagen wor¬ 
den sind. So wurde ein 1-jähriges 
Kind verletzt, als die Polizei mit 
einer Gasgranate in eine Woh¬ 
nung schoss. 

Elih: Straßenkämpfe 
nach Polizeiangriff 

ln Elih (Batman) griff die Polizei 
demonstrierende Jugendliche an. 
Sie setzten Wasserwerfer und Trä- 
nengastgranaten ein. 

Sert: Dezentrale Feiern 
trotz Repression 

Obwohl die ganze Stadt Sert 
(Siirt) von der Polizei unter Blok- 
kade genommen worden war, 
wurde auch hier in den verschie¬ 
denen Stadtvierteln der 27.11. 
mit Feuer, Feuerwerk und Parolen 
gefeiert. 

CJevvli: Tausende auf den Feiern 
— auch hier Polizeiangriffe 

Viele Tausend Menschen nahmen 
an den von der BDP, der Frauen¬ 
bewegung und der Jugendbewe¬ 
gung organisierten Feier in Cew- 
ng (Bingöl) teil. Obwohl die Poli¬ 
zei die Feier eingekesselt hatte, 
strömten die Menschen weiterhin 
dorthin. Es wurden Parolen geru¬ 
fen wie „Die PKK ist das Volk 
und das Volk ist hier.“ Es spielten 
regionale Künstlerinnen und es 
gab Feuerwerk. Nachdem Festival 
feierten die Jugendlichen in den 
Stadtvierteln weiter. Diese Feiern 
wurden von der Polizei mit Was¬ 
serwerfern und Gasgranaten 
angegriffen - die Jugendlichen 
antworteten (Fortsetung auf 'S. 2) 


Meldungen 

Massengrab mit 33 
getöteten Guerillas geöffnet 

Im Bezirk Tetwan (Tatvan), Pro¬ 
vinz Bedlis (Bitlis), wurde ein 
Massengrab von 33 Guerillas, die 
1999 bei einem Gefecht mit dem 
türkischen Militär getötet wor¬ 
den sind, ausfindig gemacht. 
Zwei Familien haben beim Men¬ 
schenrechtsverein (IHD) in 
Amed (Diyarbakir) um rechtli¬ 
che Unterstützung gebeten, 
damit sie die Leichname ihrer 
Kinder aus dem Massengrab ent¬ 
gegennehmen können. Der 
Antrag wurde von der IHD an 
die Staatsanwaltschaft von Tet¬ 
wan und Wan weitergeleitet, 
ln den 90er Jahren wurden die 
Leichname von PKKlern, die bei 
Gefechten umkamen, nicht 
ihren Familien weitergegeben, 
sondern in Massengräbern ver¬ 
scharrt. Diese Massengräber wer¬ 
den überall in Kurdistan entdek- 
kt. In der Provinz Bedlis soll es 
bis zu 30 Massengräber geben. 

(ANF, 27.11., ISKU) 

Türkei plant 
Wahrheitskommission 
Die Türkei plant einem Zei¬ 
tungsbericht zufolge die Einrich¬ 
tung einer Wahrheits- und Ver¬ 
söhnungskommission nach dem 
Vorbila Südafrikas. Das Gre¬ 
mium zur Untersuchung von 
ungeklärten Verbrechen im Kur¬ 
dengebiet solle im Parlament von 
Ankara gegründet werden, 
berichtete die unabhängige Zei¬ 
tung Taraf am Mittwoch unter 
Berufung auf Gespräche zwi¬ 
schen der Regierungspartei AKP 
von Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan und der Kurden- 

f iartei BDP. Die Kommission soll 
aut Taraf sicherstellen, daß die 
derzeitige Waffenruhe der Arbei¬ 
terpartei Kurdistans (PKK) im 
kommenden Frühjahr in einen 
dauerhaften Waffenstillstand 
mündet. (jW, 2.12., ISKU) 

HPG: Türkische Armee 
soll Angriffe gegen kurdische 
Guerilla stoppen 

Die Volksverteidigungskräfte 
HPG fordern die türkische 
Armee auf, die Angriffe gegen die 
kurdische Guerilla sofort zu stop¬ 
pen. Die von der Guerilla kon¬ 
trollierten Gebiete seien im 
November 23 Mal bombardiert 
worden, dabei sei ein Guerilla 
ums Leben gekommen. 

Die Bomben haben auch einige 
Dörfer, die nahe der Türkei-Irak- 
Grenze liegen, getroffen. Dabei 
wurden jedoch keine Dorfbe¬ 
wohner getötet oder verletzt. 
Bisher sind seit Beginn des ein¬ 
seitigen Waffenstillstands im 
August 2010 mehr als 20 kurdi- 




NATO-Chef Rasmussen versprach 
Vorgehen gegen ROJ-TV 


Anders Fogh Rasmussen soll als 
Gegenleistung für die Unterstüt¬ 
zung seiner Wahl zum NATO- 
Generealsekretär der Türkei Zusi¬ 
cherungen gegeben haben, die 
mit Verspätung eingehalten wur¬ 
den. Laut den von der Enthül¬ 
lungsportal Wikileaks ( cablega - 
te.wikileaks.org) am Sonntag ver¬ 
öffentlichten Dokumenten, stell¬ 
te Rasmussen noch als dänischer 
Regierungschef Ankara für dessen 
Unterstützung in Aussicht, einen 
Türken als einen der NATO- 
Vizechefs zu installieren. Außer¬ 
dem versprach er demnach, nach 
Möglichkeit den kurdischen Exil¬ 
sender Roj TV in Dänemark aus 
dem Äther zu schaffen. 


Mitte Oktober dieses Jahr 
wurde der Türke Elüseyin Diri- 
öz zum NATO-Vizegeneralse¬ 
kretär für Verteidigungspolitik 
und Planung ernannt. Dies 
allerdings erst, nachdem sich die 
Türkei im Februar dieses Jahres 
auf diplomatischem Weg 
beschwert hatte, dass die ihr 
gemachten Zusagen Rasmus- 
sens nicht eingehalten worden 
seien. 

Gleiches gilt für das zweite Ver¬ 
sprechen des dänischen Ex-Pre- 
miers, jenes im Flinblick auf 
den Kurden-Sender. Ende 
August erhob die dänische 
Staatsanwaltschaft Anklage 
gegen Roj TV unter Anwen¬ 


dung des so genannten Terror- 
paragrafen. 

Die dänische Nachrichtenagen¬ 
tur Ritzau verwies darauf, dass 
die Anklage just an einem Tag 
erfolgte, als sich Fogh Rasmus¬ 
sen als NATO-Chef in Kopen¬ 
hagen aufhielt. 

Roj TV wehrte sich gegen die 
daraufhin verfügte Einfrierung 
ihrer Bankkonten vor Gericht. 
Im Oktober erkannte das Beru¬ 
fungsgericht in Kopenhagen, 
dass die von der Staatsanwalt¬ 
schaft gegen den Sender vorge¬ 
legten Beweise unzureichend 
waren. Außerdem stellte das 
Gericht formelle Verfahrensfeh¬ 
ler fest. (DS, 29.11., ISKU) 


40 Jugendliche machen von Ihrem 
Recht auf Gewissensfreiheit Gebrauch 


40 kurdische Jugendliche neh¬ 
men an der Kampagne „Gewis¬ 
sensfreiheit bedeutet Recht auf 
Wehrdienstverweigerung“ teil. 
Unter dem Motto: Wir boykot¬ 
tieren den Militärdienst, weil wir 
nicht getötet und auch selbst 
nicht töten wollen - werden sie 
Anträge bei den zuständigen 
Militärverwaltungen einreichen. 
Den 40 Teilnehmern der Kam¬ 
pagne wurde Unterstützung von 
10 weiteren Jugendlichen aus der 
Stadt Riha (Ürfa) zugesagt, wel¬ 
che ebenfalls entsprechende 
Anträge einreichen werden. 

Die kurdischen Jugendlichen 
erklärten in einer Presseerklärung 
im Gebäude des Menschenrechts¬ 
vereins IFFD-Urfa, dass sie nicht 


den Militärdienst antreten und 
damit von ihrem legitimen Recht 
auf Gewissensfreiheit in Verbin¬ 
dung mit Wehrdienstverweige¬ 
rung Gebrauch machen werden. 
Der Wehrdienstverweigerer Irfan 
S. begründete seine Entscheidung 
damit, dass er nicht ein Mitglied 
der Militäreinheiten werden will, 
die seit Jahren ununterbrochen 
Krieg in der Region führen. Die¬ 
ser müsse deshalb beendet wer¬ 
den, damit das Blutvergießen 
nicht ewig weiter gehe. 

Irfan Solmaz erklärte, dass seiner 
Meinung nach jeder kurdische 
Jugendliche, der den Militär¬ 
dienst in der Türkei antrete, einen 
Beitrag der Feindschaft gegenüber 
der eigenen Bevölkerung leiste. 


Dies sei beschämend und uneh¬ 
renhaft. Um nicht Teil an dieser 
30 Jahre andauernden dreckigen 
Kurden-Politik zu sein, um nicht 
Teil zu sein an dem Blutvergießen 
unter den Geschwistervölkern der 
Türkei, um weder zu töten, noch 
getötet zu werden, werden sie 
nicht zum Militärdienst gehen. 
Außerdem wollen sie der vorherr¬ 
schenden militaristischen Gesin¬ 
nung ein Ende bereiten und einer 
freiheitlichen Gesinnung den 
Weg ebnen. Der gegenwärtigen 
Ordnung von wirtschaftlichen 
Profiten der Waffenhändler wol¬ 
len sie einen Riegel vorschieben. 
Das sind die Gründe, weswegen 
sie nicht den Militärdienst antre¬ 
ten werden. (ANF, 28.11., ISKU) 


sehe Guerillas in Folge der türki¬ 
schen Militäroperationen getötet 
worden. (ANF, 1.12., ISKU) 

Militäroperation in Gabar 

Während der vom KCK einseitig 
ausgerufene Waffenstillstand 
weiterhin Bestand hat, hat die 
türkische Armee im Gabar- 
Gebirge in der Provinz §irnex 
(§trnak) eine Militäroperation 
mit Helikopterunterstützung 
begonnen. Die Operation wird 
von Spezialeinheiten der Gendar¬ 
merie gemeinsam mit örtlichen 
Dorfschützern geführt. 

(ANF, 1.12., ISKU) 
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Termine: 

Veranstaltung 
6. Dezember: 

Anti-Terrorgesetze gegen kur¬ 
dische Jugendliche 

Im Rahmen einer Veranstal¬ 
tungsreihe der RISIKOZONE 
zum Thema „Jugendliche im 
Spannungsfeld zwischen Aufbe¬ 
gehren, Widerstand und general¬ 
präventiver Sicherheitspolitik“ 
wird am 6. Dezember eine Ver¬ 
anstaltung mit dem Schwer¬ 
punkt „Ein permanenter Kriegs¬ 
zustand - Anti-Terrorgesetze 
gegen kurdische Jugendliche“ 
stattfinden. 

Ein Rechtsanwalt aus Amed wird 
über die türkische Anti-Terror- 
Gesetzgebung und seine Anwen¬ 
dung insbesondere gegen Kinder 
und Jugendliche sowie eine Berli¬ 
ner Anwältin über die politische 
Verfolgung kurdischer Jugend¬ 
licher in der BRD referieren. 
6.12., 19.00 Uhr im Mehring¬ 
hof, Gneisenaustr. 2a, Berlin. 
www. risikozone. wordpress. com 

Neuerscheinung: 

Der aktuelle 

AZADi — infodienst nr. 95 | 
November 2010 ist soeben 
erschienen: 

www. nadir. org/azadi 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Stahltwiete 10 
22761 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 39 68 506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 


KCK: Warnung vor revolutionärem 
Widerstand der Bevölkerung 


Sollte die türkische Regierung 
nicht auf die Forderungen der 
Kurdinnen eingehen, droht nach 
Einschätzung der KCK mit dem 
Ende des einseitigen Waffenstill¬ 
stands ab März 2011 ein Auf¬ 
flammen des revolutionären 
Widerstandes der Bevölkerung in 
Kurdistan. „Wenn bis März keine 
konkreten Schritte unternommen 
werden, kann niemand, keine 
Kraft, das Aufflammen eines 
revolutionären Widerstandes ver¬ 


hindern", heißt es in der KCK- 
Erklärung zum 32. Jahrestag der 
Gründung der Arbeiterinnpartei 
Kurdistans. 

Die KCK erklärte, die kurdischen 
Guerillas seien Verteidigungskräf¬ 
te und gut darauf vorbereitet die 
Bedrohungen gegen die kurdische 
Bevölkerung auszubremsen. Da¬ 
bei warf sie der türkischen Regie¬ 
rung vor, den Friedensprozess für 
ihre eigenen Interessen auszunut¬ 
zen, und forderte die regierende 


AKP auf, konkrete Schritte zur 
Lösung der kurdischen Frage zu 
unternehmen. Gleichzeitig appel¬ 
lierte sie an die türkische unc f kur¬ 
dische Bevölkerung sich aktiv für 
den Friedensprozess zu engagie¬ 
ren. 

Abdullah Öcalan erklärte am ver¬ 
gangenen Mittwoch den 1. März 
zum Stichtag für eine Entschei¬ 
dung über die Verlängerung des 
einseitigen Waffenstillstandes. 

(ANF, 27.11., ISKU) 


Hunderttausende feiern (Fortsetzung) 


mit Feuerwerk, Molotowcocktails 
und Steinen. Dann zerstreuten sie 
sich und feierten an anderer Stelle 
bis zum nächsten Angriff weiter. 

Hatay: Autobahnauffahrt 
blockiert 

In Flatay blockierten Jugendliche 
eine Autobahnauffahrt und ent¬ 
zündeten Feuer. 


Istanbul: Feiern in 17 Stadteilen 

Der 32. Geburtstag der PKK 
wurde in Istanbul in 17 verschie¬ 
denen Stadtteilen mit Feuer, 
Feuerwerk und Spontankundge¬ 
bungen und Demonstrationen 
gefeiert. In den Stadtteilen 
Bagcilar, Arnavutköy, Tuzla, 
Kägithane, Bayrampaja, 

Bafakfehir, Kartal, Fatih, Küfü- 


k^ekmece, (jekmeköy, Ümra- 
niye, Eyim, Esenyurt, Sanyer, 
Maltepe, Kadiköy, §ifli nahmen 
Tausende an den Veranstaltun¬ 
gen teil. Jugendliche entzünde¬ 
ten Feuer und tanzten. Nach 
Polizeiangriffen kam es auch 
hier zu heftigen Straßenkämp¬ 
fen. 

(ANF, YH, 28.11., ISKU) 
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Ermittlungen gegen pro-kurdische Zeitung auf türkischen Wunsch 

Zensur aus politischen Motiven 


Aufgrund einer Anzeige der 
Botschaft der Republik Türkei 
läuft momentan ein Verfahren 
gegen die pro-kurdische Tages¬ 
zeitung Yeni Ozgür Politika mit 
Sitz in Neu-Isenburg/Hessen. 
Gegenstand des Verfahrens ist 
eine Presseberichterstattung. 
Diesem Sachverhalt entspre¬ 
chend wurde über das Hessische 
Ministerium für Justiz für Inte¬ 
gration in Europa über die 
Generalstaatsanwaltschaft in 
Frankfurt der Leitende Ober¬ 
staatsanwalt in Darmstadt ange¬ 
schrieben. Dieses Schreiben ent¬ 
hält im Betreff folgenden Inhalt: 
„Rechtshilfeverkehr in straf¬ 
rechtlichen Angelegenheiten 
mit der Türkei”. Die zuständige 
Staatsanwaltschaft Darmstaat 
hat in dieser Sache beim Amts¬ 
gericht Offenbach am Main 
Anklage gegen die europaweit 
einzige kurdische Tageszeitung 
erhoben. 

Bereits diese Verfahrensge¬ 
schichte kann nur als problema¬ 
tisch bewertet werden. Die EU- 
Kommission hat in ihrem Fort¬ 
schrittsbericht 2010 über die 
Türkei hinsichtlich der Ver¬ 
handlungen mit der EU - 
erneut — vor allem Defizite bei 
Menschenrechten und bei der 
Meinungsfreiheit angemerkt. 
Größtes Hindernis - so der 


Fortschrittsbericht - auf dem 
Weg der Türkei in die EU sei 
immer noch die Verletzung von 
Bürgerrechten - hierbei wurde 
ausdrücklich auf die Defizite bei 
der Pressefreiheit hingewiesen. 
Auch in der Entschließung des 
Europäischen Parlaments vom 
10.02.2010 wurde die Regie¬ 
rung der Türkei insbesondere 
mit Nachdruck aufgefordert, 
die Rechtsvorschriften in Bezug 
auf Meinungs- und Redefreiheit 
auszuweiten. 

Dass nun die Botschaft einer 
Regierung, der von der EU als 
Beitrittshindernis u.a. mangeln¬ 
de Pressefreiheit attestiert wird, 
in einem EU-Mitgliedsstaat ver¬ 
sucht, ein Vorgehen gegen Pres¬ 
seorgane zu initiieren, ist unge¬ 
heuerlich. Kurdische Journali¬ 
stinnen erinnern sich nur zu gut 
an den 3. Dezember 1994, an 
dem das Redaktionsgebäude der 
pro-kurdischen Zeitung ,Ozgür 
Gündem' auf Befehl der damali- 

f en Premierministerin der Tür¬ 
ei, Tansu Ciller, bombardiert 
wurde. Seitdem hat die türki¬ 
sche Regierung 29 pro-kurdi- 
sche Zeitungen schließen lassen 
und unzählige Male vorüberge¬ 
hende Erscheinungsverbote 
erlassen. Zuletzt wurde die ein¬ 
zige kurdischsprachige Tageszei¬ 
tung in der Türkei, Azadiya 


Welat, im August für einen 
Monat geschlossen. Der verant¬ 
wortliche Redakteur der Zei¬ 
tung, Vedat Kur§un, wurde zu 
einer Gefängnisstrafe von 166,5 
Jahren (!) verurteilt. Eine hohe 
Zahl an weiteren Journalistin¬ 
nen befindet sich in der Türkei 
in Haft. 

Nun versucht die türkische 
Regierung außerhalb ihrer eige¬ 
nen Grenzen eine kritische Pres¬ 
seberichterstattung zum 

Schweigen zu bringen. Besorg¬ 
niserregend ist in dieser Sache 
die Rolle der deutschen Justiz, 
ln einer Zeit, in der Rechte und 
Freiheiten einem neuen Men¬ 
schenrechtsparadigma und 

„Sicherheitskonzept" zu Opfer 
fallen, ist es Pflicht, diese zu ver¬ 
teidigen. Zensur richtet sich 
immer gegen die Wahrheit. 
Deshalb rufen wir dazu auf, 
gegen Zensur und Mundtotma- 
chung die Freiheit der Presse zu 
verteidigen. Wir Unterzeichne¬ 
rinnen erklären uns solidarisch 
mit der Tageszeitung Yeni 
Ozgür Politika und rufen die 
deutsche Justiz dazu auf, von 
Beihilfe für das Abschalten einer 
kritischen Presseberichterstat¬ 
tung abzusehen. 

Die Unterschrifienliste ist online: 
http://www.stop-censorship. org! 


ROJ-TV erhält Geld zurück 


Die dänische Polizei muss 
327.000 Kronen an den kurdi¬ 
schen TV-Sender in Dänemark, 
"ROJ TV", zurückbezahlen. Das 
entschied das östliche Landge¬ 
richt und bestätigte somit aas 
Urteil des Stadtgerichtes. Die 
Ordnungshüter hatten einige 
Konten des Senders im August 
beschlagnahmt, deren Guthaben 


inzwischen auf die 327.000 Kro¬ 
nen angestiegen ist. 

Mit dem Geld sollten die entste¬ 
henden Kosten für eventuelle 
Strafforderungen gedeckt wer¬ 
den. 

Der Verteidiger des Senders ver¬ 
trat die Ansicht, dass das Vorge¬ 
hen der Polizei zum Ziel gehabt 
habe, den Sendebetrieb zu stö¬ 


ren und dass dieses gegen die 
Europäische Menschenrechts¬ 
konvention verstoße.Das Vorge¬ 
hen der Polizei habe dem Sender 
geschadet, weil die Banken, 
solange Geld des Senders 
beschlagnahmt sei, mit dem 
Unternehmen nichts zu tun 
haben wollen. 

(n.dk, 6.12., ISKU) 


43 weitere Jugendliche 
verweigern den Militärdienst 


ln Istanbul und Canakkale haben 
43 Jugendliche den Militärdienst 
verweigert, um sich nicht am 
Geschwistermord zu beteiligen, 
bzw. nicht selbst getötet zu wer¬ 
den. 

ln Istanbul sind erneut 30 
Jugendliche beim Menschen¬ 
rechtsverein IHD der kurdischen 


Vereinigung zur Militärdienstver¬ 
weigerung beigetreten. 

Der Vertreter der Organisation, 
Bifar (Joban, erklärte, dass kein 
weiteres Blut unter Geschwistern 
vergoßen werden soll. Um das 
Menschenrecht zu verteidigen, 
werde nach der Philosophie des 
Lebens Widerstand geleistet. 


ln (Janakkale sind 13 kurdische 
Jugendliche zum BDP-Gebäude 
gegangen, um eine Presseerklä¬ 
rung abzugeben. Man werde 
nicht zulassen, dass weiter das 
Blut von Geschwistern vergossen 
werde. Daher werde man nicht 
zum Militärdienst gehen. 

(AW, 7.12., ISKU) 


Meldungen 

Ehemalige Chelfedakteurin von 
Frauen-Magazin festgenommen 
Laut Informationen der website 
bianet wurde die ehemalige 
Chefredakteurin des kurdisch¬ 
türkischen Frauen-Magazins 
,Renge Heviya Jine‘, Berivan E., 
wegen ihrer Veröffentlichungen 
am 5. Dezember festgenommen. 
Die Ermittlungen gegen die 
Journalistin wegen angeblicher 
„Propaganda für eine illegale 
Organisation" und „Verbrechen 
im Namen einer illegalen Orga¬ 
nisation", beziehen sich aufTexte 
von ihr von Juni und Juli 2010. 
Renge Heviya Jine (Die Farbe 
der Hoffnung der Frau) ist das 
einzige Frauen-Magazin der Tür¬ 
kei, das zweisprachig in Kurdisch 
wie auch in Türkisch erscheint. 

(ANF, 7.12., ISKU) 

Luftangriffe dauern an 
Am 5.12. wurden erneut die 
Medya-Verteidigungsgebiete 
durch die türkische Armee bom¬ 
bardiert. Die türkische Armee 
setzte im Gebiet Zap bei Sikefte 
Birindar Mörser und Haubitzen 
ein. 

Auch bei Gire Havane, Gire 
§ehit Colemerg, Keleya 
Merganif, den Dörfern §ifreza 
und Petrot im Gebiet Zap wurde 
schwere Artillerie eingesetzt. 
Ebenso in der Region Sehid Beri- 
tan und Gire Telefon bei Xakur- 
ke. 

Bereits am 4.12 wurde die 
Region Xakurke an den Giren 
Sehid Kurtay, Koordine und am 
$ehid Berfan durch die türkische 
Armee bombardiert. 

(hpg-online,7.11-, ISKU) 

Militäroperation in Dersim 
ln Dersim wurde die am 4.12. 
begonnene Militäroperation bei 
den Flüssen Kutu, Lac und Roj 
und in der Region Dokuzkayali- 
klara zwischen Pilür, Xozat und 
Pilemoriye und im gesamten 
Münzürtal noch ausgeweitet. 
Militärhubschrauber bombar¬ 
dierten die Gegend. Bei den 
Dörfern Halbori und im Mun- 
zurtal brachen nach der Bombar¬ 
dierung Brände aus. 

(AUF, 9.12., ISKU) 

Unterstützung für Kampagne 
für die kurdische Sprache 

Die Kampagne für die kurdische 
Sprache, die von Autorinnen 
und Lehrerinnen in der Region 
Xaneqine in der Föderalen 
Region Kurdistan begonnen 
worden ist, wurde noch ausge¬ 
weitet. Die Kampagne hat aas 
Ziel, in den Ländern Irak, Tür¬ 
kei, Iran und Syrien das Recht 
auf Ausbildung in kurdischer 
Sprache durchzusetzen. In die- 




29. - 30. Januar 2011, Amed (Diyarbakir): 

Aufruf zum Ökologie-Forum 


Unsere Beziehung zur Natur ist 
von Beginn unserer Existenz an 
ein unvermeidbares Phänomen 
gewesen. Wir bedienen uns der 
Natur auch weiterhin so lebens¬ 
notwendiger Dinge wie Ernäh¬ 
rung, Unterkunft, Kleidung 
uncf der Luft, die wir atmen. 
Diese Natur, die so großzügig 
alle ihre Vorzüge mit uns geteilt 
hat, ist heutzutage dabei wegen 
grenzenloser Wünsche der 
Menschheit aufzugeben. 

Das bis jetzt vorherrschende 
ökonomische und politische 
System hat die Erde in einen 
unbewohnbaren Ort verwan¬ 
delt. 

Die Bestrebungen, Leidenschaf¬ 
ten und Wünsche von Kapita- 
list_innen degradierten Mensch 
und Natur zu wegwerfbaren 
Waren. 

ln den Kriegen der Herrschen¬ 
den um Hegemonie sind 
Mensch und Natur immer die 
Ersten, die ausgeschaltet wer¬ 
den. 

Die wichtigsten Gründe für die 
seit Jahren anhaltenden Kriege 
im Nahen Osten sind die 
Kämpfe um Macht und die 
Forderungen der Bevölkerung 
nach Anerkennung ihrer Viel¬ 
falt und daraus folgend ihrer 
Kontrolle über Ausbeutung der 
natürlichen Ressourcen. 


Besonders häufig werden im 
Nahen Osten die Menschen für 
Wasser, Öl oder Mineralienvor¬ 
kommen vertrieben,wodurch 
sie in Abhängigkeit zum 
modernen globalen kapitalisti¬ 
schen System geraten. 

Zudem wird die vielfältige 
landwirtschaftliche Produktion 
durch Mono- und transgene 
Kulturen im Namen von „Effi¬ 
zienz“ ausgelöscht, und diese 
Zerstörung zeigt sich dann in 
sozialen sowie ökologischen, 
ökonomischen und kulturellen 
Aspekten. 

Das Ökosystem hat bereits 
seine Grenzen die Zerstörungen 
zu verdauen erreicht. Die glo¬ 
bale Erwärmung ist einer der 
Indikatoren dieser Ermüdung 
und macht nun den reichen 
Herren Angst, die sagen: „Die 
Welt gehört mir!“. Die Mensch¬ 
heit steht am Scheideweg. 

Um die Tore für neue Wahrneh¬ 
mungen zu offen und ein Netz 
für diesen Kampf zu weben, 
rufen wir.an dieser Weggabe¬ 
lung alle Öko-Aktivist_innen, - 
Gruppen und -Formationen 
und Basisorganisationen, frei 
von Diskriminierung durch 
Religion, Hautfarbe, Rasse oder 
Geschlecht, zum Ökologie- 
Forum in Amed(Diyarbakir) 
vom 29.-30. Januar 2011 auf. 


Außerdem grüßen wir und 
laden alle Bewegungen gegen 
das zerstörerische System und 
die Globalisierung von Cochab- 
amba bis zu den Alternativen 
Wasserforen und von den 
Bewegungen gegen Staudämme 
bis zu Organisationen für Auto¬ 
nomie ein am Ökologie-Forum 
teilzunehmen. 

Themen: 

Verwaltung der natürlichen 
Ressourcen und deren Ver¬ 
brauch im Nahen Osten. 

Suche nach einem Sozialen 
System auf ökologischer und 
politischer Ebene: Erfahrungen 
und Widerstände. 
Nebenwirkungen und Alterna¬ 
tiven zu einer gentechnisch 
modifizierten Welt: Ernäh¬ 
rungssouveränität und transge¬ 
ne Organismen in Mesopota¬ 
mien. 

Ökologische Diverität: Diversi- 
ät der Menschen und der Natur 
(Biodiversität). 

Ursachen der ökologischen 
Krise und Ansätze für Auswege 
hieraus. 

Nachhaltige Städte (Öko-Städ¬ 
te) und Alternative Technolo¬ 
gien. 

MSF Koordinationsgrnppe 
Kontakt: msfamed@gmail.com 


Sechs Kurden in Marseille 
in Polizeigewahrsam 


Bei einer Razzia im kurdischen 
Volkshaus in Marseille wurden 
am Dienstag sechs Kurden in 
Polizeigewahrsam genommen. 
Den in Gewahrsam genomme¬ 
nen Kurden wird Mitgliedschaft 
in der PKK vorgeworfen. Bereits 
am 30. November hatte die fran¬ 
zösische Polizei Razzien in kurdi¬ 
schen Wohnungen durchgeführt 
und zahlreiche Menschen in Poli¬ 
zeigewahrsam genommen. 
Interessant ist, dass diese Raz¬ 
zien im Anschluss an den zuneh¬ 


menden diplomatischen Verkehr 
zwischen Frankreich und der 
Türkei durchgeführt wurden. 
Der französische Außenminister 
Bernard Kouchner hatte bei sei¬ 
nem Besuch am 11. Oktober bei 
seinem türkischen Amtskollegen 
Ahmet Davutoglu versprochen, 
im Kampf gegen die PKK die 
Zusammenarbeit zu stärken. 
Kouchner erklärte auf der 
anschließenden Pressekonferenz, 
dass der türkische geheimdienst¬ 
liche Staatssekretär Hakan Fidan 


einen Besuch in Paris abgestattet 
hatte. Zurzeit seien 28 PKKler 
in Frankreich in Haft. Man 
kämpfe mit der Türkei auf der¬ 
selben Seite. 

Bereits im Februar hatten fran¬ 
zösische und italienische Polizi¬ 
sten in einer gemeinsamen Ope¬ 
ration in den Städten Marseille, 
Grenoble, Montpellier, Dra- 
guignan über 30 Kurden bei 
Razzien in Gewahrsam genom¬ 
men. 

(ANF 7.12., ISKU) 


Insgesamt 71 Jahre Haft 
für BDPler 


Zehn Mitglieder der Partei fiir 
Frieden und Demokratie BDP 
aus dem Landkreis Siverek wur¬ 
den zu insgesamt 71 Jahren Haft 
wegen „Mitgliedschaft in der 
Organisation (gemeint PKK) 
und Täterschaft im Namen der 
Organisation“ und „Verstoß 
gegen das Versammlung- und 
Demonstrationsrecht“ verurteilt. 


Das Gerichtsverfahren, das vor 
dem 4. Strafgericht von Amed 
(Diyarbakir) stattfand, wurde 
aufgrund einer Pressekonferenz 
anlässlich des Jahrestages . der 
Entführung von Abdullah Öca- 
lan in die Türkei aufgenom¬ 
men. Die Anwälte der Ange¬ 
klagten hatten für einen Frei¬ 
spruch plädiert. 


Das Gericht hatte hingegen die 
zehn Angeklagten Kenan A., 
Cuma i., Halit K., Ahmet (J., 
Ali S., Tacittin K., Hüseyin S., 
Sinan S., §emsettin I. und 
Aysel A. für schuldig befunden 
und jeweils zu sieben Jahren 
und einem Monat Haft verur¬ 
teilt. 

(ANF, 8.12., ISKU) 


sem Rahmen unterstützten Leh¬ 
rerinnen unter dem Motto: 
„Lesen in kurdischer Sprache“ 
die Kampagne. Sie fordern, dass 
Kinder in der Türkei, Syrien, Iran 
und Irak in ihrer Muttersprache 
lesen und schreiben lernen kön¬ 
nen. (TNF, 9.12., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
AW Azadiya Welat 

n. dk nordschleswiger.dk 


Termine: 

12. Dezember, Berlin: 

Kurdistan-Veranstaltung 

Staatsterror gegen 
kurdische Rätebewegung 

Die Gruppe „Zusammen Kämp¬ 
fen Berlin“ und das „Kurdistan 
Solidaritätskomitee Berlin“ laden 
am nächsten Sonntag zu Infover¬ 
anstaltung & kurdischem Abend 
in den Neuköllner Stadteiladen 
„Lunte“. Neben dem aktuellen 
Prozess gegen vermeintliche Mit¬ 
glieder der KCK in den kurdi¬ 
schen Gebieten der Türkei wird 
es auch Informationen zu den 
Repressionsfälle gegen kurdische 
Antifas im Raum Stuttgart 

eben. 

eit Mitte Oktober stehen 152 
kurdische Politikerinnen, Frau¬ 
en- und Menschenrechtsaktivi¬ 
stinnen in Diyarbakir im Südo¬ 
sten der Türkei vor Gericht. Auf¬ 
grund ihrer kommunalpoliti¬ 
schen Tätigkeit wird ihnen eine 
Unterstützung der aus der Arbei¬ 
terpartei Kurdistans PKK hervor¬ 
gegangenen Räteorganisation 
„Gemeinschaft der Kommunen 
Kurdistans“ KCK vorgeworfen. 
Zum Auftakt des KCK-Trozesses 
waren Aktivistinnen des Kurdi¬ 
stan-Solidaritätskomitees Berlin 
in Kurdistan. Auf unserer Veran¬ 
staltung werden sie vom Prozess, 
vom Staatsterror gegen die Räte¬ 
bewegung in Hakkari, aber auch 
vom Volkswiderstand gegen stra¬ 
tegische Staudammprojekte in 
Dersim und Hasankeyf berich¬ 
ten. Dazu gibt es kurdische 
Volksküche, nette Musik, Tee 
und andere Getränke. 

12. Dezember 2010 | 18 Uhr | 
Lunte | Weisestraße 53 | Berlin 

N u 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Stahltwiete 10 
22761 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 39 68 506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 
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Mordversuch an kurdischem 
Aktivisten in Gever 


Auf der Straße zwischen Gever 
(Yüksekover) und Wan (Van) 
stoppten nach Zeuglnnenaussa- 
en Soldaten zwei Fahrzeuge, in 
enen sich BDP-Mitgneder 
befanden, ließen die Insassen 
aussteigen, sich mit dem Gesicht 
nach unten auf den Boden legen 
und schossen dem Sprecher der 
kurdischen patriotischen Jugend 
(DYG) Sedat Karabag in den 
Kopf Die, die sich mit dem 
Gesicht zum Boden legen mus¬ 
sten, konnten nicht genau 
sehen, was passierte, sondern 
hörten nur den Schuss. Sedat 
Karabags Zustand ist auch am 
12.10. immer noch kritisch. Die 
neun weiteren jugendlichen 
Aktivistinnen wurden festge¬ 
nommen. Die Staatsanwalt¬ 
schaft verhängte eine Geheim¬ 
haiturmsverfügung über den 
Fall. Das bedeutete, dass vor 
Prozessbeginn weder Anwältln- 
nen noch Angeklagte Einsicht in 
die Akten erhalten. Der Gouver¬ 
neur der Provinz Colemerg 
(Hakkari) behauptete, ersten 
Erkenntnissen nach habe er sich 
selbst angeschossen. 

Verwandte des schwer Verletzten 
bewerteten die Aktion als eine 
versuchte Flinrichtung. Der 
Onkel des Verletzten, Flabib 
Onen, erklärte: „Als Sedat mit 
seinen Freunden nach Flause 
fahren wollte, wurde auf ihn 
geschossen. Bei ihm gab es 
weder eine Waffe, noch irgend¬ 
etwas anderes, mit dem er sich 
hätte Schaden zufügen können. 
Die Behauptung von staatlichen 
Stellen, er habe sich selbst ange¬ 
schossen, ist nicht richtig. Wir 
vermuten, dass Sedat hingerich¬ 
tet werden sollte. Im Moment 


befindet er sich immer noch in 
Lebensgefahr.“ 

Schon vor dem Krankenhaus 
von Gever, in das Sedat Karabag 
gebracht worden war, provozier¬ 
ten Bereitschaftspolizisten und 
Soldaten die wartenden Men¬ 
schen. 

Proteste und Straßenschlachten 
am folgenden Tag 
An einer von der linken, pro¬ 
kurdischen Partei für Frieden 
und Demokratie BDP organi¬ 
sierten Protestkundgebung 
nahmen am 11.12.10 in Gever 
viele tausend Menschen teil. 
Erol Aydin aus der BDP-Lei- 
tung erklärte: „Die Bevölke¬ 
rung von Gever (Yüksekova) 
erlebt seit dem Referendum 
(Verfassungsreferendum der 
Regierungspartei AKP, welches 
in Gever zu fast 100% boykot¬ 
tiert wurde) eine offene Feind¬ 
schaft (des Staates), ln den letz¬ 
ten Tagen legten Jandarma und 
Polizei Hinterhalte in den 
Stadtvierteln, um Provokatio¬ 
nen zu schaffen. Das neueste 
Beispiel dieser Politik ist das, 
was gestern unserem Jugend¬ 
mitarbeiter passiert ist. Von 
unseren im Stadtzentrum ange¬ 
haltenen Freunden, sollte Sedat 
Karabag offen hingerichtet wer¬ 
den.“ 

Nach der Kundgebung wollte 
die Menschenmenge vor das 
Gebäude der Staatsanwaltschaft 
ziehen. Die Polizei griff die 
Menschenmenge mit Wasser¬ 
werfern und Tränengasgranaten 
an. Eine Straßenschlacht ent¬ 
brannte, die bis in die Abend¬ 
stunden andauerte. Durch den 
massiven Einsatz von Tränengas¬ 


granaten entstanden an Häusern 
und Läden Sachschäden von 
teilweise mehreren zehntausend 
Euro, ein Laden brannte aus. 
Der Besitzer des ausgebrannten 
Ladens Tayyip Oma^ erklärte: 
„Der Staat ist nicht im Frieden 
mit der Bevölkerung. Er greift 
öffentliche Ereignisse mit äußer¬ 
ster Heftigkeit an. Er macht die 
Bürger zu seinen Opfern. Auf¬ 
grund von Gasgranaten ist ein 
Brand in meinem Laden ausge¬ 
brochen.“ 

Besonders im Stadtzentrum 
mussten viele Menschen auf¬ 
grund des Gaseinsatzes ihre 
Häuser fluchtartig verlassen. Im 
Stadtviertel Esentepe wurde ein 
Haus durch Gasgranaten in 
Brand gesetzt, die Einwohnerin¬ 
nen konnten aufgrund des Gases 
nicht löschen. Es entstand ein 
großer Schaden. 

Breite Beteiligung am Aufstand 

Auffällig war eine mindestens 40- 
köpfige Frauengruppe, die den 
Demonstrantlnnen Steine, Essen 
und Wasser brachte, weiterhin 
sorgte diese Gruppe dafür, dass 
unvermummte Teilnehmerinnen 
sich vermummten. 

Die Auseinandersetzungen dau¬ 
erten bis in die Abendstunden 
und die Aktivistinnen erklärten, 
dass sie ihre Aktionen fortsetzen 
würden, bis die Gesundheitssi¬ 
tuation von Sedat Karabag 
geklärt, die Gefangenen freige¬ 
lassen und gegen die Täter die 
notwendigen Schritte eingeleitet 
würden. Seit dem 11.12. strei¬ 
ken ebenfalls die Ladenbesitzer¬ 
innen aus Protest gegen den 
Übergriff. (YH/YG/ANP/DIHA/ 
HN, 12.12., ISKU) 


Meldungen 

Bulamk-Muj: Neun Personen 
im Zuge angekündigter 
Proteste verhaftet 
Bei Hausdurchsuchungen am 
Morgen des 16.12. wurden in 
Bulamk-Mus neun Personen ver¬ 
haftet, nachdem es am Vortag zu 
Schließungen der Läden zur 
Erinnerung an die vor einem Jahr 
Ermordeten gekommen war. 
Weitere Aktionen wie eine 
Erinnerungs-Demonstration wa¬ 
ren für den 16.12. angekündigt. 
Die öffentlichen Veranstaltungen 
zur Erinnerung beziehen sich auf 
die Ereignisse vor einem Jahr in 
BulamkdVIuf. Bei einer Protest¬ 
demonstration am 15.12.2009 
gegen das Verbot der DTP war 
von einem Dorfschützer auf die 
Demonstration geschossen und 
dabei zwei Personen getötet wor¬ 
den. (DIHA, 16.12., ISKU) 

17 Festnahmen in Sert 
Antiterroreinheiten der Polizei 
der Stadt Sert (Siirt) haben in 
verschiedenen Wohnungen in 
den Morgenstunden Razzien 
durchgefuhrt. Insgesamt wurden 
17 Menschen, darunter auch 
Mitarbeiter des Mezopotamya 
Kultur und Kunstzentrums, in 
Polizeigewahrsam genommen. 
Den Festgenommenen wird vor- 

P eworfen, Propaganda für die 
KK zu betreiben. 

(AND 15.12., ISKU) 

Trotz Aktionspause: 

Mitglied der HPG durch 
türkisches Militär getötet 

Bei Kercews (Gercüs) in der Pro¬ 
vinz Elih (Batman) ist ein Mit¬ 
glied der Volksverteidigungskräf¬ 
te HPG bei einem Schusswechsel 
zwischen HPG und dem türki¬ 
schen Militär getötet worden. Bei 
dem getöteten Guerillero handelt 
es sich um Bedran Gabar (Ali 
Abdo H.), der 1976 in Afrin 
geboren wurde und sich 1994 
der PKK anschloss. 

Während sich die Kräfte der 
HPG seit August in einer Phase 
der Aktionspause befinden, wer¬ 
den die Militäroperationen des 
türkischen Militärs pausenlos 
fortgesetzt. Seit der einseitig aus¬ 
gerufenen Waffenruhe der HPG 
am 13. August 2010 sind nun¬ 
mehr 32 Guerilleros bei Militär¬ 
operationen des Militärs ums 
Leben gekommen. 

(ANF, 14.12., ISKU) 

Wildwest bei UPS 

Zur Unterstützung eines seit 
April andauernden Arbeitskamp¬ 
fes beim Logistikunternehmen 
UPS in der Türkei ruft die inter¬ 
nationale Transportarbeiterföde¬ 
ration (ITF) ihre Mitgliedsge¬ 
werkschaften zu einem weltwei- 


270 Anklagen in 5 Jahren 


ln den vergangenen 5 Jahren 
haben Richter 2/0 Mal Anklage 
gegen Anwältinnen und Anwäl¬ 
te erhoben, die den inhaftierten 
PKK-Vorsitzenden Abdullah 
Öcalan vertreten. 

Beobachter werten die Masse an 
Anklagen als Versuch, Öcalan 
indirekt zu bestrafen und zu 
behindern. Vier von Öcalans 
Anwälten wurden bereits zu ins¬ 
gesamt 35 Jahren Haft verur¬ 
teilt, nun wurde ein weiterer, 
Ibrahim Bilmez, zu sechs Jahren 
und drei Monaten Gefängnis 
verurteilt, weil er „als Kurier für 
eine illegale Organisation“ tätig 


gewesen sein soll. Die Richter 
gründeten ihre Urteile auf der 
Tatsache, dass sich die Anwält¬ 
innen im Rahmen ihrer Tätig¬ 
keit persönlich mit Öcalan 
getroffen haben. Die Treffen 
wurden, obwohl sie nach dem 
internationalem Prinzip als ver¬ 
trauliche Anwalt-Mandanten- 
Beziehung gelten, als Beweis 
herangezogen. 

ln ihrer Verteidigung betonten 
die Anwälte, dass die Anklagen 
nach internationalem und natio¬ 
nalem Recht sowie auf Grund 
von Verträgen, die auch die Tür¬ 
kei unterzeichnet hat, substanz¬ 


los sind. Das juristische System 
agiere parteiisch, obwohl die 
Judikative unabhängig von jeg¬ 
licher Ideologie oder Beeinflus¬ 
sung sein sollte. 

Sechzehn Anwältinnen werden 
aktuell der „internationalen 
Unterstützung der Organisa¬ 
tion, ohne Teu ihrer Hierarchie 
zu sein“ und der „Mitgliedschaft 
in der Organisation“ beschul¬ 
digt. Zusätzlich werden zwölf 
weiteren Anwältinnen Treffen 
mit Abdullah Öcalan untersagt 
und sieben dürfen überhaupt 
nicht mit ihm kommunizieren. 

(DIHA, 11.12., ISKU) 




Gibt Abdullah Gül den Befehl 
zur Schließung der BDP? 

Auf die Aussage des Staatspräsi- matland der Türken. Dem- hierzu: „ Selbst wenn sie aus die- 
denten Abdullah Gül, dass die gegenüber wollen die Kurden in sem Grund unsere Partei verbie- 
Benutzung der kurdischen Spra- ihrem eigenen Land frei sein. ten, selbst wenn sie hundert wei¬ 
che Grund für die Schließung Wir drängen keineswegs darauf, tere Parteien aus diesem Grund 
einer Partei sei, entgegnete der dass wir im Parlament jede unse- verbieten, werden wir und das 
Co-Vorsitzende der BDP Sela- rer Reden in kurdischer Sprache gesamte kurdische Volk weiter 
hattin Demirtas: „Selbst wenn halten. Aber eine Staatsmenta- daran festhalten, unsere eigene 
sie hundert unserer Parteien lität, die keine zwei Sätze in kur- Muttersprache zu verwenden.“ 
schließen, werden wir nicht auf discher Sprache duldet, können Die BDP kritisierte die Bewer- 
unsere Muttersprache verzieh- wir nicht dulden. Das Problem tungen des Staatspräsidenten 
ten.“ ist nicht, ob wir im Parlament Abdullah Gül und des Parla- 

Auch die Bewertung des Paria- kurdisch sprechen können oder mentspräsidenten Mehmet Ali 
mentspräsidenten Mehmet Ali nicht. Das eigentliche Problem §ahin bezüglich der Nutzung 
Sahin, der erklärte, dass ja auch ist, ob das kurdische Volk seine der kurdischen Sprache im tür¬ 
in den deutschen Parlamenten Muttersprache frei verwenden kischen Parlament in einem sehr 
die türkischen Abgeordneten darf, ob diese Sprache als Lehr- scharfen Ton. 
nicht auf Türkisch sprächen, spräche in den Schulen verwen- Abdullah Gül hatte am Rande 
wurde scharf kritisiert. Demirtas det werden kann, ob diese Spra- einer Preisverleihung gegenüber 
erklärte: „Der vom Parlaments- che auf kommunaler Ebene in Medienvertretern gesagt, dass 
Präsidenten angeführte Ver- den Institutionen gesprochen die Nutzung der kurdischen 
gleich ist eine vorsätzliche Täu- werden kann.“ Sprache im Parlament Grund 

schung. ln Deutschland ist die Die Aussage von Abdullah Gül genug dafür sei, eine Partei zu 
türkische Sprache nicht verbo- verstehe die BDP als Befehl an verbieten. Gül erklärte: „Die 
ten. Auch handelt es sich bei die Staatsanwaltschaft, ihre Partei 550 Parlamentarier haben einen 
Deutschland nicht um das Hei- zu schließen. Demirtas erklärte Schwur geleistet, diese Gegeben¬ 
heit ist Grund genug, um eine 

Verbot der HADEP war illegal Artikel 2 unserer Verfassung und 

0 Artikel 81 des Parteigesetzes 
Das Verbot der linksgerichteten der Versammlungs- und Ver- nicht verändert werden, ist die 
prokurdischen Partei der einigungsfreiheit. Die Begrün- Nutzung der kurdischen Spra- 
Demokratie des Volkes düng des Parteiverbots mit dem che verboten.“ 

HADEP durch das türkische Schutz der nationalen Sicher- Parlamentspräsident §ahin hatte 
Verfassungsgericht am 13. heit und territorialen Integrität auch zu der Thematik Stellung 
März 2003 war nicht gerecht- sah das Gericht als nicht genommen und folgendes aus¬ 
fertigt. Das stellte der Europäi- gerechtfertigt an, da die gesagt: „In Deutschland gibt es 
sehe Menschenrechtsgerichts- HADEP trotz scharfer Kritik 6—7 türkische Parlamentarier, 
hof in einem am Dienstag der Regierungspolitik weder Keiner von diesen spricht im 
bekanntgewordenen Urteil fest, zum Aufstand noch zu bewaff- Parlament türkisch. Ich bitte 
Die 1994 gegründete Partei netem Widerstand aufgerufen deshalb jeden, Gebrauch von 
war wegen »separatistischer habe. Die Türkei muß nach seinem Verstand zu machen. 

Bestrebungen« und angeblicher dem Urteil 24000 Euro Wenn sie weiter an dieser Hai- 
Unterstützung der illegalen Wiedergutmachung für den tung festhalten, kann dies 
Arbeiterpartei Kurdistans PKK nicht-finanziellen Schaden zah- Grund für die Schließung ihrer 
verboten worden. Das Verbot len. Partei sein.“ 

der Partei sei eine Verletzung (jW, 15.12., ISKU) (ANF, 15.12., ISKU) 

Bewohner von Hasankeyf 
werden öffentlich betrogen 

Der Siedlungsort „Neu-Hasan- geplanten 1000 TOKI Häuser, schäften - zum Beispiel die Flä- 
keyf‘, geplant für die Bewohner die vom Ministerpräsidenten che — der neuen Wohnungen 
von Hasankeyf und drei weite- Erdogan immer wieder gelobt genannt. In diesen Dokumenten 
ren in der Nähe liegenden Dör- werden, wären die Dorfbewoh- steht weiterhin, dass die Betrof- 
fern, stellt sich immer mehr als ner einer bis dahin noch nie fenen umfangreich informiert 
Betrug und Schuldenfalle für die dagewesenen Willkür ausgesetzt, wurden, was Gengiz Yildiz vom 
betroffenen Menschen heraus. Denn sie müßten damit jeden Dorf Kesmeköprü 2 als eine A 

Wie mehrmals berichtet, hat die von TOKI vorgeschlagenen Lüge bezeichnet. Nach Aussagen IN U £ e 

staatliche Wohbaugesellschaft Preis akzeptieren. Die neuen von Cengiz Yildiz bedeutet die erscheint wöchentlich und kann in 

TOKI im Juni 2010 mit den Häuser stehen ohnehin in der Unterzeichnung dieses Doku- gewünschter Stückzahl gegen 

Bauarbeiten für Neu-Hasankeyf Kritik der Betroffenen, denn ments, dass sie extrem verschul- Übersendung des Portos bei der 
begonnen, zwei Kilometer nörd- ihnen wurde inoffiziell münd- det, landlos und wohnungslos Informationsstelle Kurdistan 
lieh vom jetzigen Ort Hasan- lieh ein Preis von 75.000 TL werden würden. Stahltwiete 10 

keyf, der vom Ilisu Staudamm genannt. Dabei würden die Die Initiative zur Rettung von 22761 Hamburg 

bedroht ist. Betroffenen für die jetzigen Hasankeyf hat gleich zu Beginn Tel.: 040 - 421 02 845 

Nach Information der Initiative Wohnungen wahrscheinlich alle Bewohner der drei Dörfer E-mail: isku@nadir.org 

zur Rettung von Hasankeyf eine Entschädigung von 20.000- informiert und aufgefordert, die- bestellt werden, 

wurde den Dorfbewohnern 30.000 TL erhalten. Durch den ses Dokument nicht zu unter- Spenden auf unser Konto: 

Anfang Dezember 2010 ein ver- neuen Betrugsversuch könnte schreiben, was diese auch erst ein- Postbank Köln, BLZ 37010050 
bindliches Dokument zur die Verschuldung willkürlich mal unterliessen. Es wird geprüft, Konto-Nr.: 39 68 506 
Unterschrift vorgelegt, in dem noch höher ausfallen. welche juristischen Schritte gegen Weitere Informationen und einen 

die Kosten für die neuen Woh- In den an die drei Dorfvorsteher dieses Verhalten von TOKI unter- täglichen Pressespiegel findet Ihr 

nungen nicht festgelegt sind. Bei ausgehändigten Dokumenten nommen werden können. im Internet unter: 

einer Unterschrift für die werden auch nicht die Eigen- (IRH, 16.12., ISKU) www.isku.org 


ten Aktionstag am kommenden 
Donnerstag auf. UPS-Komitees 
in mehreren europäischen Städ¬ 
ten haben Mahnwachen und 
Proteste vor Niederlassungen des 
Konzerns angekündigt. Der bel¬ 
gische Gewerkschaftsbund FNV 
plant eine Blockade des UPS- 
Hauptquartiers in Brüssel. 
Hintergrund ist die Entlassung 
von 162 UPS-Beschäftigten auf¬ 
grund ihrer gewerkschaftlichen 
Organisation. Nach türkischen 
Gesetzen wird eine Gewerkschaft 
erst als tariffähig anerkannt, 
wenn sie sowohl zehn Prozent 
aller Beschäftigten einer Branche 
landesweit als auch über 50 Pro¬ 
zent der Angestellten eines 
Betriebes als Mitglieder vorwei¬ 
sen kann. Dazu muß die 
Gewerkschaft den Eintritt jedes 
einzelnen notariell beglaubigen 
lassen. Nachdem die Transport¬ 
arbeitergewerkschaft Tümtis im 
April erklärte, innerhalb eines 
halben Jahres allein in der Istan¬ 
buler UPS-Vertretung 700 von 
2500 Beschäftigten organisiert zu 
haben, reagierte das Unterneh¬ 
men sofort mit Kündigungen 
wegen angeblicher »Arbeitsver¬ 
weigerung«. In Izmir zwang das 
UPS-Subunternehmen ER-KA 
seine Mitarbeiter unter Entlas¬ 
sungsdrohungen zum Notar, 
damit diese dort ihren Gewerk¬ 
schaftsaustritt erklärten. Als 
Tümtis-Aktivisten das Gespräch 
mit den Kollegen suchen woll¬ 
ten, wurden sie von Managern 
des Unternehmens bedroht - 
und der Besitzer Erhan Kahra- 
man schoß mit einer Pistole in 
die Luft. Als UPS-Angestellte in 
Istanbul und Izmir Ende April in 
einen Streik gegen die Entlassun¬ 
gen und für bessere Arbeitsbe¬ 
dingungen traten, prügelte die 
Polizei Streikbrechern den Weg 
frei. Letztere versuchten dabei 
auch, Posten der Ausständigen 
mit einem Pkw zu überfahren. 

(jW, 14.12., ISKU) 
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Organisation gegen Minen 
und Kindersoldaten besucht 
HPG-Guerilla im Kandil 


Vertreterinnen der internationa¬ 
len Anti-Minen-Organisation 
Geneva Call (Genfer Appell) 
besuchten die Guerilla-Gebiete 
im Kandil und sprachen mit 
Kommandeurinnen der Volks¬ 
verteidigungskräfte HPG. 

ln den Gesprächen drückte die 
Organisation ihre Anerkennung 
gegenüber den HPG aus für die 
Beachtung internationaler 
Abkommen bei Kampfhandlun¬ 
gen. 

Dem Treffen in den Medya-Ver¬ 
teidigungs-Gebieten wohnte auf 
Seiten der Organisation ihre 
Vorsitzende Elisabeth Decrey 
Warner und die Programmdi¬ 
rektorin Katherin Kramer bei, 
auf Seiten der HPG der Kom¬ 


mandant des Hauptquartieres 
Nurettin Sofi, Narin Engizek, 
Mitglied des Selbstverteidi- 

f ungs-Komitees und YJA-Star 
lommandantin Gulan Batman. 

Viele Themen wurden während 
des Treffens besprochen, so auch 
die Ermittlungen der HPG und 
deren Konsequenzen nach dem 
Tod von vier Zivilistinnen in 
Elih (Batman) durch eine Anti- 
Fahrzeugmine, der Ausschluss 
von Jugendlichen unter 18 Jah¬ 
ren von Kampfhandlungen und 
die Beseitigung von Anti-Perso- 
nenminen aus dem Iran-Irak- 
Krieg. HPG-Kommandeur 
Nurettin Sofi bekräftigte die 
Verpflichtung, auch keine ande¬ 
ren Minen und Sprengsätze zu 
benutzen, die nicht über Befehl 


gezündet werden. Ein weiteres 
Thema waren die Schulungen 
für Menschenrechte, an denen 
die Kommandeurinnen und 
Kommandeure Anfang des Jah¬ 
res teilgenommen hatten sowie 
ihre Auswirkungen auf die Pra¬ 
xis der Guerilla. 

Die internationale Organisation 
Geneva Call mit Sitz in der 
Schweiz beschäftigt sich mit den 
Themen Minen, Kindersoldaten 
und Genderaspekten in Kriegs¬ 
gebieten. Sie ist Mitglied der 
Internationalen Kampagne zur 
Ächtung von Landminen 
(ICBL). 

ANF, 21.12., ISKU 
Weitere Quellen: NEW DESK, 

www.genevacall. org,i 


Verhaftungswelle geht weiter: Fest¬ 
nahmen auch in Elih und Adana 


Fast täglich häufen sich die 
Nachrichten über Festnahmen 
und Inhaftierungen von kurdi¬ 
schen Jugendlichen, Aktivistin¬ 
nen, Politikerinnen bis hin zu 
amtierenden Bürgermeisterin¬ 
nen. Erst am 10.12.10 hatten 
Spezialeinheiten der Jandarma 
versucht den Vorsitzenden der 
Jugendbewegung von Gever 
,Sedat Karabag, hinzurichten, er 
überlebte nur knapp, 9 weitere 
Mitreisende wurden inhaftiert. 
Darauf folgten am 19.12. etliche 
Festnahmen von Kurdinnen in 
Trabzon und Tetwan (Tatvan). 
Am 20.12. „wurden nun in 
Adana und Elih (Batman) 13 
kurdische Aktivistinnen im 
Rahmen einer neuen Polizeiope¬ 
ration festgenommen. 

Nach einer Demonstration in 
Elih (Batman), die sich gegen 
die Angriffe auf die Demonstra¬ 
tion am 19.12. in Amed 
(Diyarbakir) richtete, führte die 
Polizei eine Vielzahl von Haus¬ 
durchsuchungen durch. Zuvor 
war es nach einem Polizeiangriff 
auf die Demonstration zu hefti¬ 
gen Auseinandersetzungen 


gekommen, in deren Rahmen 
sich die Polizei aus dem Stadt¬ 
viertel zurückziehen musste. Bei 
den folgenden nächtlichen Raz¬ 
zien wurden acht Personen fest¬ 
genommen. 

Polizeiangriff auf Demonstra¬ 
tion in Nisebin 

Aus Protest gegen den Angriff 
auf die Demonstration am 
19.12.10 in Amed (Diyarbakir), 
bei dem 7 Personen zum Teil 
schwer verletzt worden waren, 
fand am 20.12.10 eine Protest¬ 
veranstaltung in Nisebin 
(Nusaybin) statt, die ebenfalls 
von der Polizei angegriffen 
wurde. Die Polizei griff die kur¬ 
dischen Jugendlichen u. a. mit 
Gasgranaten an. Die Jugend¬ 
lichen antworteten mit Molo- 
towcocktails, Feuerwerkskör¬ 
pern und Steinen. Dabei gelang 
es ihnen ein Panzerfahrzeug vom 
Typ Skorpion in Brand zu set- 


Schon am 16.12.10 war es in 
Nisebin (Nusaybin) zu heftigen 
Auseinandersetzungen gekom¬ 
men, nachdem die Polizei den 


Begräbniszug eines getöteten 
Guerillas, an dem mehrere 
10.000 Menschen teilnahmen, 
angegriffen hatte. 

Demonstration auch in Adana 
angegriffen 

Auch in Adana kam es zu einem 
Polizeiangriff auf eine Demon¬ 
stration für 12 Guerillas, die bei 
unterschiedlichen Kämpfen der 
letzten Zeit ums Leben gekom¬ 
men waren, weiterhin wurde 
auch hier Bezug auf die Ereig¬ 
nisse in Amed (Diyarbakir) vom 
19.12. genommen. Die Polizei 
griff die Demonstration mit 
Panzerfahrzeugen und Wasser¬ 
werfern an. Daraufhin kam es zu 
Auseinandersetzungen, bei 
denen auch Molotowcocktails 
eingesetzt wurden. Spezialein¬ 
heiten setzten das Stadtviertel 
unter Blockade und schossen 
mit Schnellfeuergewehren in die 
Luft. Nach dem Ende der 
Demonstration durchsuchten 
Spezialeinheiten das Stadtviertel. 
Mindestens 5 Personen wurden 
von den Einheiten verprügelt 
und festgenommen. 

ANF, 21.12., ISKU 


Meldungen 

Hohe Haftstrafen für Parolen 
Aufgrund des Rufens der Parole 
„Es lebe der Vorsitzende Öca- 
lan“ („Biji Serok Apo“) auf 
einer Kundgebung am 15.02. in 
Elke (Beytüjjebap) in der 
Region §irnex (§irnak) wurden 
11 Personen zu Haftstrafen zwi¬ 
schen zehn Monaten und fünf 
Jahren und drei Monaten verur¬ 
teilt. Das Rufen der Parolen 
wurde vom 4. Schwurgerichts¬ 
hof in Amed (Diyarbakir) als 
„Begehen einer Straftat im 
Namen einer (verbotenen) 
Organisation ohne deren Mit¬ 
glied zu sein“, „Propaganda für 
eine (verbotene) Organisation“ 
und „Verstoß gegen das Ver¬ 
sammlungsgesetz“ bewertet. 

Der Kreisvorsitzende der BDP 
von Elke (Beytüjjebap) Halit 
Erdem bewertete dieses Urteil 
als „Justizterror“ und verurteilte 
scharf, dass wenn Kurdinnen 
sich ausdrücken, dies als Inhaf¬ 
tierungsgrund gesehen wird. 

ANF, 21.12., ISKU 

Isolationshaft für 15-Jährigen 
Während in Europa die ange¬ 
blichen Reformen der türki¬ 
schen Regierungspartei AKP im 
Bezug auf das Jugendstrafrecht 
gelobt werden, reißen die Ver¬ 
haftungen Minderjähriger nach 
dem Ähtiterrorgesetz nicht ab. 
Erst vor drei Tagen wurde der 
15-jährige A. K. inhaftiert und 
in eine Isolationszelle im 
Gefängnis von Mersin gebracht. 
Er war drei 3 Tage zuvor wegen 
„Mitgliedschaft in einer verbo¬ 
tenen Organisation“, ein Para¬ 
graf vergleichbar mit dem 
§129a StgB festgenommen und 
inhaftiert worden. Die Schwes¬ 
ter des 15-Jährigen besuchte 
gestern ihren gefangenen Bru¬ 
der und äußerte sich sehr 
besorgt über seinen Zustand. 
Der eigentlich lebhafte und sehr 
gesprächige Junge war kaum in 
der Lage sich zu artikulieren. 
Weiterhin erklärte sie, dass ihr 
Bruder immer wieder von den 
Wächtern auf unterschiedliche 
Weise belästigt und bedroht 
wird. Die Schwester wandte 
sich an den Menschenrechtsver¬ 
ein IHD und betonte, dass die 
Rechtsverletzungen an ihrem 
Bruder ein Ende finden müs¬ 
sen. ANF, 21.12., ISKU 

Vergeltungsaktion der HPG 
Die kurdische Guerilla HPG 
erklärte, sie habe in Gedenken 
an zwei vor kurzem gefallene 
Guerillas eine Vergeltungsak¬ 
tion am 16.12.10 gegen den 
Unteroffizier Kenan Erdem, der 
dabei getötet wurde, in Kerbo- 




Berlin: Erneut kurdisches 
Konzert verboten 


Der Rot-Rote Berliner Senat 
und seine Polizei machen sich 
erneut zum Erfüllungsgehilfen 
türkischen Staatsterrors. Wäh¬ 
rend in Amed (türkisch: 
Diyarbakir) und vielen anderen 
Städten kurdische Demonstra¬ 
tion von der türkischen Polizei 
und dem Militär mit Schusswaf¬ 
fen, Granaten, Spreng- und Gas¬ 
granaten und Wasserwerfern 
angegriffen und viele dabei 
schwer verletzt wurden, lässt die 
Berliner Polizei nun schon zum 
zweiten Mal in den letzten 30 
Tagen ein kurdisches Konzert 
verbieten. 

Das für den 19.12. geplante 
Konzert der Künstlerinnen 
Hozan Aydtn und §eribana 
Kurdi wurde gerichtlich mit der 
Begründung, dass damit „die 
Gründung der PKK gefeiert 
würde“, verboten. Damit nicht 

f enug, die Veranstalterin des 
Konzertes Medya Deniz wurde 
von der Berliner Polizei bedroht. 
Sie beschrieb ihr Gespräch mit 
der Polizei folgendermaßen: 
„Die Polizei rief mich an und 
erklärte ' Das Konzert ist verbo¬ 
ten worden. Deswegen könnt 
ihr es nicht machen. ' Ich sagte 
'ich habe keine Verfügung 
bekommen, deswegen nehme 
ich das was sie gesagt haben 
nicht zur Kenntnis. ' Nach die¬ 
sen Worten fingen sie an zu dro¬ 
hen, sie sagten dafür gibt es ein 
Jahr Gefängnis und alle Rechte, 


insbesondere das auf Staatsbür¬ 
gerschaft nehmen wir zurück. 
Am nächsten Tag kamen sie zu 
mir nach Hause und machten 
die Verbotsverfügung bekannt. 
Dort wiederholten sie die glei¬ 
chen Dinge. Weiter sagten sie, 
'Warst du nicht schon im Vor¬ 
stand des kurdischen Vereins 
gewesen? Du hast an politischen 
Aktivitäten teilgenommen und 
hast Verbindungen zur PKK 
[...]“ 

Medya Deniz erklärte weiter, 
„Deutschland bricht hier seine 
eigenen Gesetze. Es wird gesagt, 
es gäbe hier Menschenrechte. 
Aber nicht einmal die kleinste 
kurdische Kulturnacht wird 
genehmigt.“ 

Der Vorsitzende des Berliner 
Volksrates Ismail Parmaksiz 
erklärte zur Situation in Berlin: 
„Alles was Kurden und Kurdin¬ 
nen organisieren wollen, wird 
verhindert. Entweder wird es 
verboten oder es wird direkter 
Druck angewendet.Hier wird 
versucht die kurdische Bevölke¬ 
rung zu kriminalisieren. Sie 
sagen uns, von November bis 
Dezember dürft ihr keine Kon¬ 
zerte machen. Das ist eine Will- 
kürbehandlung. Sogar eine 
Hochzeit oder Beschneidungs¬ 
feier ist uns verboten.“ 

Wir als Kurdistan Solidaritäts¬ 
komitee Berlin können uns der 


Betrachtung durch Herrn Par¬ 
maksiz nur anschließen. Wir 
sehen in der Repression gegen 
Kurd_innen in Berlin und der 
BRD eine Kontinuität und 
Systematik. Immer wieder fin¬ 
den schwere Polizeiangriffe auf 
kurdische Demonstrationen 
statt. Die Menschen, die vor 
dem Terror des türkischen Staa¬ 
tes geflohen sind, sind hier 
erneut Einschüchterungs- und 
Kriminalisierungspolitik ausge¬ 
setzt. Die kurdische Bewegung 
kämpft für einen basisdemokra¬ 
tischen Mittleren Osten und 
stellt weltweit eine der stärksten 
linken Bewegungen dar. Eine so 
starke emanzipatorische Bewe¬ 
gung ist den westlichen Staaten 
ein Dorn im Auge, da sie ihren 
politischen und v. a. ökonomi¬ 
schen Interessen zuwiderläuft. 
Sicherlich könnte man den 
deutschen Staat auffordern, sich 
an die eigenen Gesetze zu hal¬ 
ten, doch müssen wir weiter 
gehen, wir müssen als linke, 
emanzipatorische Kräfte, als 
Menschenrechtler_innen zu¬ 
sammenstehen, denn der Angriff 
auf die kurdische Bewegung ist 
ein Angriff auf uns alle. 

Solidarität ist eine Waffe - Lasst 
und gemeinsam gegen diese Kri¬ 
minalisierung kämpfen! 

Kurdistan Solidaritätskomitee 
Berlin, 20.12.2010 


Luftangriffe der türkischen Armee fordern 
erneut zivile Opfer in Südkurdistan 


Das türkische Militär griff regio¬ 
nalen Quellen zu Folge am 
Abend des 15.12.2010 Dörfer in 
der südkurdischen Region Haf- 
tanin in Zaxo mit Mörsern und 
Artillerie an. Dabei starb der 40- 
jährige Bewohner des Dorfes 
Kerkiko Yasin Isa und eine wei¬ 
tere Person wurde verletzt. Im 
Dorf Sineht entstand Sachscha¬ 
den. 


Das Hauptquartier der Volksver¬ 
teidigungskräfte (HPG) forderte 
die kurdische Bevölkerung und 
die internationale Öffentlichkeit 
auf, gegen diese Angriffe zu pro¬ 
testieren. Sie erklärten, dass das 
pausenlose Bombardement das 
Ziel hat, die Region zu entvöl¬ 
kern. Diese Angriffe widerspre¬ 
chen jeglichem Recht. Trotz des 
Waffenstillstands der Guerilla 


nimmt der Artilleriebeschuss 
nicht ab, jeden Tag werden 
Regionen in Südkurdistan bom¬ 
bardiert. Dieses Jahr wurden 
schon etliche Dörfer bombar¬ 
diert und mindestens 4 Dorfbe¬ 
wohnerinnen sind dieses Jahr 
aufgrund des Bombardements 
getötet worden, Dutzende wur¬ 
den verletzt. 

ANF, 17.12., ISKU 


Tekel-Arbeiter sind zurück in Ankara 


Arbeiter des staatlichen türki¬ 
schen Tabakmonopols Tekel 
wollen zum ersten Jahrestag 
ihrer Proteste am Samstag in 
Ankara demonstrieren. Am Frei¬ 
tag starteten Busse aus Istanbul, 
dem westtürkischen Izmir und 
dem kurdischen Diyarbakir. Die 
Arbeiter wollen sich im Abdi- 
Ipekci-Park in Ankara versam¬ 
meln, wo vor einem Jahr ihr 
Streikcamp von der Polizei mit 
Wasserwerfern und Tränengas¬ 
granaten überfallen wurde. 
Außerdem wollen sie die Laden- 
und Restaurantbesitzer in der 
Innenstadt besuchen, die sie 
während ihres 80-tägigen Pro¬ 


testcamps vor der Zentrale des 
Gewerkschaftsdachverbandes 
Türk-Is im letzten Winter mit 
Lebensmitteln, Strom und 
Kleindung unterstützt hatten. 
Über 10000 Tekel-Arbeiter hat¬ 
ten im Dezember letzten Jahres 
ihre Kündigung erhalten, nach¬ 
dem die neoliberal ausgerichtete 
islamische AKP-Regierung nach 
dem Verkauf der Produktions¬ 
stätten an ausländische Firmen 
die Tekel-Lager im ganzen Land 
schließen ließen. Zwar konnten 
die Tekel-Arbeiter in ihrem von 
der Bevölkerung und linken Par¬ 
teien im ganzen Land unter¬ 
stützten Protest einen Teilerfolg 


verbuchen, als ihnen vor Gericht 
eine mehrmonatige Lohnfort¬ 
zahlung zugestanden wurde. 
Doch ihre letztendliche Über¬ 
führung in den rechtlosen Nie¬ 
driglohnstatus C/4 konnten sie 
nicht verhindern. Viele Tekel- 
Arbeiter kritisieren, dass sie von 
ihrer eigenen Gewerkschaftsfüh¬ 
rung im Stich gelassen wurden. 
Insbesondere der Türk-Is-Vorsit- 
zende Mustafa Kumlu, ein 
Anhänger der Regierungspartei, 
hatte immer wieder eine Auswei¬ 
tung des Streiks auf andere 
Branchen verhindert. 

jW, 18.12, ISKU 


ran (Dargecpt) in der Region 
Merdin (Mardin) durchgefuhrt. 
Am 7.12. wurde in Basa (Güc- 
lükonak) und am 10.12. in Elih 
(Batman) die beiden Guerillas 
Kerim Karatay (Fikri) und Ali 
Abdo Hambejo (Bedran) getö¬ 
tet. Die Volksverteidigungskräf¬ 
te HPG hatte bereits am 14.12. 
erklärt, dass sich die Angriffe 
auf die Guerilla, trotz dem sie 
sich seit August dieses Jahres in 
der Waffenstillstandsposition 
befinden, häufen, und dass 
diese tödlichen Angriffe nicht 
ohne Antwort bleiben würden. 

OP, 18.12, ISKU 

65 kurdische Schmuggler 2010 
im Grenzgebiet zum Iran getö¬ 
tet 

Laut den Aufzeichnungen von 
ANF wurden 2010 mindestens 
65 kurdische Schmuggler in der 
Grenzregion zum Iran getötet. 
Zwei weitere Kurden, Othman 
Muhammedi und Mahmoud 
Minehzaded, wurden an der ira¬ 
nisch-irakischen Grenze in der 
letzten Woche getötet. 

Im Jahr 2009 wurden cirka 90 
Schmuggler von der iranischen 
Armee getötet. 

ANF, 18.12, ISKU 

Neue Festnahmewelle: 

13 Leute in Polizeigewahrsam 
Bei zeitgleichen Pohzeioperatio- 
nen in Trabzon und in Bidlis 
wurden 13 Leute mit dem Vor¬ 
wurf „Unterstützung für die 
Jugend der PKK/Kongra-Gel“, 
in Polizeigewahrsam genom¬ 
men. 

Laut dem Gouverneur von 
Trabzon galt die Polizeiopera¬ 
tion Mitgliedern der DYG 
(Demokratisch Patriotische 
Jugend), die als Jugendarm der 
PKK/Konga-Gel bewertet wird. 
Dabei wurden zwölf Leute in 
Trabzon und einer in Bidlis fest¬ 
genommen. 

Nach Angaben des Gouver¬ 
neurs, sei die Operation auf 
Befehl der Staatsanwaltschaft 
von Erzirom (Erzurum) durch¬ 
geführt worden. Die Polizei 
werde die Angelegenheit weiter 
verfolgen. ANK 18.12, ISKU 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Stahltwiete 10 
22761 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 39 68 506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.isku.org 
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Politische und militärische Führung 
der Türkei hetzen zum Krieg 


Eine weitere Eskalation des 
Krieges vor den Parlamentswah¬ 
len wird auf allen Ebenen vorbe¬ 
reitet. Sowohl der Mini¬ 
sterpräsident Erdogan, wie auch 
der Nationale Sicherheitsrat, der 
sich aus Regierung und Militär 
zusammensetzt, setzen auf eine 
Fortsetzung der Kriegs- und Ver¬ 
nichtungspolitik der letzten 
Jahrzehnte. Währenddessen 
nehmen militärische Angriffe 
auf die in Verteidigungsposition 
befindliche Guerilla, aber auch 
gegen die Zivilbevölkerung, zu. 
Engagement für eine politische 
Lösung wird von der Staatsspitze 
her massiv bedroht. Sowohl 
militärische Operationen als 
auch neue Massenfestnahmen 
werden auf diese Weise propa¬ 
gandistisch vorbereitet. 

Politische Statements des 
Nationalen Sicherheitsrats 

Auf dem Treffen des Nationalen 
Sicherheitsrates am 29.12.2010 
wurden massive Drohungen 
gegen legale kurdische Organisa¬ 
tionen und Parteien wie den 
Demokratischen Gesellschafts¬ 
kongress (DTK) und die Partei 
für Frieden und Demokratie 
(BDP) ausgesprochen. Insbe¬ 
sondere gegen alle, die der For¬ 
derung nach einer zweiten 
Amtssprache oder einer demo¬ 
kratischen Autonomie positiv 
gegenüber stehen, wurden mit 
einer neuen Repressionswelle 
bedroht. Auf einer Presseerklä¬ 
rung wurde deutlich gemacht, 
dass „Das Motto, eine Fahne, 
ein Volk, ein Vaterland, ein 
Staat“ einen gemeinsamen Nen¬ 
ner auf dem Treffen darstellt, 
und dass kein Versuch die Rea¬ 


lität, dass die offizielle Sprache 
der Türkischen Republik Tür¬ 
kisch ist, zu ändern, zugelassen 
werden dürfe.“ Die Forderungen 
nach einer zweiten Amtssprache 
und demokratischer Autonomie 
wurden als „Angriff auf die 
Unteilbarkeit der Gesamtheit 
unseres Staates und unseres Vol¬ 
kes und auf den gesellschaft¬ 
lichen Frieden“ bewertet. 

Ebenso wurde eine neue Repres¬ 
sionswelle, vergleichbar mit den 
KCK-Operationen, die in den 
letzten eineinhalb Jahren mehr 
als 1600 kurdische Politkerln- 
nen, Journalistinnen und Men¬ 
schenrechtsaktivistinnen ins 
Gefängnis brachte, angekündigt: 
„Diesbezüglich wird unser Staat 
in der vor uns liegenden Phase 
wie immer einen breit angeleg¬ 
ten und vielschichtigen Kampf 
zur Vernichtung des Terrors und 
des ihn unterstützenden 
Umfelds führen. Mit der Kraft, 
die wir aus dem Verstand und 
der Unterstützung ziehen, wer¬ 
den wir keine Konzessionen ein- 
gehen und versichern mit gleich¬ 
er Entschlossenheit und Einig¬ 
keit vorzugehen.“ 

Erdogan demaskiert sich 
Die Parteien CHP, wie auch 
MHP hatten die Forderungen 
nach demokratischer Autono¬ 
mie und einer zweiten Amts¬ 
sprache schon zuvor mit Dro¬ 
hungen überzogen. Am 
26.12.2010 zog Premierminister 
Erdogan in einer Rede nach und 
äußerte massive Drohungen 
gegen jene, die solche Forderun¬ 
gen aufstellen. Er sagte ebenfalls: 
„Ein Volk, ein Vaterland, eine 
Sprache“ und bezichtigte die 


Forderung nach einer zweiten 
Amtssprache als „Verrat“. Weiter 
sagte er: „Die Sprache meines 
Volkes ist eine, Türkisch. Wenn 
ihr das bis jetzt nicht begriffen 
habt, dann werdet ihr es auch 
nicht begreifen.“ Er bezeichnete 
die kurdische Partei BDP als 
„Ausläufer des Terrors, betrüge¬ 
risch, von fremden Kräften 
gesteuert, hinterhältig und pro¬ 
vokatorisch“ und bedrohte sie 
damit indirekt mit einem Ver¬ 
bot. Auch die 10%-Hürde ver¬ 
teidigte er entschlossen und wies 
damit eine weitere Forderung 
der kurdischen Bewegung heftig 
zurück. 

KCK bewertet Erdogans Äuße¬ 
rungen 

Der Exekutivratsvorstand der 
Gemeinschaft der Gesellschaften 
Kurdistans KCK erklärte zu der 
Rede Erdogans, dass er wieder 
einmal gezeigt habe, dass er kein 
Lösungsprojekt für die kurdi¬ 
sche Frage habe. Er habe die 
Maske fallengelassen und 
gezeigt, „dass die AKP ihre 
Hoffnungen auf ein grünes 
Ergenekon setzt.“ Weiter erklär¬ 
ten sie als Antwort auf Erdogans 
Äußerung, die Forderung nach 
demokratischer Autonomie sei 
ein „gefährlicher und scheuß¬ 
licher Handel“: „Ein so scheuß¬ 
lich gewordener türkischer Pre¬ 
mierminister, dass er sogar die 
natürlichsten Forderungen eines 
Volkes und sein Lösungsprojekt 
als Scheußlichkeit bewerten 
kann und der alle kurdischen 
Kräfte bedroht, hat erneut seine 
aggressive Haltung gezeigt.“ 

ANF, 29.12., ISKU 


Stoppt die Hinrichtung von Habibollah Latifi! 


Die Europäische Konföderation 
der kurdischen Vereine KON- 
KURD verurteilt die Ankündi¬ 
gung Irans, den kurdischen 
Gefangenen Habibollah Latifi 
hinzurichten aufs Äußerste und 
fordert die internationale 
Öffentlichkeit auf, dringend zu 
handeln. 

Habibollah Latifi war am 23. 
Oktober 2007 verurteilt und 
nach vier Monaten Verhör und 
Folter am 30. Juni 2008 in einer 
nur wenige Minuten dauernden 
Gerichtsverhandlung zum Tode 
verurteilt worden. Die Verhand¬ 
lung, die in Abwesenheit seiner 
Familie beim Revolutionsgericht 


stattfand, wurde von Richter 
Hasan Babaei geleitet. Latifi 
wurde wegen Vergehen gegen die 
nationale Sicherheit und Feind¬ 
schaft gegen Gott (Moharebeh) 
angeklagt und verurteilt. Ein 
Berufungsgericht hatte das Urteil 
später bestätigt. 

Die Hinrichtung des Studenten 
Habibollah Latin, gegen die viele 
Menschenrechtsaktivistinnen in 
Iran und im Ausland protestiert 
hatten, ist am Sonntagmorgen 
nach einer Demonstration vor 
dem Gefängnis vorerst gestoppt 
worden. Es besteht dennoch 
dringend Handlungsbedarf, da 
der iranische Staat die Ausset¬ 


zung einer Hinrichtung leider 
oft als eine Taktik zur Beruhi¬ 
gung der Proteste benutzt hat. Es 
ist nicht gewährleistet, dass 
Habibollah Latifi nun zumindest 
einen neuen Prozess und damit 
die Chance bekommt, dass sein 
Urteil geändert wird. Darum ist 
es wichtig, auch weiterhin Briefe 
zu schreiben und sich für ihn 
einzusetzen. 

Anstatt die legitimen demokrati¬ 
schen Rechte der Kurdinnen und 
Kurden anzuerkennen setzt der 
Iran mit seinen Verbündeten 
Türkei und Syrien erneut auf 
Verleugnung und Vernichtung. 
Die in diesem Zusammenhang 


Meldungen 


Erneut Anwaltskonsultation 
mit Öcalan verhindert 
Während ..die Anwälte von 
Abdullah Öcalan in der letzten 
Woche mit der Begründung es 
gebe einen Defekt am Boot an 
der Konsultation mit ihrem 
Mandanten verhindert worden 
waren, wurde diese Woche als 
Begründung das schlechte 
Wetter vorgehalten, um das 
Anwaltsgespräch zu verhin¬ 
dern. 

Die Anwälte hatten in der letz¬ 
ten Woche gleich zweimal ver¬ 
sucht, bei der Staatsanwalt¬ 
schaft von Bursa eine Geneh¬ 
migung für die wöchentliche 
Konsultation einzuholen, doch 
beide Male wurde dies verwei¬ 
gert. 

Gestern wurde den Anwälten 
schließlich mitgeteilt, dass 
auch die Konsultation diese 
Woche aufgrund schlechter 
Wetterbedingungen nicht 
stattfinden kann. 

ANF 29.12., ISKU 

Drohungen des Nationalen 
Sicherheitsrates (MGK) 

Auf der Tagesordnung der Ver¬ 
sammlung des Nationalen 
Sicherheitsrates (MGK) stan¬ 
den Themen wie Demokrati¬ 
sche Autonomie und das 
Diskussionen um Zweispra¬ 
chigkeit. 

Aus der Abschlusserklärung des 
Sicherheitsrates gingen gegenü¬ 
ber Befürwortern der oben 
genannten Punkte, wie bei¬ 
spielsweise dem E)emokrati- 
schen Gesellschaftskongress 
(DTK), deutliche Drohungen 
aus. 

So heißt es in der Abschlusser¬ 
klärung der Versammlung: „Es 
werden keinerlei Aktionsfor¬ 
men geduldet, die unserem 
Verständnis von ,einem Volk, 
einer Nation und einem Staat“ 
zuwider gesetzt sind und die 
versuchen, unsere Amtssprache 
Türkisch verändern wollen. 

Die Diskussionen um die 
Demokratische Autonomie 
und die Zweisprachigkeit 
bewertete der MGTK als Ver¬ 
such „die Einheit unseres 
Vaterlandes und den gesell¬ 
schaftlichen Frieden zu beschä¬ 
digen." 

Ebenfalls wurde in der Ver¬ 
sammlung die aktuelle Situa¬ 
tion im Irak bewertet. Der 
MGK werde auch die Ergeb¬ 
nisse des Anti-PKK-Bündmsses 
zwischen der Türkei, dem Irak 
und der USA unter die Lupe 
nehmen. 

Zuvor hatte Erdogan auch bei 
den Haushaltsdebatten im tür- 




Colemerg und Wan setzen bilinguales Leben um 


In Colemerg (Hakkari) wird 
unter der Initiative von Kurdi- 
Der und BDP das bilinguale 
Leben umgesetzt. In Supermärk¬ 
ten und Einkaufszentren soll 
fortan die Beschilderung in kur¬ 
discher und türkischer Sprache 
erfolgen. Die Beschilderung 
wurde unter breiter zivilgeself- 
schaftlicher Beteiligung dem 
Einzelhandel übergeben. 

Vor der BDP-Regionalverwal- 
tung in Colemerg (Hakkari) 
machte der BDP Abgeordnete 
Hamit Geylani eine kurze Erklä¬ 
rung zu der Kampagne. Geylani 
erklärte, dass die Nutzung der 
kurdischen Sprache das Recht 
des kurdischen Volkes sei und 
keine Kraft dazu im Stande sei, 
dieses Recht ihnen vorzuenthal¬ 
ten. Die Kurden werden fortan 
im sozialen, politischen und kul¬ 
turellem Leben ihre Mutterspra¬ 


che benutzen. Die Mutterspra¬ 
che sei die Identität eines Men¬ 
schen und genau deshalb haben 
die herrschenden Systeme, allen 
voran der türkische Staat, mit 
aller Gewalt versucht, diese 
Sprache auszulöschen. Aber das 
kurdische Volk habe dieser Poli¬ 
tik getrotzt und ihre Sprache 
weiter am Leben erhalten kön¬ 
nen. Geylani machte gleichzeitig 
auch klar, dass man die türkische 
Sprache als Amtssprache der 
Türkei akzeptiere und niemand 
hiergegen etwas einwenden 
würde. Aber gleichzeitig müsse 
auch der kurdischen Sprache in 
allen Lebensbereichen die Tür 
aufgemacht werden und eben¬ 
falls Kurdisch als Lehrsprache an 
den Schulen verwendet werden. 
Die Verwaltung von Wan (Van) 
hat auch einen symbolischen 
Schritt in Richtung bilinguales 
Leben getätigt. In allen Institu¬ 


tionen der Kommunalverwal¬ 
tung von Wan wurden in bilin- 
ualer Sprache angefertigte 
childer aufgehängt. 

Auch der Bekir Kaya, Bürger¬ 
meister von Wan (Van), erklärte, 
dass niemand bezwecke, die tür¬ 
kische Amtssprache des Landes 
in Frage zu stellen. Allerdings 
vertrete man die Auffassung, 
dass gleichzeitig auch jedes Volk 
das Recht habe, ihre Mutterspra¬ 
che verwenden zu dürfen. 

Kaya erläuterte weiter, dass ihre 
Kommunalverwaltung sich zum 
Ziel gesetzt habe, mit jedem 
ihrer Bürger in deren jeweiligen 
Muttersprache zu kommunizie¬ 
ren. Fortan werde man auch alle 
Dokumente, alle Versammlun¬ 
gen und jegliche Pressearbeit 
unter der Berücksichtigung der 
Bilingualität der Region ange- 
hen. ANF, 29.12., ISKU 


Öcalans Roadmap beim EGMR 


Der türkische Justizminister sah 
sich gezwungen, die „Roadmap" 
von Abdullah Öcalan an den 
Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte (EGMR) aus¬ 
zuhändigen. Zudem erklärte 
Irfan Dündar, einer der Anwälte 
von Öcalan, dass sobald die 
Roadmap in die Fallakte aufge¬ 
nommen wird, sie auch dem 
Verteidigungsteam übergeben 
werden müsste. 

Durch seine Anwälte gab Öca¬ 
lan im vergangenen August 
bekannt, dass er eine 156 Seiten 
umfassende Roadmap vorberei¬ 
tet hat. Die Veröffentlichungder 
Roadmap wurde seitens des Dis¬ 
ziplinarausschuss des Gefängnis¬ 
ses, aufgrund der „Inkompatibi¬ 
lität der staatlichen Interessen“ 
und wegen angeblicher „Propa¬ 
ganda für eine terroristische Ver¬ 
einigung“ unterbunden. Darauf¬ 
hin reichten die Anwältlnnen 
von Öcalan eine Beschwerde 
beim richterlichen Vollzugsamt 
ein. Als jedoch die Beschwerde 
abgewiesen wurde, führte Öca¬ 
lan das 156 Seiten lange Schrift¬ 
stück als Ergänzung zur seiner 
550 Seiten langen Verteidi- 


gunigsschrift als Eingabe für den 

Der türkische Staat, der die Ver¬ 
öffentlichung der Roadmap 
unterband, ließ die Roadmap 
dem EGMR zukommen. Nach 
dem Antrag der Anwälte von 
Öcalan, verlangte der EGMR 
das 156 Seiten umfassende 
Schriftstück vom türkischen 
Staat mit der Erklärung, es han¬ 
dele sich um ein Teil der Vertei¬ 
digungseingabe. Daraufhin teil¬ 
te das Außenministerium dem 
Justizministerium mit, dass das 
Schriftstück weitergegeben wer¬ 
den müsse. Beide Ministerien 
einigten sich darauf, die Road¬ 
map an das EGMR weiterzulei¬ 
ten. Jedoch forderte die Türkei 
den EGMR dazu auf, eine Kom¬ 
mission zu gründen, in der sich 
auch türkische Anwälte befin¬ 
den, die diejenigen Abschnitte 
der Roadmap, welche nichts mit 
der Verteidigung zu tun haben 
filtert, und nicht den Anwältln¬ 
nen übergibt. Dann wurde das 
Schriftstück, dem EGMR über¬ 
geben. Irfan Dündar vom Asrin 
Anwaltsbüro deutete diesen 
Schritt als höchstwahrschein an: 
„Der EGMR setzte der Türkei 


eine Frist bis zum 5. Januar 
2011. Bis zu dieser Frist müsste 
die Roadmap ausgehändigt wor¬ 
den seien. 550 Seiten der 706 
Seiten langen Verteidigungs¬ 
schrift wurden Seitens der Tür¬ 
kei weitergeleitet. Jedoch wurde 
das am 20. August 2009 ausge¬ 
händigte Schriftstück ohne den 
156 Seiten langen Teil der Ver¬ 
teidigungsschrift, der sich mit 
der Lösung der kurdischen Frage 
beschäftigt, übergeben. Nach 
unserem Antrag, forderte der 
EGMR die Ausgabe mit der 
Begründung, dass es sich bei 
Bewertung der Verteidigung um 
ihre Angelegenheit nandeln 
würde.“ 

Der Frage, ob die Roadmap den 
Anwältinnen übergeben würde, 
entgegnete Dündar: „Die Regie¬ 
rung muss alle Verlautbarungen 
rausrücken. Jedoch haben wir 
bis heute noch nichts erhalten. 
Wahrscheinlich wurde es erst vor 
kurzem übergeben. Es handelte 
sich dabei bis jetzt um einen 
Handel der Türkei mit dem 
EGMR. Laut Gesetzesvorgabe 
müssten wir die Roadmap erhal¬ 
ten.“ 

ANF 29.12., ISKU 


Fortsetzung: Stoppt die Hinrichtung von Habibollah Latifi! 


jüngste Verurteilung von Habi¬ 
bollah Latifi ist ein weiteres Bei¬ 
spiel dieser unmenschlichen 
Politik. Es ist bemerkenswert, 
dass die Ankündigung an die 
Familie Habibollahs zu einem 
Zeitpunkt erfolgte, als sich der 
iranische Präsident Ahmadined- 
schad gerade bei einem Treffen 
mit der türkischen Regierung 
befand. 

Wir fordern den iranischen Staat 
auf, seine Entscheidung zur Ver¬ 
urteilung sofort komplett zurück¬ 
zuziehen, Exekutionen zu stop¬ 
pen und die Rechte der Kurden 
auf einer demokratischen Basis 


anzuerkennen. Der Iran muss 
eingestehen, dass die Friedensbe¬ 
strebungen eines Volkes, weder 
durch Gewalt noch Zerstörung 
aufgehalten werden können. 

Wir rufen alle demokratischen 
Kräfte auf, gegen diese Barbarei 
zu protestieren. Lassen Sie uns 
emeinsam unsere Humanität 
ewahren und diese unmenschli¬ 
che Politik stoppen! Es ist unsere 
menschliche Pflicht, uns für den 
Frieden in Kurdistan einzuset¬ 
zen. Die Internationale Öffent¬ 
lichkeit ist aufeefordert, Solida¬ 
rität mit den Betroffenen Men¬ 
schen zu zeigen und gegen diesen 


staatlichen Terror vorzugehen. 
Die EU, die Vereinigten Staaten, 
alle Menschenrechtsorganisatio¬ 
nen und Persönlichkeiten müs¬ 
sen sich auf staatlicher Ebene für 
die Freilassung von Habibollah 
Latifi einsetzen. 

• Stoppt die Exekutionen im 
Iran 

• Die Hinrichtung Habibollah 
Latifi muss verhindert werden! 

• Freiheit für alle politischen 
Gefangenen 

• Freiheit statt Mord! 

KON-KURD Brüssel, 27.12. 


kischen Parlament die Diskus¬ 
sionen um die Demokratische 
Autonomie und die Zweispra¬ 
chigkeit als schmutzige Kam¬ 
pagne gegen die Demokratie 
bewertet und die BDP beschul¬ 
digt, Propaganda für Terro¬ 
rismus zu Betreiben. 

ANF 29.12., ISKU 

ag-Mütter 
Am 26. T)ezember 2010 
schrieb der Journalist Yildirim 
Türker einen Kommentar mit 
dem Titel "Wo seid ihr?". Er 
machte darin auf die Samstag- 
Mütter aufmerksam, die sich 
am Vortage zum 300. Mal auf 
dem Galatasaray Platz in 
Beyoglu (Istanbul) getroffen 
hatten, um auf das Schicksal 
von "Verschwundenen" auf¬ 
merksam zu machen. 

Lange Zeit hatte auch 
Ramazan Dogan an den Tref¬ 
fen teilgenommen, bis er im 
August dieses Jahres an Herz¬ 
versagen starb. Noch im Juli 
hatte er eine an den Minister¬ 
präsidenten gerichtete Rede 
gehalten: "Mein Sohn Seyhan 
Dogan (13) wurde 1995 
zusammen mit seinem Bruder 
Hazni (9) in Mardin festge¬ 
nommen. Meine Frau Asiye 
Dogan ist gleich zum Bataillon 
in Dargeipt gegangen und hat 
nach ihnen gefragt. Ein paar 
Tage darauf wurde Hazni frei¬ 
gelassen. Er hat uns alles 
erzählt. Die Kinder waren 
gefoltert worden, am Palästi¬ 
nenser Haken aufgehängt wor¬ 
den... Nur von Seyhan nörten 
wir nichts mehr. Da seine Mut¬ 
ter ständig nach ihm fragte, 
wurde auch sie festgenommen. 
11 Tage hörten wir nichts von 
ihr. Sie wurde schwer gefoltert 
und war danach krank. Sie 
starb auf der Suche nach Sey¬ 
han. Früher kam sie auch nach 
Galatasaray. Nun komme ich 
an ihrer Stelle. Der Minister¬ 
präsident soll herausfinden, 
wer meinen Sohn für tot 
erklärt hat. Ich will ihm gerne 
sagen, was ich hier mache: ich 
suche die Gebeine meines Soh¬ 
nes. Er war doch noch ein 
Kind." 

tnerkeifornm.net, 26.12., ISKU 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Stahltwiete 10 


22761 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
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bestellt werden. 
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Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 39 68 506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
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